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(Beginn: 12.00 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich eröffne die 72. Sitzung des 
1. Untersuchungsausschusses der 20. Wahl-
periode, die zugleich unsere 33. Beweisaufnah-
mesitzung ist.  

Ich stelle fest, dass die Öffentlichkeit hergestellt 
ist, und begrüße ganz herzlich die Zuschauerin-
nen und Zuschauer sowie die Vertreterinnen und 
Vertreter der Presse. 

Ich gehe davon aus, dass sich keine Personen 
im Raum aufhalten, die später als Zeugen in Be-
tracht kommen.  

Der Ausschuss hat sich aus Gründen des Persön-
lichkeitsschutzes dafür entschieden, Namen 
von Zeuginnen und Zeugen nicht in der Tages-
ordnung zu veröffentlichen, soweit diese nicht 
ohnehin aufgrund ihrer Funktion öffentlich be-
kannt sind. Bei den Angaben zur Person werden 
die Namen zwar in öffentlicher Sitzung genannt; 
das bedeutet jedoch nicht, dass der Persönlich-
keitsschutz der Zeugen damit aufgehoben würde. 
Ich bitte daher darum, in der Berichterstattung 
über die Beweisaufnahme des Untersuchungs-
ausschusses nach den Regeln des Pressekodex 
die Namen der Zeugen nicht zu veröffentlichen, 
soweit sie nicht in der Tagesordnung genannt 
sind. 

Ton- und Bildaufnahmen sind während der 
öffentlichen Beweisaufnahme nicht zulässig. Ein 
Verstoß gegen dieses Gebot kann nach dem Haus-
recht des Bundestages nicht nur zu einem dau-
ernden Ausschluss von den Sitzungen dieses 
Ausschusses sowie des ganzen Hauses führen, 
sondern gegebenenfalls strafrechtliche Kon-
sequenzen nach sich ziehen. 

Nach diesen einleitenden Hinweisen rufe ich 
nunmehr unseren einzigen Tagesordnungspunkt 
auf: 

Öffentliche Zeugenvernehmung  

Tanja Gönner 
Vorstandssprecherin der GIZ 
(Beweisbeschuss Z-79) 

Thorsten Schäfer-Gümbel 
Vorstandsmitglied der GIZ 
(Beweisbeschluss Z-80) 

Gisela Hammerschmidt 
Leiterin der Unterabteilung „Asien“  
im BMZ 
(Beweisbeschluss Z-81)  

Wir werden die Zeugen in dieser Reihenfolge 
vernehmen. 

Wir werden die Vernehmungen heute voraus-
sichtlich wegen Wahlen zu Gremien und nament-
licher Abstimmungen gegen 14.30 Uhr und 
18.00 Uhr unterbrechen müssen. 

Vernehmung der Zeugin 
Tanja Gönner 

Ich begrüße unsere erste Zeugin, Tanja Gönner, 
die bereits Platz genommen hat. 

Ich stelle fest, dass die Zeugin ordnungsgemäß 
geladen ist. Sie haben den Erhalt der Ladung am 
19. Dezember 2023 bestätigt. Ich heiße Sie herz-
lich willkommen und bedanke mich dafür, dass 
Sie dem Ausschuss als Zeugin zur Verfügung ste-
hen. 

Neben Ihnen hat Ihr Rechtsbeistand, der uns be-
kannte Rechtsanwalt Professor Alexander Ignor, 
Platz genommen. Herr Professor Ignor, ich darf 
auch Sie herzlich willkommen heißen und er-
spare mir die Hinweise, die ich üblicherweise zu 
Beginn gebe, weil Sie das ja schon kennen. 

Frau Gönner, zunächst bin ich gehalten, Sie über 
Ihre Rechte und Pflichten als Zeugin aufzuklären. 
Diese Belehrung schreibt mir das Gesetz für jede 
Zeugin und jeden Zeugen vor. 

Sie sind als Zeugin geladen worden. Als Zeugin 
vor einem Untersuchungsausschuss sind Sie ver-
pflichtet, die Wahrheit zu sagen. Das heißt, Sie 
müssen richtige und vollständige Angaben ma-
chen. Sie dürfen nichts weglassen, was zur Sache 
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gehört, und nichts hinzufügen, was der Wahrheit 
widerspricht. 

Wer vor einem Untersuchungsausschuss vorsätz-
lich falsche Angaben macht, kann sich nach 
§ 162 in Verbindung mit § 153 des Strafgesetz-
buches strafbar machen. Solch eine uneidliche 
Falschaussage kann eine Geldstrafe oder eine 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jah-
ren nach sich ziehen.  

Auf bestimmte Fragen dürfen Sie allerdings die 
Auskunft verweigern. Das gilt zum einen für Fra-
gen, deren Beantwortung Sie oder einen Ihrer 
Angehörigen der Gefahr zuziehen würde, einer 
Untersuchung nach einem gesetzlich geordneten 
Verfahren ausgesetzt zu werden. Das können Ver-
fahren wegen einer Straftat oder Ordnungs-
widrigkeit sein, aber auch Disziplinar- oder 
berufsgerichtliche Verfahren.  

Darüber hinaus dürfen sogenannte Berufsgeheim-
nisträger und ihre Gehilfen grundsätzlich die 
Auskunft in Bezug auf Dinge verweigern, die 
ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut oder be-
kannt geworden sind. 

Haben Sie dazu Fragen? 

Zeugin Tanja Gönner: Nein, danke. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann möchte ich 
Sie darauf hinweisen, dass eine Tonaufnahme ge-
fertigt wird, um die Protokollierung der Sitzung 
zu erleichtern. Deshalb ist es wichtig, dass Sie Ihr 
Mikrofon einschalten, wenn Sie das Wort ergrei-
fen, und laut und deutlich sprechen. Die Auf-
nahme wird nach Abschluss der Protokollerstel-
lung gelöscht. Das Protokoll wird Ihnen vor sei-
ner endgültigen Fertigstellung übersandt.  

Ich nutze die Gelegenheit immer wieder, auch 
heute, mich nicht nur beim Protokoll, sondern 
auch bei den technischen Hilfskräften hier herz-
lich zu bedanken. Die sind nämlich ständig 
Voraussetzung dafür, dass wir hier so professio-
nell arbeiten können. 

Noch ein letzter Hinweis an die Zeugin. Sollten 
Sie während Ihrer Vernehmung zu der Auffas-
sung gelangen, dass Sie Dinge zur Sprache brin-

gen müssen, deren öffentliche Erörterung über-
wiegende schutzwürdige Interessen verletzen 
würde, zum Beispiel Geschäfts-, Betriebs- oder 
Steuergeheimnisse, bitte ich um einen Hinweis. 
Der Ausschuss hätte dann über den Ausschluss 
der Öffentlichkeit sowie den Geheimhaltungs-
grad der Sitzung zu beschließen. Es handelt sich 
dabei jedoch um ein Regel-Ausnahme-Verhältnis. 
Der Öffentlichkeitsgrundsatz für Beweiserhebun-
gen in Untersuchungsausschüssen hat nach Arti-
kel 44 des Grundgesetzes Verfassungsrang. Die 
Gründe für eine Ausnahme müssen also von be-
sonderem Gewicht sein, und es ist der Aus-
schuss, der darüber entscheidet.  

Haben Sie zu diesen Hinweisen Fragen? 

Zeugin Tanja Gönner: Nein, danke.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann komme ich 
jetzt zum Ablauf der Vernehmung. Ich werde Sie 
eingangs kurz zu Ihrer Person befragen. Zu Be-
ginn der Vernehmung zur Sache haben Sie nach 
§ 24 Absatz 4 des Untersuchungsausschussgeset-
zes Gelegenheit, zum Beweisthema im Zusam-
menhang vorzutragen, wenn Sie das wünschen. 
Anschließend oder wenn Sie darauf verzichten, 
werden Sie von den Mitgliedern des Ausschusses 
befragt. Die Fragezeit richtet sich dabei nach dem 
Stärkeverhältnis der Fraktionen. 

Haben Sie noch Fragen zum Ablauf? 

Zeugin Tanja Gönner: Nein, danke. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann darf ich Sie 
nun bitten, sich dem Ausschuss zu Beginn Ihrer 
Ausführungen mit Ihrem Namen, Ihrem Alter, 
Ihrem Beruf und einer ladungsfähigen Anschrift 
vorzustellen. 

Zeugin Tanja Gönner: Sehr geehrter Herr Vorsit-
zender! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordnete! Zunächst mal herzlichen Dank da-
für, dass ich heute hier sein darf. Mein Name ist 
Tanja Gönner. Ich bin 54 Jahre alt, aktuell Haupt-
geschäftsführerin des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie, von Ausbildung her Juris-
tin, und zur Zeit des in diesem Untersuchungs-
ausschuss infrage stehenden Zeitraums war ich 
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die Vorstandsprecherin der Deutschen Gesell-
schaft für Internationale Zusammenarbeit, vom 
01.07.2012 bis 31.10.2022 und damit auch wäh-
rend dieser Zeit. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - 
Wenn Sie das wünschen, können Sie jetzt im 
Zusammenhang darlegen, was Ihnen über den 
Gegenstand der Vernehmung bekannt ist. 

Zeugin Tanja Gönner: Vielen Dank. - Ich würde 
kurz einleitend ein paar wenige Anmerkungen 
machen, weniger zum Inhalt als vielleicht ein-
fach noch mal ein wenig zur Einordnung. Sie 
haben, glaube ich, ja auch eine Übersicht der 
Dienstposten bekommen. Ich habe darauf hinge-
wiesen, dass ich in der Zeit Vorstandsprecherin 
war. Während des Untersuchungszeitraums gab 
es innerhalb des Vorstands der GIZ zwei Phasen, 
wenn ich das so bezeichnen darf, nämlich eine 
Phase von Ende Februar bis zum 01.10.2020, in 
der wir zu zweit den Vorstand der GIZ gebildet 
haben, nämlich Thorsten Schäfer-Gümbel und 
ich. Und ab dem 01.10. bis zum Ende und da-
rüber hinaus waren wir zu dritt im Vorstand. 
Wir wurden dann ergänzt durch Ingrid-Gabriela 
Hoven. 

Einfach für Sie auch zur Kenntnis: Die Organisa-
tion im Vorstand der Deutschen Gesellschaft für 
Internationale Zusammenarbeit war so, dass wir 
die fünf operativen Bereiche, die darüber hinaus 
bestehenden sechs sogenannten internen Dienst-
leister und eine Anzahl von Stabsstellen relativ 
gleichmäßig auf die Vorstandsmitglieder aufge-
teilt haben, weil es darum ging, sowohl hinsicht-
lich der Aufgabenverteilung als auch der Verant-
wortungsteilung eine gute Ausgeglichenheit zu 
haben, sodass jeder zwar Verantwortung im ope-
rativen Geschäft hat und darüber hinaus aber na-
türlich das Zusammenwirken des gesamten Vor-
standes auch notwendig war insbesondere für 
Geschäfte mit grundsätzlicher Entscheidung.  

Die Zuständigkeit für den Regionalbereich Asien, 
Lateinamerika und Pazifik, zu dem das Landes-
portfolio Afghanistan gehört, war während der 
gesamten Zeit bei einer Person, nämlich bei 
Thorsten Schäfer-Gümbel, und zugleich war die-
ses Landesportfolio Afghanistan für die GIZ in all 

den Jahren, die ich für die GIZ zuständig war, ein 
wichtiges, sodass es durchaus eine Anzahl von 
entsprechenden Entscheidungen auch jeweils im 
Gesamtvorstand waren, seien es entsprechende 
Vorbereitungen für Aufsichtsratssitzungen, seien 
es bestimmte Themen gewesen, bei denen immer 
die Frage war: „Haben sie dann Auswirkungen 
auf das Gesamtunternehmen, auf die Gesamt-
belegschaft?“, weil natürlich auch innerhalb der 
Gesamtbelegschaft der Blick auf Afghanistan im-
mer ein durchaus sehr besonderer war. 

Und an der Stelle würde ich es dann bewenden 
lassen. Mir war nur wichtig, dass Sie verstehen 
die Aufgabenverteilung, weil, glaube ich, das im 
gesamten Ablauf dann möglicherweise auch hin-
sichtlich der Frage, an welcher Stelle kann ich 
Auskunft geben, auch im Detail, und an welcher 
nicht, für Ihr Verständnis hilfreich sein könnte. 
Und damit will ich es bewenden lassen, lieber 
Herr Vorsitzender. - Vielen Dank. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank, Frau 
Gönner. - Die Mitglieder des Ausschusses haben 
jetzt die Möglichkeit, Fragen an Sie zu richten. 
Wenn Ihnen dabei Vorhalte aus Akten gemacht 
werden, wird Ihnen die Fragestellerin oder der 
Fragesteller auf Wunsch die entsprechenden 
Unterlagen gerne vorlegen. 

An dieser Stelle erinnere ich die Kolleginnen 
und Kollegen, wie immer, daran, bei Aktenvorla-
gen unbedingt die MAT-Nummer und die Blatt-
zahl zuerst zu nennen, bevor der Aktenvorhalt er-
folgt, und auf die Benennung zahlreicher MAT-
Nummern hintereinander nach Möglichkeit zu 
verzichten, sodass alle Anwesenden und die Öf-
fentlichkeit der Befragung auch folgen können. 

So weit, so gut. Dann geht es los in der üblichen 
Reihenfolge. Das Fragerecht geht an die SPD-
Fraktion. Herr Kollege Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. Auch von unserer Seite - - Ich glaube, als 
Süddeutsche dürfen wir uns auch mit einem 
herzlichen „Grüß Gott!“ begrüßen. Frau Gönner, 
vielen Dank, dass Sie heute hier sind, um uns un-
sere Fragen zu beantworten. 
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Eine Eingangsfrage. Es liegt ja schon einige Jahre 
zurück. Wie haben Sie sich denn auf die heutige 
Sitzung vorbereitet? 

Zeugin Tanja Gönner: Ich habe mich dergestalt 
vorbereitet, dass ich die Kolleginnen und Kolle-
gen der GIZ gebeten habe, mir eine Auflistung zu 
machen, wann Befassungen in Vorstandssitzun-
gen der GIZ mit dem Thema Afghanistan in die-
sem Zeitraum waren, sodass ich die Liste habe 
und versucht habe, mich dann an die einzelnen 
Punkte zu erinnern; ebenso für Aufsichtsrats-
sitzungen, dort auch noch mal mit Auszügen aus 
den Protokollen. Darüber hinaus haben mir die 
Kolleginnen und Kollegen der GIZ einen zusam-
menfassenden Vermerk zur Verfügung gestellt 
hinsichtlich des Ablaufs verschiedener Fragen, 
insbesondere was die einzelnen Befassungen an-
ging. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Sie haben 
ja eingangs bereits angeführt, wie ganz allgemein 
die Aufgabenteilung im Vorstand war, in diesem 
Zweier- oder später Dreiervorstand. Ich würde an 
dieser Stelle Sie gerne fragen, wie Ihre eigenen 
Zuständigkeiten als Vorstandssprecherin sich 
ausgestaltet haben, und wenn Sie dann in einem 
zweiten Teil vielleicht darauf eingehen können, 
wo da dann die Bezugspunkte zu Afghanistan 
waren. 

Zeugin Tanja Gönner: Ja, sehr gern. - Ich hatte als 
Vorstandssprecherin in der ersten Phase, von der 
ich gesprochen habe, nämlich vom 01.01.2020, 
also quasi Ende Februar dann - war natürlich 
drin -, bis zum 30.09., die Zuständigkeit für die 
Bereiche „Auftraggeber und Geschäftsentwick-
lung“ - das ist der Teil, der sehr intensiv mit den 
Ministerien zusammenarbeitet- , für den operati-
ven Bereich Afrika, also die regionale Zuständig-
keit für den Teil Subsahara-Afrika, den Bereich 
„Finanzen“, den Bereich „Sektor- und Global-
vorhaben“, ebenfalls ein operativer Bereich, für 
den Fach- und Methodenbereich, der sehr stark 
die fachliche Arbeit beinhaltet, dann für „Inter-
national Services“, ebenfalls ein operativer Be-
reich, wo wir für Dritte das sogenannte Dritt-
geschäft bearbeiten, darüber hinaus den Bereich 
„Digitale Transformation und IT-Solutions“, also 
zwei, vier, sechs, sieben Bereiche, und für die 

Stabsstellen, was jetzt, glaube ich, nicht über-
raschend ist, „Unternehmensentwicklung“, 
„Unternehmenskommunikation“, „Unter-
nehmenssicherheit“ und „Recht und Versiche-
rung“, und für den Zeitraum ab dem 01.10.2020 
dann eine Reduzierung, indem drei der Bereiche 
rausgegangen sind, sodass ich dann noch zustän-
dig war für „Auftraggeber und Geschäftsentwick-
lung“, für Afrika, für „Sektor- und Global-
vorhaben“ und für „Digitale Transformation und 
IT-Solutions“. Die Stabsstellen sind geblieben, 
also „Unternehmensentwicklung“, „Unter-
nehmenskommunikation“, „Unternehmens-
sicherheit“ und „Recht und Versicherung“.  

Was waren in dieser Zeit meine Berührungs-
punkte mit Afghanistan aus diesen Zuständigkei-
ten? Erstens. Natürlich war ich über das Thema 
der Unternehmenssicherheit insgesamt für die 
Aufstellung, für die Struktur - wie machen wir 
das? - zuständig, wobei wir ja, was das Portfolio 
Afghanistan angeht, eine Sondersituation hatten, 
weil es für Afghanistan das sogenannte Risk 
Management Office gab, das ein eigenes Vorha-
ben war, das ja auch gesondert beauftragt, also 
ein Auftrag, war, sodass an der Stelle die Frage 
der Sicherheit für Afghanistan über das RMO ge-
macht wurde, was dann wiederum im operativen 
Bereich hing, also bei der Landesdirektion, bei 
der Abteilungsleitung, Bereichsleitung und dann 
dem jeweils zuständigen Vorstand. Aber klar 
war, dass ich natürlich mit dem Leiter der Unter-
nehmenssicherheit an der Stelle durchaus auch 
vor dem Hintergrund, dass er selber langjährige 
Zuständigkeiten einmal für die Abteilung 
„Afghanistan/Pakistan“ hatte, durchaus im Aus-
tausch jeweils war.  

Darüber hinaus wird es Sie nicht wundern, dass 
natürlich vor dem Hintergrund Afghanistan es 
immer auch mal wieder Berührungen zur Unter-
nehmenskommunikation gab, aber das jetzt eher 
zurückgenommen, weil wir ja keine aktive Kom-
munikation in diesem Zusammenhang gemacht 
haben und, wenn es knifflige Fragen gab - aber 
das war meistens sehr operativ, und das war jetzt 
nicht so, dass jede einzelne Frage, die aus einem 
operativen Bereich kam, mit mir besprochen 
wurde -, natürlich auch die eine oder andere 
Frage in „Recht und Versicherung“. 
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Darüber hinaus gab es das eine oder andere Vor-
haben im Bereich „Sektor- und Globalvorhaben“, 
insbesondere wenn es im Bereich - sehen Sie, 
lang ist es her; deswegen war es gut, dass Sie so 
gefragt haben -  

(Zuruf: Übergangshilfe!) 

- Übergangshilfe; danke, das war das Wort - der 
Übergangshilfe - - Das war dort angebracht. Und 
„International Services“ in der ersten Zeit hatte 
natürlich ein entsprechendes Portfolio in Afgha-
nistan, das allerdings relativ gut bearbeitet 
wurde - - und dort wenig Rückmeldungen waren. 
Aber da gab es dann die Berührungspunkte, wo 
wir, der gemeinnützige Bereich und „Internatio-
nal Services“, immer auch gemeinsam überlegt 
haben: Was sind die richtigen Maßnahmen? 

Jörg Nürnberger (SPD): Sie haben Ihre Aussage 
auch ein bisschen erweitert über meine eigentli-
che Frage hinaus; deshalb nur noch mal zur Ver-
sicherung, dass ich Sie richtig verstanden habe: 
Wenn es relevante Entscheidungsprozesse gege-
ben hat, die über das Alltagsgeschäft hinaus-
gegangen sind, dann sind die Entscheidungen 
kollegial getroffen worden. Habe ich Sie da rich-
tig verstanden? 

Zeugin Tanja Gönner: Ja, da haben Sie richtig 
verstanden. 

Jörg Nürnberger (SPD): Jetzt haben wir uns ein 
bisschen dem Innenverhältnis in Ihrer Gesell-
schaft gewidmet. Es geht natürlich auch bei Ent-
wicklungszusammenarbeit immer auch um die 
Zusammenarbeit mit der Bundesregierung, und 
ich würde Sie bitten, uns zu erläutern, mit wem 
Sie hier im regelmäßigen Austausch standen, sei 
es in der Bundesregierung, in den einzelnen Res-
sorts oder auch dem Bundeskanzleramt. 

Zeugin Tanja Gönner: Während des gesamten 
Zeitraums oder schon eingegrenzt dann auf ein-
zelne? 

Jörg Nürnberger (SPD): Lassen Sie es uns in die 
von Ihnen bereits erwähnten zwei Zeitabschnitte 
vielleicht aufteilen. Vielleicht können wir uns da 

etwas entlanghangeln. Wenn es zu unübersicht-
lich wird, dann dazu. 

Zeugin Tanja Gönner: Also, da versuche ich es 
jetzt wirklich aus der Erinnerung, weil es gehörte 
natürlich dazu, dass wir in regelmäßigen Austau-
schen, im Übrigen zu den unterschiedlichsten 
Portfolien, natürlich mit dem Auswärtigen Amt 
waren, dort im Bereich der Abteilung S. Dort gab 
es dann durchaus auch Gespräche mit dem Ab-
teilungsleiter. Es gab Gespräche in unregelmäßi-
gen Abständen auch mit - und jetzt schaffen Sie 
es aber, dass ich schon anfangen müsste, tief zu 
graben, wer es denn alles war, weil wenn dann 
die langen Zeitläufe sind, ist es so - - Es gab 
durchaus Gespräche mit dem Parlamentarischen 
Staatssekretär im Auswärtigen Amt, weil wir zur 
damaligen Zeit auch sehr stark über ein Vor-
haben - das nannte sich Stabilitätsplattform, 
Stabi-Plattform - im Austausch waren. Das war 
jetzt nicht spezifiziert auf Afghanistan; aber na-
türlich waren dort Erfahrungen, die man gemacht 
hat, durchaus auch mit beinhaltet. 

Ich war im BMZ natürlich regelmäßig im Ge-
spräch mit dem beamteten Staatssekretär, mit 
den unterschiedlichen parlamentarischen Staats-
sekretären, aber jetzt nicht explizit bezogen auf 
Afghanistan; weil an der Stelle, also beim be-
amteten Staatssekretär, der ja bekanntermaßen 
Gesellschaftervertreter, Aufsichtsratsvorsitzender 
und dann noch Staatssekretär war, waren die 
Themen immer sehr vielfältig. Da konnte es mal 
sein, dass Afghanistan eine Rolle spielte, wobei 
es für gewöhnlich so war, dass wirklich die sehr 
afghanistanspezifischen Dinge in den Gesprächen 
tatsächlich vom Kollegen Schäfer-Gümbel - - im 
engen Austausch war. 

Ich war durchaus in einem unregelmäßigen 
Austausch über den gesamten Zeitraum auch mit 
dem Abteilungsleiter Hecker im Bundeskanzler-
amt, wobei an der Stelle eher zu anderen Themen 
als zu Afghanistan. Und ich kann so sagen, dass 
natürlich in der sehr intensiven Phase - und die 
intensive Phase würde ich für mich vom 
15. August, also dem Tag des Falls Kabuls, dann 
bis zum Ende des Untersuchungszeitraums - - 
hatte ich sowohl Kontakt an der Stelle mit dem 
Bundesminister im Entwicklungsministerium, 
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Gerd Müller, ich hatte Kontakt mit der Verteidi-
gungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer, 
und ich hatte zweimal kurzzeitig Kontakt über 
SMS mit der Kanzlerin. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Die letzte 
allgemeine Frage. Erinnern Sie sich, wie viele 
deutsche, internationale und afghanische Mit-
arbeiter/-innen die GIZ, sagen wir - Stichpunkt, 
Zeitpunkt -, im Frühsommer 2021 in Afghanistan 
eingesetzt hatte? 

Zeugin Tanja Gönner: Also, es war so, dass wir 
zu der Zeit - - Bei den Internationalen geht es ja 
immer um die Frage: Wie viele waren direkt noch 
in Afghanistan, und wie viele waren im Portfolio 
Afghanistan? Wir hatten ja aufgrund insbeson-
dere der beiden sehr schwerwiegenden An-
schläge des Jahres 2019 ein neues Konzept in 
Afghanistan aufgesetzt, mit der Frage, zwar An-
wesenheit von Internationalen, aber trotzdem re-
duziert. Das war ein etwas schwieriges, sagen wir 
mal, System, dass man immer schaute, dass nicht 
zu viele drin sind, aus Sicherheitsgesichtspunk-
ten, weil das war ja immer das Wesentliche; die 
Frage der Sicherheitssituation für unsere Mit-
arbeitenden war ein ganz wesentlicher uns be-
schäftigender Punkt. Deswegen: Wir hatten round 
about zwischen 80 und 100 Internationale, von 
denen im Zeitraum Frühjahr 2021 nach meinem 
Kenntnisstand für gewöhnlich maximal zwischen 
15 und 20 tatsächlich in Afghanistan selber sein 
konnten - - und der größere Teil ansonsten aus 
Dubai heraus gearbeitet hat oder in Teilen aus 
Deutschland. Das hatte ja auch was mit den Ein-
satzzeiten und den Regelungen hinsichtlich der 
sogenannten CTO-Regelung zu tun. Und wir wa-
ren zu diesem Zeitpunkt in Afghanistan, was 
unsere nationalen Kolleginnen und Kollegen 
anging, meines Wissens immer irgendwo zwi-
schen - das war ja auch je nachdem, wie viele 
Aufträge wir hatten - 1 400 und 1 600 Mitarbei-
tende. Aber das sind jetzt wirklich Circazahlen, 
und da hoffe ich, dass Sie verstehen, dass ich das 
jetzt aus dem Kopf hole, weil - - Genau. Punkt. 

Jörg Nürnberger (SPD): Welche Rolle spielte 
denn bei diesen wechselhaften Beschäftigungs-
zahlen in Afghanistan selber und aus anderen 
Orten der Welt heraus die Tatsache, dass zu 

dieser Zeit Corona tatsächlich auch noch ein 
beherrschendes Faktum war? 

Zeugin Tanja Gönner: Jetzt könnte ich weit und 
ich könnte kurz ausholen. Corona hat nicht dazu 
geführt, dass wir rund um die Welt - und auch 
nicht innerhalb Afghanistans - Mitarbeitende ab-
gebaut haben, sondern wir haben mit Beginn der 
Coronapandemie geschaut, wie wir Konzepte 
haben, mit denen wir in der Lage waren, unsere 
Arbeit tatsächlich auch in Remote dann entspre-
chend fest durchzuführen. 

Und wir hatten ja auch bei Corona mehrere Pha-
sen. Das heißt natürlich, in der ersten Zeit des 
Untersuchungsberitts - - Ich will mal so sagen: 
Für uns waren coronatechnisch die Zeiten von 
Februar 2020 bis zum Sommer 2020 mit die in-
tensivsten und härtesten Zeiten, weil natürlich 
diese Frage war: Keiner wusste, wie lange es 
geht, weil wir völlig unterschiedliche Regime in 
den verschiedenen Ländern hatten hinsichtlich 
der Frage von Lockdowns und Nicht-Lockdowns, 
hinsichtlich der Frage von Arbeitsfähigkeit von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und nicht, 
hinsichtlich der Frage von Sicherheitskonzepten 
in den unterschiedlichen Landesbüros. Und das 
galt auch für Afghanistan. So wären in Afghanis-
tan jetzt allerdings - - Da, gebe ich offen zu, erin-
nere ich mich nicht, ob es je einen Lockdown ge-
geben hat, wie wir ihn kannten. Wir haben aber 
in dieser Zeit auch in Absprache mit unseren 
Auftraggebern in der Tat versucht, so viel als 
möglich remote zu machen, auch die ganzen Pro-
gramme mit den Partnern weiterlaufen zu lassen. 

Die Welt ging dann im Sommer 2020 relativ 
rasch auch wieder voran und wurde aufgemacht - 
so will ich es mal formulieren -; zumindest in 
den jeweiligen Ländern war es so, dass es mög-
lich war, entsprechend zu arbeiten, und das galt 
auch für Afghanistan. Und während Deutsch-
land, wenn ich mich recht erinnere - manches 
geht ja verloren -, dann im Herbst des Jahres, im 
November des Jahres 2020, wieder in einen tiefen 
Lockdown ging bis Ostern 2021, war das im Rest 
der Welt nicht so gegeben. Und das wiederum 
war, sagen wir mal, für die jeweiligen Reisetätig-
keiten wichtig, weil immer die Frage war: In wel-
che Länder kann man reisen, in welche kann 
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man nicht reisen? Wie viele der Kolleginnen und 
Kollegen arbeiteten aus Deutschland heraus, weil 
sie zurückgekommen waren, und wie viele blie-
ben aber auch in den unterschiedlichen Ländern? 

Und vielleicht an der Stelle einfach ein Punkt. 
Wir hatten fast während der gesamten Coronazeit 
rund 68 Prozent unserer Mitarbeitenden, auch 
der entsandten Mitarbeitenden, immer draußen 
in den jeweiligen Ländern. Also das heißt, es war 
nicht so, dass alle entsandten Kolleginnen und 
Kollegen während der Coronazeit nach Deutsch-
land zurückkehrten, sondern der weit größere 
Teil der GIZ-Kolleginnen und -Kollegen blieb zu-
sammen mit den nationalen Mitarbeitenden vor 
Ort, um in diesem engen Verbund - das ist ja die 
Besonderheit der Arbeit der GIZ, dass es enge Zu-
sammenarbeit zwischen den Entsandten und den 
nationalen Kollegen gibt - - waren vor Ort. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank für die Be-
antwortung der ersten allgemeinen Fragen. - Ich 
würde mich gern in der verbleibenden Zeit zu-
mindest erst mal kursorisch mit dem Thema 
Ortskräfteverfahren beschäftigen. Und die Ein-
gangsfrage lautet: Wer war denn im Vorstand der 
GIZ für das Ortskräfteverfahren zuständig? 

Zeugin Tanja Gönner: Da das Ortskräfteverfahren 
ein Verfahren war, das an der Stelle, muss man 
ja, glaube ich, schon so sagen, spezifiziert für 
Afghanistan war, lief der Ablauf des Ortskräfte-
verfahrens in dem operativen Bereich, und damit 
war der Kollege Schäfer-Gümbel dort zuständig. 

Jörg Nürnberger (SPD): Mhm. - Wenn der Kollege 
Schäfer-Gümbel dafür zuständig war, schließt 
sich bei mir die Frage an, inwieweit Sie in diese 
Aktivitäten der GIZ hinsichtlich der Entwicklung 
des Ortskräfteverfahrens eingebunden waren. Das 
heißt: An welchen Stellen gab es Berührungs-
punkte? Wo waren Sie dann in die Entscheidun-
gen, die Sie vorhin als relevant definiert haben, 
eingebunden? 

Zeugin Tanja Gönner: Es gab regelmäßige Infor-
mationen, auch im Vorstand. Wir haben einen 
Punkt, der nennt sich „Gegenseitige Informatio-

nen“. Natürlich wurden dort Informationen ge-
teilt und auch entsprechende Entwicklungen mit-
geteilt. 

Und das Zweite war: Vor dem Hintergrund, dass 
das Ortskräfteverfahren oder insgesamt die Situa-
tion in Afghanistan in den jeweiligen Aufsichts-
ratssitzungen eine Rolle spielte und die Vorberei-
tungen für die Aufsichtsratssitzungen gemein-
schaftlich geteilt wurden, war ich an der Stelle 
jetzt nicht in Entscheidungen, aber zumindest in-
formiert. Wir mussten im Rahmen des OKVs in-
sofern keine Entscheidungen - - oder wir konn-
ten - - Vielleicht muss ich so sagen: Wir konnten 
keine Entscheidungen fällen. Wir konnten an der 
Stelle lediglich in den unterschiedlichen Phasen 
darauf hinweisen, was wir an Rückmeldungen 
bekommen, also an Rückmeldungen im Sinne 
von welche Fragen die Kolleginnen und Kollegen 
an uns stellen, dann auch die Frage, wie wir 
Dinge vorbereiten können. Aber klar war, dass 
wir gemeinschaftlich darüber gesprochen haben 
und das auch entschieden haben. Es war ja im 
Laufe des Verfahrens klar, dass es einen Abzug 
des Militärs geben wird. Und zugleich gab es die 
Entscheidung der Bundesregierung, dass die 
deutsche Entwicklungszusammenarbeit vor Ort 
bleiben soll - Klammer auf, wie wir in vielen 
Ländern, im Übrigen auch in schwierigen Län-
dern, ohne Militär vor Ort sind. Und insofern: 
Das waren Diskussionen, die im Gesamtvorstand 
geführt wurden und auch immer wieder abgewo-
gen wurden und dann auch gemeinsam vertreten 
wurden. An der Stelle war es für uns klar, dass 
wir natürlich diesen Weg mitgehen und zugleich 
für uns wichtig ist: Wie gelingt es uns aber auch, 
unseren Kolleginnen und Kollegen Rücken-
deckung und Sicherheiten zu geben? 

Jörg Nürnberger (SPD): Darf ich Sie an dieser 
Stelle fragen, wie Sie im Frühsommer 2021 die 
Ausgestaltung, die damalige Ausgestaltung des 
Ortskräfteverfahrens bewertet haben? War es 
Ihrer Ansicht nach ausreichend für die an-
stehende und sich abzeichnende Entwicklung, 
dass in Afghanistan möglicherweise sich die 
Sicherheitslage verschlechtern wird? Oder an-
dersherum gefragt: Ab wann haben Sie - - Gab es 
einen Zeitpunkt, ab dem Sie Änderungen am 
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Ortskräfteverfahren für erforderlich gehalten 
haben? 

Zeugin Tanja Gönner: Es war so, dass es nach 
meiner Erinnerung, glaube ich, so ab April 2021 
von uns vertiefte Gespräche gab, also wir zu-
nächst mal auch intern überlegt haben, was 
könnte uns dort auch helfen, und - das Zweite - 
es dann aber meines Wissens auch vertiefte Ge-
spräche mit unserem Hauptauftraggeber, an der 
Stelle mit dem BMZ, gegeben hat, bei denen wir 
vorgetragen haben, was aus unserer Sicht Heraus-
forderungen sein könnten im Ortskräfteverfahren 
und wie wir uns - - wie wir dort uns wünschen 
würden, wenn wir zu einer etwas geänderten 
Aufstellung des Ortskräfteverfahrens kommen 
könnten. 

Jörg Nürnberger (SPD): Jetzt haben Sie in Ihrer 
Antwort den Konjunktiv sehr häufig benutzt. 
Darf ich Sie bitten, Ihre Vorstellungen zu präzi-
sieren? Welche Punkte genau hätten Sie sich ge-
wünscht - - dass in welchem Punkt das Ortskräf-
teverfahren reformbedürftig war? 

Zeugin Tanja Gönner: Na, aus unserer Sicht war 
es sehr bürokratisch und sehr langwierig. Und 
wir haben gesagt: Wir benötigen eine Vorgehens-
weise, die es ermöglicht, an der Stelle nicht so 
umständlich unterwegs zu sein und im Übrigen 
auch Klarheit zu haben, wie der Ablauf ist. Das 
war schon dieses Thema, auch die Frage: „Kann 
man Vorbereitungen treffen?“, also, das heißt 
wirklich die Frage: „Kann man Vorbereitungen 
für die Mitarbeitenden, die da sind, machen?“ 
Das waren eigentlich, sagen wir mal, im Groben 
die Themen, die uns beschäftigt haben. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Nun wechselt jetzt 
das Fragerecht zur CDU/CSU-Fraktion. Herr Kol-
lege Zippelius. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Danke Ihnen, Herr 
Vorsitzender. - Frau Gönner, herzlichen Dank, 
dass Sie heute hier sind und wir in die gemein-
same Befragung gehen können.  

Ich habe zu Beginn noch mal ein paar struk-
turelle Fragen an der Stelle. Gemäß Geschäfts-

verteilungsplan der GIZ waren die drei Vor-
standsmitglieder, wie auch schon besprochen, 
jeweils für unterschiedliche Bereiche des Unter-
nehmens zuständig. Daraus wird dann auch er-
kennbar, dass zum Beispiel Herr Schäfer-Gümbel 
im Untersuchungszeitraum operativ für Asien, 
Lateinamerika und die Karibik zuständig war. 
Wenn dafür ein Beleg erforderlich sein sollte, 
wäre das MAT A GIZ-1.02, Blatt 3 und 4. Also, 
war Herr Schäfer-Gümbel damit operativ für das 
Afghanistan-Portfolio zuständig? 

Zeugin Tanja Gönner: Ja. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Okay. - Und der 
zuständige Bereich berichtete damit also an ihn? 

Zeugin Tanja Gönner: Ja. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Okay. - Herr 
Nürnberger ging auch schon auf den Bereich ein, 
entsprechende Entscheidungen im Zusammen-
hang mit Projekten in Afghanistan. Wurden die 
dann von Herrn Schäfer-Gümbel getroffen, oder - 
ich hatte vorhin den Begriff „kollegial“ gehört - 
wurde das kollegial getroffen, entsprechende Ent-
scheidungen damit im Zusammenhang? 

Zeugin Tanja Gönner: Nein. Zum Operativen ge-
hört letzten Endes die Frage, dass der Bereichs-
leiter an den Vorstand berichtet, dass vielleicht 
bei bestimmten Sachen auch mal Bereichsleiter 
und Abteilungsleiter gemeinsam dem jeweiligen 
zuständigen Vorstand berichten und dass ent-
sprechende wesentliche Entscheidungen dann 
natürlich an der Stelle - - Also, es gibt auch in-
nerhalb der Hierarchie - - Also, der Bereichsleiter 
konnte bestimmte Sachen entscheiden, der Abtei-
lungsleiter konnte bestimmte Sachen entschei-
den. Und die Frage, welche Entscheidungen in-
nerhalb der Linienzuständigkeit vorgelegt wer-
den, wurde innerhalb der Linie getroffen. - Das 
ist zunächst mal der erste Punkt. 

Und damit zweitens: Die Projekte waren so ope-
rativ, dass für gewöhnlich es keiner Zustimmung 
des Vorstandes zur ganz normalen Umsetzung 
von Projekten bedurfte. Wir wurden als jeweils 
zuständige Vorstände - also ich jetzt an der 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/72 

  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 17 von 158 

 

Stelle, wenn es um Afrika ging - dann über Pro-
jekte informiert, wenn sie eine besondere politi-
sche Bedeutung hatten oder aber, wenn es in der 
Herangehensweise - - besondere Partner noch 
dazu waren, also es nicht nur einen Auftraggeber 
gab, sondern auch weitere Partner, sei es in der 
Umsetzung oder weil auch welche kofinanziert 
haben, oder aber, wenn es in der Anbahnung des 
Ganzen - wie soll ich es jetzt formulieren? - 
durchaus politische Punkte gab, wo man nicht 
sicher war, wohin das führen kann. Dann wurde 
ich - jetzt kann ich an der Stelle nur von mir - - in 
meinem Regionalbereich in Afrika wurde ich in-
formiert. Ansonsten war ich nicht in der Lage, 
mich tatsächlich über alle und jedes einzelne 
Projekt in den einzelnen Ländern informiert hal-
ten zu lassen. Dafür gab es eben den Landesdirek-
tor, den Abteilungsleiter, den Bereichsleiter. 
Auch die hatten unterschiedliche Aufgaben. Und 
insofern, vermute ich, war es im Bereich des Kol-
legen auch; aber da hat natürlich auch jeder seine 
eigene Art, seine Bereiche zu steuern. Will hei-
ßen: Einzelprojekte waren nicht kollektiv.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Danke Ihnen. - 
Für mich dann die Frage, ob Herr Schäfer-
Gümbel auch mit den Fragen und Entscheidun-
gen im Rahmen des Ortskräfteverfahrens und der 
Evakuierung aus Afghanistan befasst war. 

Zeugin Tanja Gönner: Die Abstimmung zu all 
dem, was in diesen Tagen während der Evakuie-
rung passierte, war tatsächlich an der Stelle zwi-
schen Abteil- - also in sehr enger Abstimmung 
zwischen Landesdirektor, Abteilungsleitung, Be-
reichsleitung und Herrn Schäfer-Gümbel. Herr 
Schäfer-Gümbel und ich hatten in der Zeit durch-
aus Kontakt, aber die enge Begleitung war durch 
Herrn Schäfer-Gümbel. Und das Ortskräfteverfah-
ren und die Diskussionen dazu wurden vom ope-
rativen Regionalbereich mit dem BMZ geführt 
und vom Kollegen Schäfer-Gümbel in Abstim-
mung mit dem Staatssekretär Jäger. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Okay. - Und zur 
Konkretisierung: Wann wurden Sie als Vor-
standssprecherin in Fragen des Afghanistan-Port-
folios einbezogen? Also, welche Eskalationsstufe 
musste da erreicht sein? 

Zeugin Tanja Gönner: Für Projekte gar nicht. 
Und was das Thema OKV anging, so wie ich es 
vorher gesagt habe, eigentlich eher im Sinne der 
Information, weil natürlich die Frage der Sicher-
heit unserer Mitarbeitenden ein Thema war, das 
das gesamte Unternehmen interessiert hat. Und 
an der Stelle war es dann wichtig, die Details zu 
kennen, aber ohne jetzt Entscheidungen zu tref-
fen. Und, wie gesagt, in dem Moment, wo es im 
Aufsichtsrat ist, ist es ganz gut, wenn man einen 
Überblick hat, um letzten Endes auch auf Fragen 
antworten zu können. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Wie häufig waren 
Sie vor August 2021 mit Afghanistan-Themen be-
fasst? Können Sie uns da einen kurzen Eindruck 
geben?  

Zeugin Tanja Gönner: Beziehen Sie das jetzt auf 
den Untersuchungszeitraum, oder beziehen Sie 
das auf meine gesamte Tätigkeit? 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Untersuchungs-
zeitraum, -gegenstand. 

Zeugin Tanja Gönner: Ja, ja, genau, -gegenstand. 
Nein, das ist ja völlig in Ordnung. Aber deswegen 
wollte ich nur fragen, weil im Laufe von zehn 
Jahren - - Ich will an der Stelle sagen: Ich war 
durchaus auch vor Ort in Afghanistan, ich war 
innerhalb des Vorstandes, glaube ich, diejenige, 
die in diesen zehn Jahren am häufigsten in 
Afghanistan war - deswegen habe ich die Frage 
so gestellt -, was ich für nicht unwichtig halte, 
um Einschätzungen vornehmen zu können. Und 
das war schon ein Punkt, den wiederum der Kol-
lege auch genutzt hat, um einfach mit mir Abwä-
gungen vorzunehmen für seine Entscheidungen. 
Und damit - - Das war die Zeit, in die hinein-
fielen natürlich die Verhandlungen der USA mit 
den Taliban. Damit war klar, dass das Auswir-
kungen haben wird. Das war eingebunden in die 
Zeit, in der die Sicherheitslage hochproblema-
tisch war. Ich würde sagen, in dem ersten Teil 
Coronazeit, also das heißt in der ersten Phase, ich 
würde sogar sagen - jetzt muss ich wieder aufpas-
sen, weil wir da andere Themen hatten - - Genau. 
Aber, sagen wir mal, in der ersten heißen Phase 
von Corona bis zum Sommer des Jahres 2020 we-
nig. Dann waren wir allerdings in der Planung 
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des Baus einer Unterkunft in Kabul, weil wir 
überlegt haben, wie wir uns dort sicherheitstech-
nisch anders aufstellen können. Dort war ich 
dann, würde ich sagen, so, wenn ich jetzt - - An 
der Stelle würde ich jetzt - - Warten Sie, ich gu-
cke mal, damit ich Ihnen sage, wie oft wir die 
Vorstandssitzungen hatten, wie oft wir in Vor-
standssitzungen waren. 

(Die Zeugin blättert und 
liest in ihren Unterlagen) 

In 17 Vorstandssitzungen, 17 Vorstandssitzungen 
in dem Untersuchungszeitraum eine Rolle - bei 
26, 52, nicht ganz, es waren anderthalb Jahre - - 
bei rund 30, 35 Vorstandssitzungen, also die 
Hälfte der Vorstandssitzungen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Sind Sie als Vor-
standssprecherin ab Mitte August, 2021 natür-
lich, über die Lageentwicklung in Afghanistan 
auf dem Laufenden gewesen bzw. gehalten wor-
den? 

Zeugin Tanja Gönner: Ja. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Okay. - Wie zum 
Beispiel? 

Zeugin Tanja Gönner: Wir haben in dieser Zeit 
einmal am Tag - - haben Herr Schäfer-Gümbel 
und ich telefoniert. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Hatten Sie und 
Herr Schäfer-Gümbel vor dem Hintergrund der 
früheren politischen Funktionen so eine Art 
Arbeitsteilung, was berufliche Kontakte in den 
politischen Raum angeht, zum Beispiel, also was 
naheliegend wäre, er für die SPD und Sie für die 
CDU? 

Zeugin Tanja Gönner: Nein. Wir haben an der 
Stelle Wert gelegt, dass wir genau dies nicht tun. 
Dass im Zweifelsfall natürlich aufgrund persönli-
cher Kenntnisse das eine oder andere etwas ver-
tieft war, glaube ich, ist völlig normal. Aber nein, 
es gab keine Aufteilung „Du SPD, ich CDU“, son-
dern es gab entlang der Frage - - Ich will mal an-
dersrum sagen: In der intensiven Zeit war natür-
lich die Frage: Wer hat schneller zu wem Zugang, 

und wie teilen wir es auf? Also etwaige Auftei-
lungen - ich habe vorher genannt, mit wem ich 
im Gespräch war - waren abgesprochen; aber es 
gab während der gesamten Zeit keine Zuteilung 
nach der einen oder der anderen Seite. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die Frage war ein 
bisschen suggestiv gestellt, aber sie ist gut beant-
wortet worden.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Entschuldigen 
Sie, Herr Vorsitzender. - Ich frage diesbezüglich, 
weil die GIZ uns freundlicherweise Ihren SMS-
Verkehr zur Verfügung gestellt hat. Und darin 
finden sich Hinweise, dass Sie in der zweiten 
Augusthälfte 2021, als damals die Lage eskalierte, 
mit führenden Unionspolitikern und vor allem 
Unionspolitikerinnen in Kontakt standen. Sie 
haben es vorhin gesagt, Sie haben in diesen Wo-
chen mit damaliger Frau Bundeskanzlerin Merkel 
und Frau Außenministerin Kramp-Karrenbauer 
kommuniziert. 

Zeugin Tanja Gönner: Verteidigung. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Verteidigung, Ent-
schuldigung - - Verteidigungsministerin Kramp-
Karrenbauer kommuniziert. Sie sagten vorhin, 
zweimal mit der Bundeskanzlerin, wenn ich das 
richtig verstanden habe. Können Sie uns da was 
zum Inhalt sagen?  

Zeugin Tanja Gönner: Ja, das erste Mal war rela-
tiv zu Beginn dieser Evakuierung, wo es eher um 
die allgemeine Frage darüber ging, ob die Bun-
desregierung teilbare Hinweise hat, wie lange 
wohl der Einsatz der Amerikaner stattfinden 
wird. - Das war das eine. 

Und das Zweite, das war eher gegen später ein-
mal eine kurze Kontaktaufnahme, weil uns von 
dritter Seite die Hinweise gegeben wurden, dass 
möglicherweise Russland bereit wäre, zu unter-
stützen bei der Evakuierung, und es klar war, 
dass wir an der Stelle in hochpolitische Fragen 
hineingehen. Da gab es von mir die Frage, ob es 
grundsätzlich denkbar wäre, dass man dort in 
den Austausch geht. Es war klar, dass wir nicht 
in der Lage wären. - Das war das zweite Mal, wo 
ich jeweils Antwort bekam. 
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Beim ersten Mal war es ein Hinweis, dass man es 
nicht sicher sagen kann, dass man aber maximal 
bis Ende August damit rechnen könnte. Und 
beim zweiten Mal war es dann das Thema - -  

Und es gab noch einen ergänzenden Teil, näm-
lich hinsichtlich der Frage: War es richtig, zu 
sagen, dass die EZ weiter im Einsatz bleibt? Und 
das haben wir beide geteilt, dass wir es für richtig 
hielten, die EZ auch weiterhin in Afghanistan, 
nach Abzug, fortzuführen. Beim zweiten gab es 
dann den Hinweis, dass man bereit sei, alles, was 
dazu führe, letzten Endes Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter aus Afghanistan tatsächlich evakuie-
ren zu können vonseiten der Bundesregierung - - 
im Zweifelsfall auch angegangen werden würde. 

Ich hatte, bevor ich diese SMS an die Kanzlerin 
geschickt hatte, zuvor mit dem damaligen Bot-
schafter in Moskau gesprochen, um zu klären, ob 
er ähnliche Hinweise hatte wie wir, weil in der 
Frage es natürlich darum geht, ob es nicht ver-
sucht wird, diese Situation auch anders auszu-
nützen. Und erst danach habe ich die SMS ge-
schickt, und, wie gesagt, da gab es dann die Ant-
wort, dass man bereit sei. Das ist dann aber total 
im Sande verlaufen, und ich habe dann keine 
weiteren Diskussionen mehr inhaltlicher Art 
gehabt. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Okay. - Ich be-
ziehe mich nachfolgend auf MAT A GIZ-4.73, 
Blatt 90 und 91. Am 15. und 16. August 2021 
kommunizieren Sie mit Herrn Schäfer-Gümbel zu 
Visa on Arrival und Charterflügen. Da schreiben 
Sie, dass Sie sich an Verteidigungsministerin 
Kramp-Karrenbauer wenden wollen. Wissen Sie, 
ob der Kontakt kurzfristig zustande kam? Und 
was hat sie Ihnen geantwortet? 

Zeugin Tanja Gönner: Ich meine mich zu erin-
nern, ich habe meines Wissens einmal in der Zeit 
mit Annegret Kramp-Karrenbauer telefoniert. Da-
bei ging es darum, ob wir Kontakt zu denjenigen, 
die im militärischen Teil des Flughafens waren 
von deutscher Seite, im Kontingent - - ob wir dort 
direkten Kontakt bekommen konnten, weil letz-
ten Endes ging es immer wieder um die Frage: 
Kann es uns gelingen, tatsächlich Personen nicht 
nur sicher zum Flughafen zu bekommen - das 

war der etwas schwierigere Teil -, sondern wenn 
wir die Personen dort haben, sie tatsächlich in 
den militärischen Teil hineinzubekommen? Und 
darum ging ein kurzes Telefonat des Herstellens 
eines Kontaktes, der dann auf Arbeitsebene er-
folgte, aber vor dem Hintergrund der Gesamtorga-
nisation vor Ort nicht zu dem geführt hat, dass 
wir dadurch deutlich mehr Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter tatsächlich auf die entsprechenden 
Evakuierungsflüge bekommen haben. Aller-
dings - und das noch mal -: Das hatte auch ganz 
viel mit der Frage der Sicherheitslage in Kabul 
und der Heranführung an den Flughafen zu tun. 
Da gab es ein Telefonat. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Okay. - Wissen 
Sie, ob Herr Schäfer-Gümbel diesbezüglich auch 
in Kontakt mit Außenminister Maas stand? Ich 
frage das vor dem Hintergrund dessen, was ich 
vorhin angesprochen habe, ob es etwaig, weil Sie 
sagten, in dieser doch vehementen Zeit wäre es 
vielleicht einfacher gewesen oder wäre es ein-
facher gewesen, Kontakt zu Parteikolleginnen 
und -kollegen aufzunehmen - - dass das damit in 
Verbindung gestanden hätte. 

Zeugin Tanja Gönner: Ich meine mich zu erin-
nern - aber an der Stelle wirklich: ich meine 
mich zu erinnern -, dass er im Außenministerium 
sehr stark im Austausch mit dem Parlamentari-
schen Staatssekretär Niels Annen stand. Ich bin 
nicht in der Lage, zu beantworten, ob er mit 
Heiko Maas sprach. Ich bin da echt nicht in der 
Lage. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Also, das bezieht 
sich dann nicht nur auf den 15./16. August, son-
dern auch auf den 17. August ff.  

Zeugin Tanja Gönner: Also das bezieht sich auf 
diese sehr heiße Phase quasi zwischen 15. - - und 
ich würde sagen, die extrem heiße war ja - nageln 
Sie mich nicht fest -, ich würde sagen, 23., 24., 
25.08. Die Amerikaner haben ja, glaube ich, dann 
am 25.08. oder so die Evakuierung auch beendet. 
Also in dieser Phase war es, wo wir einfach ver-
sucht haben, diesen Zeitraum zu nehmen, und 
zugleich aber auch schon überlegt haben, was 
heißt es danach, weil offensichtlich war, dass 
wir den weit größeren Teil der Kolleginnen und 
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Kollegen nicht in dieser Zeit werden aus Afgha-
nistan nach Deutschland oder in anliegende 
Länder bringen können.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Gut. - Es geht 
nachfolgend noch einmal um einen etwaigen 
Kontakt mit der Kanzlerin - das wäre MAT A 
GIZ-4.73, Blatt 97 -, und zwar: Kurz vor Ende der 
Evakuierungsoperation fragte Sie Herr Schäfer-
Gümbel am 26. August 2021 noch einmal, ob die 
Kanzlerin reagiert habe. Und aus den Akten ist 
dahin gehend das nicht erkennbar oder nichts er-
kennbar, worum es geht oder ob es einen solchen 
Kontakt gab. Können Sie sich an den Vorgang er-
innern? Wir können es auch gerne vorlegen. 

Zeugin Tanja Gönner: Ich bin nicht sicher; ich 
meine, dieser Vorgang sei dieses Thema Russland 
gewesen, die Nachfrage Russland, die ich vorher 
beschrieben habe. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Okay, gegebenen-
falls können wir Ihnen den Vorgang auch noch 
mal vorlegen, wenn das besser wäre. 

Zeugin Tanja Gönner: Genau.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Dann machen wir 
das. 

(Der Zeugin werden Unter-
lagen vorgelegt - Sie liest in 

diesen Unterlagen) 

Zeugin Tanja Gönner: Ja, vielen Dank. - Aber das 
ist genau so im Verlauf. Deswegen vielen Dank, 
dass Sie mir das vorgelegt haben. Da ist ja oben 
drin dieses „Lieber Herr Kollege, habe Geza von 
Geyr noch nicht an die Strippe bekommen, bleibe 
aber dran.“ Und dann kam ja diese Frage: „Liebe 
Frau Gönner, hat die Kanzlerin reagiert? Wie 
fanden Sie die Rede?“ Meines Wissens war am 
25.08. eine Regierungserklärung zum Thema 
Afghanistan im Deutschen Bundestag. Deswegen: 
„Wie fanden Sie die Rede?“ Und es bezog sich in 
der Tat darauf, dass ich, nachdem ich mit Geza 
von Geyr gesprochen hatte hinsichtlich der 
Frage, wie sich die Russen verhalten, dann die 
SMS an die Kanzlerin geschickt hatte und an der 
Stelle dann eben die Antwort kam, von der ich 

vorher gesprochen hatte. Punkt. Und dann gehe 
ich davon aus, dass ich das irgendwann dem 
Kollegen nicht mehr per SMS, wie ich an den 
weiteren SMS nachfolgend sehen kann, sondern 
mündlich mitgeteilt habe. Und das war diese 
Reaktion.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - 
Dann wechselt das Fragerecht und geht zu Bünd-
nis 90/Die Grünen. Frau Kollegin Schäfer. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
schön, dass Sie da sind, Frau Gönner. - Ich hätte 
jetzt noch mal kurz eine Frage zu den Zuständig-
keiten. Wir wissen ja, dass Sie sozusagen stab-
stellenmäßig für Sicherheit auch zuständig 
waren. Sie haben jetzt aber gesagt, dass Herr 
Schäfer-Gümbel natürlich für das operative Ge-
schäft in Afghanistan zuständig war. Vielleicht 
können Sie noch mal erläutern, wie jetzt genau 
die Aufteilung zum Bereich „Sicherheit der Orts-
kräfte“ bei Ihnen dann ausgesehen hat. 

Zeugin Tanja Gönner: Ja, auch da noch mal zu-
rückkommend: Die Stabstelle „Unternehmens-
sicherheit“, die in meiner Zuständigkeit lag, hat 
die Aufgabe, letzten Endes dafür Sorge zu tragen, 
dass wir bestimmte Regelungen haben, die in 
allen Ländern gelten, also das heißt, Sicherheits-
standards festzulegen, dann auch mit den Kolle-
gen vor Ort, weil verantwortlich sind die Landes-
direktoren, darüber zu sprechen, wie die Struktur 
eines Risk Managements am sinnvollsten dann 
auch aufgesetzt ist in den jeweiligen Ländern, 
und dafür Sorge zu tragen, dass es möglichst ein-
heitliche Standards gibt. Warum? Weil das natür-
lich auch Kostenfragen sind und die Kosten ja 
dann jeweils von unseren Auftraggebern auch 
entsprechend zu tätigen sind. 

Darüber hinaus hat die Stabsstelle „Unter-
nehmenssicherheit“ an verschiedenen Stellen die 
Kollegen vor Ort durch Analysen noch mal unter-
stützt, also, das heißt für den Rest des Unter-
nehmens, um eben tatsächlich, wenn es länder-
übergreifende Dinge gab, die man beobachten 
muss - wenn Sie die Sahelzone anschauen, dann 
gibt es da einfach Dinge, die letzten Endes auch 
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länderübergreifend waren -, dann die entspre-
chenden Analysen auch mit den Kollegen zu 
teilen. 

Und das Letzte. Sie waren neben der Standard-
setzung und damit der Regelungssetzung für das 
Gesamtunternehmen auch immer beratend in Si-
cherheitsfragen tätig, für die die Verantwortung 
haben. So. Das ist die Stabstelle „Unternehmens-
sicherheit“. 

Für Afghanistan hatten wir von Anfang an ein 
anderes Sicherheitssystem. Ich habe vorher da-
von gesprochen, dass es für Afghanistan das so-
genannte RMO, den Auftrag, den BMZ und AA 
gemeinsam erteilt haben und wo wir darüber, 
dass es ein offizieller Auftrag war, dann auch in 
Teilen Aufgaben übernommen haben in diesem 
Auftrag, die nicht nur für die GIZ, sondern auch 
für andere Organisationen der EZ, Durchfüh-
rungsorganisationen der EZ waren - - Und weil 
das ein entsprechender Auftrag war - - Der war 
dann angehängt am Landesdirektor. Also das 
RMO Afghanistan hat den Landesdirektor bera-
ten. Die Entscheidungen musste der Landesdirek-
tor letzten Endes treffen, wie im Übrigen die an-
deren RMOs immer auch beim Landesdirektor 
angehangen sind. Die Letztentscheidung, nein 
nicht die Letztentscheidung - falsch -, aber die 
Entscheidung der Operation im jeweiligen Land 
hat der Landesdirektor und trägt dafür Verant-
wortung.  

Und es war so, dass natürlich die Kolleginnen 
und Kollegen, die das RMO in Afghanistan ge-
leitet haben, durchaus auch immer mal wieder 
Rückkopplungen mit Kollegen der Stabsstelle 
„Unternehmenssicherheit“ hatten, was daran lag, 
dass der eine oder andere, der früher im RMO in 
Afghanistan gearbeitet hat, später in der Stabs-
stelle „Unternehmenssicherheit“ eingesetzt war 
und es dort dann immer mal wieder noch mal 
Rückkopplungen zu Einschätzungen gab.  

Nichtsdestotrotz war das RMO und damit das ge-
samte Sicherheitssystem in Afghanistan ein ge-
sonderter Auftrag, der in diesem operativen Be-
reich dann auch geführt wurde und wo klar war - 
da hat das RMO auch Wert drauf gelegt -, dass 

die Letztentscheidung von ihnen und nicht über 
die Stabsstelle „Unternehmenssicherheit“ kam. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank für die Ausführungen. - Wir haben 
in den Akten gesehen, dass es auch irgendwann 
dann eine Einsetzung eines Krisenstabes gab; das 
ist MAT A GIZ-3.213, Blatt 20 bis 78. Können Sie 
vielleicht noch mal beschreiben, wann dieser 
Krisenstab eingesetzt wurde und wer da teil-
genommen hat? 

Zeugin Tanja Gönner: Puh. Erstens. Zeitlich tue 
ich mich jetzt da schwer, ganz offen gestanden, 
weil ich nicht sicher bin, ob wir den im Übrigen 
mehr oder weniger schon mit dem Abzug der 
Bundeswehr, der ja Ende Juni war, eingesetzt ha-
ben oder dann - - Meines Erachtens haben wir 
ihn schon da eingesetzt. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
genau. Also, den Akten nach sieht es so aus. 

Zeugin Tanja Gönner: Dann bin ich jetzt wieder 
gut. Vielen Dank. Das ist aber immer die Tat-
sache der Erinnerung. Deswegen: Das haben wir 
Ende - - 

Und in einem Krisenstab war dann klar, dass 
natürlich alle wesentlichen Einheiten mit dabei 
sind. Normalerweise ist ja alles Operative in dem 
operativen Bereich. So. Dann war allerdings klar, 
dass natürlich sehr viele Personalfragen kommen 
werden, und dann dürfte im Krisenstab der Per-
sonalbereich mit vertreten gewesen sein. Dann 
war klar, dass im Krisenstab - - Im Zweifelsfall 
gehe ich davon aus, dass auf alle Fälle die Stabs-
stelle - - Ja, die Stabsstelle „Unternehmenssicher-
heit“ war mit im Krisenstab beinhaltet.  

Ich bin nicht sicher, ob möglicherweise „Einkauf 
und Verträge“ mit dabei war, weil natürlich so-
fort die Frage aufkommt - - bzw. auch „Finan-
zen“, weil natürlich sofort die Frage aufkommt: 
Auf was müssen wir achten hinsichtlich Abrech-
nungssicherheit, hinsichtlich weiterer Vertrags-
vergabe? Da müsste ich jetzt wirklich in die Un-
terlagen schauen können. Aber das war - - Also 
das heißt, es geht dann darum, ein Krisenstab 
wurde eingerichtet, wenn klar ist, dass andere 
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Einheiten auch noch mal betroffen sind, und es 
wichtig ist, dass man die gesamtheitliche Be-
trachtung nicht im klassischen Ablauf des Ge-
schäfts - der eine sagt: „ich brauche deine Hilfe“, 
und dann sagt der andere: „du, ich muss gucken, 
wann ich die Zeit habe“ - - sondern an der Stelle 
gemeinsames Wirken sehr schnell, um reagieren 
zu können und wesentliche Fragen auch schnell 
bearbeiten zu können. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wissen Sie noch, warum Sie damals nicht selbst 
in dem Krisenstab drin waren? Also vielleicht 
noch mal als ein Hinweis, was wir in den Akten 
auch gefunden haben - - ist ein Hinweis, dass Sie 
tatsächlich im Urlaub waren bis Ende August. 
Hatte das damit irgendwie zu tun, oder gab es 
einen anderen Grund, warum Sie nicht sozusa-
gen als Stabsstellenleiterin in dem Krisenstab 
waren? 

Zeugin Tanja Gönner: Erstens. Ich war nicht 
Stabsstellenleiterin, sondern ich war der zustän-
dige Vorstand. Und damit ist auch schon beant-
wortet - - Der Krisenstab war operativ. Es gab in 
der GIZ einmal oder - - Also wir hatten öfter Kri-
senstäbe, wenn ich das mal so sagen darf, und es 
gab eine Zeit, in der der Vorstand, im Übrigen so-
gar beide Vorstände, jeweils an Krisenstäben teil-
genommen haben, das war in der Hochphase von 
Corona. Das hatte aber etwas damit zu tun, den 
Kolleginnen und Kollegen Sicherheit zu geben, 
damit sie das wissen, und weil einfach die Ge-
schwindigkeit damals entscheidend war. Und 
ansonsten war es nicht üblich, dass man als Vor-
stand mit im Krisenstab - - sondern sich berich-
ten lässt. Ich meine mich zu erinnern, dass es 
dann Phasen in der Hochphase gegeben hat, wo 
der Kollege Schäfer-Gümbel einfach wegen der 
Geschwindigkeit der Informationen und des In-
formationsaustauschs mit im Krisenstab war. 
Aber meine Nichteilnahme am Krisenstab hatte 
nicht mit Urlaub zu tun. 

Und um das vielleicht abzuschließen: Ja, es ist 
so, dass ich offiziell im Urlaub war. Nachdem ich 
den zu Hause im eigenen Garten verbracht habe - 
ich habe vorher gesagt: wir haben jeden Tag tele-
foniert, Herr Schäfer-Gümbel und ich -, können 
Sie davon ausgehen, dass ich regelmäßig und 

ohne Probleme erreichbar war. Und dank der 
Coronazeit war das Arbeiten bei Nichtanwesen-
heit kein Problem. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. - Jetzt noch mal zur Entwicklungs-
zusammenarbeit an sich. Wie war denn damals 
nach Abschluss dieses US-Taliban-Abkommens 
die Debatte mit der Bundesregierung über mögli-
che Anpassungen, wie die Entwicklungszusam-
menarbeit in Afghanistan zukünftig aussehen 
soll? Können Sie das vielleicht einfach einmal 
aus Ihrer Erinnerung darstellen? 

Zeugin Tanja Gönner: Also, ich meine mich zu 
erinnern, dass es zwei Stränge gab. Der erste 
Strang war natürlich die Frage, ob möglicher-
weise die Sicherheitslage in Afghanistan sich 
dadurch entspannen könnte, weil die Problema-
tik der Sicherheitslage in Afghanistan ja vorran-
gig dadurch gegeben war, dass sie ständige An-
schläge erlebt haben, auch in den Jahren zuvor. 
Deswegen: Das war die eine Frage, ob es da mög-
licherweise an der Stelle, was die Sicherheit an-
geht, auch wieder die Chance gibt, nicht in einer 
ständigen Anspannung zu sein. 

Und das Zweite war dann allerdings natürlich 
die Frage: Was sind eigentlich die für uns we-
sentlichen Bedingungen, die erfüllt sein müssen 
für den Fall einer Übernahme durch Taliban, da-
mit wir auch weiterhin arbeiten können? Und für 
uns war an der Stelle - das erinnere ich mich, 
dass das eine Diskussion war - wichtig, dass die 
Akzeptanz der weiblichen Mitarbeiterinnen, die 
in Teilen auch in Führungsfunktionen waren, ge-
geben sein muss. Wir waren nicht bereit, an der 
Stelle organisationale Veränderungen in den Pro-
jekten vorzunehmen, weil möglicherweise die 
Art, wie wir bis dahin aufgestellt waren, nicht 
gefallen würde. Also, das war so einer der Teile, 
der uns in den Diskussionen beschäftigt hat. 

Und das Letzte war natürlich die Frage von ins-
gesamt Sicherheitsgarantien, weil das wichtig 
war, damit wir weiter arbeiten können. Dort hat-
ten wir aber ja bis dahin auch die Erfahrung, dass 
die Entwicklungszusammenarbeit nicht Gegen-
stand von Angriffen war. Also, es war jetzt nicht 
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so, dass Kolleginnen und Kollegen der Entwick-
lungszusammenarbeit im Fokus von Angriffen 
standen. Und das aber auch abzusichern, war für 
uns natürlich nicht unwichtig. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Können Sie sich daran erinnern, ob auch das Sze-
nario einer Talibanalleinherrschaft in Afghanis-
tan eins war, worüber Sie gesprochen haben nach 
dem Abkommen zwischen USA und Taliban? 

Zeugin Tanja Gönner: Ich will mal so sagen: Für 
uns war in dieser Zeit eigentlich die Frage: Ge-
lingt es - - Also wir selber - das waren jetzt aber 
eher die Diskussionen, die wir geführt haben - 
fanden es natürlich wenig hilfreich, dass die da-
mals herrschende afghanische Regierung nicht 
einbezogen war, weil natürlich diese Frage „Was 
bedeutet es in einem Übergang, oder wie wird 
das gestaltet?“ uns beschäftigt hat, und auf der 
anderen Seite ging es zum Schluss immer darum, 
dass wir gesagt haben: Wir müssen in dem jewei-
ligen Rahmen uns bewegen können. 

Und damit zweitens: Für uns war eine der realis-
tischsten Szenarien, dass es eigentlich eine Phase 
der Zusammenarbeit zwischen der damals auch 
gewählten, wenn natürlich auf niedriger Wahl-
beteiligung bestehenden, aber gewählten afghani-
schen Regierung und den Taliban geben wird; 
das war eigentlich das von uns für am wahr-
scheinlichsten gehaltene. Und wir hatten dann, 
glaube ich, ein Worst-Case-Szenario, das eher ein 
Bürgerkrieg war, weil es ja durchaus auch unter-
schiedliche Talibangruppen gab, wenn ich es mal 
so sagen darf, und auch welche, die, glaube ich, 
die neu gewonnenen Freiheiten in den 20 Jahren 
des Engagements in Afghanistan ja durchaus 
auch wertgeschätzt hatten. Ich bin aber nicht si-
cher, ob wir das Szenario rein Talibanregierung 
gemacht haben. Nichtsdestotrotz haben wir uns 
sehr intensiv damit auseinandergesetzt - oder 
nicht intensiv, aber wir haben uns damit aus-
einandergesetzt -: Womit müssen wir rechnen, 
auf was Taliban achten? Und - das habe ich ja 
vorher gesagt - darum war für uns wichtig, zu sa-
gen: Unsere Mitarbeiterinnen sollen in den Rol-
len auch weiterhin tätig sein können, in denen 
sie tätig waren. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechselt 
jetzt das Fragerecht. Bevor ich das Fragerecht 
aber rübergebe, wollte ich eine Bemerkung ma-
chen, weil Sie drei, viermal „Entschuldigung“ 
gesagt haben, dass Sie sich an bestimmte Details 
nicht erinnern. Dass sich Zeugen an Details von 
normalen Vorgängen nach Jahren nicht erinnern, 
ist eher normal und spricht für die Wahrhaftig-
keit. Das wollte ich nur bemerkt haben. Das ist ja 
etwas, was nach vielen Jahren bei ganz normalen 
Vorgängen auch in der Regel so ist. 

Das Fragerecht geht an die AfD. 

Stefan Keuter (AfD): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Grüße Sie, Frau Gönner! Wir hatten ge-
rade eben schon über die SMS gesprochen, die 
Sie zur Kanzlerin geschrieben hatten, oder den 
Kontakt, den Sie hatten. In den Unterlagen ist 
auch noch von SMS an die damalige Verteidi-
gungsministerin Kramp-Karrenbauer die Rede. 
Wir haben diese in den Unterlagen nie gefunden. 
Es gibt hier zwei Fundstellen: MAT A-GIZ 4.73, 
Blatt 91, und noch mal auf dem Blatt 1. Können 
Sie uns erklären, warum diese SMS in den Be-
weismitteln nicht vorhanden sind? 

Zeugin Tanja Gönner: Ich bin nicht sicher an 
der Stelle. Der erste Teil ist: Ich habe bestimmte 
SMS-Verläufe in meinem dienstlichen Handy 
sehr schnell gelöscht. Und das Zweite ist, dass 
ich daneben natürlich auch über ein privates 
Handy - - Und ich kann Ihnen nicht sagen, ob ich 
es auf dem einen oder anderen Handy gemacht 
habe. Was ich sagen kann, ist, dass die SMS an 
die Verteidigungsministerin eher eine solche 
war, ob wir telefonieren können, und dann tele-
foniert haben. 

Stefan Keuter (AfD): Gut. - Das heißt, ich höre 
daraus, dass also die SMS-Verläufe weder von 
Ihrem dienstlichen noch von Ihrem privaten 
Handy, wenn sie dienstlich waren, irgendwo 
archiviert worden sind.  

Zeugin Tanja Gönner: Ja. 

Stefan Keuter (AfD): Okay. Nicht schön, aber 
ist so. Nehmen wir zur Kenntnis. - Frau Gönner, 
in einer Nachricht an Ihren Kollegen Schäfer-
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Gümbel schrieben Sie am 15. August 21 - ich 
zitiere aus Aktenfundstück MAT A GIZ-4.73, 
Blatt 90 f.; Zitat Anfang -: 

„Danke für Info, ich versuche es 
jetzt mal über AKK, bevor ich die 
Karte Kanzlerin ziehe.“ 

Zitat Ende. - Aus dem Nachrichtenverlauf geht 
hervor, dass es um die Visa-upon-Arrival-Thema-
tik ging. Vom BMI gab es hierzu wohl eine münd-
liche Zusage, jedoch nichts Schriftliches. Haben 
Sie bzw. Ihr Kollege bei der GIZ vom BMI noch 
eine schriftliche Zusage erhalten und, wenn ja, 
wann und durch wen genau? 

Zeugin Tanja Gönner: Würden Sie mir freund-
licherweise den Verlauf zeigen, damit ich es ein-
fach noch mal einordne von der Zeit her? 

Stefan Keuter (AfD): Ja, legen wir Ihnen vor.  

Zeugin Tanja Gönner: Und dann muss ich tief in 
meinem Innern kramen, in meinem Kopf. 

(Der Zeugin werden Unter-
lagen vorgelegt - Sie liest in 

diesen Unterlagen)  

Also, nachdem das alles am 15.08. ist, gebe ich - - 
Also, meine Erinnerung meines Gesprächs mit 
AKK ist tatsächlich lediglich im Zusammenhang 
mit der Herstellung - - dass ich lediglich mit ihr 
gesprochen habe im Zusammenhang mit der Her-
stellung eines Kontaktes zu den Truppen auf dem 
Flughafen - - ich mich nicht mehr daran erinnern 
kann, ob ich zu dem Thema „Visa upon Arrival“ 
wirklich mit ihr darüber gesprochen habe, weil 
ich auf die Idee käme - aber das ist jetzt wirklich, 
das ist jetzt schon wieder Auslegung - - dass ich 
an der Stelle dann nicht sicher war, ob jetzt das 
Verteidigungsministerium auf das BMI Druck 
macht wegen der Rückmeldung zu Dingen, die 
uns betreffen. Ich meine, in der Phase war jeder 
so sehr damit beschäftigt, seine eigenen Sachen 
zu machen. Deswegen kann ich mich nicht dran 
erinnern. Ich weiß aber an der Stelle relativ si-
cher, dass ich mit Visa upon Arrival die Kanzle-
rin nicht angefragt habe. Das wiederum weiß ich 
relativ sicher, weil mir klar war, dass das auch 
nicht die Aufgabe sein kann. 

Stefan Keuter (AfD): Prima, vielen Dank. - Ich 
würde gern dann über die Ortskräfte mit Ihnen 
reden. Am 21. August 21 schrieben Sie Ihrem 
Kollegen Schäfer-Gümbel folgende Short Mes-
sage - ich zitiere aus Fundstelle MAT A GIZ-4.73, 
Blatt 94; Zitat Anfang -: 

„Leider habe ich schon länger be-
fürchtet, dass wir nun einen klei-
neren Teil rausbekommen, das ist 
unerfreulich, wobei ich mich stän-
dig frage, ob das bezogen auf un-
sere Leute überhaupt das Ziel der 
Bureg“ 

- also Bundesregierung - 

ist, wenn Sie [sic!] ein Pfand für 
die Verhandlungen haben 
will.......“ 

Zitat Ende. - Meine erste Frage ist: Wen meinen 
Sie mit „unsere Leute“? Die Ortskräfte, die Ent-
sandten? 

Zeugin Tanja Gönner: Nein, natürlich die Orts-
kräfte. Unsere Entsandten waren am 15.08. und 
der letzte, glaube ich, am 16.08. evakuiert. Es 
ging immer an der Stelle um die Ortskräfte. 

Stefan Keuter (AfD): Okay. - Von welchen Ver-
handlungen sprechen Sie in dieser Nachricht mit 
Schäfer-Gümbel, und warum sollen hierfür Orts-
kräfte der GIZ in Afghanistan verbleiben? 

Zeugin Tanja Gönner: Erstens. Ich wäre Ihnen 
dankbar, wenn Sie mir das vorlegen. 

Stefan Keuter (AfD): Ja, klar. Kommt. 

Zeugin Tanja Gönner: Zweitens - - Genau, dass 
ich den Gesamtzusammenhang sehe. 

(Der Zeugin werden Unter-
lagen vorgelegt - Sie liest in 

diesen Unterlagen) 

Also, jetzt bin ich aber wieder im Reich der Ver-
mutungen, weil ich merke, dass an der Stelle 
natürlich ich sicher zeitlich nicht mehr alles zu-
sammenbringe. Deswegen - - So. Ich meine, dass 
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es die Versuche gab der Bundesregierung, in 
einen direkten Austausch auch mit den Taliban 
zu kommen, weil ja auch da noch mal zunächst 
einmal galt der Satz, dass wir Entwicklungs-
zusammenarbeit fortführen wollten, und die 
Frage war, ob es das auch dann anschließend 
geben würde oder nicht. Und ich bin aber im 
zeitlichen Ablauf überhaupt nicht mehr klar, 
wann dann eigentlich entschieden worden war, 
dass das nicht mehr der Fall sein sollte. Ich bin 
auch nicht mehr sicher, ob wir das irgendwann 
überhaupt zurückgenommen haben. Also, an der 
Stelle merke ich, dass ich jetzt wirklich vom Zeit-
ablauf her nicht mehr in der Lage bin.  

Und damit zweitens natürlich dann das Thema, 
wenn es diesen Austausch gab, die Frage - - 
Wenn sehr viele ausgerechnet der staatlichen EZ, 
also der Mitarbeitenden der staatlichen EZ, nicht 
mehr vor Ort gewesen wären, wäre ja die Frage 
gewesen, wie wir überhaupt fortführen sollen. 
Ich vermute, dass es in diesem Zusammenhang 
etwas war, worauf ich abgestellt habe. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Halten Sie mal die 
Zeit eine Sekunde an, bitte? - Ich wollte die Zeu-
gin nur darauf hinweisen, dass sie nicht speku-
lieren muss und sollte und auch keine Vermu-
tungen anstellen, sondern einfach nach ihrem 
Erinnerungsvermögen antworten. Das erleichtert 
es für alle Beteiligten, für Sie auch. 

Zeugin Tanja Gönner: Vielen Dank für den Hin-
weis. Danke schön. 

Stefan Keuter (AfD): Ich frage noch mal; wenn 
Sie keine Antwort wissen, können Sie dazu 
nichts sagen. Aber im Hinblick auf dieses Raus-
bekommen des nationalen EZ-Personals: Haben 
Sie irgendwann eine Zielrichtung der Bundes-
regierung wahrnehmen können und, wenn ja, 
welche?  

Zeugin Tanja Gönner: Nein, sondern das hatte 
wirklich damit zu tun, dass die Zustände in 
Kabul in der Zeit schlicht und ergreifend so 
waren, dass wir nicht in der Lage waren, ge-
sichert unsere Kolleginnen und Kollegen zum 
Flughafen zu bringen und dann auch dort in den 

militärischen Teil und damit die Chance zu er-
höhen, dass die Kolleginnen und Kollegen tat-
sächlich auf die Evakuierungsflüge kommen. 

Stefan Keuter (AfD): Hatte die GIZ ein unterneh-
merisches Interesse daran, dass weiterhin Orts-
kräfte in Afghanistan verblieben? 

Zeugin Tanja Gönner: An der Stelle ging es um 
die Sicherheit und weniger um unternehmeri-
sche Interessen. 

Stefan Keuter (AfD): Gab es Interessen? 

Zeugin Tanja Gönner: Na, an der Stelle gilt im-
mer der Satz, dass wir in enger Abstimmung mit 
der Bundesregierung die Frage - - dass wir einen 
Auftrag haben als GIZ, den wir tätigen müssen, 
und in dem Rahmen im engen Austausch mit der 
Bundesregierung waren, ob es dort das Interesse 
gibt, weiterhin EZ zu machen oder nicht. Und 
dann war das unser Auftrag, und das ist er auch 
heute noch. 

Stefan Keuter (AfD): Gab es das Interesse?  

Zeugin Tanja Gönner: Das kann ich wirklich 
nicht mehr sagen, weil ich da nicht in den einzel-
nen Austauschen mit drin war.  

Stefan Keuter (AfD): Okay. - Für diese Runde die 
letzte Frage. Frau Gönner, die Unterstellungen 
[sic!] des Ortskräfteverfahrens auf ein vereinfach-
tes und beschleunigtes Ortskräfteverfahren 
scheint für die GIZ aus mehreren Gründen eine 
Herausforderung gewesen zu sein. So heißt es in 
einem Dokument, datiert auf den 28. Juli 21 - 
Fundstelle MAT A BMI-3.288, Blatt 911 ff., hier 
speziell das Blatt 913; Zitat Anfang -: 

„Der „Trigger“ für den Ernstfall 
und damit den Übergang vom ak-
tuell gültigen OKV-Regelverfahren 
zu einem vereinfachten und be-
schleunigten Ortskräfteverfahren 
in der deutschen EZ ist von der 
Bundesregierung noch nicht defi-
niert worden.“ 

Frau Gönner, wann und von wem wurde die 
politische Entscheidung getroffen, dass auch die 
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entwicklungspolitischen Institutionen vom Orts-
kräfteregelverfahren zu einem vereinfachten und 
beschleunigten -listenverfahren umgestellt 
werden sollten? 

Zeugin Tanja Gönner: Nach meinem Kenntnis-
stand wurde diese Entscheidung durch die Bun-
desregierung - und fragen Sie mich nicht, in wel-
cher Zusammensetzung, aber durch die Bundes-
regierung - zwischen dem 15. und dem 17.08. ge-
troffen, weil, ich glaube, wir am 17.08. darüber 
informiert wurden offiziell, aber zumindest da-
von gehört hatten, dass die Bundesregierung das 
überlegt, sehr rasch nach dem Fall Kabuls. 

Stefan Keuter (AfD): Vielen Dank. - Unsere Zeit 
ist in dieser Runde leider schon um. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Jedenfalls ist die 
Zeit zu Ende, und das Fragerecht wechselt zur 
FDP-Fraktion. Frau Kollegin Jurisch. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Schönen guten Tag, Frau 
Gönner! Ich würde gerne auch noch mal auf das 
Thema „Kommunikation mit der Kanzlerin“ zu-
rückkommen wollen und möchte Sie gerne noch 
mal bitten, darzustellen, welche Kommunika-
tionswege Sie während des Untersuchungszeit-
raums zum Thema Afghanistan mit der Bundes-
kanzlerin genutzt haben. Also, Sie haben ja schon 
die SMS genannt, aber vielleicht einfach noch 
mal, auf welche Art Sie mit der Bundeskanzlerin 
während des Untersuchungszeitraums über 
Afghanistan gesprochen haben oder kommuni-
ziert haben. 

Zeugin Tanja Gönner: Nach meiner Erinnerung 
ausschließlich die vorher genannten in der hei-
ßen Phase. Sonst kann ich mich nicht erinnern, 
davor mit ihr über Afghanistan gesprochen zu 
haben. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Vielen Dank. - 
Sie hatten vorher auch erwähnt, dass Sie mit dem 
deutschen Botschafter in Moskau Kontakt hatten 
zum Thema während dieser Evakuierungsopera-
tion. Das sind ja beides eher, also sagen wir mal, 
operative Vorgänge. Ist das für Sie als Mitglied 
einer Durchführungsorganisation der deutschen 

EZ normal, dass man dann direkt sozusagen mit 
der Bundeskanzlerin oder mit dem deutschen 
Botschafter kommuniziert? Können Sie da viel-
leicht noch mal drauf eingehen? 

Zeugin Tanja Gönner: Zweigeteilte Antwort. Zur 
Bundeskanzlerin: Nein, das ist nicht üblich. Des-
wegen war es begrenzt wirklich auf diese heiße 
Phase. Und ich will an der Stelle nur sagen: 
Jeder, der für Menschen in Afghanistan Verant-
wortung hat, für den waren diese Tage mit das 
Schlimmste, was man erleben kann. Und des-
wegen nimmt man da auch besondere Wege auf 
sich. Und deswegen: an der Stelle mit der Kanz-
lerin ausschließlich in dieser Zeit, in dieser 
Phase, wo man einfach alles versucht hat, um 
letzten Endes geordnet zu arbeiten, aber auch 
Sicherheit in das System hineinzugeben. 

So, und damit zweitens: Mit Botschaftern in den 
Austausch zu gehen, gehörte in der Tat regelmä-
ßig, glaube ich, zur Aufgabe. Dass man mit dem 
Botschafter in einem Land, das nicht betroffen 
war, sprach, ist vielleicht eher ungewöhnlich. 
Allerdings kannte ich Herrn von Geyr aus ver-
schiedenen anderen Gegebenheiten. Und inso-
fern war die Möglichkeit, vertrauensvoll nachzu-
fragen. Und deswegen, würde ich sagen, zählt es 
auch da hinein. Ansonsten war es jetzt eher nicht 
der Fall, dass ich regelmäßig mit Botschaftern 
anderer Länder über ein drittes Land gesprochen 
habe.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. Also, 
das war sozusagen der Situation geschuldet. 

Zeugin Tanja Gönner: Ja.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. - Ich 
möchte auch noch mal auf MAT A GIZ-4.73, 
Blatt 94, zu sprechen kommen. Das ist der 
Chatverlauf, der Ihnen vorher vorgelegt wurde, 
vom 21. August zwischen Ihnen und Thorsten 
Schäfer-Gümbel, wo Sie davon sprechen, dass 
Sie schon länger befürchtet haben, nur einen 
kleineren Teil der Ortskräfte rauszubekommen. 
Mich würde da ein Aspekt dabei interessieren, 
nämlich: Ab welchem Zeitpunkt hat sich bei 
Ihnen das aufgedrängt, dass man nur einen Teil 
der nationalen Mitarbeiter evakuieren kann? 
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Oder ab wann haben Sie diese Befürchtung zum 
ersten Mal gehabt? 

Zeugin Tanja Gönner: Ich will mal sagen, die 
ersten zwei, drei Tage war ja die Situation völlig 
unübersichtlich. Ich glaube, jeder hat noch die 
Bilder in Erinnerung, als ein Flieger startete und 
Menschen sich an einen Flieger gehängt haben. 
Und das war die Situation, wie sie rund um den 
Flughafen in Afghanistan war. 

Dann war das Zweite, dass wir bei allem - und da 
habe ich bis heute größten Respekt vor den Kolle-
ginnen und Kollegen vor Ort - versucht haben, 
die Sicherheitslage so einzuschätzen, damit, 
wenn wir eine Mission starteten, wir sicher sein 
konnten, dass die Kolleginnen und Kollegen tat-
sächlich einerseits auf einen Flieger und anderer-
seits überhaupt zum Flughafen kommen. Also, 
das heißt, es war wichtig, die Sicherheitssitua-
tion in Kabul jeweils einzeln einschätzen zu kön-
nen. 

Und damit drittens: An der Stelle waren wir ja 
auch im Austausch mit anderen Durchführungs-
organisationen - - die KfW, die einen anderen 
Weg gewählt hatte, aber den auch wählen konnte, 
weil es eine überschaubare Anzahl von Mitarbei-
tenden war, während wir schlicht und ergreifend 
eine so große Anzahl - wir haben uns vorher über 
die Zahlen unterhalten - von Mitarbeitenden hat-
ten, wo die Frage war: Haben wir die Unterlagen? 
Wie können wir gewährleisten, dass es wirklich 
den Durchgang gibt? Also das waren die Sachen, 
die extrem operativ waren, die uns so sehr be-
schäftigt haben, dass sehr schnell klar war, dass 
in diesem geordnet ungeordneten Verfahren we-
nig erreicht werden kann.  

Und das Dritte war, dass natürlich auch offen-
sichtlich war, dass die Hauptkommandostruktu-
ren oder die Hauptstrukturen der Frage der Orga-
nisation bei den Amerikanern war und die Frage: 
„Wie gelingt es, dort Slots zu bekommen?“, ein-
fach herausfordernd war. Das waren eigentlich 
die Dinge, die uns beschäftigt haben. Und uns 
war dann wirklich wichtig, dass wir ausschließ-
lich versuchen, Kolleginnen und Kollegen zum 
Flughafen zu bringen, wenn wir wissen, wir krie-
gen sie hinein, und wenn wir wissen, der Weg ist 

sicher. Und auch da sei mir erlaubt, daran zu er-
innern, dass es im Übrigen rund um den Flugha-
fen einen verheerenden Anschlag in dieser Zeit 
gab, wo wir dankbar waren, dass keiner unserer 
Kollegen in irgendeiner Weise betroffen war.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Dann noch 
mal andersrum gefragt: Ab welchem Zeitpunkt 
war Ihnen klar, dass man weitere Maßnahmen 
treffen muss, um Ortskräfte aus Afghanistan zu 
evakuieren? 

Zeugin Tanja Gönner: Ohne ganz sicher zu sein, 
würde ich nicht ausschließen, dass wir rund um 
den 20., 22., 23. herum, die operativen Kollegen, 
bereits überlegt haben, wie über Landweg mög-
licherweise Evakuierungen Richtung Pakistan 
möglich sind. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. - Und 
ab wann haben Sie auch mit - - Oder hatten Sie 
auch Kontakt mit Vertretern aus anderen Ressorts 
über mögliche nötige Evakuierung von Ortskräf-
ten? 

Zeugin Tanja Gönner: Ich habe über das hinaus, 
was ich vorher beschrieben habe, selber keinen 
Kontakt mit anderen Ressorts gehabt in dieser 
Phase. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. - Kön-
nen Sie vielleicht ein bisschen - - Also, welche 
Vorbereitungshandlungen gab es denn ab wel-
chem Zeitpunkt, um die Sicherheit der Orts-
kräfte, aber auch der internationalen Mitarbeiter 
zu gewährleisten? Also, ab wann liefen Vorbe-
reitungen zur Sicherheit oder zur Stärkung der 
Sicherheit der Ortskräfte und der internationalen 
Mitarbeitenden, die über das Übliche, was man 
an Orten wie Afghanistan erwarten kann, hinaus-
gingen? 

Zeugin Tanja Gönner: Zweigeteilte Antwort. Was 
die Internationalen anging, hatte sich grundsätz-
lich die schon schlechte Sicherheitssituation 
nicht mehr verschlechtert. Das Einzige, was eben 
dort die Frage war: Vor dem Hintergrund des 
zeitlichen Ablaufs und der Ankündigung des 
Rückzugs hatte man für sich entschieden, dass 
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wir ursprünglich ja vorhatten, alle Internationa-
len mit Ausnahme des Leiters des RMOs und des 
Landesdirektors, glaube ich, bis zum entweder 
13. oder 15.08. aus dem Land zu bringen. Also, 
das heißt, der Teil war ja auch völlig anders vor-
gesehen, zunächst einmal. Und nachdem dann 
aber klar war, dass wir - - Wir wollten den Leiter 
RMO und den Landesdirektor eigentlich in der 
Botschaft unterbringen, um dann gemeinsam mit 
dem Botschaftspersonal - - war ursprünglich, 
glaube ich, der Abzug von denen auf 30.08. vor-
gesehen - - in dieser Zeit eben tatsächlich Lan-
desdirektor und RMO-Leiter noch in Afghanistan 
zu belassen. Das hat sich dann nicht realisiert an 
der Stelle, weil die Aufnahme in die Botschaft 
nicht möglich war. Und dann war klar, dass wir 
auch diejenigen auf Flüge am 15.08. buchen. 
Also, das heißt, die Internationalen, da war - - Ich 
kann jetzt aber nicht mehr sagen, was der Aus-
gangspunkt war. Wie gesagt, das Militär war ja 
zum 30.06. quasi abgezogen, also das deutsche 
Militär. Und was dann der Ausgangspunkt war - - 
Wir merkten, dass die Sicherheitslage sich ver-
ändert, und deswegen war klar, dass wir zu-
nächst einmal die Internationalen rausnehmen. 

So, und damit die zweite Frage, Sicherheit Orts-
kräfte: Die Sicherheitslage für Ortskräfte stellte 
sich ja immer auch noch mal anders dar unter 
dem Gesichtspunkt, dass sie ja in ihrer eigenen 
Kultur, bei ihren eigenen Leuten sind und die 
Art, wie das Risk Management aufgestellt war, ja 
so war, dass wir eigentlich viele Informationen 
bekamen und deswegen den Kollegen immer 
diese Informationen zur Verfügung stellen konn-
ten hinsichtlich etwaiger Gefahrensituationen, 
aber zunächst einmal, was die persönliche Si-
cherheit anging, wir davon ausgingen, weil bis 
dahin auch Mitarbeiter der EZ nicht Gegenstand 
von Angriffen waren, dass wir dort darüber hin-
aus nicht weitere Sicherheitsmaßnahmen erfor-
derlich machen mussten. So. Und deswegen 
stellte sich - - und dann war die Vorbereitung - - 
Also, die Diskussionen über das OKV hatten wir 
ja vorher schon; die sind, glaube ich, ab April 
vertieft worden, dann auch noch mal mit dem 
Abzug, weil die Frage war: Wie können wir den 
Kolleginnen und Kollegen auch eine Sicherheit 
geben, dass, wenn sie für uns arbeiten, sie ähn-
lich behandelt werden wie die Ortskräfte, die für 

die Bundeswehr gearbeitet haben? Weil das war 
ja dann irgendwann die Schwierigkeit, dass na-
türlich da immer Vergleiche gezogen wurden. 
Und dort war die Frage der Beteiligung am Orts-
kräfteverfahren, der Gewährleistung der Beteili-
gung am Ortskräfteverfahren für die Kolleginnen 
und Kollegen das Wichtigste. Und das war aber 
dann im normalen Ablauf, wie wir das vorher 
schon mal besprochen haben. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Jetzt wechselt das 
Fragerecht. Herr Kollege Nürnberger, Sie sind 
wieder dran. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank, Herr Vor-
sitzender. - Bevor ich dann gleich an die Frage 
der Kollegin anschließe, noch mal für mich zum 
Verständnis: Sie haben jetzt auf Fragen von Kol-
leginnen und Kollegen bereits zweimal erwähnt, 
dass es ein Angebot aus dem oder im Umfeld der 
Russischen Föderation gegeben habe, bei der 
Evakuierung zu helfen. Können Sie sich erin-
nern, woher diese Initiative kam und auf wel-
chem Wege sie an die GIZ und warum ausge-
rechnet an die GIZ herangetragen wurde? 

Zeugin Tanja Gönner: Ich erinnere mich, dass es 
an mich herangetragen wurde tatsächlich aus 
unserem RMO. Ich glaube sogar, dass es ein - - 
Da bin ich jetzt nicht sicher, ob es ein Gesprächs-
gegenstand im Krisenstab war oder aber in den 
Gesprächen, die der Kollege Schäfer-Gümbel 
hatte. So. Woher die kamen, kann ich Ihnen nicht 
sagen, sondern es war nur dieses Thema: Bei uns 
landet an. Können wir das verifizieren? - Und 
woher es kam, kann ich Ihnen nicht sagen. Es 
war nur klar, dass die Russen an einer anderen 
Stelle Zugriff auf einen Flughafen in Kabul ha-
ben, der eben nicht im Fokus der Massen war, 
und wo dann die Frage war: Könnte es darüber 
möglicherweise noch mal in einer anderen Weise 
gelingen?  

Jörg Nürnberger (SPD): Nachdem Sie jetzt die 
Situation relativ ausführlich geschildert haben: 
Haben Sie Kenntnis davon, dass es bereits, bevor 
Sie persönlich damit befasst waren, eine Bewer-
tung dieses Angebots innerhalb Ihrer Organisa-
tion gegeben hat, also der Plausibilität und inwie-
weit es zuverlässig ist?  
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Zeugin Tanja Gönner: Bei Bewertungen gibt es 
ja unterschiedliche Stufen. Ich gehe davon aus, 
dass es eine Bewertung hinsichtlich der Frage 
„Von wem kam die Information?“ gab, dass aber 
die Frage der Einschätzung „Ist das jetzt eine di-
rekte Information von den Russen, oder bedarf es 
dort einer Verifizierung?“ - - dass es diese nicht 
gegeben hat. So. Aber das ist jetzt schon fast wie-
der in der Vermutung, weil das natürlich sehr po-
litisch ist und die GIZ an der Stelle, glaube ich, 
schon immer sehr klar hatte, dass diese Dinge 
eher dann tatsächlich auch in die Hierarchie 
hineingegeben werden. 

Jörg Nürnberger (SPD): Gut. Dann möchte ich es 
an der Stelle mit diesem Themakomplex bewen-
den lassen. - Und ich komme wieder zurück auf 
die Fragen, die die Kollegin Dr. Jurisch gestellt 
hat, und auch auf meine letzten Fragen. Wir ha-
ben uns ja vorhin darüber unterhalten, dass es 
dann Überlegungen bei Ihnen im Hause gab, wie 
man das Ortskräfteverfahren ändert. Und mich 
würde an der Stelle noch interessieren, wenn Sie 
im Austausch waren mit dem BMZ, ob es dort 
immer gleichlautende Interessen gab oder ob es 
da auch unterschiedliche Bewertungen von Fra-
gen im Hinblick auf die mögliche Änderung oder 
notwendige Änderung des Ortskräfteverfahrens 
gegeben hat. 

Zeugin Tanja Gönner: An der Stelle habe ich ja 
vorher ausgeführt, dass es die Gespräche mit dem 
BMZ zum Ortskräfteverfahren einerseits auf der 
Abteilungsleiterebene und dann aber von 
Thorsten Schäfer-Gümbel mit dem Staatssekretär 
gab und ich deswegen nicht sagen kann, ob es da 
Unterschiede gab, weil ich nicht in diese Gesprä-
che involviert war, sondern dann eben die 
Zusammenfassungen bekam. 

Jörg Nürnberger (SPD): Waren Ihnen aus diesen 
Zusammenfassungen Unterschiede ersichtlich? 

Zeugin Tanja Gönner: Bei mir landete an, dass - 
nicht innerhalb des BMZ, sondern natürlich im 
Austausch mit dem BMI, weil beim Ortskräfte-
verfahren war das BMZ ja jetzt nicht der Feder-
führer, wenn ich das mal so sagen darf - es 
durchaus innerhalb der Bundesregierung ein 

intensives Ringen gab. Das wiederum landete bei 
mir an. 

Jörg Nürnberger (SPD): Sie haben auch vorhin 
bereits erwähnt, dass es offensichtlich unter-
schiedliche Bewertungen und unterschiedliche 
Verfahrensänderungen im Hinblick auf be-
stimmte Gruppen von Ortskräften gab, nämlich 
die des BMVg und des BMI. Da hat Ihre Be-
kannte, die Frau Ministerin Kramp-Karrenbauer, 
entschieden am 16. Juni 2021, dass die Zweijah-
resfrist, die eine Ausschlussfrist war, bis wann 
das Arbeitsverhältnis bestehen musste, damit 
man den Anspruch auf Aufnahme in das Orts-
kräfteverfahrens stellen konnte, dann rückwir-
kend bis 2013 geöffnet wurde. Wenn Sie dieses 
Faktum bewerten sollen: Gibt es - - Oder lassen 
Sie mich offen formulieren: Wie hat die GIZ da-
rauf reagiert, dass es für bestimmte Ortskräfte 
eine andere Antrags- oder eine erweiterte An-
tragsmöglichkeit zur Aufnahme ins Ortskräfte-
verfahren gegeben hat? Sie haben ja vorhin be-
reits ausgeführt, dass das eine Frage war, die 
intern offensichtlich diskutiert wurde. 

Zeugin Tanja Gönner: Ich würde gern zweigeteilt 
antworten. Erstens. Die Umstellung aufs Listen-
verfahren hat uns vor dem Hintergrund der schie-
ren Zahlen, über die wir vorher gesprochen ha-
ben, eh schon sehr gestretcht. Wir haben in die-
ser Zeit Kolleginnen und Kollegen, die eigentlich 
für andere Dinge zuständig waren, zusammen-
geführt, damit wir überhaupt in der Lage waren, 
die Listen alle gut aufzustellen und das, was not-
wendig war, zusammenzufassen. Und die Erwei-
terung - - Deswegen gab es zwei Dinge, die uns 
beschäftigt haben. 

Das eine war, dass natürlich an der Stelle klar 
war, dass es sofort eine Diskussion über die un-
terschiedliche Behandlung gibt, dass also das 
innerhalb der Community sicher heftige Wellen 
schlagen wird. Und das war klar, dass uns das 
dann beschäftigen wird, weil sofort die Nachfra-
gen bei uns ankommen: „Warum nicht?“, etc. pp. 
Und wir waren in einer Phase, in der wir ver-
sucht haben, operativ möglichst alles gut hinzu-
bekommen. 
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Und das Zweite war: Es gab ja dann später die 
Entscheidung, auch zu erweitern. Das war für 
uns extrem herausfordernd, weil sich plötzlich 
der Personenkreis, über den wir uns unterhalten 
haben, in einen hohen fünfstelligen Wert entwi-
ckelt hat - mit all den Herausforderungen, die das 
entsprechend mit sich gebracht hat.  

Also, es waren beide Dinge, die uns eben be-
schäftigt haben, nämlich in der ersten Phase die-
ses „Wenn in dem Bereich es aufgemacht wird, 
werden wir heftige Diskussionen auch innerhalb 
der eigenen Belegschaft haben“, und das Zweite: 
Dann aber, zum bestimmten Zeitpunkt X, war 
auch klar, dass die schiere Zahl, mit der wir zu 
arbeiten haben, für uns eine Riesenherausforde-
rung wird. 

Jörg Nürnberger (SPD): In dem Zusammenhang 
hat das Referat 312 im BMZ, und zwar am 
9. Juni, eine Ministervorlage mit einem Briefent-
wurf an die Verteidigungsministerin erstellt. Ich 
beziehe mich da auf MAT A BMZ-4.28 VS-NfD, 
das Blatt 388. Der Brief ist dann am 11. Juni ver-
schickt worden. Da sprach sich Bundesminister 
Müller eindrücklich dafür aus, an der Zwei-
jahresfrist für die Aufnahme ehemaliger afghani-
scher Ortskräfte festzuhalten. Haben Sie - und ge-
gebenenfalls wann haben Sie - von diesem Brief 
Kenntnis erhalten? Wir können ihn auch gern 
vorlegen. 

Zeugin Tanja Gönner: Irgendwas kommt bei mir 
dunkel, aber wirklich sehr dunkel, dass wir zu-
mindest wussten, dass es einen solchen Aus-
tausch gibt. Aber inwieweit wir involviert waren, 
kann ich Ihnen echt nicht mehr sagen. Nichts-
destotrotz gab es den Austausch zwischen uns 
und dem BMZ, auch über die Frage von Zahlen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ganz unabhängig davon, 
ob Sie Kenntnis von diesem konkreten Brief er-
halten haben: Haben Sie die in diesem Brief ge-
äußerten Bedenken - objektiv betrachtet - gegen 
eine Aussetzung oder Ausweitung der Zwei-
jahresfrist in Bezug auf die Ortskräfte der GIZ ge-
teilt, oder hatten Sie da eine andere Auffassung? 

Zeugin Tanja Gönner: An der Stelle würde ich 
gern darauf hinweisen, dass eine Ex-post-Be-
trachtung manchmal einfacher ist als eine ex 
ante. 

Jörg Nürnberger (SPD): Mir geht es ja nur um die 
Tatsache, wie Sie es damals eingeschätzt haben. 

Zeugin Tanja Gönner: Genau. Deswegen. Das ist 
an der Stelle jetzt eher, glaube ich, eine Einschät-
zungsfrage. Ich meine, mich sehr zu erinnern, 
dass wir gut mit diesem Thema der zwei Jahre le-
ben konnten. Das hatte aber, glaube ich, wirklich 
auch schlicht und ergreifend mit dem Thema zu 
tun, wie viele Kolleginnen und Kollegen tatsäch-
lich in dieser Zeit - wir hatten ja Kolleginnen und 
Kollegen, die lange Jahre für uns gearbeitet ha-
ben - - und zugleich aber die Frage: „Was würde 
das insgesamt an der Erweiterung bedeuten?“, 
weil wir zu dem Zeitpunkt, als das entstanden 
ist, ja immer noch von dem eher komplizierten 
Verfahren ausgegangen sind.  

Jörg Nürnberger (SPD): Dann lassen Sie mich die 
Frage noch präzisieren. Waren Sie gegen die Er-
weiterung der Frist von zwei Jahren rückwirkend 
bis 2013?  

Zeugin Tanja Gönner: Da das nicht in meiner 
Entscheidung lag, habe ich entschieden, mir da-
rüber keine Gedanken zu machen, weil die Ent-
scheidung eine politische ist, und das Entschei-
dende ist, dass wir uns in den politischen Rah-
men hineinbegeben haben. 

Jörg Nürnberger (SPD): Das möchte ich jetzt an 
der Stelle so stehen lassen. - Es gab dann eine 
Vorstandssitzung am 6. Juli, also knapp einen 
Monat später, 2021, wo der Vorstand der GIZ 
einige Vorratsbeschlüsse beschlossen hat, um auf 
eine möglicherweise notwendige Evakuierung 
vorbereitet zu sein. Ich beziehe mich auf MAT A 
GIZ-3.06, die Blätter 225 bis 235, hier besonders 
Blatt 230. Dort heißt es, dass der Landesdirektor 
bei Gefahr im Verzug Maßnahmen wie mobiles 
Arbeiten, finanzielle Unterstützung von nationa-
len Mitarbeitenden, die Organisation von Char-
terflügen oder die Immobilisierung von Fahrzeu-
gen beschließen kann. Wie kam es jetzt in diesem 
Zeitraum zwischen der Verlängerung der Frist bis 
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zurück ins Jahr 2013 und der Lageentwicklung 
bis zum 6. Juli 2021 zu diesen Beschlüssen? Wel-
che Gründe haben Sie dazu geführt, solche Be-
schlüsse zu fassen im Vorstand? 

Zeugin Tanja Gönner: Ich gebe zu, dass ich jetzt 
mit der Verknüpfung der beiden Dinge nicht so 
richtig was anfangen kann; wenn Sie mir das ge-
statten. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich versuche, die Lage-
entwicklung zu skizzieren. Und wir waren im 
Juni, wo wir uns darüber unterhalten haben, dass 
die Fristen verlängert wurden - offensichtlich 
gegen den Widerstand des BMZ. Gleichzeitig ist 
aber die Situation weitergegangen. Und im Juli 
haben Sie sich dann darauf vorbereitet, Mitarbei-
ter zu evakuieren, und entsprechende Vorrats-
beschlüsse getroffen. Und ich frage Sie, welche 
Änderungen in der Situation und allgemein, wel-
che Gründe Sie oder die GIZ und ihren Vorstand 
dazu geführt haben, diese Beschlüsse damals zu 
fassen. 

Zeugin Tanja Gönner: So. Jetzt aber noch mal: 
Die Frage der Verlängerung war ausschließlich 
im Bereich des BMVg und nicht des BMZ. Des-
wegen hat es unsere Mitarbeitenden nicht betrof-
fen. Deswegen habe ich gesagt: Ich weiß nicht, 
wieso Sie das eine mit dem anderen verknüpfen. 
Aber das ist ja auch nicht entscheidend, dass wir 
den gleichen Blick haben.  

So, und damit die zweite Frage - und das ist die 
wesentliche -: Warum haben wir uns entschie-
den, diese Vorratsbeschlüsse zu fassen? Noch 
mal. Jetzt muss ich sagen - - Das war am 06.07., 
sagen Sie. Am 06.07. oder am 07.07.? Am 
06.07.2021, genau, die Vorratsbeschlüsse. Das 
war nach Abzug des letzten deutschen Soldaten 
aus Afghanistan. Und es war im Hinlaufen des-
sen, dass wir davon ausgingen - - Es war ja bei 
den Szenarien, wir hatten ja Szenarien gemacht: 
was ist welche Entwicklung, und worauf müssen 
wir uns vorbereiten? - - Und wenn ich mich recht 
erinnere - und deswegen - - sonst müsste ich mir 
die Vorstandsvorlage bitte noch mal vorlegen las-
sen -, ging es bei den damaligen Evakuierungen, 
die dort drin sind, vorrangig um solche, die dazu 
führen, dass wir Kolleginnen und Kollegen aus 

den unterschiedlichen Standorten innerhalb 
Afghanistans an andere Standorte innerhalb 
Afghanistans bringen. Ich erinnere mich, dass 
wir die Kolleginnen und Kollegen aus Masar-i-
Scharif nach Kabul verbracht haben, weil der 
Vormarsch der Taliban im Norden schon größer 
war und sich diese Evakuierung dort meines 
Wissens rein um innerafghanischen - - Aber da 
müsste ich mir jetzt die gesamte Vorstandsvor-
lage noch mal anschauen, weil für gewöhnlich 
die Hinleitung und die Einbettung dessen in der 
Vorstandsvorlage auch mit aufgenommen ist.  

Jörg Nürnberger (SPD): Das könnten wir gerne 
tun; aber im Hinblick auf meine Zeit würde ich 
eine Anschlussfrage stellen. Bereits Mitte Juni 
hat das BMZ darum gebeten, dass sowohl Sie als 
GIZ wie auch die KfW für ihre Ortskräfte Listen 
erstellen. Die Quelle dafür ist MAT A GIZ-3.87, 
Blatt 8, insbesondere auch Blatt 10. Dort wurden 
Sie aufgefordert, für den Ernstfall für Ihre Mit-
arbeitenden Reisepässe zu besorgen. - Können 
Sie sich daran erinnern, ob gegebenenfalls und 
wann und wie die GIZ die Ortskräfte von dieser 
Maßnahme in Kenntnis gesetzt hat und wie viele 
Personen dann schließlich zum Zeitpunkt der 
Machtübernahme der Taliban am 15. August in 
dieser Liste eingetragen waren? 

Zeugin Tanja Gönner: Erster Punkt. Ich meine 
mich zu erinnern, dass wir mit der Konkretisie-
rung der Abzugspläne ab Mitte Mai in sehr 
engem Austausch - - der Landesdirektor in sehr 
engem Austausch auch regelmäßig mit den natio-
nalen Mitarbeitenden war, und ich meine mich 
zu erinnern, dass in einem dieser Gespräche und 
Austausche, die dort waren, tatsächlich auch da-
rauf hingewiesen wurde, dass die Kolleginnen 
und Kollegen ihre entsprechenden Ausweisdoku-
mente besorgen sollen bzw. vorbereiten sollen. 
Also, das gab es meines Wissens tatsächlich in-
nerhalb der GIZ Afghanistan schon sehr stark, 
und ich meinte, sogar eher im Mai statt im Juni 
und, wenn im Juni, eher Anfang Juni, also nicht 
erst nach der Aufforderung, sondern wirklich bei 
uns selber auch in der Vorbereitung.  

Das Zweite: Ich bin jetzt nicht sicher, ob wir 
gesagt haben, die Kollegen sollen sich in Listen 
eintragen, oder ob wir an der Stelle selber Listen 
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erstellt haben; das weiß ich nicht mehr sicher, 
weil wir waren ja bei allem - das ist echt heraus-
fordernd - auch sehr schnell, als die Umstellung 
auf Listenverfahren lief, in der Lage, Listen zu 
liefern. Und ich meine mich zu erinnern - aber 
das ist jetzt wirklich schwierig -, dass an der 
Stelle wir eher die Listen gemacht haben und 
dann abgeklärt haben wegen Kernfamilien. Aber 
das wäre jetzt im Reich der Vermutung, und des-
wegen würde ich, glaube ich, nicht weiter 
hineingehen wollen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Mhm. - Die Frage noch 
einmal: Gab es eine Information an die betroffe-
nen oder möglicherweise betroffenen Ortskräfte, 
dass es solche Listen gibt, oder gab es die nicht? 

Zeugin Tanja Gönner: Ich bin an der Stelle, weil 
ich weiß, dass es eine sehr offene Diskussion in 
dieser Zeit gab - - So. Punkt. Ich weiß es nicht 
sicher, aber ich schließe es nicht aus und gehe 
fast davon aus, dass es so war. Aber ich weiß es 
nicht, weil ich schlicht und ergreifend nicht drin 
war.  

Jörg Nürnberger (SPD): Das waren jetzt in einer 
Antwort drei Möglichkeiten. 

Zeugin Tanja Gönner: Ja, weiß ich. 

Jörg Nürnberger (SPD): Gut.  

Zeugin Tanja Gönner: Aber danke fürs Mitzäh-
len. 

Jörg Nürnberger (SPD): Wir Juristen unter uns. - 
Am 12. August 2021 - meine letzte Frage wahr-
scheinlich in dieser Runde, und ich zitiere aus 
MAT A GIZ-4.73, Blatt 90 -, da wurden Sie von 
Herrn Schäfer-Gümbel per SMS darüber infor-
miert, dass die Amerikaner ankündigen, die 
Botschaft binnen 14 Tagen zu schließen, und die 
anderen Botschaften nachziehen werden. Er 
schreibt: „Wir müssen jetzt Plan B verfolgen.“ 
Was ist denn bitte „Plan B“? 

Zeugin Tanja Gönner: Weiß ich nicht mehr. 
Also, ich vermute - - Nee, andersrum: Ich ver-
mute, Plan A war Fortführung der EZ. Aber keine 

Ahnung. Ich merke, dass mir da wirklich - - 
Keine Ahnung.  

Jörg Nürnberger (SPD): Wir haben ja heute noch 
einen zweiten Zeugen; wir können ihn ja viel-
leicht fragen. 

Zeugin Tanja Gönner: Ja.  

Jörg Nürnberger (SPD): Innerhalb der Bundes-
regierung gab es lange Uneinigkeit über Visa on 
Arrival. Das haben wir auch schon gestriffen. 
Insbesondere das BMI lehnte diese ab. Auch 
noch in der Krisenstabssitzung am 13. August 
wird das BMI im Protokoll - ich beziehe mich auf 
MAT A BKA-2.149 VS-NfD, die Blätter 9 ff., hier 
Blatt 11 - wie folgt zitiert: 

„Wenn „visa on arrival“ nötig 
sind, wird das - wie schon lange 
zugesagt - umgesetzt werden. So 
lange wie es möglich ist, sollten 
jedoch die regulären Verfahren 
(OKV, KZB-Verfahren) umgesetzt 
werden.“ 

Erst in der Sitzung des Krisenstabs am 
15. August, also nach dem Fall - MAT A 
BND-4.06 VS-NfD, Blatt 122 -, bestätigte Staats-
sekretär Engelke - Zitat -, dass eine „Sicherheits-
überprüfung für AFG StA“ - afghanische Staats-
angehörige - „erst in Deutschland erfolgen kann“. 
Haben Sie Kenntnis darüber, ob diese Zustim-
mung zu Visa on Arrival auch vom BMI irgend-
wie schriftlich bestätigt worden ist? Haben Sie 
Kenntnis von Schriftverkehr in diesem Zusam-
menhang? 

Zeugin Tanja Gönner: Ich erinnere mich, dass es 
Thema war. Ob es das schriftlich gibt - - Aber ich 
weiß nicht, ob und, wenn ja, wann diese Schrift-
lichkeit gekommen ist. 

Jörg Nürnberger (SPD): Haben Sie in diesem Zu-
sammenhang auf verschiedenen Ebenen der Bun-
desregierung, insbesondere auf den höheren, in-
terveniert? 

Zeugin Tanja Gönner: Also, ich habe ja vorher 
die anderen Ebenen bereits gesagt, aber ich meine 
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nicht, dass ich mit dem BMI im Austausch gewe-
sen sei. 

Jörg Nürnberger (SPD): Wenn ich noch eine 
Frage stellen darf. Es gibt den SMS-Austausch 
mit Herrn Schäfer-Gümbel; MAT A GIZ-4.73, 
Blatt 90. Da gibt es eine SMS vom 15. August, 
19.18 Uhr, auch um das Thema „Visa on Arrival“ 
und dass die KfW anregt, sich noch mal auf Ihrer 
Ebene dafür einzusetzen. Herr Schäfer-Gümbel 
nimmt sich der Sache an und antwortet Ihnen 
um 20.33 Uhr nach Rücksprache mit Herrn 
Fischer vom BMZ wie folgt:  

„„Leider liegt uns die schriftliche 
Zusage des BMI zu „visa on 
arrival“ immer noch nicht vor. 
StS Engelke, BMI, hat uns dies am 
Rande der Krisenstabssitzung wie-
der zugesichert, aber schriftlich 
gibt es halt noch nichts vom BMI. 
Wir werden hier nicht locker las-
sen und beim BMI wenn es sein 
muss stündlich nachfassen.“ 

... 

Ich mache auf meinen Kanälen 
Druck wo ich kann.“ 

Sie erwidern: 

„Danke für Info, ich versuche es 
jetzt mal über AKK,“ 

- und das ist ja vorhin auch schon zitiert worden 
von einer anderen Fraktion - 

„bevor ich die Karte Kanzlerin 
ziehe.“ 

Sie haben vorhin gesagt, Sie hätten nicht mit der 
Kanzlerin drüber gesprochen. Unter welchen 
Voraussetzungen hätten Sie dann doch mit der 
Kanzlerin telefoniert? Was hätte eintreten müs-
sen, damit Sie die Kanzlerin angesprochen hät-
ten? 

Zeugin Tanja Gönner: Das ist sehr suggestiv. 
Da bitte ich um Verständnis, dass ich echt - nee, 
sorry - an der Stelle - - weil ich müsste jetzt so 
tief in die Erinnerung. Entschuldigung. Es war 
jetzt nicht im Sinne von Ihnen etwas - - Sorry. 

An der Stelle bitte ich um Entschuldigung. Ich 
wollte jetzt nicht Ihnen etwas unterstellen. Aber 
ich merke für mich, dass es natürlich sehr - - 
nachfragen, was wäre, wenn - - Und ich bin an 
der Stelle nicht mehr auskunftsfähig. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielleicht kann 
ich ja helfen, - 

Zeugin Tanja Gönner: Danke.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: weil die Frage war 
nicht so suggestiv gestellt, aber sie war indirekt 
gestellt. Und vielleicht kann man die Frage ja 
direkt stellen, was Sie damit meinten. Sie haben 
das ja zu Papier gebracht. Es ist zitiert worden. 
Und die Frage war eigentlich, was Sie damit ge-
meint haben, dass Sie das erläutern noch mal. 

Zeugin Tanja Gönner: Ja, deswegen noch mal an 
der Stelle: Mir war relativ schnell - - Auch wenn 
ich es so geschrieben habe, trotzdem war mir 
relativ schnell klar, dass ich glaube, dass ich bei 
Visa upon Arrival nicht die Karte der Kanzlerin 
ziehen werde, weil ich fand, das waren eigentlich 
Dinge, die müssen auf einer anderen Ebene ge-
klärt werden. Das war, glaube ich, der Punkt. 
Wenn Sie mich fragen, wann hätte ich: Ich hätte, 
glaube ich, wegen der Sache gar nicht. So war ja 
Ihre Frage. Danke.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann haben wir 
das auch geklärt, und das Fragerecht wechselt 
zur Union, zum Kollegen Zippelius. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ja, wobei nach der 
letzten Fragerunde sich das jetzt für uns damit er-
übrigt hat, weil der Fragekomplex durchgehend 
befragt und beantwortet wurde. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechseln 
wir zu den Grünen. Frau Kollegin Schäfer. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
vielen Dank, Herr Vorsitzender. - Tatsächlich 
hätte ich auch noch mal eine Frage zu dem gan-
zen Themenkomplex Ortskräfteverfahren. Unse-
rem Ausschuss liegt ein SMS-Verlauf vor von 
Ihrem Vorstandskollegen Schäfer-Gümbel und 
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Ihnen; MAT A GIZ-4.73, Blatt 91. Da schreiben 
Sie an Herrn Schäfer-Gümbel: 

„Können wir nochmal telefonie-
ren? KfW wird etwas unruhig und 
ich gewinne den Eindruck, es geht 
jetzt um Absicherungs- und 
Schuldzuweisungsfragen.“ 

Vielleicht könnten Sie uns noch mal kurz erläu-
tern, was Sie damals mit der Formulierung „Ab-
sicherungs- und Schuldzuweisungsfragen“ mein-
ten? 

Zeugin Tanja Gönner: Na ja, zum einen gab es 
damals Austausche: Wer versucht, auf welcher 
politischen Ebene Dinge zu erreichen?  

Und das Zweite: Es war ja so, dass das RMO bei 
uns durchgeführt wurde. Und die Frage der Ein-
schätzung der Sicherheitslage, um Menschen tat-
sächlich zum Flughafen bringen zu können, ist 
natürlich immer noch über das RMO erfolgt und 
quasi diese Beratung ja auch für andere Einhei-
ten. Und dann war da die Frage: Wenn es nicht 
erreicht werden kann, besteht dann die Gefahr, 
dass man nachher sagt: „Euer RMO war nicht in 
der Lage, das abzusichern“, oder Ähnliches? Das 
war eigentlich der wesentliche Punkt. Und es ist 
ja so, dass die KfW anschließend auch einen an-
deren Weg gegangen ist. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. - Dann kommen wir jetzt noch mal 
zu der Frage - eigentlich ist es ein bisschen ähn-
licher Komplex -: Sie haben tatsächlich auch in 
Hinsicht des Ortskräfteverfahrens einmal eine 
SMS geschrieben an Herrn Schäfer-Gümbel, und 
zwar am 21. August; MAT A, GIZ-4.73, Blatt 94: 

„Leider habe ich schon länger be-
fürchtet, dass wir nur einen klei-
nen Teil rausbekommen, das ist 
unerfreulich, wobei ich mich 
ständig frage, ob das bezogen auf 
unsere Leute überhaupt das Ziel 
der Bureg ist, wenn Sie [sic!] ein 
Pfand für die Verhandlungen 
haben will.......“  

Vielleicht können Sie uns einmal erläutern, wel-
che Verhandlungen Sie damals gemeint haben 
und inwiefern die GIZ-Ortskräfte damals ein 
Pfand hätten sein können. 

Zeugin Tanja Gönner: Ich hoffe, Sie sind mir 
nicht böse, wenn ich darauf hinweise, dass ich 
diese Frage vorher schon mal bekommen habe, 
und meine mich zu erinnern, geantwortet zu ha-
ben. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
erinnere mich nicht daran, dass Sie auf diese 
Frage mit dem Pfand genauer eingegangen sind.  

Zeugin Tanja Gönner: Die Frage war, welche 
Verhandlungen. Da war ich dem Vorsitzenden 
dankbar, dass er mich darauf hinwies, dass ich 
aufpasse, dass ich nicht zu sehr ins Reich der 
Vermutungen gehe. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das stimmt, aber 
konkret die Frage mit dem Pfand ist in der Tat 
nicht so gestellt worden. Das sollten Sie viel-
leicht noch mal beantworten.  

Im Übrigen - das galt vor allem bei der anderen 
Frage schon mal -: In der Tat vermeiden wir 
Wiederholungsfragen, weil es auch gegenüber 
den Zeugen schwierig ist, wenn man dann in ver-
schiedenen Phasen auf Detailunterschiede der 
Antwort abzielt. Das wollen wir nicht so machen. 
Aber nach dem Pfand, glaube ich, ist so noch 
nicht gefragt worden. Vielleicht können Sie die 
Frage noch mal stellen, und dann bitte ich Sie, 
sie zu beantworten. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
habe die gleiche SMS in der Tat wie meine Kolle-
gin Jurisch zitiert, aber habe mich vor allem auf 
die Frage bezogen, wie GIZ-Ortskräfte Ihrer For-
mulierung nach ein Pfand hätten sein können bei 
Verhandlungen mit den Taliban. 

Zeugin Tanja Gönner: Ich meine mich zu erin-
nern, dass ich vorher geantwortet habe, und 
deswegen würde ich dann allerdings auch noch 
mal - - Letzten Endes ging es darum, dass wir die 
EZ zunächst fortführen wollten, und natürlich 
die Frage „Wie viele von denen, die vorher schon 
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gearbeitet haben und deswegen auch die entspre-
chenden Projekte kennen, sind dann noch vor 
Ort und welche nicht?“ - - dass das mehr oder 
weniger damit umschrieben war. Weil letzten 
Endes erfahrene, langjährige Kräfte, die die Be-
sonderheiten kennen, die wissen, wie die Umset-
zung erfolgt, die die Partner kennen, da letzten 
Endes durchaus für uns im positiven Sinne Asset 
waren, dass die natürlich auch bei Fortsetzung 
der EZ entsprechende Wirkung hätten entfalten 
können. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. - Vielleicht können Sie uns auch 
hinsichtlich dieses Zeitraums Ende August noch 
mal sagen, ob Sie konkrete Anhaltspunkte hatten, 
anzunehmen, dass die Evakuierung von GIZ-
Ortskräften keine Priorität hatte für die Bundes-
regierung. 

Zeugin Tanja Gönner: Ich hatte keine Anhalts-
punkte, dass es innerhalb der Bundesregierung 
jetzt Listen gibt: Wer wird prioritär, oder wer 
wird nicht prioritär? Ich erinnere mich allerdings 
natürlich, dass die Diskussionen sehr breit wa-
ren, sowohl weil es ja im AA eine Menschen-
rechtsliste als auch natürlich eine Vielzahl von 
NGO-Mitarbeitenden gab. Und insofern glaube 
ich nicht, dass es Prioritäten gab, und trotzdem 
war natürlich ein Wettbewerb da. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. Vielen Dank. - Und können Sie sich noch 
daran erinnern, in welcher Art und Weise Sie das 
eventuell problematisiert haben aus Ihrer Rolle 
heraus gegenüber der Bundesregierung? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Darf ich bitten, 
die Frage anders zu stellen, nämlich als offene 
Frage? 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Haben Sie das problematisiert vor der Bundes-
regierung?  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Genau.  

Zeugin Tanja Gönner: Ich kann mich nicht erin-
nern, weil es uns an der Stelle wirklich so sehr 
ums Operative - - In den Zeiten waren Sie so sehr 

mit dem Operativen beschäftigt. Und ich meine 
mich zu erinnern, dass wir zu der Zeit tatsäch-
lich schon weit mehr über die Zeit nach dieser 
kurzen Evakuierungszeit nachgedacht haben und 
darüber nachgedacht haben, wie wir es schaffen, 
in der Zeit danach eigentlich in einem halbwegs 
geregelten Verfahren möglichst viele der Kolle-
ginnen und Kollegen auf anderem Wege dann 
tatsächlich aus Afghanistan herauszuholen. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. - Jetzt kommen wir noch mal zu 
einem ganz anderen Komplex, den wir noch gar 
nicht behandelt haben. Können Sie sich noch 
mal daran erinnern, welche Überlegungen es da-
mals gab im GIZ oder auch im BMZ hinsichtlich 
der Geldzahlung an GIZ-Ortskräfte, die nicht aus 
Afghanistan evakuiert werden möchten oder kön-
nen, um sozusagen diese nicht erfolgte Ausreise 
nach Deutschland auszugleichen? 

Zeugin Tanja Gönner: Ich meine mich zu erin-
nern, dass diese Diskussionen ja eigentlich rund 
um die Vorgänge waren, die der Kollege Nürnber-
ger vorher schon mal angesprochen hat, nämlich 
rund um den Juni, als eben tatsächlich die Zu-
sagen an die Ortskräfte der Bundeswehr erfolgt 
sind. Es ging ja darum, dass zeitgleich eben da-
mals die Mitteilung gemacht wurde: Die deutsche 
EZ wird auch weiter in Afghanistan bleiben, 
auch nach dem Abzug der Truppen. Und es ging 
um die Frage, ob im Zusammenhang mit den 
OKV-Verfahren für die Ortskräfte aus dem Be-
reich des Verteidigungsministeriums möglicher-
weise auch bei uns viele Kolleginnen und Kolle-
gen sich die Frage stellen: Was bedeutet das für 
uns, und wie geht es damit um? 

Uns war wichtig, den Kolleginnen und Kollegen 
einerseits zu sagen: „Wir wollen auch in der 
Zukunft hier sein“, im Übrigen auch die Wert-
schätzung, dass wir sie brauchen, weil sie für uns 
wirklich ein wichtiges Asset waren, und ihnen 
zugleich aber auch eine Sicherheit zu geben, falls 
es zu schwierigen Situationen kommt. Ich meine, 
in diesem Zusammenhang hätten wir überlegt, 
wie es uns gelingt, diese Wertschätzung zum 
Ausdruck zu bringen, den von unserer Seite be-
stehenden Wunsch, die Kolleginnen und Kolle-
gen auch weiterhin als solche in Afghanistan zu 
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haben, um auf ihrer Erfahrung aufbauen zu kön-
nen, ihnen Sicherheit zu geben und zugleich auf 
etwaige Unsicherheiten in dieser unruhigen Zeit 
einzahlen zu können. Und in dem Zusammen-
hang sind, glaube ich, die Diskussionen darüber 
entstanden, wie es uns gelingt, das in gewisser 
Weise gut hinzubekommen, also auch über die 
Frage der Angebote, die wir gemacht haben, zu 
signalisieren, wir hätten sie gern weiterhin, weil 
sie dort für uns das beste Asset sind, und zu-
gleich ihnen aber damit keine Möglichkeit neh-
men zu wollen, zu einem späteren Zeitpunkt 
trotzdem im Rahmen eines Verfahrens dieses 
auch zu durchlaufen und zu kommen. So meine 
ich mich zu erinnern, dass es gewesen sei. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. - Aus unseren Unterlagen, insbe-
sondere MAT A GIZ-4.23, Blatt 1840 bis 1844, 
geht hervor - das ist vom 13. August -, dass es 
Überlegungen gab, bei einer Auszahlung eine 
Aufnahme ins Ortskräfteverfahren auszuschlie-
ßen. Können Sie sich noch daran erinnern, wie 
Sie das damals beurteilt haben, dass eben für 
Menschen, die das in Anspruch nehmen, dann 
der Anspruch, in dieses Verfahren aufgenommen 
werden zu können, erlischt? 

Zeugin Tanja Gönner: Also, ich bin nicht sicher, 
ob das tatsächlich bei mir angelandet ist, weil ich 
relativ sicher bin, dass wir innerhalb des Vor-
standes relativ schnell gesagt hätten, dass das so 
auf gar keinen Fall geht, weil das ein völlig fal-
sches Bild gibt, sondern dass höchstens die Frage 
ist: “Was bedeutet es dann in Zukunft?“, und na-
türlich die Frage war: „Gibt es dann Diskussio-
nen?“ - ich komme jetzt an der Stelle wieder auf 
ein sehr technisches Detail -, „Gibt es möglicher-
weise Abrechnungsprobleme oder dergleichen 
mehr, und kommen da Fragen auf?“ Also, deswe-
gen schließe ich nicht aus, dass es in der Überle-
gung, welche unterschiedlichen Varianten es 
gibt, kurz angesprochen wird. Ich bin aber recht 
sicher, dass wir im Vorstand, wäre es bei uns so 
aufgetaucht, da relativ klar Position bezogen hät-
ten, und kann mich nicht erinnern, ob es wirk-
lich bei uns aufgetaucht ist, weil ich vermute, die 
Kollegen hätten das auch gewusst. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. Dann habe ich keine weiteren Fra-
gen erst mal. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechseln 
wir zur AfD-Fraktion. 

Stefan Keuter (AfD): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Frau Gönner, haben Sie Kenntnis, ob 
durch das Listenverfahren bei den GIZ-Ortskräf-
ten das Gefühl, gefährdet zu sein, erzeugt oder 
zumindest verstärkt wurde? 

Zeugin Tanja Gönner: Nein, dazu habe ich keine 
Kenntnis. 

Stefan Keuter (AfD): Ich habe eine Fundstelle. 
Für das Protokoll: Das ist MAT A GIZ-3.06, 
Blatt 516. Ich zitiere hieraus. Zitat Anfang: 

„Für die Ortskräfte der Bundes-
wehr und des BMI konnte auf eine 
Sicherheitsüberprüfung im Rah-
men des vereinfachten und be-
schleunigten OKV verzichtet wer-
den, weil diese bereits bei der Ein-
stellung durchlaufen worden ist. 
Bei den Ortskräften der deutschen 
EZ erfolgte keine Sicherheitsüber-
prüfung bei Einstellung.“ 

Zitat Ende. - Können Sie die hier getroffene Aus-
sage für die Ortskräfte der GIZ bestätigen? 

Zeugin Tanja Gönner: Ich bin nicht sicher, ob 
wir möglicherweise unterschiedliche Überprü-
fungen hatten vor dem Hintergrund, dass wir ja 
Kolleginnen und Kollegen hatten, die fürs Sicher-
heitsmanagement sprachen. Aber nein, eine 
Sicherheitsüberprüfung dergestalt, wie sie im 
Geschäftsbereich von BMI und BMVg war, gab es 
in der EZ nicht. 

Stefan Keuter (AfD): Okay, danke. - Welche Kon-
sequenzen ergaben sich dadurch für die GIZ im 
Rahmen des Listenverfahrens? 

Zeugin Tanja Gönner: Soweit meine Erinnerung 
reicht, ist es so, dass das Listenverfahren ja dazu 
da war, genau auf diese Sicherheitsüberprüfung 
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zu verzichten. Das wäre einer der wesentlichen 
Punkte. 

Und das Zweite - vielleicht auch noch mal, auch 
wenn ich keine Erkenntnisse hatte, dass das Lis-
tenverfahren angeblich bei den Kollegen zu etwas 
geführt hat -: die Diskussionen, die wir auch 
schon vor der Einführung des Listenverfahrens 
mit den Kolleginnen und Kollegen sehr oft ge-
führt haben, dass das Thema zwischen objektiver 
Gefährdungslage und subjektiver Gefährdungs-
wahrnehmung natürlich auseinanderklaffen 
kann. Und das halte ich auch für zutiefst 
menschlich nachvollziehbar. Ich wünsche, dass 
keinem von uns das je passiert, dass er in dieser 
Entscheidungsphase ist. 

Stefan Keuter (AfD): Hatten Sie damals Kontakt 
mit Kollegen, wo Sie sich besprochen hatten, 
dass gegebenenfalls durch Ihre GIZ-Ortskräfte, 
die über das Listenverfahren, also dann ohne se-
parate Sicherheitsüberprüfung, nach Deutschland 
gebracht würden, ein Sicherheitsrisiko bestehen 
oder entstehen könnte? 

Zeugin Tanja Gönner: Wir hatten dazu keine 
Diskussionen. Wir hatten aber auch keinerlei 
Anhaltspunkte dafür, da die Kolleginnen und 
Kollegen - ich habe es vorher gesagt - in Teilen 
langjährige Mitarbeiter waren und sich für die 
deutsche EZ in dieser Weise über Jahre eingesetzt 
haben. 

Stefan Keuter (AfD): Vielen Dank. - Ich würde 
mit Ihnen gerne noch über das Thema Trittbrett-
fahrer sprechen. Am 2. September 21 erhielten 
Sie von einem GIZ-Mitarbeiter per E-Mail ein 
sogenanntes Update, in dem es unter anderem 
heißt - ich zitiere hier aus MAT A GIZ-4.24, 
Blatt 115; Zitat Anfang -: 

„In den sozialen Medien kursieren 
offensichtlich Anleitungen, wel-
che (z.T. auch gefälschten) Doku-
mente man benötigt, um im OKV 
durchzukommen. „Trittbrettfahre-
rei“ gibt daher es offensichtlich in 
...“ 

- großem - 

„Ausmaß.“ 

Zitat Ende. - Was können Sie uns über diese 
Trittbrettfahrer im Ortskräfteverfahren mitteilen? 

Zeugin Tanja Gönner: Sagen Sie mir noch mal 
das Datum? 

Stefan Keuter (AfD): Ja. Das war der 2. September 
21. 

Zeugin Tanja Gönner: Danke.  

Stefan Keuter (AfD): Das war ein Mitarbeiter, 
S. O., der Sie da angemailt hat.  

Zeugin Tanja Gönner: Alles klar. - Es war in der 
Zeit - - Ich meine mich zu erinnern, dass wir 
dann technisch eine Form von Plattformen ge-
macht haben, in der Unterlagen hochgeladen 
werden konnten. Ich kann Ihnen sagen, dass in 
der Zeit derart viel von unterschiedlichen Perso-
nen hochgeladen wurde, dass es wirklich schwie-
rig war. Wir hatten ja eh schon die Sortierung 
zwischen Ortskräften, also der Ortskräfte zu der 
Zeit, wo sie noch bei uns tätig waren, plus den 
Zeitraum bis 2019. Dann hatten wir die Erweite-
rung bis 2013. Dann hatten wir darüber hinaus 
noch die Consultants von uns eingesetzten ent-
sprechenden Unternehmen. Die Schwierigkeit 
war, dass vor allen Dingen für den länger zurück-
liegenden Zeitraum die Frage der Datenlage von 
„Wer war eigentlich alles bei der GIZ angestellt?“ 
immer schlechter wurde. Ich vermute, dass in 
diesem Zusammenhang diese Aussage getroffen 
wurde. 

Letzten Endes, wenn ich das richtig verfolgt 
habe, ist ja bis heute das Ortskräfteverfahren 
noch nicht komplett abgeschlossen, was zeigt, 
dass die Sortierung und die Überprüfung eben 
eine große Herausforderung war und dass wirk-
lich in der Zeit vor dem Hintergrund der puren, 
schieren Masse an Unterlagen und Menschen, die 
sich gemeldet haben, und der Frage: „Wie ist das 
überprüfbar?“, so eine Aussage voraussichtlich 
zustande kam. Und das Wesentliche war, dass 
man ein geordnetes Verfahren hatte, das auch 
entsprechend abzuwickeln. 
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Stefan Keuter (AfD): Verstehe ich. Vielen Dank. - 
In dieser Runde habe ich eine letzte Frage. Aus 
mehreren öffentlich zugänglichen Quellen ist zu 
ersehen, dass die Taliban an ihren Checkpoints 
offensichtlich mit Listen gearbeitet haben. In ei-
nem „Spiegel“-Artikel mit der Überschrift „Wie 
eine Ortskraft aus Afghanistan mit der deutschen 
Bürokratie ringt“ - für das Sekretariat: das ist in 
der Anlage 34 die Seite 1 - ist beispielsweise von 
einer Irritation die Rede, als die Taliban feststell-
ten, dass eine Person nicht auf der Liste stand. 
Auch im Beweismaterial finden sich Hinweise, 
dass GIZ-Mitarbeiter Listen mit Ortskräften über 
die Amerikaner an die Taliban weitergegeben 
haben könnten. In einer E-Mail erkundigt sich 
beispielsweise der Leiter des Risk Management 
Office, Dr. M. R., bei mehreren GIZ-Mitarbeitern 
nach dem Namen eines US-Soldaten, der - ich zi-
tiere aus R.s E-Mail; Fundstelle MAT A GIZ-3.77, 
Blatt 16; Zitat Anfang -: „unsere Liste an den 
richtigen Taliban Checkpoint gebracht hat bzw. 
das veranlasst hat?“ Zitat Ende. - Was können Sie 
uns über diesen Fall konkret mitteilen? Welche 
Informationen enthielten diese Listen, und wie 
passt dieses Vorgehen aus Ihrer Sicht mit dem 
Narrativ zusammen, dass die Ortskräfte vor den 
Taliban gerettet werden müssten, wenn die Tali-
ban Listen der zu evakuierenden Personen be-
kommen haben? 

Zeugin Tanja Gönner: Erstens hätte ich an der 
Stelle das dringende Bedürfnis, mir die zeitliche 
Abfolge anzuschauen, zu wann es war, weil ich 
glaube, dass das das ganz Wesentliche ist, weil 
meines Wissens ja auch eine Weiterarbeit nach 
diesen sehr intensiven Zeiten war, wo es im 
Übrigen Sicherheitszusagen der Taliban uns 
gegenüber gegeben hat. 

Und damit zweitens: Wenn Sie mich fragen, was 
habe ich zu den sehr konkreten Fällen und der 
Frage, was auf den Listen war - - welche Kennt-
nisse habe ich, kann ich Ihnen sagen: Keine. Das 
ist so zutiefst operativ. Wenn ich das an jeder 
einzelnen Stelle hätte, hätten die 24 Stunden des 
Tages nicht mehr gereicht.  

(Die Zeugin liest in den ihr 
zuvor vorgelegten 

Unterlagen) 

Gut. Ich gehe davon aus, dass das im Zusammen-
hang im Übrigen mit den über Land organisierten 
Fahrten - - Wir haben ja dann zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt über Busse, die Richtung Pakistan 
gegangen sind, eine Vielzahl von Kolleginnen 
und Kollegen an die Grenze nach Pakistan ge-
bracht. Dort gab es meines Wissens dann Check-
points, und ich vermute, dass es in dem Zusam-
menhang war. Aber noch mal: Das war dann zu-
tiefst - - Da gab es eine Verfahrensabsprache. Wie 
diese erfolgt ist, mit wem diese erfolgt ist, das 
müssen die Kollegen beantworten. Das weiß ich 
nicht, weil das wirklich nicht meine Aufgabe 
war. 

Stefan Keuter (AfD): Vielen Dank.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechseln 
wir zur FDP-Fraktion. Frau Kollegin Dr. Jurisch. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ja, vielen 
herzlichen Dank, Herr Vorsitzender. - Wir hatten 
ja vorher über Ihre Kommunikation mit Bundes-
kanzlerin Merkel gesprochen. Ich würde jetzt 
gerne auch noch mal die Kommunikation, die Sie 
mit Annegret Kramp-Karrenbauer hatten, be-
leuchten. Das ist ja auch vielfach jetzt schon im 
Gespräch gefallen, aber ich möchte es gerne ein-
fach nur noch mal ein bisschen zusammenfüh-
ren. Laut einer Aussage von Dr. Michael Roh-
schürmann - endgültiges Stenografisches Proto-
koll 20/34, Seite 61 bis 62 - hatten Sie während 
der militärischen Evakuierung der Ortskräfte ja 
auch direkten Kontakt mit Frau Annegret Kramp-
Karrenbauer. Können Sie sich da auch noch da-
ran erinnern, mit welchen Kommunikations-
mitteln Sie da gearbeitet haben?  

Zeugin Tanja Gönner: Ja. Ich meine mich zu 
erinnern, dass ich per SMS nachfragte, ob wir 
telefonieren können, weil das, worum die Kolle-
gen mich gebeten hatten mit ihr zu besprechen, 
schwerlich per SMS zu machen war. Das war 
nämlich diese Frage: Kriegen wir Kontakte zu 
den vor Ort Zuständigen, also dem Befehlshaber 
der Deutschen, die am Flughafen in Kabul wa-
ren? Können wir dort Kontakt herstellen? Wäre 
es möglich, dass einer der Kollegen möglicher-
weise dort sogar selber vor Ort hinkommen 
könnte, um letzten Endes zu helfen bei etwaigen 
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weiteren Evakuierungsmöglichkeiten? So. Und 
deswegen gab es ein Telefonat von mir mit Anne-
gret Kramp-Karrenbauer, in dem ich sie gefragt 
habe, wo sie einfach sagte, sie gibt mir die Kon-
taktdaten. Und ich meine mich zu erinnern, ich 
hätte dann mit - - Ich bin jetzt nicht sicher, ob es 
ihr Büroleiter war - fragen Sie mich echt nicht 
mehr; an der Stelle muss ich passen -, der dann 
den Kontakt nach etwas längeren Versuchen her-
gestellt hat.  

Nichtsdestotrotz - - Also, es gab dann zwei Sa-
chen: Wir hatten zwar Kontakt und direkten Zu-
gang zu demjenigen, der Befehlshaber war, bzw. 
seinem Adjutanten meines Wissens. Und das 
Zweite war: Aber es war keine, im Übrigen aus 
meiner Sicht auch etwas nachvollziehbare In-
tegration von uns in eine solche Mission, also 
jetzt nicht von Personen, sondern - - nicht von - - 
keine Bereitschaft, uns zu unterstützen, mög-
lichst viele noch zum Flughafen zu bringen, son-
dern hinsichtlich der Tatsache, dass jemand aus 
dem RMO mehr oder weniger in den Stab hinein-
kommt, und das konnte ich durchaus nachvoll-
ziehen.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Konnten Sie 
also in dem Gespräch das erreichen, was Sie mit 
dem Gespräch erreichen wollten? 

Zeugin Tanja Gönner: Ja, ich konnte erreichen, 
dass wir direkten Kontakt bekamen und deswe-
gen bessere Informationen hatten. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Können Sie 
bitte mal darauf eingehen, wie der Kontakt in der 
Phase der Evakuierung zwischen Ihnen und der 
Hausspitze des BMZ war, also ganz konkret Mi-
nister Müller? 

Zeugin Tanja Gönner: Also, zum einen: An der 
Stelle war die operative Hausspitze sehr stark, 
der Austausch wirklich extrem eng - aber da 
können Sie ihn ja nachher fragen - zwischen 
Thorsten Schäfer-Gümbel und Martin Jäger. Ich 
meine mich zu erinnern, dass ich in der Zeit 
zwei- oder dreimal mit ihm telefoniert habe. Ich 
meine, es ging einmal, als es tatsächlich um die 
Erweiterung - - Ich hatte ja ein Telefonat mit ihm 
gehabt, als es um die Erweiterung tatsächlich der 

betroffenen Ortskräfte gegangen sei, als er mir das 
noch mal kurz am Telefon erläutert hat. Ich 
meine, mich auch zu erinnern, dass ich darauf 
hingewiesen habe, dass das a) Erwartungshaltun-
gen schürt und b) natürlich vom Aufwand her 
eine ziemliche Herausforderung sei. Dann, meine 
ich, hätte ich später noch mal ein Gespräch mit 
ihm gehabt, weil es zu irgendeiner Zeit wieder 
die Änderung des Listenverfahrens ins normale 
Verfahren gegeben hat, und da, meine ich, hätte 
ich auch noch mal mit ihm telefoniert. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Und hatten 
Sie mit Herrn Müller, also mit Minister Müller, 
auch Kontakt über Messengerdienste zum Bei-
spiel auch? 

(ORRn Henrike Herz (BMZ) 
meldet sich zu Wort) 

ORRn Henrike Herz (BMZ): Herr Vorsitzender, 
entschuldigen Sie. Ich wollte nur noch mal da-
rauf hinweisen, dass die Frage jetzt auch - nicht 
nur diese, sondern auch die Frage davor - zwei- 
oder dreimal schon gestellt wurde. Wenn es mög-
lich wäre, könnte die Frage vielleicht angepasst 
werden, dass nicht dieselbe Frage exakt gleich 
gefragt wird. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das ist mir jetzt so 
in der konkreten Formulierung nicht aufgefallen, 
ehrlich gesagt; aber ich werde da noch mal ver-
schärft drauf achten. - Gerne. Bitte schön.  

Zeugin Tanja Gönner: Möchten Sie es noch mal 
wiederholen? - Entschuldigung.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Genau: wie 
viel Messengerkontakt Sie mit Minister Müller 
während des Untersuchungszeitraums hatten. 

Zeugin Tanja Gönner: Ich meinte, mit ihm relativ 
wenig gehabt zu haben, was aber wirklich daran 
lag, dass wir eben mit Martin Jäger sehr intensiv 
im Austausch waren und an der Stelle das jetzt 
nicht erforderlich war, weil wir mit dem BMZ so 
eng im Austausch waren. 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/72 

  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 40 von 158 

 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay, vielen 
Dank. - Und falls die Frage tatsächlich vorher 
schon mal gestellt worden sein sollte - -  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich glaube nicht, 
ehrlich gesagt; denn nach der Kommunikation 
mit Minister Müller haben wir noch nicht so 
richtig gefragt. Wir haben nach den anderen ge-
fragt. Also, insofern - - 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay, dann 
möchte ich auf MAT A GIZ-4.73 VS-NfD, 
Blatt 100, zu sprechen kommen. In der Nacht 
vom 14. August gibt es von Ihrem Kollegen 
Thorsten Schäfer-Gümbel an Sie und Ihre Kolle-
gin - - Nee, halt! In einer Nachricht von Ihrem 
Kollegen Thorsten Schäfer-Gümbel an Sie und 
Ihre Kollegin Hoven werden Sie darüber infor-
miert, dass der Sicherheitsbeauftragte der deut-
schen Botschaft abgelehnt hat, Ihre Kollegen 
S  und Rohschürmann in die deutsche 
Botschaft aufzunehmen. Und Sie haben das mit 
den Worten kommentiert, dass es „einen sehr fa-
den Beigeschmack“ habe. Und Herr Schäfer-
Gümbel sagt: „Ich kann ehrlich gesagt nur noch 
den Kopf schütteln“ und bin sehr zornig. Und Sie 
sagen:  

„Beide Regungen kann ich super 
gut nachvollziehen und teile sie.“ 

Können Sie auf den Vorgang eingehen und uns 
erklären, welche Handlungsempfehlungen da 
nicht umgesetzt wurden? 

Zeugin Tanja Gönner: Meines Erachtens geht es 
da um den Vorgang, dass wir vorhatten, dass un-
ser Landesdirektor und der Leiter des RMOs eben 
tatsächlich noch bis zum Abzug auch der Bot-
schaft verbleiben in Afghanistan, um eben auch 
noch mal die wichtigen Dinge mit den nationalen 
Mitarbeitenden besprechen zu können. Und ja, 
da ist es dann für ein Bundesunternehmen, 
glaube ich, schon manchmal vor dem Hinter-
grund - - Wir haben viel an operativer Last auch 
in Afghanistan über 20 Jahre getragen. Das würde 
den Rahmen dieses Ausschusses sprengen, da-
rüber zu sprechen. Dann in einer solchen Phase 
zumindest die Mitteilung zu bekommen, obwohl 
die Botschaft schon deutlich ausgedünnt war, 

dass man zwei Kollegen angeblich wegen Raum-
enge nicht aufnehmen kann - dass das einen 
faden Beigeschmack hinterlässt, in einer Zeit, in 
der die Emotionen durchaus angespannt waren, 
glaube ich, ist menschlich jederzeit nachvollzieh-
bar. Aber das war der Vorgang, dass wir wollten, 
dass zwei Personen in der deutschen Botschaft 
unterkommen, um eben tatsächlich noch vor Ort 
sein zu können und die Operation zu begleiten. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Und wo sahen 
Sie da die Ursachen dieser Entscheidung? Konn-
ten Sie das nachvollziehen? 

Zeugin Tanja Gönner: Ganz offen gestanden, 
habe ich an der Stelle, meine ich mich zu erin-
nern, nicht mehr darüber nachgedacht, was die 
Ursachen sind, sondern es war schlicht und er-
greifend die Emotionalität und die Gemütslage, 
die da, glaube ich, zum Ausdruck gekommen ist. 
Und ich habe es, glaube ich, schon mehrfach ge-
sagt: Afghanistan war immer ein schwieriges 
Portfolio. Afghanistan war ab dem Friedens-
schluss der USA mit den Taliban noch mal 
schwieriger. Die deutsche EZ hat in diesem Land, 
glaube ich, vieles erreicht, auch wenn es von 
vielen anders gesehen wird. Und in einer solchen 
Phase dann, ich will mal sagen, so kleinteilig un-
terwegs sein zu müssen, ist einfach anstrengend. 
Und es war ein Ausdruck, glaube ich, dieses An-
gestrengtseins.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Wenn ich da 
noch mal ganz kurz - - 

Zeugin Tanja Gönner: Ich habe nicht darüber 
nachgedacht: „Was ist der Hintergrund?“, weil 
das hilft ja nichts. Das ist vertane Energie in einer 
Zeit, in der Sie die Energie für anderes gebraucht 
haben. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Darf ich da 
vielleicht noch mal nachfragen? Hat Sie denn das 
überrascht, oder hat sich das irgendwie eingefügt 
in, sozusagen - - Waren Sie überrascht? 

Zeugin Tanja Gönner: Ich bin nicht sicher, ob ich 
sagen würde „überrascht“, vielleicht ein bisschen 
verwundert, aber eher müde. Das, glaube ich, ist 
die richtige Begrifflichkeit.  
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Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): „Müde“ heißt 
ja, dass man schon vorher ähnliche Erfahrungen 
gemacht hat, dass man so ein bisschen - - also, 
dass man so denkt: Okay, jetzt muss ich diesen 
Kampf immer weiterführen. - So würde ich das 
interpretieren; aber korrigieren Sie mich bitte. 
Was meinen Sie mit „müde“? 

Zeugin Tanja Gönner: Es war an der Stelle, 
glaube ich, schon ein klein wenig das Verständ-
nis zwischen der Frage einer intensiven und 
engen Zusammenarbeit und des gemeinsamen 
Gefühls, dort etwas zu tun, oder der Frage: Hier 
sind wir die, die euch Dinge ansagen oder nicht? 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Es gibt ja im-
mer wieder so die Diskussion des Verhältnisses 
zwischen Auswärtigem Amt, BMZ und dann 
auch den Durchführungsorganisationen, und 
darauf zielte meine Frage ab. - Okay, aber ich 
habe jetzt in der Runde keine weiteren Fragen 
mehr. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Danke. - Dann 
kommen wir in die eher nur noch kurze folgende 
Runde. Ich habe wahrgenommen, dass es nur 
noch eingeschränkten Fragebedarf gibt, was uns 
möglicherweise in die Lage versetzt, das zu 
schaffen, bevor wir unterbrechen müssen für die 
Abstimmung. - Das Fragerecht geht an den Kolle-
gen Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Ich versuche, mich auch kurzzuhalten. 
Wir haben uns vorhin darüber unterhalten, wer 
und auf welchem Wege die Listen erstellt wur-
den, um Ihre Mitarbeiter zu identifizieren. Kön-
nen Sie sich noch erinnern, wie die Listen ausge-
sehen haben zum Tag, als Kabul von den Taliban 
übernommen wurden, in welchem Zustand die 
waren am 15. August 2021? 

Zeugin Tanja Gönner: Ich bin an der Stelle - - 
weil es wirklich sehr operativ war, gehe ich sehr 
stark in Vermutungen. Ich glaube, dass die Kolle-
gen versucht hatten, all diejenigen, die in dem 
Moment tätig waren für uns, das möglichst um-
fassend schon zu haben. Aber ich bin nicht in der 
Lage, zu sagen, wie es dazu gekommen war und 
wie sie aussahen.  

Jörg Nürnberger (SPD): Deswegen möchte ich 
Ihnen, genau aus dem Grund, was ja - - Ihre 
Aussage völlig verständlich ist, noch mal aus 
dem SMS-Verlauf mit Herrn Thorsten Schäfer-
Gümbel zitieren. Da steht unter MAT A GIZ-4.73, 
Blatt 101, also ein Blatt weiter als das, was die 
Kollegin gerade gefragt hat: Er schreibt Ihnen am 
15. August:  

„563 Nationale MA wollen raus.“ 

Erscheinen Ihnen diese Zahlen realistisch in 
Ihrer Erinnerung? 

Zeugin Tanja Gönner: Sagen Sie mir, an wel-
chem Tag das war? 

Jörg Nürnberger (SPD): Am 15. August. 

Zeugin Tanja Gönner: Danke. - Ja, durchaus, weil 
ich glaube, dass zu dem Zeitpunkt viele einfach 
im Gesamtzusammenhang selber noch nicht so 
weit waren, für sich entschieden zu haben. Ge-
nau. 

Jörg Nürnberger (SPD): Können Sie sich erin-
nern, wie diese Zahl sich in den darauffolgenden 
Tagen entwickelt hat? 

Zeugin Tanja Gönner: Nein. 

Jörg Nürnberger (SPD): Auch da kann ich Sie 
schnell noch auf MAT A GIZ-4.73, Blatt 93, hin-
weisen. Da wird zitiert - Gönner bewilligt Perso-
nalaufstockung auf Bitte von DSG -: 

„Wir bräuchten dringend bei der 
Bearbeitung der OKV Anträge 
Hilfe. Wir hatten noch 1300 offen, 
inzwischen sind 1400 neue da.“ 

Ist Ihnen diese Entwicklung erinnerlich? 

Zeugin Tanja Gönner: Ja, wobei ich an der Stelle 
nicht sicher bin, ob die vorgenannte Zahl mit den 
563 sehr konkret von Mitarbeitenden, die gesagt 
haben: „Wir wollen auf die 1 400“, im Übrigen 
nicht im Zusammenhang damit waren, was wir 
vorher schon gesagt haben: dass eine Vielzahl 
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von Anträgen kamen, bei denen wir nicht wuss-
ten: Sind das tatsächlich Mitarbeitende oder 
nicht? Also, das heißt, bei diesen OKV-Verfahren 
und den Anträgen waren es eher Anträge, die ge-
stellt wurden, das aber nicht bedeutet: Die waren 
auf den Listen.  

Insofern waren das, glaube ich, schon noch mal 
zwei unterschiedliche Dinge. Es war allerdings - 
das habe ich ja vorher auch schon mal gesagt - so, 
dass wir in der Zeit sehr schnell eine Vielzahl 
wirklich von Anträgen aus allen Richtungen be-
kommen haben, die selber sagten: Ich habe mal 
für die GIZ gearbeitet. - Da waren dann auch Con-
sultants und Ähnliches dabei. Und letzten Endes 
ging es darum, dass wir schlicht die Kollegen der 
Regionalabteilung entlasten mussten von diesem 
Teil, damit sie sich um andere Sachen kümmern 
könnten. Und das war eben der Ausgangspunkt 
dafür, dass wir versucht haben, wirklich aus den 
anderen Einheiten Kolleginnen und Kollegen 
zusammenzufinden, die bereit waren, dieses im 
Übrigen nicht leichte Thema dann auch zu be-
arbeiten, neben ihrer sonstigen Arbeit. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Und Sie 
haben inzwischen auch gegenüber der Kollegin 
Jurisch ausgesagt, dass diese Phase für Sie sehr 
anstrengend war und sehr kräftezehrend.  

Es gibt einen weiteren SMS-Verlauf - MAT A 
GIZ-4.73, die gleiche Anlage, Blatt 92 -; da geht 
es darum, wie man darauf reagieren soll seitens 
der GIZ bzw. des Ministeriums auf einen dort 
nicht näher bezeichneten Artikel auf „Spiegel 
Online“. Sie schreiben am 19. August, also noch 
vier Tage mehr in dieser stressigen Situation, an 
Herrn Schäfer-Gümbel:  

„Naja, nach innen könnten wir es 
als Erfolg verkaufen. Nach außen 
bin ich vor dem Hintergrund der 
Situation, das wir kaum jemand 
rausbekommen etwas ratlos.“ 

Können Sie uns Näheres zum Hintergrund dieses 
Informationsaustausches und Ihrer Reaktion mit-
teilen? 

Zeugin Tanja Gönner: Würden Sie mir freund-
licherweise die Einbettung dieser SMS auch zur 
Verfügung stellen, damit ich einfach draufgucken 
kann? 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Vielen Dank. Rein theoretisch müsste ich noch 
nach dem „Spiegel“-Artikel fragen, aber das lasse 
ich jetzt mal; so viel Zeit haben wir nicht. - Vie-
len Dank, das hat mir jetzt sehr geholfen, weil es 
ging darum - - Also, wie gesagt, ich erinnere mich 
nicht mehr an den „SPON“-Artikel, wo es aber ja 
darum geht, dass dort offensichtlich auch nicht 
ganz den Tatsachen entsprechende Berichte wa-
ren und es um Klarstellungen ging und es dann 
in dem Zusammenhang - - Das heißt, es müsste 
im Zusammenhang gewesen sein mit der Ent-
scheidung, tatsächlich auch letzten Endes nicht 
nur bis 2019, sondern tatsächlich die Anspruchs-
berechtigten bis 2013 zu erweitern, und an der 
Stelle dieser Aussage nach innen im Sinne von: 
Die Mitarbeitenden würden sagen: Damit gibt es 
eine Gleichbehandlung der Mitarbeitenden der 
EZ mit denen im Bundesverteidigungsministe-
rium.  

Und, wie gesagt, die Situation auch innerhalb der 
GIZ von den Kolleginnen und Kollegen, die nicht 
mit Afghanistan beschäftigt waren, war trotzdem 
natürlich eine große Aufmerksamkeit und Betrof-
fenheit. Und das mit „nach außen“ war das 
Thema: „Was hilft mir die Ausweitung der An-
zahl der Personen, die einen Anspruch haben, 
aber zugleich die Anzahl derer, die ich in der 
Zeit wirklich herauskomme, klein ist?“, dass das 
eher, sagen wir mal, noch mal schwieriger wird 
zu verargumentieren. Das war der Ausgangs-
punkt für diesen Austausch. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank auch hier-
für. - Noch eine Frage: Was sagt Ihnen denn der 
Begriff „GIZ-Scouts“, wobei ich mich auf MAT A 
GIZ-4.68, die Blätter 140 bis 142, beziehe?  

Zeugin Tanja Gönner: Ja, vielen Dank. - Also, wir 
haben als GIZ in mehreren Fällen in anderen Pro-
jekten sogenannte Scouts eingesetzt. Der erste 
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Begriff war der „EZ-Scout“ aus dem Jahre 2013, 
2014, als es darum ging, tatsächlich Menschen, 
die Erfahrung in der EZ haben, so einzusetzen, 
dass die Verknüpfung von Wirtschaft und Ent-
wicklungszusammenarbeit gut läuft. Das war der 
erste EZ-Scout, den wir eingesetzt haben, also da 
die Verknüpfung. 

Dann gab es im Zusammenhang mit einer Viel-
zahl von Programmen rund um das Thema 
„Fluchtursachen bekämpfen und Migration er-
möglichen“ den Einsatz von entsprechenden 
Scouts, wo es vorrangig darum ging, mehr oder 
weniger immer wieder vorkommende Anfragen 
zu bündeln und sie als Beratungsorgane zu ha-
ben. Und ich meine mich zu erinnern, dass wir 
auf der Basis - - das hatten wir - - Aus diesen 
Flüchtlingsprogrammen hatten wir Erfahrungen 
vor allem in Hamburg, in unserem dortigen Lan-
desbüro, und hatten Menschen, die viel Erfah-
rung hatten in der Integration. Und ich meine 
mich zu erinnern, dass wir zu einem späteren 
Zeitpunkt für die ankommenden Kolleginnen 
und Kollegen aus Afghanistan an der Stelle einen 
Kollegen eingesetzt haben, der eben diejenigen 
unterstützen sollte bei all dem, was nach der An-
kunft hier ist, und insofern ein Scout eingesetzt 
wurde.  

Jörg Nürnberger (SPD): Dann muss ich, wenn ich 
mich auf diese Fundstelle beziehe, allerdings 
Ihnen erklären, dass es offensichtlich eine andere 
Funktion dieser GIZ-Scouts in Afghanistan im 
August 2021 gegeben hat, weil in den Unterlagen 
ist nämlich die Rede davon, dass diese Scouts die 
entsprechenden Personen identifizieren sollten, 
um dann festzustellen, ob es möglich ist, diese 
Ortskräfte ins Flughafengelände einzuschleusen. 
Die Frage wäre dann gewesen: Konnten die in 
dem Sinne bezeichneten GIZ-Scouts tatsächlich 
dazu beitragen, dass mehr Ortskräfte auf den 
Flughafen nach Kabul gelangt sind? Und haben 
auch diese Scouts dann am Ende das Land ver-
lassen können? 

Zeugin Tanja Gönner: In dem Zusammenhang - 
das haben Sie jetzt an meinen Ausführungen ge-
merkt - hatte ich das nicht gehört. Ich war davon 
ausgegangen, dass die Kolleginnen und Kollegen 
aus dem RMO, die wir hatten, über die Kontakte, 

die sie haben, die entsprechenden Informationen 
sammeln, weil das eben klassische Aufgabe war, 
auch vom RMO, das ja breitflächig aufgestellt 
war. Und insofern war mir in dem Zusammen-
hang der Begriff nicht untergekommen, sondern 
ich ging einfach davon aus, dass das die ganz 
normale Aufgabe innerhalb des RMOs war. 

Jörg Nürnberger (SPD): Dann hätte ich nur noch 
eine abschließende Frage, und zwar: Richtung 
Ende dieser ganzen Aktionen um die Evakuie-
rung herum - und ich zitiere wieder aus der 
bereits mehrfach erwähnten MAT A GIZ-4.73, 
diesmal Blatt 96 - gab es eine Nachricht von 
Ihnen an Herrn Schäfer-Gümbel, in der Sie 
schreiben: 

„Lieber Herr Schäfer-Gümbel, hier 
braut sich ein Problem zusammen, 
die Mitarbeiterinitiative will einen 
Brief an Minister und STS schi-
cken und stimmt den schon breit 
ab. Damit bekommen wir aus mei-
ner Sicht ein großes Problem. Und 
ich gebe zu, dass ich mich frage, 
ob eigentlich FK uns zugehört ha-
ben gestern ......“ 

Da würde ich Sie doch bitten, mir die Umstände 
und die Hintergründe zu erläutern. Und gehe ich 
richtig in der Annahme, dass das Kürzel „FK“ für 
Führungskräfte steht? 

Zeugin Tanja Gönner: Beginnend mit dem Letz-
ten: Ja, Sie gehen richtig in der Annahme, dass 
das die Führungskräfte sind.  

Und das Zweite war an der Stelle: Ich erinnere 
mich nicht mehr genau; es kursierte damals ein 
Brief einer Initiative. Vielleicht auch da noch mal 
einordnend: Diese Initiative war entstanden im 
Zusammenhang damit, dass bekanntermaßen im 
Sommer 2021 wir das schwerwiegende Unglück 
im Ahrtal hatten, die Flutkatastrophe im Ahrtal, 
und darüber hatte sich eine Mitarbeitendeninitia-
tive gegründet, die, kaum dass die Evakuierung 
Afghanistans begann, sich dann auch dazu noch 
weiter geäußert hat. Und man wollte aus der Mit-
arbeitendeninitiative heraus Forderungen an die 
Bundesregierung stellen. 
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Und an der Stelle haben wir das schlicht und er-
greifend für kontraproduktiv gehalten, wenn ich 
das einfach mal sagen darf. Wir hatten irgend-
wann in der Woche eine Information an die Füh-
rungskräfte gegeben, weil es uns wichtig war, sie 
zu informieren: „Wie ist die Situation? Was sind 
die Maßnahmen, die wir haben? Wie sind die 
weiteren Schritte?“, mit der Bitte, das dann auch 
entsprechend in ihre Einheiten hineinzugeben. 
Und wir haben zu einem späteren Zeitpunkt im 
Nachgang dann auch ein großes Informations-
angebot von unserer Seite als Vorstand an die 
Mitarbeitenden gegeben. Das war dann allerdings 
erst eine Woche später, und dazwischen war das. 
Und wir haben das schlicht und ergreifend an 
der Stelle nicht für unterstützend, sondern im 
Zweifelsfall eher noch mal für kontraproduktiv 
gehalten, und insofern war das der Hintergrund 
des Austausches. 

Jörg Nürnberger (SPD): Können Sie sich erin-
nern, welche besonderen Forderungen diese 
Mitarbeiterinitiative an Sie und vielleicht dann 
mittelbar an die Bundesregierung im Hinblick auf 
die Arbeit in Afghanistan gestellt hat? 

Zeugin Tanja Gönner: Das Schwierige war, dass 
die Mitarbeitendeninitiative an uns keine Forde-
rung gestellt hatte, sondern dabei war, einen 
Brief zu formulieren direkt an den Minister, ohne 
mit uns zu sprechen. Das war eigentlich der zen-
trale Punkt. 

Jörg Nürnberger (SPD): Sind Ihnen die Inhalte 
dieses Briefes bekannt?  

Zeugin Tanja Gönner: Damals waren sie mir - -
Ich kann mich heute nicht mehr erinnern. Ich 
weiß nur, dass es so war, dass wir dachten: „Das 
ist jetzt wenig hilfreich“, auch wenn es mensch-
lich nachvollziehbar war. 

Jörg Nürnberger (SPD): Dann möchte ich es dabei 
bewenden lassen. -Vielen Dank für Ihre Antwor-
ten. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die Union hat 
keine Fragen mehr. - Frau Kollegin Schäfer. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Genau. Ich habe noch ein paar Fragen zum Ab-
schluss, und zwar: Sie sprachen ja eben in der 
Befragung davon, dass die EZ kein Ziel von An-
griffen war oder Anschlägen, haben Sie, glaube 
ich, gesagt. Kann ich dann auch annehmen, dass 
die GIZ zunächst einmal keine Gefährdung der 
eigenen Ortskräfte durch die Taliban in Afghanis-
tan gesehen hat? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Können wir das 
anders fragen, bitte? 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sie können mich ja korrigieren, aber ich kann es 
auch noch mal anders fragen. Also, sah die GIZ 
zunächst einmal keine Gefährdung von Ortskräf-
ten der EZ durch die Taliban? 

Zeugin Tanja Gönner: Ich würde darauf verwei-
sen: Ich habe ja vorher schon mal gesagt, dass es 
ein Auseinanderfallen von „subjektiv“ und „ob-
jektiv“, glaube ich, gegeben hat. Wir hatten ja im 
Laufe der Jahre immer mal wieder Verfahren, wo 
Ortskräfte auch tatsächlich das OKV-Verfahren 
durchlaufen haben, wo es auch Gefährdungs-
analysen gegeben hat, wo wir jeden Einzelfall 
auch angeschaut haben. Aber wir konnten nicht 
erkennen, dass es aufgrund der Tätigkeit für die 
GIZ tatsächlich allein aus diesem heraus eine 
tatsächliche, objektive höhere Gefährdungslage 
gab. Da lagen uns dazu keine Erkenntnisse vor. 
Nichtsdestotrotz, wie gesagt, „objektiv“ und 
„subjektiv“ fällt halt ab und zu auseinander, 
verständlicherweise.  

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Es gab dann natürlich Vorfälle; also zum Bei-
spiel liegt uns eben hier vor: MAT A GIZ-4.23, 
Blatt 1091 und 1092. Das ist eine E-Mail aus der 
Stabsstelle der Unternehmenssicherheit von Frau 
Waldheim an den Vorstand, wo eben auch - -also 
vom - - ich glaube, die E-Mail ist vom 24. August 
dann schon. Da wird dann formuliert: 

„Allerdings wird vermehrt von 
Hausdurchsuchungen und Dro-
hungen durch die Taliban berich-
tet, die leider auch unserer 
MA*innen betreffen. So wurden 
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u.a. am Wochenende zwei afgha-
nische Kollegen von den Taliban 
körperlich misshandelt. In beiden 
Fällen wurde explizit die Verbin-
dung zur GIZ hergestellt.“ 

Können Sie sich an diesen oder andere Vorfälle 
solcher Art noch erinnern? 

Zeugin Tanja Gönner: Zweigeteilt. Meine Aus-
sage vorher war im Gesamthinlauf und in der 
Gesamtbeurteilung. Und damit zweitens: Ja, ich 
erinnere mich, dass wir insbesondere in dieser 
sehr engen Phase im August natürlich sehr inten-
siv nicht nur versucht haben, sondern im Kontakt 
geblieben sind mit den Kolleginnen und Kolle-
gen. Deswegen haben wir ja die Vorfälle gehabt 
und sie auch gemonitort, weil wir sehen wollten: 
Verändert sich da etwas? 

Und ja, die Hausdurchsuchung: Das war so, dass 
die Kolleginnen und Kollegen dafür natürlich 
auch große Sorge hatten. Ich meine mich aller-
dings zu erinnern, dass die beiden - - also, es war 
wirklich eine sehr geringe Anzahl. Also, ich kann 
mich nicht erinnern, dass es im Nachgang bis 
zum 30.09. tatsächlich noch mal weitere konkrete 
Punkte gab, aber - in der Tat stimmt es natürlich - 
die Hausdurchsuchungen in dieser ersten Zeit 
sehr stark waren und die Kolleginnen und Kolle-
gen dafür natürlich auch Sorge hatten und es da 
auch einen Austausch zwischen den Kolleginnen 
und Kollegen gab. Aber das war ja dann schon in 
der heißen Phase, wo wir auch aufs Listenverfah-
ren umgeswitcht sind.  

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Genau. - Und jetzt habe ich noch als letzte Frage: 
Können Sie sich noch erinnern, wie viele Orts-
kräfte im Rahmen der militärischen Evakuie-
rungsoptionen der GIZ evakuiert worden sind? 

Zeugin Tanja Gönner: Ich meine mich zu erin-
nern, dass es irgendwo zwischen 20 und 30 Orts-
kräfte und ein Teil ihrer Familien - - Ich meine, 
insgesamt hätte es sich zum Schluss um eine 
Zahl von 120 oder so was gehandelt. Das hatte 
dann eher mit der Frage zu tun, wie groß dann 
auch die Familie war. Aber es war eine sehr über-
schaubare Anzahl.  

Und ich erinnere mich, als die ersten kamen, ist 
der Kollege damals, glaube ich, weil die Flüge 
dann nach Leipzig kamen - - die flogen ja erst, 
glaube ich, raus Richtung Usbekistan und dann 
weiter - - dass der Kollege in Leipzig war, um die 
Kollegen auch zu begrüßen. Und, wie gesagt, ich 
meine, es sei die Größenordnung rund um 100, 
120 gewesen, also Ortskräfte plus Familie, und 
die Zahl der Ortskräfte war irgendwo zwischen 
20 und 30. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Der Vertreter der 
AfD ist nicht anwesend. - Hat Frau Kollegin 
Jurisch noch Fragen? 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Nein. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann kommen wir 
zum Ende. - Frau Zeugin, ich bedanke mich zu-
nächst mal, dass Sie hier Auskunft gegeben ha-
ben.  

Ich weise Sie darauf hin, dass die Befragung for-
mell noch nicht beendet ist. Sie haben 14 Tage 
Zeit, sich das Protokoll anzusehen, gegebenen-
falls Korrekturen anzubringen. Der Ausschuss 
stellt dann erst später das formelle Ende der Be-
fragung fest.  

Ich bedanke mich, dass Sie gekommen sind, und 
unterbreche jetzt die Sitzung bis ungefähr um 
15 Uhr, bis die Wahlen vollzogen sind. Dann 
setzen wir mit dem Zeugen Schäfer-Gümbel die 
Verhandlung fort. - Wiedersehen! Guten Tag 
Ihnen noch! 

Zeugin Tanja Gönner: Vielen Dank. Auf Wieder-
sehen und weiterhin guten Verlauf! 

(Unterbrechung von  
14.31 bis 15.03 Uhr) 
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Vernehmung des Zeugen 
Thorsten Schäfer-Gümbel 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ich begrüße jetzt unseren zweiten Zeu-
gen, Herrn Thorsten Schäfer-Gümbel, der bereits 
Platz genommen hat.  

Ich stelle fest, dass der Zeuge ordnungsgemäß 
geladen ist. Herr Schäfer-Gümbel, Sie haben den 
Erhalt der Ladung am 20. Dezember 2023 bestä-
tigt. Ich heiße Sie herzlich willkommen und be-
danke mich, dass Sie dem Ausschuss als Zeuge 
zur Verfügung stehen.  

Auch Sie werden von Rechtsanwalt Professor 
Ignor als Rechtsbeistand begleitet.  

Herr Schäfer-Gümbel, ich bin zunächst gehalten, 
Sie über Ihre Rechte und Pflichten als Zeuge auf-
zuklären. Diese Belehrung schreibt mir das Ge-
setz für jeden Zeugen vor; insofern ist es nicht 
unfreundlich formuliert, sondern im Amts-
deutsch, wie jeder befragt und belehrt wird.  

Sie sind als Zeuge geladen worden. Als Zeuge 
vor einem Untersuchungsausschuss sind Sie ver-
pflichtet, die Wahrheit zu sagen. Das heißt, Sie 
müssen richtige und vollständige Angaben ma-
chen. Sie dürfen nichts weglassen, was zur Sache 
gehört, und nichts hinzufügen, was der Wahrheit 
widerspricht. Wer vor einem Untersuchungs-
ausschuss vorsätzlich falsche Angaben macht, 
kann sich nach § 162 in Verbindung mit § 153 
des Strafgesetzbuches strafbar machen. Solch 
eine uneidliche Falschaussage kann eine Geld-
strafe oder eine Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren nach sich ziehen.  

Auf bestimmte Fragen dürfen Sie allerdings die 
Auskunft verweigern. Das gilt zum einen für Fra-
gen, deren Beantwortung Sie oder einen Ihrer 
Angehörigen der Gefahr zuziehen würde, einer 
Untersuchung nach einem gesetzlich geordneten 
Verfahren ausgesetzt zu werden. Das können Ver-
fahren wegen einer Straftat oder Ordnungswid-
rigkeit sein, aber auch Disziplinar- oder berufs-
gerichtliche Verfahren.  

Darüber hinaus dürfen sogenannte Berufsgeheim-
nisträger und ihre Gehilfen grundsätzlich die 
Auskunft in Bezug auf Dinge verweigern, die 
ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut oder be-
kannt geworden sind.  

Haben Sie dazu Fragen? 

(Zeuge Thorsten Schäfer-
Gümbel schüttelt den Kopf) 

Dann möchte ich Sie darauf hinweisen, dass eine 
Tonaufnahme gefertigt wird, um die Protokollie-
rung der Sitzung zu erleichtern. Deshalb ist es 
sehr wichtig, dass Sie Ihr Mikrofon einschalten, 
wenn Sie das Wort ergreifen. Die Aufnahme wird 
nach Abschluss der Protokollerstellung gelöscht. 
Das Protokoll wird Ihnen vor der endgültigen 
Fertigstellung übersandt.  

Sollten Sie während Ihrer Vernehmung zu der 
Auffassung gelangen, dass Sie Dinge zur Sprache 
bringen müssen, deren öffentliche Erörterung 
überwiegende schutzwürdige Interessen verlet-
zen würde, zum Beispiel Geschäfts-, Betriebs- 
oder Steuergeheimnisse, bitte ich um einen Hin-
weis. Der Ausschuss hätte dann über den Aus-
schluss der Öffentlichkeit sowie den Geheimhal-
tungsgrad der Sitzung zu beschließen. Es handelt 
sich hierbei jedoch um ein Regel-Ausnahme-Ver-
hältnis. Der Öffentlichkeitsgrundsatz für Beweis-
erhebungen in Untersuchungsausschüssen hat 
nach Artikel 44 des Grundgesetzes Verfassungs-
rang. Die Gründe für eine Ausnahme müssen da-
her von besonderem Gewicht sein, und der Aus-
schuss ist es, der darüber entscheidet.  

Haben Sie zu diesen Hinweisen Fragen? 

(Zeuge Thorsten Schäfer-
Gümbel schüttelt den Kopf) 

Nach diesen notwendigen Vorbemerkungen 
komme ich jetzt zum Ablauf der Vernehmung. 
Eingangs werde ich Sie kurz zu Ihrer Person be-
fragen. Zu Beginn der Vernehmung zur Sache 
haben Sie nach § 24 Absatz 4 des Untersuchungs-
ausschussgesetzes Gelegenheit, zum Beweis-
thema im Zusammenhang vorzutragen, wenn Sie 
das wünschen. Anschließend oder wenn Sie da-
rauf verzichten, werden Sie von den Mitgliedern 
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des Ausschusses befragt. Die Fragezeit richtet 
sich nach dem Stärkeverhältnis der Fraktionen.  

Haben Sie zum Ablauf noch Fragen? 

(Zeuge Thorsten Schäfer-
Gümbel schüttelt den Kopf) 

Dann darf ich Sie nun bitten, sich dem Aus-
schuss zu Beginn Ihrer Ausführungen mit Ihrem 
Namen, Ihrem Alter, Ihrem Beruf und einer 
ladungsfähigen Anschrift vorzustellen. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Herr Vor-
sitzender! Meine Damen! Meine Herren! Mein 
Name ist Thorsten Schäfer-Gümbel, geboren am 
X. XXXXXXX XXXX, wohnhaft in XXXX, 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX XX. Meine 
Berufsadresse ist GIZ GmbH in Eschborn, Dag-
Hammarskjöld-Weg 1-5. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich habe Sie nach 
Ihrem Alter und nicht nach Ihrem Geburtsdatum 
gefragt. Von daher rechne ich: 54. Kann das stim-
men? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: So ist es. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Danke. - Sie kön-
nen jetzt, wenn Sie wünschen, im Zusammen-
hang darlegen, was Ihnen über den Gegenstand 
der Vernehmung bekannt ist.  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Herr Vorsitzen-
der! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich würde gerne mit kurzen Bemerkungen die 
Gelegenheit zur Eröffnung nutzen, um einige 
Punkte auch vorab zu Protokoll zu geben.  

Seit dem 1. Oktober 2019 bin ich Arbeitsdirektor 
und Mitglied des Vorstands der GIZ mit Linien-
verantwortung unter anderem für den operativen 
Bereich Asien, Pazifik, Lateinamerika und Kari-
bik und damit auch Afghanistan. Zum 1. Novem-
ber 2022 habe ich zusätzlich die Funktion des 
Vorstandssprechers der GIZ übernommen.  

In diesen Funktionen waren, bezogen auf den 
Untersuchungsgegenstand und -zeitraum, meine 
wichtigsten Aufgaben und Verantwortlichkeiten 

erstens die Abstimmung mit den Leitungen des 
BMZ und weiterer Ressorts sowie die Informa-
tion des Aufsichtsrats und weiterer Gremien, 
zweitens die Genehmigung von größeren Inves-
titionsentscheidungen, zum Beispiel zu den Lie-
genschaften der GIZ vor Ort, drittens die Aus-
wahl von Schlüsselpersonal, wie zum Beispiel 
der Abteilungsleitung und der Landesdirektion 
für Afghanistan. In der akuten Krisenzeit war ich 
außerdem sehr stark eingebunden in erstens die 
schnelle Mobilisierung von zusätzlichen Perso-
nalressourcen zur Krisenbewältigung, insbeson-
dere für die Bearbeitung von Ortskräfteverfah-
rensanträgen sowie die Bedienung von Hotline- 
und Funktionspostfächern, zweitens die Kommu-
nikation mit den nationalen Mitarbeitenden vor 
Ort und drittens die Planung und Abstimmung 
von Operationen zur Relokierung und Evakuie-
rung von Ortskräften. 

Thematisch lag der Fokus meiner Befassung mit 
Afghanistan während des Untersuchungszeit-
raums erstens zunächst auf der Aufstellung der 
GIZ vor Ort nach der Unterzeichnung des Doha-
Abkommens und hier insbesondere der Bereit-
stellung sicherer Büro- und Wohngebäude für die 
Belegschaft in Kabul und den anderen Stand-
orten.  

Zweitens. Ab Juni 2021 schob sich zunehmend 
das Thema eines vereinfachten und beschleunig-
ten Ortskräfteverfahrens für den Ernstfall in den 
Vordergrund.  

Drittens. Im Juli 2021 war ich eng eingebunden 
in die Maßnahmen zur Ausdünnung des entsand-
ten Personals sowie zur Relokierung des nationa-
len Personals nach Kabul.  

Viertens. Ab August 2021 lag der Fokus auf der 
Evakuierung des entsandten Personals und der 
nationalen Mitarbeitenden.  

Im Vergleich zu anderen Ländern war meine per-
sönliche Befassung mit Afghanistan immer hoch. 
Im Untersuchungszeitraum hat sie allerdings suk-
zessive weiter zugenommen und ihren Höhe-
punkt in der akuten Krise im August erreicht. 
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Aber selbst heute noch beschäftigt mich Afgha-
nistan mehr als jedes andere Land in meiner 
Linienverantwortung.  

Sie haben bereits viele Akten gesichtet und 
Zeugen befragt und darüber einen umfassenden 
Einblick in den Untersuchungsgegenstand erhal-
ten. Daher möchte ich mich in meinen einleiten-
den Worten kurzfassen und nur drei Punkte ad-
ressieren.  

Erstens. Die GIZ begrüßt die Arbeit des Unter-
suchungsausschusses sehr und hat auch im Rah-
men der umfangreichen Beweismittelbereitstel-
lung der bisherigen Zeugenaussagen von Herrn 
Rohschürmann und Herrn Spatz größte Anstren-
gungen unternommen, um die umfassende Auf-
arbeitung der Geschehnisse zu unterstützen, und 
auch ich stehe Ihnen ganz ausdrücklich zu Fra-
gen ausführlich zur Verfügung.  

Ich will darauf hinweisen, dass wir selbst als GIZ 
im Anschluss an den Abschluss der ersten Eva-
kuierungssituation umfangreich die Situation für 
uns intern aufgearbeitet haben und zweitens in 
einem größeren Prozess Konsequenzen konzep-
tioneller Art aus der Erfahrung mit Fragilität in 
Afghanistan gezogen haben, und wir werden - 
das ist eine Ankündigung - auch mit Blick auf die 
aktuell veröffentlichte Evaluierung von DEval 
einen weiteren Prozess der Überprüfung vorneh-
men.  

Zweitens haben wir uns sehr intensiv mit der 
Frage beschäftigt, warum wir trotz unseres Risk 
Management Office und seines großen Feldnetz-
werks die sehr schnelle Eroberung Kabuls als 
nicht wahrscheinlich angesehen haben. Im soge-
nannten Mainline-Szenario ging das RMO wie 
die Mehrzahl der anderen Akteure zu lange da-
von aus, dass es zu einer Art Koalitionsregierung 
zwischen der afghanischen Regierung und den 
Taliban kommen würde, und das sogenannte 
Worst-Case-Szenario skizzierte eher eine bürger-
kriegsähnliche Entwicklung als einen vollständi-
gen Zusammenbruch der afghanischen Streit-
kräfte.  

Drittens und letztens sind wir der Frage nachge-
gangen, ob wir im Rahmen der uns als Bundes-
unternehmen zur Verfügung stehenden Mittel der 
Fürsorgepflicht für unsere nationalen Mitarbei-
tenden in ausreichendem Umfang nachgekom-
men sind.  

Hier ist es mir wichtig, zu betonen, dass die 
Sicherheit und das Wohlergehen unserer nationa-
len Mitarbeitenden in Afghanistan für die GIZ zu 
jedem Zeitpunkt oberste Priorität hatte und noch 
hat. Dies zeigt sich unter anderem darin, dass un-
ser Afghanistan-Team in den vergangenen zwei-
einhalb Jahren mit unermüdlichem und bis zur 
Belastungsgrenze gehendem Einsatz insgesamt 
1 348 nationale Mitarbeitende und Werksver-
tragsnehmer/-innen der GIZ sowie insgesamt 
5 097 Familienangehörige aus Afghanistan eva-
kuiert hat.  

Wenn die Ortskräfte aller Ressorts, die Men-
schenrechtsliste des Auswärtigen Amtes, das 
Überbrückungsprogramm des Auswärtigen 
Amtes und das Bundesaufnahmeprogramm 
Afghanistan von BMI und BAMF zusammen-
gezählt werden, wurden über die GIZ bis heute 
insgesamt über 33 000 afghanische Schutzbedürf-
tige inklusive Familienangehörigen bei der Eva-
kuierung unterstützt, wovon über 30 000 Perso-
nen bereits in Deutschland angekommen sind 
und rund 3 000 Personen, beherbergt, verpflegt 
und medizinisch betreut durch die GIZ, in Isla-
mabad auf ihr Visum für die Ausreise nach 
Deutschland warten.  

Abschließend möchte ich daher allen nationalen 
Kolleginnen und Kollegen, die sich teils über 
Jahre in Afghanistan für all das eingesetzt haben, 
was Deutschland und die deutsche Zusammen-
arbeit in Afghanistan verkörpert haben, meinen 
höchsten Respekt und meine höchste Anerken-
nung aussprechen. Auch wenn die Nachrichten 
insbesondere in Bezug auf die Lage der Frauen 
und Mädchen in Afghanistan Tag für Tag düste-
rer werden, hoffe ich, dass ihr großes Engagement 
nicht umsonst war, sondern in nicht allzu ferner 
Zukunft die Basis für die gesellschaftliche, politi-
sche und wirtschaftliche Entwicklung des Landes 
unter Beachtung der universellen Menschen-
rechte bildet.  
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Wenn Sie das abschließend erlauben, Herr Vor-
sitzender, will ich in diesen Dank ausdrücklich 
auch meine internationalen und deutschen Kolle-
ginnen und Kollegen einbeziehen, die wirklich in 
dieser gesamten Phase regelhaft an Belastungs-
grenzen und häufig darüber hinaus gearbeitet ha-
ben, immer in enger Abstimmung auch mit der 
Bundesregierung, den zuständigen Ressorts, auch 
den Sicherheitseinheiten, und auch denen ge-
bührt für die Art und Weise der Kooperation ge-
rade in den schwierigsten Stunden mein außer-
ordentlicher Dank.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank, Herr 
Schäfer-Gümbel, und ich will die Gelegenheit 
nutzen, das zu sagen, was wir hier verschie-
dentlich auch schon getan haben, wenn das zum 
Ausdruck gebracht worden ist, was Sie gerade 
auch gesagt haben, nämlich die Wertschätzung 
des Ausschusses für diejenigen, die dort als zi-
vile Beschäftigte, als Soldaten, als andere sich 
eingesetzt haben, dass diese Wertschätzung im 
Ausschuss ausdrücklich geteilt wird und dass Sie 
das bitte auch Ihren Mitarbeitern so übermitteln 
mögen.  

Ich würde Sie gerne noch darauf aufmerksam 
machen, dass Sie das Recht haben, wenn Ihnen 
Vorhalte aus Akten gemacht werden, diese Akten 
auch anzugucken, dass Ihnen das ausgehändigt 
wird jeweils. Und für die Kolleginnen und Kolle-
gen gilt der Hinweis, dass, wenn aus Akten Vor-
halte gemacht werden, ich darum bitte, die MAT-
Nummer jeweils am Anfang mit zu nennen, so-
dass alle das mitverfolgen können, was hier ge-
fragt wird. 

Dann beginnen wir mit der Befragung, und ich 
fange selbst an und würde Sie gerne zunächst 
mal fragen wollen, wie Sie sich auf die heutige 
Vernehmung vorbereitet haben. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Herr Vorsitzen-
der, wenn Sie erlauben, vielleicht ein genereller 
Hinweis zu Ihrer ersten Anmerkung - dann brau-
che ich das nicht jedes Mal zu tun -: Wenn Sie 
einen Vorhalt aus einer Akte vornehmen, bitte 
immer vorlegen, damit ich es lesen kann.  

Damit zu Ihrer zweiten Frage: Wie habe ich mich 
auf die heutige Sitzung vorbereitet? Ich habe mir 
unter anderem noch einmal die Protokolle der 
Aufsichtsratssitzungen, in denen ich ausführlich 
und regelhaft berichtet habe, genauso angesehen 
wie die Entscheidungsvorlagen, mit denen wir 
uns beschäftigt haben, einschließlich einer Zu-
sammenstellung, wie wir in diesen Wochen ins-
besondere rund um die Evakuierung gearbeitet 
haben. Das habe ich im Aktenvortrag gemacht. 
Ich hatte daneben eine Runde mit Professor Ignor 
zur rechtlichen Vorbereitung und Einordnung 
des Ausschusses, und das ist im Kern meine Vor-
bereitung gewesen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - Sie 
haben uns zu Beginn Ihrer Vorstellung geschil-
dert, wie Ihre Zuständigkeiten gewesen sind, wo-
für Sie verantwortlich waren. Wir hatten dazu ja 
eben auch schon eine Zeugenbefragung Ihrer 
Kollegin Frau Gönner. Deswegen würde ich Sie 
gerne fragen wollen, wie das in der Praxis ge-
handhabt worden ist mit den Zuständigkeiten. 
Also, wie war die Zusammenarbeit mit Ihrer Vor-
standskollegin oder dann Ihren Vorstandskolle-
ginnen, und inwiefern sind die beteiligt worden 
an den Dingen, für die Sie die operative Verant-
wortung oder auch die Vorstandsverantwortung 
hatten?  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Herr Vorsitzen-
der, die GIZ als GmbH hat eine vollständige Ge-
schäftsordnung. Nach dieser Geschäftsordnung 
werden systematisch Zuständigkeiten definiert 
entlang der organisatorischen Verantwortungen 
im Haus, also der organisatorischen Aufstellung. 
Wir sind organisiert im Kern durch Bereiche und 
Stabsstellen. Der Bereich „Asien, Pazifik, Latein-
amerika, Karibik“ ist einer der fünf operativen 
Bereiche.  

Daneben haben wir nach unserer Geschäftsord-
nung finanzielle Rahmenbedingungen definiert, 
die entweder auf der Ebene von Abteilungslei-
tung, Gruppenleitung, Bereichsleitung, Linien-
vorstand oder Gesamtvorstand entschieden wer-
den müssen, respektive dann bei Investitionsent-
scheidungen ab einer Größe von 1 Million Euro 
jährlich dann auch durch den Aufsichtsrat, und 
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insofern gibt es zunächst einmal eine klare 
Linienverantwortung.  

Gleichzeitig gilt nach dem GmbH-Recht das Vier-
augenprinzip in wesentlichen Funktionen, und 
insofern haben wir regelmäßig Informationsaus-
tausch im Vorstand, der alle 14 Tage in der GIZ 
tagt, bei Bedarf aber auch kurzfristiger, und ins-
besondere in der Evakuierungsphase haben wir 
auch sehr kurzfristig jeweils miteinander Kontakt 
gehabt, unabhängig davon, dass natürlich in drin-
genden Fällen über SMS, über Telefon entspre-
chend Gesprächsbedarf angemeldet wird und der 
dann auch durchgeführt wurde. Das gilt sowohl 
für die in dieser Phase - Stichwort „Vieraugen-
prinzip“ - besonders enge Abstimmung zwischen 
mir und Tanja Gönner als damaliger Vorstands-
sprecherin und damit natürlich auch noch mal 
mit einer herausgehobenen Verantwortung für 
das Gesamtunternehmen, aber eben auch für den 
Gesamtvorstand. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Nun haben Sie 
trotz Ihrer letzten Bemerkungen ja im Wesentli-
chen den Normalzustand beschrieben und auch 
den, was die Vorschriften sagen. Aber im Fall 
von Afghanistan kann man ja wahrscheinlich 
wenig von Normalzustand reden, und die Vor-
schriften sind wahrscheinlich auch nur so weit 
hilfreich, dass man sie beachtet. Aber mich inte-
ressiert eher, wie die tägliche Praxis gewesen ist. 
Hat sich das verändert in der Frage, wie Sie Ihre 
Kollegin einbezogen haben? Haben Sie das situa-
tiv entschieden, worüber Sie informieren oder 
auch nicht, oder was hat sich an der Zusammen-
arbeit verändert, wie hat die ausgesehen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: In der entschei-
denden Phase der Evakuierung und des Falls von 
Kabul haben wir im Prinzip Standleitungen mit-
einander gehabt, und zwar nicht nur innerhalb 
des Vorstands, sondern auch in den Bereich 
hinein, weil es natürlich viel Abstimmungs- und 
Informationsbedarf gab, und insofern hat sich die 
Intensität des Austauschs dramatisch erhöht in 
diesen Tagen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Bevor ich dazu 
weiter komme, möchte ich noch mal ein anderes 

Thema ansprechen, was bei der Sachverständi-
genanhörung eine große Rolle gespielt hat, wo 
auch einer Ihrer Mitarbeiter als Sachverständiger 
hier ausgesagt hat; da ging es um das Thema Kor-
ruption. Das war ja einer der Punkte, über die 
vielfach gesprochen worden ist mit Blick darauf, 
warum die Regierung in Afghanistan vielleicht 
nicht das Maß an Unterstützung hatte, was sie 
hätte haben können, was ja auch dazu beigetra-
gen hat, internationale Hilfen zu diskreditieren. 
Da ist hier vorgetragen worden, dass Soldaten 
finanziert worden sind, die nur auf dem Papier 
standen, dass Schulen gebaut worden sind an 
fünf verschiedenen Orten, mit virtuellen Schu-
len, die aber real nicht existiert haben, und vieles 
andere mehr. Deswegen würde mich interessie-
ren, wie das Thema „Umgang mit Korruption“ 
vom zuständigen Vorstandsmitglied der GIZ mit 
Blick auf Afghanistan betrachtet und gehandhabt 
worden ist. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Wenn Sie er-
lauben, würde ich zunächst einige Grundsatz-
bemerkungen zum Thema „Korruption und un-
sere Arbeit als GIZ“ grundsätzlich machen, weil 
sich daraus wesentliche Maßnahmen auch im 
Bereich und gerade auch im Länderportfolio 
Afghanistan ableiten.  

Die GIZ hat eine Absolut-Null-Toleranz-Policy 
gegenüber Korruption. Das ist eine Herausforde-
rung in vielen Länderkontexten, in denen wir 
regelmäßig mit Korruptionsthemen konfrontiert 
sind. Aber es ist sowohl auf der Policy-Ebene als 
auch im Regularium der GIZ dezidiert festgelegt, 
dass wir an dieser Stelle eine Null-Toleranz-
Policy betreiben. Vor diesem Hintergrund oder 
nicht nur vor diesem Hintergrund haben wir ein 
extrem - - also ein sehr weit entwickeltes, auch 
von Prüfern entsprechend abgenommenes Sys-
tem von internen Kontrollen, um sicherzustellen, 
dass jenseits der Policy das auch regelhaft und 
dauerhaft kontrolliert wird.  

Wir arbeiten da nach dem entsprechenden inter-
nationalen Standard auch des sogenannten Drei-
Linien-Modells, indem wir ein System aus Com-
pliance-Regularien, internen Kontrollsystemen 
als zweiter Säule und dem Revisionssystem als 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/72 

  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 51 von 158 

 

dritter Säule systematisch und erst recht bei ent-
sprechend eingestuften Ländern - Afghanistan 
gehört da ausdrücklich dazu - - was bedeutet, 
jährliche interne Kontrollen, systemische interne 
Kontrollen, indem wir im Prinzip den gesamten 
Ablauf durchprüfen lassen, neben dem, was wir 
sozusagen an Sonderprüfungen über unser Revi-
sionsprüfungsprogramm haben, zusätzlich ab-
sichern. 

Bei entsprechenden Hinweisen gab es dann auch 
noch Sonderprüfungen, damit wir an der Stelle 
wirklich möglichst dicht mit Korruptionsfragen 
oder Mittelfehlverwendungen anderer Art syste-
matisch umgehen können. Wegen der Einstufung 
von Afghanistan ist das, was die systemischen 
Kontrollen des internen Kontrollsystems angeht, 
jährlich erfolgt und, wie gesagt, ergänzt worden 
durch Sonderprüfungen, wenn es entsprechende 
Hinweise gab. Ansonsten gilt natürlich gerade 
auch in einem Portfolio wie Afghanistan eine 
besondere kaufmännische Sorgfaltspflicht, was 
bedeutet: Wir arbeiten natürlich grundsätzlich 
mit dem Vieraugenprinzip, erst recht in Beschaf-
fungs- und Vergabeprozessen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Hat es in der Zeit 
Ihrer Verantwortung und des Untersuchungszeit-
raums Vorfälle gegeben im Zusammenhang mit 
Korruptionsangelegenheiten oder Korruptions-
verdacht, mit denen Sie sich beschäftigen muss-
ten? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Können Sie, ohne 
dass uns der Einzelfall interessiert, dazu etwas 
sagen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Wir hatten in 
Afghanistan - jetzt muss ich allerdings in meiner 
Erinnerung kramen; das müsste ich im Zweifels-
fall nachliefern - eine Sonderprüfung aufgrund 
eines Hinweises, in dem wir auch Feststellungen 
getroffen hatten in einem Beschaffungsvorgang. 
Das kriege ich jetzt aber, ehrlich gesagt, weil 
ich - - Darauf habe ich mich jetzt nicht vorberei-
tet. Das müsste ich nachliefern. Aber es gab eine 
Sonderprüfung, und ich bin ziemlich sicher, sie 
war auch in diesem Zeitraum. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Aber ich habe Sie 
richtig verstanden, es war ein Ausnahmefall?  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Gut. Dann würde 
ich gerne zu einem anderen Thema kommen, 
nämlich zu der Frage der Zusammenarbeit mit 
Ihren Auftraggebern und insbesondere mit der 
Bundesregierung. Mit welchen Ressorts haben 
Sie in Bezug auf den Untersuchungsgegenstand 
und den Untersuchungszeitraum Kontakt gehabt 
und auf welcher Ebene? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Sie meinen 
jetzt als Institution, oder ich persönlich? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Sie persönlich. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich persönlich 
hatte regelhaften Austausch mit unserer Gesell-
schafterin, unserem Hauptauftraggeber, dem 
BMZ, insbesondere in Person und im Wesent-
lichen in Person mit Dr. Martin Jäger, dem Aus-
sichtsratsvorsitzenden und zuständigen Staats-
sekretär im BMZ. Wir haben relativ oft und häu-
fig Kontakt gehabt und uns zu allgemeinen Ein-
schätzungen, aber auch zu konkreten Fragen ins-
besondere in Vorbereitung von Entscheidungen 
im Aufsichtsrat miteinander abgestimmt.  

Das werden Sie sicherlich in den Unterlagen ge-
lesen haben: Wir hatten eine schwierige Frage 
der zukünftigen Liegenschaftssituation in Kabul 
zu beantworten, wie wir dort am besten vorge-
hen, was am Ende auch die beste Liegenschaft ist 
angesichts auch der veränderten Sicherheitslage. 
Das haben wir sehr häufig miteinander bespro-
chen.  

Wir haben auch natürlich Einschätzungen aus-
getauscht, und ich will das noch mal unterstrei-
chen: Die Zusammenarbeit mit Dr. Martin Jäger 
war ausgesprochen vertrauensvoll, offen und 
auch konstruktiv und auch wirklich von Intensi-
tät geprägt. Aber das haben Sie sicherlich in den 
Unterlagen auch nachvollziehen können.  

Es gab ganz vereinzelte Kontakte auf meiner 
Ebene in Richtung des Auswärtigen Amtes. Es 
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waren aus der Erinnerung vielleicht ein oder 
zwei kurze Telefonate, weil wir auch im Kern 
klar hatten, dass die Abstimmungen innerhalb 
der Bundesregierung nicht durch die GIZ erfol-
gen, sondern durch das BMZ als unsere Gesell-
schaftervertreterin an dieser Stelle, auch wenn 
das nicht immer ganz rollenklar war; aber es war 
sozusagen das Einfachste, damit nicht Doppelt- 
und Dreifachkommunikationen stattfinden. Und 
das war es im Wesentlichen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Nun ist es ja nicht 
unbekannt, dass die Vorstandssprecherin einer 
großen Volkspartei angehört hat und Sie einer an-
deren. Deswegen würde ich gerne fragen wollen, 
ob es denn so eine Art Arbeitsteilung gegeben 
hat, was Kontakte in die Bundesregierung angeht, 
mit Blick insbesondere auf die Krisensituationen, 
über die wir reden, am Ende der Entwicklung. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, Herr Vorsit-
zender, die Information ist natürlich richtig. Aber 
es gab keine Arbeitsteilung zwischen Tanja Gön-
ner und mir, ganz im Gegenteil. Wir haben beide 
sehr strikt darauf geachtet mit Blick auf die Rolle 
des Bundesunternehmens GIZ als nichtpoliti-
scher Akteur und weil wir ganz ausdrücklich in 
unserem gemeinsamen Verständnis davon über-
zeugt waren, dass es so eine Aufteilung erst gar 
nicht geben darf, weil daraus können immer 
schwierige Debatten entstehen - - dass wir sehr 
darauf achten, dass es eine solche Aufgaben-
teilung nicht gibt, nach dem Motto, der eine 
kümmert sich um die Ressorts in dem einen Be-
reich und die andere um die Ressorts im anderen 
Bereich, sondern wir haben das sehr funktional 
entlang unserer Zuständigkeiten und Aufgaben 
abgeleitet. So ist sozusagen unser wirklich sehr 
konsequentes Verständnis gewesen über die ge-
samte Zeit unserer gemeinsamen Tätigkeit im 
Vorstand der GIZ.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ausweislich des 
Stenografischen Protokolls der Sitzung vom 
1. Dezember 2022 hat der Zeuge Dr. Plate, Leiter 
des Referats „Afghanistan/Pakistan“ bis Oktober 
2020, die Zusammenarbeit mit dem BMZ wie 
folgt charakterisiert: Das BMZ habe „die politi-
sche Gestaltung und Einordnung“ und die GIZ 
die Durchführung der Projekte in Afghanistan 

übernommen. Ist das so, und können Sie be-
schreiben, was das bedeutet? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich würde die 
Beschreibung so, wie Sie sie vorgetragen haben, 
ausdrücklich teilen. Das ist auch Ausdruck 
dessen, was ich eben schon ausgeführt habe. 
Wir sind Bundesunternehmen, damit nicht poli-
tischer Akteur. Wir haben Einschätzungen, die 
teilen wir auch mit den Auftraggeberinnen und 
Auftraggebern und der Gesellschafterin. Aber die 
politischen Entscheidungen obliegen ganz aus-
drücklich dem politischen Raum. Das gilt für den 
Bundestag genauso wie für die Bundesregierung. 
Und, wie gesagt, wegen der enormen Sensibilität 
von Tanja Gönner und mir mit Blick auf vor-
herige Aufgaben haben wir auf genau diese Auf-
gabenteilung auch sehr strikt geachtet. 

Konkret bedeutet das im Kern, dass wesentliche 
Entscheidungen - - beispielsweise die Entschei-
dung, dass wir in Afghanistan auch weiterhin 
tätig sind nach dem Abzug der Militärs - das war 
auch eine klare Setzung, die wir übrigens als GIZ, 
das will ich dazusagen, ausdrücklich geteilt ha-
ben -, eine politische Entscheidung war, der wir 
anschließend gefolgt sind. Wie gesagt - will noch 
mal sagen -: Wir haben die ausdrücklich geteilt. 
Aber die Entscheidung darüber, die hat der poli-
tische Raum getroffen und nicht die GIZ. Das ist 
sozusagen der lebendigste Ausdruck dieses Ver-
hältnisses. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Genau darauf 
wollte ich auch gerade hin- - Das hat ja sicherlich 
nicht nur die Schwarz-und-Weiß-Betrachtung - 
das eine ist politisch, das andere ist Durchfüh-
rung -, sondern hat auch Graubereiche. Wie ha-
ben Sie das damals eingeschätzt, als absehbar 
war, dass der NATO-Einsatz enden würde nach 
dem Doha-Abkommen - jetzt unabhängig von der 
Frage, dass die Bundesregierung zu der Einschät-
zung gekommen ist oder das BMZ, dass es dabei 
bleiben soll, dass man dortbleiben will -, und hat 
sich die Einschätzung verändert im Laufe der 
Zeit? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Herr Vorsitzen-
der, vielleicht auch hier eine Grundbemerkung 
vorher: Die GIZ arbeitet in rund zwei Drittel ihrer 
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Länder in fragilen Situationen. Die bilden sich 
sehr unterschiedlich ab. Das heißt aber, die GIZ 
hat eine enorme Erfahrung im Arbeiten in fragi-
len Kontexten. Und das bedeutet regelhaft, dass 
die GIZ in Kontexten arbeitet, in denen Militärs 
entweder nicht mehr da sind oder auch nie 
gekommen sind. Und insofern ist für uns im 
Grundsatz zunächst die Entscheidung, dass Mili-
tärs abziehen, eine, die wir in unsere Sicherheits-
überlegungen und Konzeptionsüberlegungen ein-
beziehen, die aber nicht konstitutiv ist und sozu-
sagen einfach linear abgeleitet für die Entschei-
dung, ob wir anschließend in dem Länderkontext 
arbeiten oder nicht, sondern das ist dann im We-
sentlichen eine politische Entscheidung, zu der 
wir eine Einschätzung geben. 

Die Einschätzung zu Afghanistan war damals - 
und das hatte ich ja auch in meinem Einfüh-
rungsstatement schon angedeutet - mit Blick auf 
die Szenarien, denen wir Priorität eingeräumt 
haben, dass es sicherlich nach dem Abzug der 
Militärs zu einer Situation kommt, in der es zu 
einer Neuverteilung von Einflusssphären, 
Macht - Regierungsbildung zwischen Taliban 
und der republikanischen Regierung - kommt, 
die möglicherweise nach den entsprechenden 
Friedensverhandlungen, die alle damals gesehen 
haben und erwartet haben, zu einer Art gemein-
samen Regierung führt, die aber ganz sicherlich 
nicht dazu führt, dass die humanitären und die 
entwicklungspolitischen Herausforderungen von 
Afghanistan gelöst werden können ohne inter-
nationale Hilfe. Und deswegen stand für uns 
eigentlich nach der Entscheidung in den internen 
Diskussionen und insbesondere auch in den Dis-
kussionen mit dem BMZ - und darüber habe ich 
häufiger mit Martin Jäger sprechen können - 
nicht zur Debatte, dass wir uns aus Afghanistan 
vollständig zurückziehen, auch weil unsere 
Sicherheitseinschätzung in Bezug auf Mitarbei-
tende der EZ eine stabile war. Auch das haben 
wir an verschiedenen Stellen dokumentiert. Das 
werden Sie sicherlich gesehen haben.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Zu dem Thema 
Sicherheit komme ich gleich noch mal. Aber 
mich interessiert die Kommunikation, die Sie mit 
dem Staatssekretär Jäger hatten über die Fort-
führung der Entwicklungszusammenarbeit. Wie 

intensiv und regelmäßig ist diese Kommunika-
tion zu dem Thema gewesen, und was waren die 
wesentlichen Argumente, und haben Sie überein-
gestimmt in der Einschätzung? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, bei der 
Intensität des Austausches war es sicherlich so, 
dass wir vor Aufsichtsratssitzungen, in denen 
dann auch wesentliche konkrete Entscheidungen 
zu treffen waren, ein- bis zweimal sicherlich vor 
den Sitzungen miteinander im Austausch waren. 
Dies bezog sich teilweise auf sehr konkrete Fra-
gen. Also da ging es zum Beispiel um die Ein-
schätzung: Wenn wir das Camp Eggers wirklich 
priorisieren, bekommen wir die Vertragsverhand-
lungen mit den US-Streitkräften zur möglichst 
frühzeitigen Übergabe, zur Verlagerung beispiels-
weise einer Straße, die wichtig war zum dama-
ligen Zeitpunkt, um dort die Lkws, die in die 
Green Zone eingefahren sind, nach Bomben zu 
durchsuchen - - Kann diese Straße möglichst 
schnell geschlossen werden, damit wir unsere 
Sicherheitsanforderungen für das Gelände ein-
fach gut abbilden? - So konkrete Fragen waren 
das teilweise, weil wir schlicht und einfach an 
der Stelle auch häufig auf die Unterstützung der 
Bundesregierung angewiesen waren. Auf der an-
deren Seite ging es auch um grundsätzlichere 
Einschätzungen, welche Einschätzung es bei-
spielsweise in der Bundesregierung gibt über 
einen möglichen Friedensprozess etc. pp. Also 
insofern waren die Gespräche, die häufig aber 
sehr konzentrierte Gespräche auch waren - keine 
langen Dialoge -, sehr konzentriert, sehr fokus-
siert auf diese Fragen, die für uns besonders rele-
vant waren.  

In meiner Erinnerung gab es eigentlich nie Ein-
schätzungsunterschiede zwischen Martin Jäger 
und mir. Und jetzt bin ich sozusagen auf der per-
sönlichen Ebene, weil wir sozusagen bilateral 
miteinander gesprochen haben. Unabhängig 
davon gab es natürlich auf Arbeitsebene unter-
schiedlichste Diskussionsformate. Dazu kann ich 
aber nichts sagen, weil ich da nicht beteiligt war. 
Die Dialoge zwischen Herrn Jäger und mir waren 
aber von hoher Konsistenz in Einschätzungen 
und Perspektiven geprägt. 
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Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Sie haben in 
Ihrem Eingangsstatement, durchaus anders als 
andere Zeugen hier, sehr herausgestellt - und ich 
habe es wahrgenommen, dass Sie vorhin formu-
liert haben, dass das die erste Priorität war - die 
Fürsorgepflicht für Ihre Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter und dass deren Sicherheit und deren 
Situation Priorität gegenüber allem anderen 
hatte. So habe ich das verstanden, was Sie vorhin 
vorgetragen haben. Und das hat ja bezogen auf 
die Frage, über die wir hier reden, eine Bedeu-
tung. Deswegen ist meine Frage: Wie hat sich das 
konkret ausgewirkt auf diese Fragen? Und zwei-
tens: Es gab ein entsprechendes Leitbild auch in 
der Bundesregierung zum Thema „Fürsorge-
pflicht für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter“. 
Was war Ihr Eindruck bezogen auf die Sicht der 
Bundesregierung und das konkret daraus fol-
gende Handeln der Bundesregierung? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Zunächst, Herr 
Vorsitzender: In dem Zusammenspiel zwischen 
Bundesregierung und GIZ auf einer grundsätz-
lichen Ebene gab es zunächst und gibt es auch 
keine Hinterfragungen. Es gibt ein paar Prinzi-
pien, die wichtig sind in der Zusammenarbeit 
mit den nationalen Kolleginnen und Kollegen. 
Dazu gehört beispielsweise, dass wir Beschäfti-
gungs- und Soziale-Sicherungs-Fragen im Kon-
text des sozioökonomischen Umfeldes betreiben 
und anders als Teile der internationalen Organi-
sationen nicht besonders übertariflich bezahlen 
oder besondere Sicherungen vornehmen, weil 
wir uns im sozioökonomischen Entwicklungs-
kontext bewegen. Und das gilt ganz ausdrücklich 
eben auch für Afghanistan. 

Zweitens sind wir natürlich angehalten - und es 
ist auch unser eigenes Selbstverständnis -, dass 
wir mit Blick auf die jeweilige Situation Sicher-
heitsvorkehrungen treffen, die nicht nur die ent-
sandten Kolleginnen und Kollegen betreffen, son-
dern auch die nationalen. Das gilt beispielsweise 
für die Sicherung von Liegenschaften. Das gilt 
beispielsweise für die Sicherung von Logistik, für 
Transport und auch die Frage, wie wir mit Alar-
mierungsketten und Kommunikation umgehen. 
Das sind die jeweiligen Standards.  

Es gibt eine Herausforderung, und da bildet 
Afghanistan die erste und einzige Ausnahme. 
Diese Ausnahme ist, dass wir erstmals überhaupt 
die Möglichkeit hatten, nationale Kolleginnen 
und Kollegen zu relokieren oder zu evakuieren. 
Der Standard auch in dem, was zwischen Regie-
rung und GIZ verabredet ist, weil wir uns im 
sozioökonomischen und kulturellen und auch 
politischen und sicherheitspolitischen Umfeld 
bewegen - - ist regelhaft die Relokierung und 
Evakuierung von nationalen Kolleginnen und 
Kollegen im Krisenfall nicht vorgesehen, sondern 
wir arbeiten dann mit anderen Systemen. Das gilt 
für die Alarmierungsfragen. Das gilt für Verhal-
tensregeln, die wir im Rahmen unserer jeweils an 
den nationalen Kontext oder regionalen Kontext 
angepassten Sicherheitsvorgaben formulieren. 
Das fängt an bei Ernährungsversorgung, also bei-
spielsweise das Vorhalten von Lebensmitteln, 
von Bargeld, von anderen Dingen, die dann für 
den täglichen Gebrauch notwendig sind, über die 
Frage aber auch des Austausches untereinander, 
indem wir Kommunikationsketten aufbauen, 
oder bis hin zu der Frage, dass unser sozial-
psychologischer Dienst COPE in die Betreuung 
der nationalen Kolleginnen und Kollegen im 
Krisenfall eintritt.  

Die Grenze ist regelhaft, dass dies allerdings im 
Einsatzlandkontext stattfindet. Und der Unter-
schied zu den entsandten Kolleginnen und 
Kollegen ist: Für die haben wir - mit Heraus-
forderungen gelegentlich - die Möglichkeit zur 
Relokierung. In Afghanistan war das anders. 
Nachdem die Entscheidung gefallen ist, dass 
nationale Kolleginnen und Kollegen, die zuvor 
den Sicherheitsdiensten und insbesondere auch 
der Bundeswehr geholfen haben, eine Aufnahme-
zusage bekommen, und eine entsprechende Dis-
kussion entstand: „Was heißt das eigentlich für 
Kolleginnen und Kollegen, die in der Entwick-
lungszusammenarbeit gearbeitet haben?“, sind im 
Laufe der Zeit die Entscheidungen im politischen 
Raum - und es ist eine politische Entscheidung, 
weil die Vorgabe für uns ist regelhaft, dass das 
nicht vorgesehen ist und deswegen auch vorher 
nie stattgefunden hat - - dass es dann sich auch 
ausgeweitet hat auf die Ortskräfte der Entwick-
lungszusammenarbeit in den verschiedenen 
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Stufen und Verfahrensabschnitten, die es gege-
ben hat. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - 
Dass das mal so ein bisschen ausführlicher dar-
gelegt wird, ist, glaube ich, für uns ganz hilfreich. 
Aber es führt trotzdem zu der Frage, ob der Blick 
auf die Sicherheitslage möglicherweise durch die 
Perspektive dessen beeinflusst wird, was Sie ge-
rade als regelhafte Situation beschrieben haben. 
Oder andersherum gefragt: Wir haben ja gelegent-
lich Zeugen befragt aus unterschiedlichen Res-
sorts und wahrgenommen, dass es unterschied-
liche Einschätzungen auf die eigenen Ortskräfte 
gegeben hat. Was wissen Sie über die - - Oder 
haben Sie solche Unterschiede in der Bundes-
regierung wahrgenommen, in den verschiedenen 
Ressorts? Sind Sie damit konfrontiert worden? 
Und ist die Einschätzung der Sicherheitslage ab-
hängig gewesen auch ein Stück von dieser Per-
spektive, die Sie gerade eben geschildert haben? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, ich als 
Person bin damit nicht konfrontiert worden. Aber 
ich habe natürlich Zeitung gelesen, und da ist es 
ja nun auch öffentlich diskutiert worden, dass 
beispielsweise es eine Einschätzung gab, dass 
beim Abzug unter anderem der Militärs Orts-
kräfte, die den Militärs geholfen haben, ein höhe-
res Sicherheitsrisiko haben als andere. Und das 
würde ich aus dem, was ich aus unseren Sicher-
heitsanalysen und aus unseren Betrachtungen 
kenne, grundsätzlich auch für nachvollziehbar 
halten, dass Ortskräfte, die enger beispielsweise 
an militärischen Operationen gearbeitet haben 
oder in anderen Kontexten der Sicherheitsbehör-
den - - dass dort eine andere Wahrnehmung auch 
im Land dazu existiert als möglicherweise zu 
Kolleginnen und Kollegen, die im Rahmen eines 
Wasserressourcenmanagementprogramms der 
GIZ gearbeitet haben. Aber mir persönlich ist das 
sozusagen nie vorgetragen worden; aber es war 
uns bewusst als GIZ, dass es diese unterschied-
lichen Sichtweisen gibt. 

Und Sie wissen: Es gibt einen Brief von Martin 
Jäger und mir an die Belegschaft aus dem späten 
Frühjahr, in dem wir als Ausfluss auch der Ent-
scheidung, die getroffen wurde, dass die Ent-
wicklungszusammenarbeit in Afghanistan auch 

nach dem Abzug der Militärs weitergehen soll - - 
dass wir den Kolleginnen und Kollegen adres-
siert haben, dass es weitergehen soll und dass 
wir weitermachen wollen und dass wir dazu im 
Übrigen auch konkrete Liegenschaftsentschei-
dungen in Kabul vorbereiten, was auch wieder 
Ausdruck einer anderen Wahrnehmung der 
Sicherheitslage für unsere Mitarbeitenden war. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: „Interessenvertre-
tung“ ist vielleicht nicht das richtige Wort, aber 
mir fällt jetzt kein besserer Begriff ein: Aus dem, 
was Sie geschildert haben, bedurfte es der Inte-
ressenvertretung für Ihre Beschäftigten und Orts-
kräfte gegenüber Ihrem Auftraggeber mit Blick 
auf Entscheidungen, die getroffen worden sind, 
wie das weitergehen soll? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, wenn ich 
Ihre Frage richtig verstehe, grundsätzlich nein. 
Es gab eine hohe Wertschätzung gegenüber den 
Ortskräften aus dem BMZ allgemein, aber ins-
besondere auch in den Gesprächen mit Martin 
Jäger, immer wieder auch im gemeinsamen Ver-
ständnis zwischen uns, dass für die Leistungs-
erbringung und die Umsetzung vor Ort unsere 
nationalen Kräfte nicht nur zwingend erforder-
lich sind, sondern am Ende Garanten auch dafür 
sind, dass wir in Umsetzung gehen können. Und 
insofern: Ganz ausdrücklich würde ich das ver-
neinen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wie viele Mit-
arbeitende hatte die GIZ im Untersuchungszeit-
raum in Afghanistan, aufgeteilt auf internationale 
und nationale? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Das unterlag 
deutlichen Schwankungen, insbesondere wenn 
wir darüber reden, wer vor Ort war - über den 
groben Daumen rund 60 bis 80 entsandte Kolle-
ginnen und Kollegen und rund 1 000, 1 150 na-
tionale Kolleginnen und Kollegen. Afghanistan 
war über lange, lange Jahre das größte Auftrags-
portfolio der Bundesregierung, aber auch der 
Europäischen Union und anderer. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir haben jetzt 
schon ein paar Mal über die Sicherheitslage ge-
sprochen. Deswegen ist meine Frage: Wie hat 
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eigentlich der GIZ-Vorstand Informationen zur 
Sicherheitslage in Afghanistan erhalten? Auf 
welchem Wege, in welcher Qualität und welcher 
Regelmäßigkeit war das? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Der Vorstand, 
insbesondere der Linienvorstand, ist regelmäßig 
in den sehr regelmäßigen Rücksprachen in Linie, 
die wöchentlich oder 14-tägig stattgefunden 
haben, bei Bedarf auch unterhalb dieses Rhyth-
mus - - regelhaft auch in Beteiligung durch die 
Abteilungsleitung, durch die Leitung des RMOs 
direkt und auch den Landesdirektor erfolgt. Wir 
hatten insbesondere dann auch in der schwie-
rigen Phase - also, mit der schwierigen Phase 
meine ich vor allem diejenigen vom Frühjahr bis 
zum Sommer - wirklich regelhaft in der größeren 
Runde gemeinsame Rücksprachen, um möglichst 
dicht auch an diesen Themen zu sein. Und dort 
wurden immer auch die RMO-Analysen - inhalt-
lich konzentriert, fokussiert - aber vorgetragen, 
was Einschätzungen sind. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wie stark hatten 
Sie selbst mit diesem Risk Management Office zu 
tun? Und wie haben Sie das eingeordnet gegen-
über den Sicherheitseinschätzungen, die es ja 
auch gegeben hat durch andere Stellen - Bundes-
nachrichtendienst, Bundeswehr, andere -, die 
dort tätig gewesen sind? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Wie eben 
schon ausgeführt: Das RMO, der Leiter des RMO, 
hat regelmäßig an gemeinsamen Besprechungen 
teilgenommen und aus seiner Sicht auch die 
aktuellen Informationen vorgetragen, sodass sie 
zum Lagebild hinzugekommen sind. Ich selbst 
habe keine anderen Lageeinschätzungen von 
anderen Diensten erhalten und vorgetragen be-
kommen, im Übrigen auch, weil unser RMO sich 
eng abgestimmt hat mit anderen Institutionen, 
aber auch mit Diensten bei der Lageeinschätzung. 
Aber über diesen Weg habe ich das regelmäßig 
vorgetragen bekommen, regelmäßig auch mit 
Nachfragen.  

Ich erinnere mich beispielsweise ausgesprochen 
gut - das ist einer der Momente, die sich bei mir 
ins Hirn eingebrannt haben, wenn ich das so 
flapsig sagen darf -, als am Dienstagabend wir zu 

unserer wöchentlichen Lagebesprechung zusam-
menkamen und meine Frage war, was die Ein-
schätzung ist mit Blick auf die verschärfte Sicher-
heitssituation, wann möglicherweise wir ein grö-
ßeres Thema in Masar-i-Scharif bekommen, was 
für uns der zweitgrößte Standort nach Kabul war. 
Wir hatten vorher schon erlebt, dass einzelne 
Provinzstädte gefallen sind und wir dort relokie-
ren mussten, auch nationale Kolleginnen und 
Kollegen relokieren mussten. Und die Einschät-
zung beispielsweise unseres RMOs war damals, 
dass Masar-i-Scharif Monate noch durchhalten 
wird, möglicherweise noch viele Wochen. Aber 
davon, dass drei Tage später Masar-i-Scharif fiel, 
war an diesem Dienstag nichts absehbar. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die Sicherheits-
lage hat sich ja über die Zeit immer verändert. 
Wie stark hat die Sicherheitslage eine Rolle ge-
spielt in den Vorstandssitzungen der GIZ, und in 
welcher Weise hat sich das verändert? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, insbeson-
dere in dem Jahr 21 haben wir uns mehrfach im 
Vorstand mit dem Thema Afghanistan beschäf-
tigt. Und es führte auch im Sommer 21 zu einer 
Art Vorratsbeschluss zu möglicher Verschärfung 
der weiteren Sicherheitslage, damit der Bereich 
sozusagen nicht nachträglich Genehmigungen für 
bestimmte Entscheidungen, die kaufmännische 
Auswirkungen haben - wir sind ja eine GmbH 
und müssen anschließend auch Rechenschaft 
über die Mittelverwendung ablegen - - sozusagen 
nachträglich kompliziert Entscheidungen zu 
holen, sondern klar der Bereich und auch die 
Abteilung und das Landesbüro eine gute Rah-
menbedingung dafür haben, möglichst gut aktiv 
agieren zu können.  

Insofern haben die Sicherheitslage und die Ge-
samteinschätzung „Afghanistan“ regelhaft eine 
Rolle gespielt, im Übrigen auch im Rahmen der 
Vorbereitung der Aufsichtsratssitzungen. Der 
GIZ-Aufsichtsrat tagt viermal im Jahr - einmal zu 
einer Strategiesitzung, dreimal zu inhaltlichen 
Themen -, und dort war in jeder Sitzung das 
Thema Afghanistan präsent, insbesondere auch 
vor dem Hintergrund einer wichtigen Immobi-
lienentscheidung, die wir treffen mussten, wie 
wir sozusagen die Sicherheit darstellen können. 
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Hintergrund davon war, dass im Jahr 2019 - das 
war, wenige Wochen vor meinem Eintritt in die 
Firma, im September 2019 und auch im Januar 
2019 - es jeweils zwei Angriffe gegeben hat auf 
Compounds, in denen auch GIZ-Büros und -Mit-
arbeiterinnen und -Mitarbeiter untergekommen 
waren und wir von daher das Schutzniveau für 
zukünftige Liegenschaften noch einmal gehärtet 
haben. Deswegen spielte das Thema sehr regel-
haft eine Rolle. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Was waren die 
wesentlichsten Maßnahmen, die Sie ergriffen ha-
ben, um Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 
schützen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Wir haben da 
ein großes Paket in Afghanistan. Das fängt erst 
einmal an, dass wir neben der individuellen Vor-
bereitung, was unter anderem das große Sicher-
heitstraining der Bundeswehr bedeutet - als 
Voraussetzung dafür, dass Kolleginnen und Kol-
legen überhaupt in den Einsatz gehen können - - 
über entsprechende Alarmierungs- und Infor-
mations- und Kommunikationssysteme, ein ent-
sprechendes Monitoringsystem, das wir dankens-
werterweise auch über einen eigenständigen Auf-
trag des BMZ in Afghanistan aufbauen konnten, 
wo wir mit Feldassistentinnen, mit Feldassisten-
ten im Wesentlichen ein Informationsnetz auf-
bauen konnten, um sozusagen unsere eigene 
Logistik und Bewegungsfähigkeit herzustellen, 
über die Frage der Sicherheitsstandards für un-
sere Compounds, die regelmäßig gehärtet wur-
den, bis hin zu bewaffnetem Schutz der Einrich-
tungen und Fahrt am Ende auch nur noch in son-
dergeschützten Fahrzeugen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Gab es Gespräche 
mit den Taliban über den Schutz von Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der GIZ? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nach dem Fall 
von Kabul gab es auch Gespräche auf Arbeits-
ebene, niedrigschwellig, in bestimmten Regionen 
mit Talibanstrukturen, um die Amnestie, die die 
Führung der Taliban beim Fall von Kabul ausge-
sprochen hat für Armeesicherheitskräfte, Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Ministerien, 
aber eben auch Internationale, zu härten, sprich: 

verschriftlicht zu bekommen, was in vielen Fäl-
len auch erfolgt ist. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ist das im Wesent-
lichen auf der operativen Ebene abgehandelt wor-
den, - 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - oder sind Ihnen 
die Details zur Kenntnis gelangt? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein, das war 
eine operative Frage. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Was können Sie 
uns zu dem Vorschlag eines sogenannten Über-
winterungskonzepts sagen, was im August 2021 - 
das ist hier MAT A GIZ-4.57, Blatt 121 - Ihnen 
übergeben worden ist, als mögliche Unterstüt-
zungsmaßnahmen für die Zeit nach dem Fall 
Kabuls? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Das würde ich 
mir gerne angucken. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ja. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt- Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Würden Sie 
mir bitte noch mal das Datum nennen? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Datum war 
der - - Mal gucken! Ich hatte es eben. Sekunde! 

(Der Vorsitzende und der 
Zeuge blättern in ihren 

Unterlagen) 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, jetzt kann 
ich es einordnen. Ich sehe es. Das war unmittel-
bar im August. In der Tat - -  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: 6. August oder so. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Genau. Also, 
hier ist es am 9. August sozusagen als Mail an 
mich gegangen. Dann kann ich das auch wieder 
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einordnen. - In der Tat ging es bei diesem Kon-
zept und den Überlegungen darum, darüber 
nachzudenken, was passiert in einem Fall, in 
dem wir für eine längere Phase nicht operativ 
handlungsfähig sind und damit nach den bis-
herigen auch kaufmännischen Vorgaben, die wir 
haben, in die Situation kommen, uns von Perso-
nal trennen zu müssen, wie wir dort Handlungs-
fähigkeit der GIZ über einen bestimmten Zeit-
raum erhalten, auch wenn wir sozusagen inaktiv 
sein müssen aufgrund von Sicherheitslage und 
Sonstigem. Und auf dieser Grundlage ist der Auf-
trag ergangen, darüber nachzudenken, unter wel-
chen Rahmenbedingungen wir dafür sorgen kön-
nen, dass Mitarbeitende, insbesondere nationale - 
das war, wie gesagt, zu einem Zeitpunkt, als völ-
lig klar war, dass unsere Mitarbeitenden, außer 
sie nehmen am Ortskräfteverfahren mit Indivi-
dualprüfung teil, und darauf haben wir ausdrück-
lich hingewiesen, nicht das Land verlassen -, 
weiterhin im Land sind. 

Und in diesem Kontext ist auch entstanden eine 
Überlegung, wie wir das finanziell für die Mit-
arbeitenden so absichern können, dass es für sie 
auch attraktiv ist - - bzw. nicht attraktiv - das ist 
der falsche Begriff -, sondern schlicht und ein-
fach für sie ermöglicht, in die Lage versetzt, dann 
mit einer solchen Übergangsphase umzugehen, 
weil wir davon ausgegangen sind - wie gesagt, 
mit der Entscheidung, dass wir in Afghanistan 
aktiv bleiben wollen und werden -, dort unsere 
Lieferfähigkeit auch zu erhalten.  

Das, was sozusagen anschließend daraus gemacht 
wurde, nach dem Motto, es sei sozusagen eine 
Bleibeprämie im Sinne von „Es hätte den Ver-
such gegeben, Mitarbeitende davon abzuhalten, 
in das Ortskräfteverfahren zu gehen“: Ich kann 
das nur so sagen, wie ich das auch intern zu die-
sem Zeitpunkt, als es dazu Reaktionen im öffent-
lichen Raum gab - - Das hat mich sehr angefasst, 
weil das war nicht das Anliegen. Sondern wir 
wussten, dass es auch über die Wegstrecke Kolle-
ginnen und Kollegen gibt, die teilweise sehr 
lange Jahre für die GIZ gearbeitet haben, die aus 
familiären, aus sozialen Gründen sozusagen 
schon gar nicht in der Lage sein werden, das 
Land zu verlassen, auch hier noch mal zu einer 

Anerkennungssituation zu kommen. Und das wa-
ren sozusagen unterschiedliche Aspekte, die da 
reingespielt haben. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Aber ich habe das 
richtig verstanden: Das ist Ihnen praktisch per 
Mail übermittelt worden, - 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - und Sie haben 
sich damit auseinandergesetzt. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Welche Rolle hat 
das gespielt? Oder hat das überhaupt dann noch 
eine Rolle gespielt? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Es hat dann 
keine sehr große Rolle mehr gespielt, weil sich 
die Ereignisse überschlagen haben. Aber die 
Frage war natürlich trotzdem für uns: Wie erhal-
ten wir - weil das ist immer die Frage, die man 
uns als GIZ stellt - Lieferfähigkeit, kurz-, mittel- 
und langfristig, und das insbesondere in fragilen 
Kontexten? Ich habe darauf hingewiesen: Zwei 
Drittel der Einsatzländer, in denen wir aktiv sind 
im Auftrag der Bundesregierung und der Euro-
päischen Union, sind sogenannte fragile Staaten. 
35 Prozent unseres Auftragsvolumens wird in fra-
gilen Kontexten der unterschiedlichen Art und 
Weise umgesetzt. Insofern ist diese Frage immer 
relevant für uns: Wie erhalten wir Lieferfähigkeit 
im fragilen Kontext? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Haben Sie dazu 
eine Rückmeldung gegeben, oder gab es dazu 
noch eine Kommunikation? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Wir haben das 
ganz sicherlich - - Also, ich habe dazu mehrfach 
natürlich mit den Kolleginnen und Kollegen ge-
sprochen in dieser Phase - „mehrfach“ heißt: in 
unseren Rücksprachen. Es ging ja dann später in 
dieses Thema Bleibeprämie - so ist es ja dann 
auch zugespitzt worden - mit über, als Thema, 
das dann auch im öffentlichen Raum eine Rolle 
gespielt hat. Und deswegen hat es dann sehr häu-
fig Bestandteile von Diskussionen beeinflusst. 
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Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Hatten Sie damals 
auch Kontakt zu dem Bundesminister Dr. Müller? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich hatte ein-
mal ein Gespräch mit Dr. Müller; da ging es aber 
nicht um Afghanistan. Es war auch deutlich frü-
her, also nicht in dieser Phase. Das ist das, an 
was ich mich erinnern kann. An mehr erinnere 
ich mich jetzt nicht, aber ich schließe das auch 
nicht aus, weil wir uns natürlich ab und zu auf 
Veranstaltungen gesehen haben; man hat mal 
zwei, drei Worte gewechselt. Mein Ansprechpart-
ner war aber Herr Dr. Jäger. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich würde gerne 
noch mal auf den von Ihnen selbst erwähnten 
Brief zurückkommen, den Sie gemeinsam mit 
dem Staatssekretär Jäger geschrieben haben, vom 
5. Mai an die GIZ-Mitarbeitenden. Das ist - jetzt 
überlege ich gerade, wo ich den hier finde - 
MAT A GIZ-4.54, Blatt 9; Anlage 4. Zum Inhalt 
hatte dieser Brief, dass die GIZ in Afghanistan 
verbleiben würde. Dazu gibt es eine E-Mail vom 
19. Juni - das ist MAT A GIZ-4.55, Blatt 162; 
Anlage 5 -, in der Dr. Spatz an Sie geschrieben 
hat, dass die GIZ kaum Gefährdungsanzeigen er-
halten habe, was vermutlich auf das Schreiben 
sowie die „intensive Kommunikation“ vor Ort 
dazu zurückzuführen sei. - Das ist das, was Herr 
Dr. Spatz dazu geschrieben hat. Haben Sie die 
Bewertung geteilt? 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich glaube, ich 
brauche es nicht vollständig durchlesen. Ja, ich 
habe die Einschätzung geteilt. Ich hatte zumin-
dest keine Anlässe und Hinweise, die dem wider-
sprochen hätten, zu einer anderen Bewertung zu 
kommen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann würde ich 
Sie gern noch mal fragen, wie aus Ihrer Sicht der 
Kreis der Berechtigten im Rahmen des Orts-
kräfteverfahrens bei der GIZ definiert gewesen 
ist. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich habe ja vor-
hin schon angedeutet und ausgeführt, dass es 
dazu unterschiedliche Stufen gab. Zunächst war 
das Ortskräfteverfahren - - als ein Verfahren, das 
offenstand für Mitarbeitende, aktive Mitarbei-
tende insbesondere. Da müsste ich jetzt selber 
noch mal nachgucken, ob es damals schon auch 
für Ehemalige in einem bestimmten Zeitfenster 
gegolten hat - da gab es Momentum drin -, die 
über eine individuelle Prüfung, ob sie sicher-
heitsbeschwert sind und bedroht sind durch 
Drohungen von Taliban oder anderen - - die 
Möglichkeit offenstand, ein Verfahren zu durch-
laufen, um eine Aufnahmezusage für Deutsch-
land zu bekommen. Dieses Verfahren war aber 
eines, das ausschließlich individualisiert war; 
das war kein Kollektivverfahren. Man musste 
sehr präzise nachweisen, dass man individuell 
bedroht ist, und zwar aus der beruflichen Tätig-
keit für die deutsche EZ respektive die GIZ. Das 
ist sozusagen der Kontext, in dem das Ortskräfte-
verfahren ursprünglich offenstand für nationale 
Mitarbeitende.  

Es gab dann im Umfeld der Entscheidungen zur 
Aufnahme von Ortskräften insbesondere aus dem 
Bereich der Militärs eine anhaltend längere Dis-
kussion zur Frage: Was heißt das jetzt für natio-
nale Kräfte im Bereich der EZ? Wie gesagt, die 
Sicherheitseinschätzung, die es damals gab, war 
für Mitarbeitende aus der EZ eine andere - und 
die haben wir auch ausdrücklich geteilt -: dass 
die Gefährdungslage, wie es sie im Sicherheits-
bereich gibt, nicht zu übertragen ist, aber dann 
entschieden wurde, dass in einem vereinfachten 
Listenverfahren - das war unmittelbar beim Fall 
von Kabul, wenn ich mich richtig erinnere - Orts-
kräfte sich melden konnten, die in den zwei Jah-
ren, also bis zu zwei Jahre vorher zum Fall von 
Kabul, beschäftigt waren. Das war, glaube ich, 
irgendwann in 2019. Sommer 2019, glaube ich, 
war sozusagen das Stichdatum, in das auch Leute 
einbezogen werden konnten, die zum Beispiel 
beim Fall von Kabul nicht mehr für uns gearbei-
tet haben, aber innerhalb dieser zwei Jahre bis zu 
diesem Stichtag ausgeschieden waren. Und dann 
gab es später noch eine Öffnung für einen deut-
lich größeren Zeitraum, allerdings für diesen Teil 
der erweiterten Gruppe wiederum im individua-
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lisierten Verfahren. Also, so, glaube ich, ist es zu-
sammenzukriegen. Das sind die verschiedenen 
Wellen, die dadrin waren.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Haben Sie sich 
mit dem Staatssekretär Jäger über die Anpassung 
des Berechtigtenkreises ausgetauscht? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ganz sicher, 
ja - weil es ja eine öffentliche Debatte auch dazu 
gab. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: In der erwähnten 
E-Mail, die wir gerade eben schon mal zitiert hat-
ten, von Dr. Spatz, hat er geschrieben, es sei ihm 
unklar. Eine Vorentscheidung zum Kreis der An-
spruchsbereiche im OKV stehe noch aus, hieß es 
in dieser Mail vom 13. Juni. Darüber ist dann 
Klarheit geschaffen worden. Von wem ist das 
ausgegangen, dass diese Klarheit geschaffen wor-
den ist? War das eine Entscheidung der Bundes-
regierung? Haben Sie darauf hinwirken können, 
oder wie ist das zustande gekommen? 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt) 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, die 
Klärungen sind alle in der Bundesregierung ent-
schieden worden. Das ist ein normativer Teil. Die 
GIZ hat im Ortskräfteverfahren den Auftrag ge-
habt, Dinge vorzubereiten, aufzubereiten, aber so, 
dass am Ende sowohl im Einzelfall als auch im 
Verfahren die Entscheidungen durch die Bundes-
regierung erfolgen müssen. Insofern haben wir 
mit den unmittelbaren Entscheidungen dazu als 
GIZ nichts zu tun gehabt. Wir haben Hinweise 
gegeben zu verschiedenen Fragen; aber das war 
sozusagen ein permanent laufender Diskussions-
prozess.  

Übrigens, das darf man sich auch nicht so vor-
stellen: Hier ist die GIZ, die sozusagen dann be-
stimmte Fragen adressiert, und da sind die Bun-
desregierung oder Einzelressorts, die eine Ant-
wort darauf geben, sondern es ist auch zwischen 
den Einheiten intensiv diskutiert worden: Was ist 
der richtige Umgang damit? Wie gesagt, der 
Grundsatz, mit dem wir bisher gearbeitet haben, 
bis zu dieser Situation, lautete, dass nationale 

Kolleginnen und Kollegen nicht Teil des Eva-
kuierungsregimes sind für den Fall, dass es er-
forderlich ist.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich habe mich 
vermutlich nicht gut genug ausgedrückt. Was ich 
eigentlich fragen wollte, war: Hat es sozusagen 
Problemanzeigen durch die GIZ gegeben, und ist 
dem Problem abgeholfen worden? Das war mehr 
meine Fragestellung.  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Was meinen 
Sie mit „Problemanzeigen“? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ja, in dem Verfah-
ren in dem Berechtigtenkreis sozusagen, der da-
von erfasst war, vom Ortskräfteverfahren. Also, 
es ist ja zu Entscheidungen gekommen. Und wa-
ren Gegenstand der Gespräche eben auch Pro-
blemanzeigen, dass man gesagt hat: „Wir kom-
men damit noch nicht zurecht, mit den Regelun-
gen, wie sie sind“ oder „Sie sind zu kompliziert“ 
oder „Es sind zu viele“? Das ist meine Frage. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, wenn 
man sozusagen den Begriff Problembeschreibung 
oder -anzeige definieren will, dann war das ganz 
sicherlich während des Falls von Kabul selbst 
und der konkreten Übersetzung in diesem Zeit-
punkt. Das liegt schlicht und einfach daran, dass 
wir teilweise in wenigen Stunden Dutzende Kol-
leginnen und Kollegen zusammenziehen muss-
ten, um überhaupt noch in der Lage zu sein, ir-
gendwas zu bearbeiten. Wenn die Geschichte 
stimmt, die ich gehört habe: Danach hatte die GIZ 
in dieser Phase das größte Microsoft-Postfach der 
Welt. Und das lag schlicht und einfach daran, 
dass wir gigabyteweise Daten, Unterlagen, Fotos, 
Hinweise gegeben haben, die aufzubereiten, zu 
sortieren waren und entsprechend aufzubereiten. 
Das hatte sozusagen auf der Bundesregierungs-
seite natürlich die gleiche Konsequenz, weil auf 
der Regierungsseite musste das auch wiederum 
bearbeitet werden, und zwar in einem Tempo 
und in einer Masse, die natürlich von jetzt auf 
gleich so nicht zu bewältigen war. Und dass es da 
Stresssituationen gibt, das ist, glaube ich, das 
Normalste der Welt.  
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Ich kann es nur noch mal sagen: Insgesamt sind 
wir da, glaube ich, ganz gut am Ende dann trotz-
dem durchgekommen in der Bearbeitung. Aber 
klar waren das jetzt auch nicht die schönsten 
Stunden und die einfachsten Stunden, die Dut-
zende Mitarbeitende hatten. Wir haben das am 
Ende auch nur bewältigen können, weil wir am 
Ende durch ein freiwilliges Engagement von vie-
len Mitarbeitenden in der GIZ in der Lage waren, 
über so eine Art Ehrenamtlichenbörse Dutzende 
Kollegen noch mal zu gewinnen, die bereit wa-
ren, zu helfen, das zu bearbeiten, was dann kam. 
Weil vorher - und das ist ja auch in dem Vermerk 
von Herrn Spatz adressiert worden - waren es, 
glaube ich, in der Tat vier Gefährdungsanzeigen, 
die wir bis zu diesem Zeitpunkt hatten, und das 
haben wir natürlich bewältigt bekommen.  

So, dass wir anschließend auch noch andere 
Fragen hatten, nämlich: „Wie gehen wir mit der 
Kernfamilie um, die nach Gesetz normiert ist und 
wo es viel Kritik daran gab, wie wir mit Familie 
und Kernfamilie und Nichtkernfamilie um-
gehen?“, steht sozusagen wieder auf einem ande-
ren Blatt Papier in dem Umgang. Aber ich will 
auch da jetzt schon einmal sagen, weil die Frage 
wird ganz sicherlich kommen: Wenn sich das 
Bundesunternehmen GIZ nicht an die recht-
lichen Vorgaben hält, die wir kriegen, wer soll es 
denn dann tun?  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das wäre jetzt so 
eine Frage gewesen, da muss ich sagen, es läge 
mir fern, so was zu unterstellen. - Mich würde 
interessieren, wie Ihre Rolle, Ihre Aufgaben, 
wenn vielleicht Sie das beschreiben könnten, in 
den Tagen der Evakuierung, wie das konkret aus-
gesehen hat, was Sie veranlasst haben und bei-
spielsweise auch: Wann und wie wurden die 
Mitarbeitenden über die Evakuierungsflüge der 
Bundeswehr unterrichtet?  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, meine 
Einbindung war in dieser Zeit eine 24/7-Einbin-
dung, und zwar sowohl in Richtung der eigenen 
Belegschaft als auch als Ansprechpartner insbe-
sondere wieder für das BMZ, wo wir versucht 
haben, Lageeinschätzungen sehr schnell auf Lei-
tungsebene miteinander abzustimmen, zu ent-
scheiden: „Wie gehen wir damit um?“, immer 

sozusagen in sofortiger Übersetzung dann auch in 
die Teams - deswegen auch meine Bemerkung 
am Anfang, dass ich da besonders involviert war 
und auch nah dran war -, weil schlicht und ein-
fach dann auch bestimmte Absprachen stattge-
funden haben, die möglicherweise, wenn man 
den klassischen Dienstweg aufgesetzt hätte, bei 
aller Verve auf beiden Seiten von enger, inten-
siver und guter Zusammenarbeit trotzdem länger 
gedauert hätten, die einfach möglichst schnell zu 
besprechen, abzustimmen. Dasselbe galt natür-
lich in die eigenen Linien hinein, insbesondere 
in den Bereich, die Abteilungsleitung, den Lan-
desdirektor, um dort auch einfach ein Stück weit 
Stabilität zu geben. 

Zu welchem Zeitpunkt - da muss ich jetzt passen, 
Herr Vorsitzender - die Mitarbeitenden von den 
Bundeswehrevakuierungsflügen informiert wur-
den, also was der konkrete Zeitpunkt war, das 
kann ich Ihnen jetzt nicht sagen. Da müsste ich 
Herrn Spatz oder damals Herrn S  fragen, 
wann das genau erfolgt ist. Es gab eine Vielzahl 
von Runden in dieser Zeit.  

Wir haben am Ende - das haben Sie den Unter-
lagen entnommen - rund 20 Kolleginnen und 
Kollegen, nationale, über die Evakuierungsflüge 
rausbekommen, mit ihren Familien. Ich will aus-
drücklich sagen: Das war eine der schwierigsten 
Situationen in dieser Woche, weil die Gefähr-
dungslage einschließlich der Sicherheitseinschät-
zung, dass möglicherweise der sogenannte „Isla-
mische Staat“ über Anschlagstätigkeiten zusätz-
lich die Situation am Flughafen verkompliziert, 
die ohnehin schon völlig unübersichtlich war 
und uns wirklich alles abgenötigt hat, in vielen 
Anläufen diese kleine Gruppe überhaupt durch-
zubringen - - Am Ende ist es auch nur gelungen, 
weil durch einen Kontakt die US-Streitkräfte in 
der Lage waren, einen Korridor zu bilden, um 
diese Gruppe überhaupt durchzubringen. Wir 
sind mit anderen Operationen in dieser Woche 
schlicht und einfach nicht zum Ergebnis gekom-
men, weil es die Sicherheitslage, die Logistik 
nicht zugelassen hat. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Meine letzte Frage 
bezieht sich auf eine Bemerkung in Ihrem Ein-
gangsstatement, wo Sie gesagt haben, was die GIZ 
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aufgesetzt hat als Evaluierungsprozess. Danach 
will ich nicht fragen, weil das ja sozusagen auch 
sehr viel später war. Aber wir haben einige der 
Zeugen - das würde ich Sie gerne auch fragen - 
gefragt, was aus der damaligen Sicht die Haupt-
Lessons-Learned für sie waren. Wenn Sie das 
knapp mal beschreiben könnten aus dem Prozess 
dieser Aktion in Afghanistan.  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Das betrifft 
sehr viele Ebenen. Ich glaube, eine der wichtigs-
ten Lessons learned für uns ist, dass wir bei der 
Frage der Szenarienplanung und -einstufung 
noch breiter schauen, als wir das in der Vergan-
genheit getan haben, um mögliche blinde Flecken 
in unseren Szenarien möglichst gut zu schließen. 
Es gibt dazu keine absolute Garantie. Aber was 
wir schon mitgenommen haben, ist die Frage: 
Was können wir eigentlich für unsere Sicher-
heitsarchitektur in solchen Konstellationen tun? 

Das Zweite ist - das ist eher ein technisches Mo-
mentum, aber es spielt in fragilen Kontexten eine 
große Rolle -: Wie kriegen wir eigentlich über Di-
gitalisierung und die Vorbereitung von so was 
wie Remote-Modus im fragilen Kontext eine Da-
tensicherung hin, die uns in die Lage versetzt, 
beispielsweise Personaldaten, erst gar nicht eine 
Situation zu kriegen - - Also, natürlich brauchen 
wir Personalakten. Aber wie kriegen wir die so 
aufgesetzt, beispielsweise durch digitale Lösun-
gen, dass das Risiko von Datenverlust im Krisen-
fall erst gar nicht eintreten kann, weil wir die 
Zugänge sperren können? Das gilt nicht nur für 
Daten dieser Art, sondern es gilt am Ende auch 
für Gerätesituationen etc. pp. Auch das ist ein 
großes Thema, mit dem wir noch mal arbeiten. 
Das gehört alles in den Bereich der Sicherheits-
architektur. 

Wir operieren weiter damit - ich will das hier 
ausdrücklich sagen -, dass es klar ist, dass wir im 
Falle von Relokierungen und Evakuierungen uns 
konzentrieren auf entsandte Kolleginnen und 
Kollegen. Ich will da gerne auch einen Ausblick 
zu geben, weil das nicht immer ganz einfach ist, 
weil die GIZ schon auch an verschiedenen Stel-
len - nicht in Afghanistan, aber an anderen - ge-
sehen hat, dass wir manchmal an hoheitliche 
Grenzen stoßen, weil die Frage zum Beispiel von 

Einreisemöglichkeiten in den europäischen Luft-
raum ist eine Frage, die nicht die GIZ beantwor-
tet. Wir haben aber einen so internationalen Mit-
arbeiterbestand und -körper, dass diese Fragen 
manchmal eine Relevanz spielen. 

Und ich will ausdrücklich sagen, dass diese 
Lernerfahrungen, die wir dort gemacht haben, 
zum Beispiel im Sudan in der Krise im vergan-
genen Jahr, in einer solchen Vorbildlichkeit um-
gesetzt wurden, auch in der Kooperation zwi-
schen uns und der Bundesregierung, dass not-
wendige Entscheidungen innerhalb von 30 Minu-
ten gefallen waren - abgestimmt - und anschlie-
ßend logistisch eins zu eins übersetzt und um-
gesetzt wurden. Es war wirklich einfach gut, zu 
sehen, dass da wirklich auch alles Hand in Hand 
gut funktioniert hat.  

Und natürlich arbeiten wir an konzeptionellen 
Überlegungen, wie wir mit Fragilität umgehen, 
mit Fernsteuerung. Das ist ein Thema, das uns an 
verschiedenen Stellen beschäftigt. - Das vielleicht 
mal in aller Kürze und Konzentration. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen herzlichen 
Dank. - Das waren meine Fragen, und das Frage-
recht geht an die Union. Herr Kollege Röwekamp. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Schäfer-Gümbel, dass Sie uns heute als 
Zeuge zur Verfügung stehen. - Ich würde viel-
leicht ganz allgemein am Anfang mal fragen: Sie 
haben ja in Ihrem Eingangsstatement und in der 
Befragung durch den Kollegen Stegner angege-
ben, dass Sie in Afghanistan mit der GIZ sozusa-
gen das größte Projektportfolio - so verstehe ich 
das jetzt mal - gehabt haben und eben auch sehr 
viele nationale Beschäftigte gehabt haben. Wie 
würden Sie in dem hier maßgeblichen Unter-
suchungszeitraum, also von Abschluss Doha bis 
zur Evakuierung, die Strategie der GIZ als Arbeit-
geber gegenüber der Ausreise von Ortskräften be-
schreiben? Also hatten Sie eine Strategie für die 
Ausreise von Ortskräften nach dem Abschluss 
von Doha, und, wenn ja, wie sah die aus, und 
wie hat sie sich entwickelt? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, danke, Herr 
Abgeordneter. - Die Frage so gestellt, wie Sie sie 
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gestellt haben, würde ich sagen: Nein, weil un-
sere Perspektive war eine andere. In Abstimmung 
und auch klarer Perspektive der Bundesregie-
rung, dass wir unsere Arbeit in Afghanistan fort-
setzen, haben wir natürlich auf die Möglichkeit 
des Ortskräfteverfahrens hingewiesen. Wir haben 
aber gleichzeitig in die Belegschaft hinein signa-
lisiert - weil es natürlich eine Unsicherheit gab: 
was heißt jetzt Doha, bleiben Institutionen wie 
die GIZ vor Ort oder nicht? -: Wir haben die feste 
Absicht, auch im Auftrag der Bundesregierung, 
weiterzuarbeiten. Dazu bereiten wir gerade Ent-
scheidungen für eine neue Liegenschaft in Kabul 
vor. - Und insofern, die Frage so konkret zuge-
spitzt, wie Sie es gemacht haben: Nein, weil wir 
das genau andere vorhatten.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Das hat sich 
aber dann ja im Laufe der Zeit geändert, vermute 
ich mal, also was Ausreisewünsche betrifft. Zu-
mindest hat es ja - - Sie haben eben beschrieben, 
es gab vier Gefährdungsanzeigen. Aber die Zahl 
hat sich dann ja verändert. 

Es gibt einen Entwurf einer Vorstandsvorlage - 
das ist MAT A GIZ-3.43, Blatt 102 f., hier insbe-
sondere Blatt 103 -, wo in der Vorlage, die Sie 
einbringen wollten, in dem Entwurf, geschrieben 
wird:  

„Durch den starken Anstieg der 
Gefährdungsanzeigen seit der 
Ankündigung zum Abzug der 
internationalen Militärpräsenz 
und erneut seit Anfang Juli sind 
sowohl in der GIZ als auch im 
BMZ die personellen Kapazitäts-
grenzen zur Vorbereitung ...“ 

und Bearbeitung ausgereizt, sage ich jetzt mal. 
Das heißt, es muss ja im Laufe der Zeit ein ver-
ändertes Anzeigeverhalten gegeben haben. Des-
wegen meine Frage: Hat sich Ihre Strategie, auch 
in Abstimmung mit dem BMZ, zur Ermöglichung 
der Ausreise von Ortskräften geändert und, wenn 
ja, wann und aus welchem Anlass?  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein, wir sind 
zu diesem Zeitpunkt innerhalb des bestehenden 
Verfahrens vorgegangen. Das Thema Menge war 

einfach eines, dass wir zu diesem Zeitpunkt rela-
tiv wenig Personalkapazitäten zur Bearbeitung 
hatten, weil es ja gleichzeitig auch noch ein paar 
andere Themen gab, die wir zu bearbeiten hatten. 
Insofern hat sich im Grundsatz unsere Strategie 
dazu nicht verändert. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Gab es neben 
dem Verfahren der Ortskräfte eine Planung in 
Ihrem Hause, Ortskräfte auch außerhalb dieses 
Verfahrens außer Landes zu bringen und zu eva-
kuieren? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein. Also 
nicht, dass ich wüsste. Ich wüsste auch nicht, 
wie das gehen soll. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ja. Ich frage das 
deswegen, weil wir haben hier eine Mail, die Sie 
geschrieben haben im Anschluss an ein Gespräch 
mit Staatssekretär Jäger im Mai 2021. Das ist - -  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Das ist was an-
deres. Wenn Sie mir die Mail geben könnten, 
würde ich sie Ihnen auch erklären. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ja, genau, das 
würde ich Ihnen gerne vorhalten. Das ist MAT A 
GIZ-3.148, Blatt 654 f. Legen wir mal eben bitte 
vor.  

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, also - -  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau. Also, 
meine Frage zu dem Dokument ist: Sie berichten 
hier von einem Gespräch mit Staatssekretär Jäger 
und berichten, dass eben am kommenden Diens-
tag eine Staatssekretärsrunde stattfinden soll und 
Sie dazu eine kurze Einschätzung brauchen. Und 
da steht unter Ziffer 2 - und darum geht es mir 
jetzt - bei „Visa“ -: 

„Wichtiger Hinweis des Sts ist, 
dass die ins Auge gefassten NMA 
ihre Dokumente (Reisepass!) klar 
haben sollten. Es gibt Überlegun-
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gen zu Büros in Notfall in der Tür-
kei und Pakistan. Er betonte aber 
dreimal die Dokumentenfrage.“ 

Zitat Ende. - Können Sie uns kurz berichten, was 
der Staatssekretär Ihnen in diesem Gespräch zur 
Frage von Visa und Dokumenten mitgeteilt hat? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja. Also, wir 
haben mehrfach in die Belegschaft hinein kom-
muniziert, dass zwingende Voraussetzung dafür, 
das Land zu verlassen und anschließend in 
einem legalen Status in ein Nachbarland zu kom-
men, vorhandene Dokumente sind. Dazu gehört 
vor allem der Reisepass. Und in Afghanistan 
war es leider so, dass viele Mitarbeitende keinen 
Reisepass hatten. Dabei bezog es sich ausdrück-
lich nicht nur um die Kolleginnen und Kollegen 
selbst, sondern vor allem um ihre Familienange-
hörigen. Das ist etwas, was uns massiv, auch in 
anschließenden Programmen, immer wieder nach 
dem Fall von Kabul vor Herausforderungen ge-
stellt hat, weil beispielsweise die pakistanische 
Regierung zu einem Zeitpunkt X sehr klar ent-
schieden hat, dass jemand, der keinen Reisepass 
hat - und das können dann eben auch die Kinder 
sein -, schlicht und einfach die Grenze nicht 
überschreiten darf, und insofern die Passfrage 
von Anfang an eine wichtige war, weil uns be-
wusst war, dass nicht alle Pässe haben. Darauf 
haben wir mehrfach hingewiesen. Das war auch 
Herrn Staatssekretär Jäger immer wieder wichtig, 
weil er gesagt hat: Ohne Dokumente gibt es an-
schließend keine legalen Möglichkeiten.  

Das, auf was wir uns hier beziehen, ist in der 
Tat - und deswegen ist das kein Thema der GIZ 
gewesen und auch nicht des BMZ - - sondern 
schlicht und einfach: Wir waren uns wechsel-
seitig bewusst, dass, weil es absehbar war, dass 
Einzelne für sich selber einen Weg aus dem Land 
suchen, wenn die Situation deutlich schwieriger 
wird, und sich erst gar nicht darauf verlassen, 
dass möglicherweise die GIZ oder die deutsche 
Botschaft oder wer auch immer etwas organisiert 
oder organisieren kann, sie das auf dem eigenen 
Weg tun werden. Und genau dazu brauchen die 
Leute aber Pässe. Und was uns wiederum aber 
klar war, ist, dass wir bereit sind, anschließend, 
wenn eine solche Situation eintritt - und das ist 

auch häufiger passiert, beispielsweise aus den 
benachbarten Büros - Indien, Pakistan, aber auch 
Usbekistan und Tadschikistan, die allerdings 
schnell die Grenze geschlossen haben und - - 
nicht mehr möglich waren, oder eben auch über 
die Türkei -, dass wir dort anschließend dann das 
regelhafte Verfahren machen. Aber die Vorausset-
zung dafür ist, dass wir Dokumente haben, und 
zwar nicht nur für eine Person, sondern für alle. 
Das ist der Hintergrund. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ja, aber in der 
weiteren Kommunikation wird dann noch sozu-
sagen ein anderer Aspekt eröffnet. Herr Dr. Roh-
schürmann schreibt an - das ist MAT A GIZ-3.35, 
Blatt 688; ich zitiere - - also auf sozusagen Ihren 
Bericht: 

„Eine Vorbereitung im Sinne von 
visieren der Pässe usw. ist m.E. 
nicht möglich! Das lässt sich nie-
mals geheim halten“ 

- in Klammern: - 

„(egal wie sehr wir das dem aus-
gewählten Personenkreis einschär-
fen) und wird im allerbesten Fall 
zu Blockaden und Demonstratio-
nen aller anderen MA führen.“ 

Zitat Ende. - Ich glaube, wir haben Ihnen das ge-
rade vorgelegt, ne? - Ja.  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Bin gerade 
dabei. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Schauen Sie 
sich das mal eben bitte kurz an! 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, das war die 
Einschätzung von Herrn Rohschürmann, dass das 
möglicherweise mit größeren Komplikationen 
verbunden ist und zu Unruhe in der Gesamt-
belegschaft führt, wenn man das auf bestimmte 
Personen begrenzt. Das war damals, glaube ich, 
sein Momentum. 
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Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Darf ich noch 
mal eben fragen: Aus Ihrem Gespräch mit Staats-
sekretär Jäger, wo ja dieses Thema sozusagen 
priorisiert worden ist - - ist da darüber gespro-
chen worden, dass die Vorbereitung geheim ge-
halten werden soll? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein. Also 
nicht in meiner Erinnerung. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Haben Sie mit 
Herrn Dr. Rohschürmann mal darüber gespro-
chen, dass diese Aktion - das Vorbereiten sozusa-
gen von Pässen fürs Ortskräfteverfahren - geheim 
gehalten werden soll? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, in der 
Abteilung geheim gehalten - - kann ich mich da-
ran nicht erinnern. Dass es eine Komplikation 
gibt, dass, wenn man nur einem Teil der Beleg-
schaft sagt, sie sollen ihre Pässe vorbereiten - bei-
spielsweise Personen, die man möglicher einstuft 
als sicherheitsgefährdeter als andere, was von 
Anfang an unsere Möglichkeiten schon über-
schritten hätte - - Also, wie wir das hätten ge-
heim halten wollen, weiß ich bis heute nicht. 
Und es war, glaube ich, auch nicht das Momen-
tum. Also, das war nicht das Momentum in 
meiner Erinnerung. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Dann will ich 
noch mal fragen: In der Ihnen vorher vorgehalte-
nen eigenen E-Mail, die Sie geschrieben haben, 
ist ja - - heißt es: „Wichtiger Hinweis des Sts ist, 
dass die ins Auge gefassten NMA …“. Wer waren 
denn „die ins Auge gefassten NMA“? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Die, die wahr-
scheinlich Herr Rohschürmann auch meint, die 
eine höhere Sicherheitsgefährdung haben als an-
dere, beispielsweise Mitarbeitende möglicher-
weise aus dem engeren Kernteam unseres Sicher-
heitsmanagements. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Gab es eine 
Liste von ins Auge gefassten oder, wie Sie jetzt 
beschreiben, besonders gefährdeten NMAs? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nach meiner 
Kenntnis nicht. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ja, aber wie 
sollten denn die informiert werden darüber, dass 
sie ihre Pässe bereithalten sollen, wenn Sie nicht 
mal eine Liste haben derer, die Sie dazu auffor-
dern wollen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Die hätten wir 
dann anlegen müssen. Aber nach meiner Kennt-
nis gab es die Liste nicht. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Obwohl der 
Staatssekretär mehrfach darauf hingewiesen hat, 
dreimal offensichtlich - so schreiben Sie selber -, 
dass es entsprechende Vorbereitungen geben soll, 
ist diese Vorbereitung nicht getroffen worden? 
Habe ich das richtig verstanden? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Wir haben das 
dort diskutiert, wie wir mit dem Vorgang um-
gehen. Aber nach meiner Kenntnis gab es diese 
Liste am Ende nicht, sondern es gab dann den 
allgemeinen Hinweis in die Belegschaft, Reise-
pässe in jedem Fall vorzuhalten. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Und hat es nach 
Ihrer Kenntnis Blockaden und Demonstrationen 
gegeben im Zusammenhang mit dieser Aufforde-
rung, Reisepässe vorzuhalten? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein. Also - - 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Warum sollten 
denn nur bestimmte, „ins Auge gefasste… NMA“ 
ihre Dokumente vorhalten? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Meine Vermu-
tung ist, wie eben schon zweimal ausgeführt, 
dass es möglicherweise um Sicherheitseinstufun-
gen ging. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Aber eine kon-
krete Absprache darüber - - Also, hat es konkrete 
Absprachen darüber gegeben? Sie haben jetzt ge-
sagt, dass das Ihre Vermutung ist. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, ich habe 
mit Herrn Jäger keine Liste besprochen. Ich 
kenne auch keine Liste. Das Einzige, was ich 
dazu beitragen kann, ist, zu sagen, dass wir über 
gefährdete Personen gesprochen haben. Dazu 
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spielt das Thema Sicherheit eine zentrale Rolle. 
Die Hinweise dazu, dass das nicht erfolgt ist - - 
ist sozusagen ein Hinweis darauf, dass wir den 
allgemeinen Hinweis für die Reisepässe gegeben 
haben. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Nun hat es ja 
in dem Entwurf der Vorlage - das ist noch mal 
MAT A GIZ-3.43, Blatt 102, hier insbesondere 
noch mal Blatt 103 - einen Hinweis auf stark 
ansteigende Zahlen von Gefährdungsanzeigen 
gegeben, nach „Ankündigung zum Abzug der 
internationalen Militärpräsenz und erneut seit 
Anfang Juli …“. Können Sie uns kurz schildern, 
in welcher Weise sich die Gefährdungsanzeigen 
in diesem Zeitraum entwickelt haben? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Wenn Sie mir 
das Blatt vorlegen würden, gerne. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ja. - Das ist 
unsere Anlage 6.37. Also noch mal: MAT A 
GIZ-3.43, Blatt 102, hier Blatt 103. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Würden Sie 
Ihre Frage bitte noch mal wiederholen? 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau. - In 
welcher Weise haben sich die Anzahl der Gefähr-
dungsanzeigen im Rahmen des Ortskräfteverfah-
rens „seit der Ankündigung zum Abzug der inter-
nationalen Militärpräsenz und erneut seit … Juli“ 
2021 bei Ihnen entwickelt? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Das kann ich 
Ihnen nicht beantworten, also nicht konkret in 
absoluten Zahlen. Das müssten wir nachtragen. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Na ja, Nachtra-
gen geht beim Untersuchungsausschuss nicht. - 
Das heißt - noch mal meine Frage -, das ist ja ein 
Entwurf einer Vorlage, die in Ihrem Namen ge-
schrieben worden ist; zumindest stehen Sie als 
„Eingebracht von Herrn Schäfer-Gümbel“ da 
obendrauf. Deswegen noch mal meine Frage: Er-

innern Sie sich, dass die Anzahl der Gefähr-
dungsanzeigen „seit … Ankündigung zum Abzug 
der internationalen Militärpräsenz und … seit … 
Juli“ 2021 in der GIZ stark angestiegen ist? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Das war die 
Rückmeldung aus dem Bereich. Aber Sie sehen ja 
in der Vorlage selbst - wenn ich sie jetzt richtig 
überflogen habe -, dass die konkreten Zahlen 
dazu nicht in der Vorlage stehen. Insofern kann 
ich es Ihnen leider nicht beantworten. Aber wenn 
meine Abteilung sagt: „Sie sind stark angestie-
gen“, dann nehme ich das so mit. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ja. - Haben Sie 
nachgefragt, wie die Zahlen angestiegen sind? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ganz sicher, 
weil ich das immer tue. Aber ich kann Ihnen 
nicht sagen, wie die Zahlen aussehen. Das muss 
ich in meinen Unterlagen wiederum nachprüfen, 
oder Sie müssen es an einer anderen Stelle fra-
gen, oder das ist mündlich vorgetragen worden. 
Das kann ich Ihnen jetzt nicht beantworten. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Mhm. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Aber Sie kön-
nen davon ausgehen, dass ich Zahlen grundsätz-
lich hinterfrage und nachfrage. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Die Vorlage 
trägt ja dennoch unverändert in dem ersten Ab-
satz, wenn ich Sie da noch mal darauf leiten darf, 
die Formulierung und die Absicht: 

„Da die Fortführung des Engage-
ments ohne die nationalen Mit-
arbeitenden nicht möglich ist und 
… aus ihrer Tätigkeit für die GIZ 
resultierende Risiko aktuell be-
grenzt ist, ist ihre sofortige Aus-
reise nach Deutschland weder 
sinnvoll noch erforderlich.“ 

Zitat Ende. - Ich frage das deswegen, weil Staats-
sekretär Jäger ja sozusagen einen Kreis von, Sie 
haben eben gesagt, besonders gefährdeten NMAs 
irgendwie vor Augen hatte, die sich auf eine Aus-
reise vorbereiten sollen. Danach, also Wochen 
danach, in einem Entwurf einer Vorlage, die von 
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Juli 20- - also 28. Juli ist die Mail - - gehen Sie 
unverändert noch davon aus, dass eine „sofortige 
Ausreise nach Deutschland weder sinnvoll noch 
erforderlich“ ist. Spiegelt das Ihre Einschätzung 
von Juli, Ende Juli 2021 wider? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja. Das war die 
Grundsatzeinschätzung, nach wie vor. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ich frage das 
auch deswegen, weil es ja im späteren Verlauf 
auch zu der Diskussion kommt, ob und inwie-
weit die Lokalbeschäftigten der Entwicklungs-
zusammenarbeit mit denen aus den sicherheits-
relevanten Bereichen, also BMVg und BMI, 
gleichgestellt werden. Also, da geht es ja nachher 
um das Verfahren „Liste statt individueller Ge-
fährdungsprüfung“, haben Sie vorhin auch schon 
mal kurz angesprochen. Da legt dann ja die GIZ 
und auch das BMZ sehr viel Wert auf Gleichbe-
handlung und sagt: Wir wollen unsere Ortskräfte 
genauso behandelt wissen wie die anderen Orts-
kräfte. - Wann ist denn diese Meinungsänderung 
bei Ihnen im Hause eingetreten? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Na ja, Sie wis-
sen ja, dass es eine ziemlich intensive politische 
Debatte darüber im öffentlichen Raum gab. Und 
gleichzeitig ist natürlich mit der Zunahme der 
Unsicherheit Richtung August auch bei uns die 
Frage immer stärker aufgetaucht: Was würde 
denn im Falle eines Falles passieren? Gibt es 
dann eine Aufnahmesituation für den Fall, dass 
es ganz schwierig in Afghanistan wird? 

Und das war dann in der Tat der Punkt, wo wir 
gesagt haben: Dann braucht man irgendeine Form 
von Gleichwertigkeit der Entscheidungen, weil 
es schwer zu begründen ist, auf der einen Seite 
sozusagen eine Öffnung für Ortskräfte vom 
Wissenschaftsbereich - weil damals waren nicht 
mehr nur der militärische Bereich und der 
Sicherheitsbereich im Gespräch, sondern es ging 
auch um Wissenschaft und anderes - - dass dann 
an dieser Stelle auch eine andere Perspektive ge-
öffnet werden muss. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Dann würde ich 
noch mal konkret nachfragen: Wann hat die GIZ 

und/oder das BMZ nach Ihrer Kenntnis sozusa-
gen entgegen dieser Vorlagen noch bis Ende Juli 
2021 die Meinung dahin gehend geändert, dass 
nun allen Ortskräften die Ausreise ermöglicht 
werden soll? Wann ist diese Entscheidung - - 
Wann und wie ist diese Entscheidung getroffen 
worden? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, ich weiß 
gar nicht, ob das eine formale Entscheidung war. 
Ich glaube, es war keine formale Entscheidung, 
sondern das war Teil der allgemeinen Meinungs-
bildung, die ja in dieser Zeit auch sehr dyna-
misch war. Ich kann Ihnen aber nicht konkret 
sagen, an welchem Zeitpunkt das passiert ist. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Und das Fragerecht wechselt zu Bündnis 90/Die 
Grünen. Frau Kollegin Bayram. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Herr Vorsitzender. - Sehr geehrter 
Herr Schäfer-Gümbel, ich freue mich erst mal, 
dass Sie gleich von Anfang an deutlich gemacht 
haben, dass wir hier gemeinsam das Aufklärungs-
interesse haben und es auch miteinander vertie-
fen wollen. 

Was ich jetzt gerade bei der Antwort auf die 
Frage des Kollegen nicht ganz verstanden habe, 
ist: Sie haben es ausgedrückt als „ganz schwie-
rig“. Können Sie noch mal so ein Stück weit dar-
stellen, wo eigentlich die Bediensteten, insbeson-
dere natürlich die NMA, in dieser Bewertung wa-
ren? Also, gab es eigentlich Kriterien, oder war 
das etwas, was Sie wechselseitig dann mit dem 
BMZ, sage ich mal, entwickelt haben? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Frau Bayram, 
ich muss gestehen, dass ich die Frage nicht ganz 
verstehe. Worauf wollen Sie hinaus? 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
meine Frage ist: Gab es Kriterien? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Für was? 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Für 
die Einstufung „Ortskraft“ oder „gefährdete Orts-
kraft“. Oder war das, so wie Sie vorhin sagen, ein 
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dynamischer Fluss, und keiner wusste, wann ist 
sozusagen - - wann der Übergang von Ortskraft, 
die überwintert, zu Ortskraft, die rausmuss, er-
folgte? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, zunächst: 
Es gab und gibt für das Ortskräfteverfahren mit 
Individualprüfung - - gab es sehr klare Kriterien, 
sehr verbindliche Kriterien. Die sind, wenn ich 
es richtig sehe, insbesondere vom Bundesinnen-
ministerium in Abstimmung mit dem Auswär-
tigen Amt und dem BMZ entstanden. Die letzt-
endgültige Abnahme der Entscheidung hat das 
BMI zu treffen gehabt. Und insofern gab es dafür 
sehr klare Kriterien. Wir hatten sozusagen Vor-
gaben, welche Unterlagen vorzubereiten sind. 
Das war das individuelle Verfahren, das lange 
sozusagen der einzige Zugang war. 

Das Zweite, was dann sozusagen an Veränderun-
gen kam oder Druck, sage ich mal, in die gesamte 
Diskussion gebracht hat, war die allgemeine Ent-
scheidung der Bundesregierung, dass Ortskräfte, 
die beispielsweise im Sicherheitsbereich - in der 
Unterstützung der Bundeswehr - aktiv waren, in 
sozusagen einer - - mit einem Jahreszeitraum, 
von wann bis wann sie tätig waren - das waren, 
glaube ich, damals schon zehn Jahre - - dass die-
jenigen einen allgemeinen Anspruch haben auf 
Aufnahme in Deutschland, unabhängig von die-
ser Prüfung, sondern da ist sozusagen der Zugang 
zum Verfahren entschieden worden über die Zu-
gehörigkeit zum Unternehmen. 

Das ist zu einem späteren Zeitpunkt - aber ich 
kann Ihnen nicht genau sagen in den Monaten, 
ab welchem Zeitpunkt das alles stattgefunden 
hat - - gab es dann die Öffnung auch für Mitarbei-
tende der Entwicklungszusammenarbeit und an-
derer Bereiche, in dann - - denen sehr präzise de-
finiert wurde, dass anspruchsberechtigt für die 
Teilnahme an diesem Verfahren, das dann in das 
Listenverfahren geführt hat nach dem Fall von 
Kabul und die Listengenehmigung, diese zwei 
Jahre sind, ausgehend von dem Termin X bis ir-
gendwo Mitte Sommer 2019. Das war sozusagen 
der formale Zugang. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. Vielen Dank. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Und dann gab 
es sozusagen die nächste Stufe mit der geöffn- -  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. Jetzt erläutern Sie die allgemeinen 
Voraussetzungen. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die 
haben wir hier schon detaillierter. 

Ich versuche es mal mit einer konkreten Vorlage, 
weil Sie auch gesagt haben, Sie mögen das, wenn 
Sie die E-Mails sehen. Ich würde Ihnen jetzt 
MAT A GIZ-4.57, Blatt 124, vorlegen lassen und 
lese das in der Zwischenzeit auch mal vor, damit 
alle wissen: 

„Lieber Herr Schäfer-Gümbel, 

anknüpfend an ein gerade zu Ende 
gegangenes Telefonat mit dem 
BMZ würde ich Sie gerne im Vor-
feld Ihrer Telefonate mit Herrn 
Jäger und Herrn Annen über zwei 
Einschätzungen von Frau 
J , stellv. RL des für Afgha-
nistan zuständigen BMZ-Referats, 
informieren: 

• Ausgehend vom aktuellen Stand 
der Ressortabstimmung auf 
Arbeitsebene sieht sie persön-
lich nur sehr geringe Chancen 
dafür, dass 

○ sich die BMZ, AA und BMI auf 
ein vereinfachtes und be-
schleunigtes OKV für die deut-
sche EZ einigen bzw. wir auch 
nur in die Nähe der Sonder-
regeln von Bundeswehr und 
BMI kommen werden und 

○ die Bundesregierung eine al-
ternative Lösung, wie z.B. die 
temporäre Ausreise und Unter-
bringung von Ortskräften über 
kommerzielle Anbieter in 
Drittstaaten, die der Bundes-
rechnungshof kritisieren 
könnte, explizit genehmigen 
wird. 
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• Frau J  meinte, dass Herr 
StS Jäger aus ihrer Sicht „Teil 
des Problems“ sei. Er wolle - mit 
Verweis auf die weiterhin nied-
rige Anzahl der OKV-Anträge - 
die Linie halten, dass die zivile 
Unterstützung auch nach dem 
Ende des Militäreinsatzes fort-
geführt werden kann, und daher 
bewusst“ 

- in Klammern: - 

„(1) keinen „Trigger“ für den 
Ernstfall definieren“ 

- also, das ist wohl ein Kriterium - 

„und“ 

- in Klammern: - 

„(2) so lange wie möglich am 
aktuell angewandten Regel-
OKV als einzige Option 
festhalten. 

Ob diese Einschätzungen von Frau 
J  zutreffen, kann ich nicht 
beurteilen. Ich persönlich würde 
aber erwarten, dass wir - wenn die 
Alternativlosigkeit des Regel-OKV 
bekannt oder eine entsprechende 
Wahrnehmung vor Ort entstehen 
würde - innerhalb kürzester Zeit 
eine große Unruhe in der Beleg-
schaft und einen sprunghaften 
Anstieg der Anträge im Regel-
OKV sehen würden.“ 

Meine Frage: Haben Sie darüber und, wenn ja, 
wie mit Herrn Jäger gesprochen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, allgemein 
habe ich ganz sicherlich mit Herrn Jäger darüber 
gesprochen. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wir wollten doch gemeinsam aufklären. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Also, haben Sie ihn auf dieses Problem mit der 
Unruhe aufmerksam gemacht? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Das kann ich - - 
Also, ich kann es Ihnen schlicht und einfach 
nicht sagen, ob ich konkret eine Formulierung 
wie „Da gibt es Unruhe“ besprochen habe. Wir 
haben ganz sicherlich darüber geredet, wie das 
Unternehmen in der Belegschaft auch auf diese 
Frage von Zugängen schaut. Ob das Wort „Un-
ruhe“ gefallen ist, das halte ich eher für unwahr-
scheinlich, weil es nicht mein Sprachgebrauch 
ist und auch nicht meine Einschätzung war. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Haben Sie den Herrn Jäger darauf angesprochen, 
dass er vielleicht besser Teil der Lösung als „Teil 
des Problems“ wäre? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ganz sicherlich 
nicht, weil diese Einordnung mache ich mir ganz 
ausdrücklich mit Blick auf meine Gespräche mit 
Herrn Jäger nicht zu eigen. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Und haben Sie mit Herrn Annen über diese Pro-
bleme gesprochen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich denke, 
nein. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Haben Sie denn gegenüber irgendwem angezeigt, 
dass es diese Probleme gibt? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Natürlich ha-
ben wir darüber geredet, dass wir mit Blick auf 
die Gesamtsituation in Afghanistan und die Frage 
„Welche Zugänge werden am Ende gelegt werden 
können?“ und es - - von Anfang an aus Sicht 
auch der GIZ - und das hat sie mehrfach auch ge-
sagt - - dass ein individualisiertes Verfahren, so 
wie wir bis dahin in dem OKV-Verfahren gearbei-
tet haben, im Krisenfall, im absoluten Krisenfall, 
keine Lösung sein wird und dass wir dann eine 
andere Lösung brauchen als die, die wir haben. 
Die kam ja dann auch am 15. August mit Blick 
auf die Entscheidung, dass das Listenverfahren 
jetzt Anwendung finden kann. 
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Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Können Sie bitte bei der Vorlage - das ist vom 
9. August - einfach die Fragen weiterhin beant-
worten? Also, ich habe Ihnen ja vorgelesen, dass 
es heißt, der Staatssekretär Jäger wollte einen 
Triggerbeschluss vermeiden. Können Sie das ein-
mal erläutern, ob das so war und was das bedeu-
tet? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein, kann ich 
nicht, Frau Bayram, weil es nicht meine Auffas-
sung ist und auch nicht meine Wahrnehmung 
war. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Haben Sie denn einen Trigger für den Ernstfall 
definiert? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Haben Sie den Bedarf gesehen, einen Trigger für 
den Ernstfall zu definieren? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Einen Trigger 
für den Ernstf- - Nein. Was wir gebraucht haben 
und worüber wir auch diskutiert haben, ist, dass 
wir ein anderes Verfahren in einem Ernstfall 
brauchen werden und dass das individualisierte 
Verfahren nicht funktionieren wird. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. - Dann frage ich noch mal anders: 
Haben Sie so lange wie möglich am aktuell an-
gewandten Regelortskräfteverfahren als einzige 
Option festhalten wollen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein. Wir ha-
ben ausdrücklich auf die Frage, was wir im Ernst-
fall tun, darauf hingewiesen, dass wir dann ein 
anderes Verfahren brauchen. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Hat denn der Herr Jäger so lange wie möglich am 
aktuell angewandten Regelortskräfteverfahren als 
einzige Option festhalten wollen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich habe das so 
nicht wahrgenommen. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wie erklären Sie sich denn dann, dass das in 
dieser Mail von anderen so wiedergegeben wird, 
dass es so wahrgenommen wurde? 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Bitte eine offene Frage stellen, Frau Kollegin. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Frau Bayram, 
Sie erwarten jetzt nicht ernsthaft von mir, dass 
ich spekulativ über die Frage rede, was mög-
licherweise eine Mitarbeiterin im BMZ über 
einen anderen im BMZ nachgedacht hat. Das ist 
nun wirklich nicht meine Aufgabe. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wie sahen Sie denn die Frage des sprunghaften 
Anstiegs der Anträge im Regel-OKV-Verfahren? 
War das für Sie ein Problem? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Es war natür-
lich ein Problem, weil es Ausdruck einer gestie-
genen Krisensituation in Afghanistan war und 
wir mit dieser Krisensituation umgehen mussten. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Und sahen Sie das als ein Problem auch in Bezug 
auf Herrn Staatssekretär Jäger? 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Frau Kollegin. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Gab es Vorgaben? 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Frau Kollegin, Moment. Sie müssen eine offene 
Frage stellen, die sich auf Wahrnehmung und 
Fakten und Erlebnisse des Zeugen bezieht, und 
keine Einschätzung vorwegnehmen, bitte. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das 
ist keine Frage auf Einschätzung, wenn ich sage: 
„Geht es darum, dass der Anstieg in Bezug auf 
die Situation vor Ort war oder in Bezug auf die 
Vorgaben des Staatssekretärs Jäger?“, Herr Kol-
lege. „Gab es eine Vorgabe des Staatssekretärs 
Jäger?“, - 
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Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Das ist eine Suggestivfrage. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
- habe ich gefragt. Ist keine Suggestiv- - 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Und sprechen Sie mich bitte mit „Herr Vorsitzen-
der“ an, wenn ich hier die Sitzung leite. Und ver-
suchen Sie, eine offene Frage zu stellen! 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Also, der Punkt ist: Es ist in dieser E-Mail davon 
die Rede, dass es die Vorgabe des Staatssekretärs 
Jäger gab, die Zahl der Ortskräfteanträge gering 
zu halten. Trifft das zu? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein, aus mei-
ner Erfahrung und Kenntnis nicht. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Dann wäre die nächste Frage: Haben Sie mit 
Herrn Annen über den Anstieg der Ortskräfte-
anträge gesprochen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich habe mit 
Herrn Annen ganz sicherlich über die allgemeine 
Situation in Afghanistan gesprochen und welche 
Einschätzung es mit Blick auf die weiteren Ent-
scheidungen in Afghanistan gibt. Das ist sozu-
sagen das, was ich mit - - an der Stelle an Ein-
schätzungen aus den politischen Gesprächen, die 
er angeführt hat, gebraucht habe. Es gab keine 
Notwendigkeit, mit Herrn Annen über Ortskräfte-
verfahren zu reden. Es ist eine Zuständigkeit, die 
ich mit meinem Hauptgeschäfts- - mit meinem 
Hauptauftraggeber und der Gesellschafterin be-
spreche. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Hat - - 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Das Fragerecht wechselt zur AfD. Vielen Dank. - 
Bitte schön. 

Joachim Wundrak (AfD): Vielen Dank, Herr Vor-
sitzender. - Vielen Dank, Herr Schäfer-Gümbel, 
dass Sie uns zur Verfügung stehen - auch von 

meiner Seite -, und vielen Dank für Ihre Ausfüh-
rungen bisher. 

Ich möchte nachfragen zu den Ausführungen 
oder den Fragen von Dr. Stegner eben. Sie haben 
ausgesagt, dass in Ihrem Haus Korruption auf 
Null-Toleranz-Policy getroffen ist; Ihnen wäre 
nur ein Fall bekannt im Untersuchungszeitraum. 
Und Sie haben geäußert, dass es nur unter-
schwellige Kontakte zu den Taliban nach Über-
nahme der Macht am 15.08. gegeben hat. 

Kann ich andersrum fragen, bitte, ob nach Ihrer 
Wahrnehmung und Ihrer Kenntnis vor diesem 
15.08. im Untersuchungsraum keinerlei Kontakte 
zu den Taliban in Sachen Schutz, insbesondere 
auch Schutzgeldzahlungen, erfolgt sind? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, aus mei-
ner Kenntnis nicht. 

Joachim Wundrak (AfD): Das ist eine klare Aus-
sage. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Aber ich weiß 
es - - Also, mir ist nichts bekannt. 

Joachim Wundrak (AfD): Ich kann ja auch nur 
nach Ihrer Kenntnis fragen. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: So ist es. 

Joachim Wundrak (AfD): Dann eine Nachfrage zu 
RMO; Sie haben ja auch schon dazu Stellung ge-
nommen. Nur damit ich sicher bin, dass ich das 
richtig verstanden habe, die Relevanz des RMO 
für Ihr Haus, für Ihre Entscheidungen im Vor-
stand und auch im Allgemeinen: Ist das RMO die 
einzige Instanz gewesen, die Sicherheitsaussagen 
gemacht hat, Sicherheitsbewertungen gemacht 
hat? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein. Sie wis-
sen, glaube ich, aus meinen Ausführungen aus 
dem Unterausschuss von vor 14 Tagen, dass die 
GIZ eine eigene Unternehmenssicherheit als Ein-
heit hat, die sozusagen übergreifende Einschät-
zungen auch betreibt, die gleichzeitig die Ent-
wicklung unserer Sicherheitsarchitektur voran-
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treibt, die Standardsetzung bei Sicherheitstech-
nik auch mit im Blick hat und dort auch entspre-
chend begleitet. Und insofern gibt es sozusagen 
zumindest ein System, in dem das auch noch mal 
gechallengt wird, wie man so schön neudeutsch 
sagt, also auch miteinander besprochen wird. 

Für die unmittelbare Sicherheitseinschätzung in 
Afghanistan ist für uns allerdings das RMO kon-
stitutiv. Es ist ja auch groß gewesen und auch 
handlungsfähig und lag auch bei vielen Einschät-
zungen sehr präzise in den Einschätzungen. 

Das RMO wiederum allerdings vor Ort ist inten-
sivst im Austausch mit anderen, um Sicher-
heitseinschätzungen abzugleichen. Aber im Haus 
selber gibt es daneben noch die Unternehmens-
sicherheit, die sozusagen übergeordnet Orientie-
rung geben kann. 

Joachim Wundrak (AfD): Können Sie sagen, ob 
diese übergeordnete Instanz Einschätzungen des 
RMO relativiert hat oder nicht in der Schärfe ak-
zeptiert hat? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Das ist in der 
Form nicht die Aufgabe der Unternehmenssicher-
heit. Und ist mir auch nicht bekannt, dass es 
dazu andere Einschätzungen gegeben hat. 

Joachim Wundrak (AfD): Okay. - Dr. Rohschür-
mann, der Leiter des RMO - ist ja schon erwähnt 
worden -, sagte hier im Ausschuss am 
27.04.2023, dass ihm - und das ist ein Zitat aus 
dem Stenografischen Protokoll der 34. Sitzung, 
Seite 28; ich zitiere - „bis heute“, also bis zum 
27.04.23, „keine Fälle bekannt“ seien, „in denen 
eine Ortskraft aufgrund ihrer Tätigkeit für uns 
getötet oder zu Schaden gekommen wäre“. Zitat 
Ende. 

Und - Stenografisches Protokoll der 34. Sitzung, 
Seite 45 -: 

„Die Sicherheitslage in Afghanis-
tan ist seit dem 15.08. besser als 
die letzten 20 Jahre vorher, wenn 
man auf die tatsächlichen Sicher-
heitsvorfälle guckt. Die sind un-
gefähr um 75 Prozent zurückge-
gangen.“ 

Auch Dr. Spatz, Leiter der Abteilung „Afgha-
nistan und Pakistan“ bei der GIZ, sagte hier am 
06.07.23 auf die Frage, ob es eine spezifische Be-
drohung der Ortskräfte gab, aus - und ich zitiere 
aus dem Stenografischen Protokoll der 44. Sit-
zung, Seite 74 -: 

„Nach Ortskräfteverfahren war es 
ja so, dass man nachweisen 
musste, dass eine spezifische Be-
drohung aufgrund ihrer Tätigkeit 
für die EZ vorlag. Und wir gingen 
davon aus, dass das im Allgemei-
nen nicht gegeben ist - das sehen 
wir auch heute noch so - …“ 

Meine Frage dazu: Haben Sie vielleicht abwei-
chend auch von den zitierten Mitarbeitern Kennt-
nisse über politisch motivierte Anschläge, Ge-
walttaten oder sogar gezielte Tötungen von Orts-
kräften der GIZ? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich glaube, Sie 
brauchen mir die Unterlagen jetzt nicht vorzu-
legen, weil ich die Allgemeinheit der Frage ver-
stehe und, ich glaube, sie auch in der Allgemein-
heit beantworten kann, insbesondere auch mit 
Blick darauf, dass Herr Rohschürmann gesagt hat, 
bis zum 27.04.2023 sind ihm solche Ereignisse 
nicht bekannt. 

Und das ist auch der Sachstand, der mir vorliegt. 
Ich habe keinen anderen Sachstand als den, den 
ich über das RMO respektive über die Abtei-
lungsleitung Julius Spatz vorgelegt bekommen 
habe. Insofern habe ich keine abweichende Ein-
schätzung dazu und habe sie mir auch zu eigen 
gemacht bisher. 

Joachim Wundrak (AfD): Eine weitere Nachfrage 
dazu: Gab es nach Ihrer damaligen Auffassung 
eine latente Gefährdung von Ortskräften durch 
die Taliban, die konkret aus der Tätigkeit für die 
deutsche EZ resultierte, und, wenn ja, auf wel-
chen Tatsachen beruhte die Annahme einer la-
tenten Gefährdung? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, ich habe 
dazu keine persönlich eigenständig formulierte 
Position, weil ich sozusagen die Sachlage vor Ort 
persönlich nicht einschätzen kann, sondern ich 
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bin darauf angewiesen, mit den Informationen 
und Einordnungen aus unserem Sicherheitssys-
tem, den Einordnungen, die wir auch aus bepart-
nerten Institutionen bekommen, zu Einschätzun-
gen zu kommen. Und ich habe keine anderen 
Hinweise, die mich zu einer anderen Einschät-
zung kommen lassen als die, die mir dazu vor-
gelegt wurde.  

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Vielen Dank. - Und das Fragerecht wechselt zur 
FDP. Herr Kollege Heidt. 

Peter Heidt (FDP): Ja, vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. Vielen Dank, Herr Schäfer-Gümbel, dass 
Sie heute hier sind. - Sie haben ja schon mehr-
mals gesagt: Na ja, das Ortskräfteverfahren war 
auch von einer besonderen Bedeutung im poli-
tischen Raum. - Und die verschiedenen Frage-
steller haben ja auch schon viel darüber gespro-
chen. Insofern sind auch bei mir einige Fragen 
dort noch offengeblieben. 

Sie haben ja schon die E-Mail von dem Herrn 
Dr. Julius Spatz vorgelegt bekommen - MAT A 
GIZ-4.57, Blatt 124 - vom 9. August. Und danach 
haben Sie ja wohl um den 9. August herum dann 
mit dem Staatssekretär Berger und noch mit 
Staatssekretär Annen telefoniert. Bei Herrn 
Staatssekretär Berger, wissen Sie noch, was denn 
der Inhalt der Gespräche gewesen ist? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich habe ja zu 
dem - - Also, ich kann es Ihnen nicht präzise sa-
gen, was der Gesprächsinhalt mit Herrn Berger 
und Herrn Annen war. Deswegen will ich es 
noch mal so einordnen, wie ich es schon bei der 
Kollegin Bayram eingeordnet habe. 

Für mich ist der Hauptgesprächskontakt zu den 
operativen Fragen, mit denen ich beschäftigt war, 
der ins BMZ und zu Herrn Jäger auch in seiner 
Doppelrolle als Aufsichtsratsvorsitzendem und 
zuständigem Staatssekretär. 

Einschätzungen, die ich mit Herrn Berger und 
auch mit Herrn Annen besprochen habe, sind 
sicherlich allgemeiner und nicht operativer Art 
gewesen nach dem Motto „Gibt es eine Einschät-

zung? Wie weit ist möglicherweise das Friedens-
gespräch? Kommt da noch eine Initiative? Wie 
entwickelt sich das weiter? Was ist die allge-
meine Einschätzung?“ Und ich glaube, das ist 
eigentlich die sauberste Unterteilung in die Ge-
spräche, die ich geführt habe. 

Die operativen Fragen sind da, wo es notwendig 
war, mit Herrn Jäger besprochen worden, die all-
gemeineren in sehr seltenen Fällen mit dem Aus-
wärtigen Amt, aber eher, um sozusagen noch mal 
den Blick zu weiten: Gibt es da etwas, was ich 
sozusagen für mich auf der Tonspur noch mal 
anders eingeordnet haben möchte, wo ich etwas 
sehe, schlicht und einfach um noch eine zusätz-
liche Sicherheit zu bekommen mit Blick auf Ver-
handlungen? Das ist im Übrigen an der einen 
oder anderen Stelle auch mit Verweis passiert 
von anderen, die gesagt haben: Es wäre vielleicht 
gut, da noch mal mit reinzugucken, eine Ein-
schätzung einzuholen. - Und in der Art haben 
wir Gespräche geführt. 

Mehr kann ich Ihnen, ehrlich gesagt, aus der 
Erinnerung - - Da bitte ich um Verständnis. Ich 
kriege das nicht mehr zusammen, wann ich mit 
wem wirklich geredet habe, erst recht nicht in 
dieser engen Phase. 

Peter Heidt (FDP): Wissen Sie vielleicht noch, ob 
Sie nach der E-Mail von dem Herrn Dr. Spatz mit 
dem Herrn Dr. Spatz über diese E-Mail telefoniert 
haben? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, mit Herrn 
Spatz habe ich in dieser Zeit phasenweise zwei-, 
drei-, viermal am Tag gesprochen, und es wird 
ganz sicherlich der Gegenstand als solcher Teil 
unserer Gespräche gewesen sein. Aber fragen Sie 
mich bitte nicht mehr, in welchem Telefonat, zu 
welchem Zeitpunkt, mit welchem Detail. Das 
weiß ich einfach nicht mehr.  

Peter Heidt (FDP): Na ja, diese E-Mail von Herrn 
Dr. Spatz ist natürlich schon nicht so ganz ohne, 
würde ich jetzt mal sagen. Und er sagt ja hier 
auch am Schluss:  

„Ob diese Einschätzungen von 
Frau J  zutreffen, kann ich 
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nicht beurteilen. Ich persönlich 
würde aber erwarten, dass wir - 
wenn die Alternativlosigkeit des 
Regel-OKV bekannt oder eine ent-
sprechende Wahrnehmung vor 
Ort entstehen würde - innerhalb 
kürzester Zeit eine große Unruhe 
in der Belegschaft und einen 
sprunghaften Anstieg der Anträge 
im Regel-OKV sehen würden.“ 

Also, ich denke, mich hätte das so ein bisschen 
alarmiert und hätte dann vielleicht mit dem 
Mitarbeiter darüber gesprochen, wie er das ein-
schätzt und was man dann eben gemeinsam viel-
leicht für Schlüsse daraus zieht. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich will noch 
mal darauf verweisen, Herr Heidt: Die Mail von 
Herrn Spatz ist vom 9. August 21. 

Peter Heidt (FDP): Ja. Relativ spät schon. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Das ist sechs 
Tage vor dem Fall von Kabul, vier Tage vor dem 
Fall von Masar-i-Scharif, und es ist Tage nach 
dem - - ich glaube, es war der Fall von Faizabad, 
bin mir aber nicht mehr ganz sicher. Aber zu dem 
Zeitpunkt waren eine ganze Reihe von Provinz-
städten gefallen und eine ganze Reihe von Pro-
vinzen. Es ging atemberaubend schnell in der 
Phase. 

Ich habe ja vorhin schon mal gesagt: Ich hatte in 
der einen Besprechung an dem Dienstag - das ist 
ja auch um diesen Zeitraum gewesen - Herrn 
Rohschürmann gefragt - weil das hat sich bei mir 
eingebrannt -: Wann fällt Ma- - Gibt es eine Ein-
schätzung nach dem Fall vieler Städte im Nor-
den? Wann passiert etwas in Masar-i-Scharif? 
Und seine Rückmeldung an dem Tag war, dass 
die Dienste davon überzeugt sind, dass das gar 
nicht passiert, aber wenn, dann in Monaten. 
Seine Einschätzung ist auch: eher in Monaten, 
möglicherweise in vielen Wochen, je nachdem, 
wie das mit den Friedensverhandlungen weiter-
geht. 

Das heißt aber, die Lage war hochgradig dyna-
misch, weil drei Tage später, am Freitagabend, 
erreichte uns die Nachricht, dass Masar-i-Scharif 

gefallen ist. Das war in einer Woche, in der wir 
eine ganz andere Dynamik hatten, und in der Tat 
da die Einschätzung war: Wenn wir jetzt sozusa-
gen ganz sicherlich in ein neues Verfahren eintre-
ten, werden wir auch mehr Meldungen haben als 
im Juni, wo die Lage und auch die Nachrichten 
in Afghanistan eher waren: Wir sind auf dem 
Weg - das war auch unsere Einschätzung - zu 
einer möglicherweise - ich nenne das jetzt mal 
als Arbeitsbegriff, weil da sträubt sich bei mir 
alles sozusagen, wenn ich das inhaltlich ver-
suchen würde jetzt auszugestalten - - aber sozusa-
gen so einer Art Regierung der nationalen Einheit 
zwischen Taliban und republikanischem Regime. 
Also, das hat mit nationaler Einheit möglicher-
weise in unseren Vorstellungen gar nichts zu tun. 
Aber sozusagen die Wahrscheinlichkeit, die dort 
im Zentrum stand, war eigentlich die Einschät-
zung, dass es sehr wahrscheinlich zu einer Regie-
rungsbildung kommt, wo wir uns dann sortieren 
müssen, wie wir dadrin arbeiten. 

Der 9. August war in einer völlig anderen Situa-
tion. Und natürlich wäre da eine andere Dynamik 
entstanden, weil schlicht und einfach die Situa-
tion im Land eine andere gewesen ist. Und ich 
glaube, das muss man ein Stück weit mit ein-
beziehen, wenn wir über den 9. August reden. 
Das ist sozusagen nicht die lange Entwicklung 
von vorher, weil unsere Einschätzung - das habe 
ich ja eben auch noch mal gesagt - im Sommer 
war total robust und klar: Wir bleiben da, wir 
geben Stabilität ins Haus, wir geben Sicherheit 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, indem 
wir ihnen signalisieren: „Wir bleiben da, wir 
gehen nicht“, weil die Fragen, die auf uns zu-
kamen, waren ja: Geht ihr jetzt auch? Sind jetzt 
alle auf einmal weg, wenn die Militärs abgezogen 
sind? 

Und unsere Botschaft durch die Entscheidung 
auch der Bundesregierung ausdrücklich mit un-
serer Zustimmung war: Wir bleiben. Und die 
Sicherheit, die ihr habt, ist: Wir bleiben, und wir 
arbeiten mit euch weiter zusammen, weil wir an 
eine Zukunft für dieses Land glauben und mit 
unseren Instrumenten im Übrigen auch dazu da 
sind, in solchen schwierigen Kontexten zu arbei-
ten. 
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Peter Heidt (FDP): Mhm. - Sie haben vorhin bei 
einem der Kolleginnen und Kollegen mal gesagt: 
Ja, wir bräuchten anscheinend ein anderes Ver-
fahren für den Ernstfall. - Hier ist ja in dieser 
E-Mail vom „Trigger“ die Rede gewesen. Haben 
Sie sich näher ausgetauscht und auch erarbeitet, 
was dann das andere Verfahren für den Ernstfall 
wäre? Oder sind Sie aufgrund der Geschwindig-
keit der Ereignisse dazu gar nicht mehr gekom-
men? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein, also das, 
was ja von Anfang an diskutiert wurde analog 
auch den Verfahren, die es an anderer Stelle ge-
geben hat, war im Prinzip am Ende, zu sagen: Es 
gibt eine Liste, und es gibt sozusagen eine for-
male Anspruchsberechtigung, weil sie im be-
stimmten Zeitraum beschäftigt waren. Und das 
ist sozusagen die Grundlage dann für eine Ent-
scheidung. Also, im Kern ging es immer um die 
Frage: Habe ich eine Individualentscheidung, 
oder mache ich die Gruppenentscheidung? 

Peter Heidt (FDP): Mhm. - Haben Sie bei dem 
Staatssekretär Berger eigentlich eine Veränderung 
seiner Position mal irgendwie wahrgenommen 
diesbezüglich, was das OKV-Verfahren angeht? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, ich bin 
mir nicht sicher, ob ich mit Herrn Berger über-
haupt mehr als einmal oder zweimal telefoniert 
habe. Insofern: Dazu kann ich keine Einschät-
zung abgeben. 

Peter Heidt (FDP): Sie hatten keine häufigen Kon-
takte mit den Leuten. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein. 

Peter Heidt (FDP): Okay. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir sind am Ende 
der Fragerunde der FDP. 

Peter Heidt (FDP): Das ging so schnell jetzt; finde 
ich jetzt schade. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das ist manchmal 
so. - Und das Fragerecht hat jetzt die SPD. Kol-
lege Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Auch von mir: Herzlich willkommen! - 
Ich versuche, manche der Lücken noch aufzu-
füllen, die die Befragung der Kolleginnen und 
Kollegen bislang offengelassen haben. 

Ich möchte ganz zu Beginn auf die Situation im 
Jahr 2020 eingehen. Es war, kurz nachdem im 
Februar das Doha-Abkommen geschlossen 
wurde, dass Sie über die Entwicklungen infor-
miert wurden. Und dann ein Jahr später gab es 
eine umfangreiche Bewertung des Doha-Abkom-
mens durch das Risk Management Office. Ich be-
ziehe mich hier auf MAT A GIZ-4.48, Blatt 44 bis 
53, falls Sie es sehen möchten. 

Können Sie uns kurz schildern, wie Sie im Ver-
lauf dieses Jahres von Februar 2020 bis 2021 bis 
zum März, als dieser Bericht Ihnen zuging, die 
Auswirkungen des Doha-Abkommens für die 
Arbeit der GIZ in Afghanistan wahrgenommen 
haben und ob es da signifikante Änderungen ge-
geben hat? 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Entschuldigung, kleine Korrektur: Natürlich ist 
… [akustisch unverständlich] von 2020.  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, ich glaube, 
ich brauche den Text nicht vollständig lesen; ich 
glaube, dass der Kern dessen, was Sie auch an 
Frage bewegt, auch so zu beantworten ist. 

Also, die beiden wesentlichen Punkte, die uns 
als GIZ in unserer Arbeit beeinflusst haben nach 
dem Abkommen als solchem und den weiteren 
Entwicklungen, ist erstens die Frage der Szena-
rieneinschätzung, also: Was erwarten wir eigent-
lich in dem Land nach dem Abzug? Dazu habe 
ich vorhin schon ein paar Bemerkungen gemacht; 
aber ich kann die gerne auch noch mal ein biss-
chen vertiefen. 

Wir haben sozusagen verschiedene Szenarien 
entwickelt. Dabei haben wir ein bestimmtes für 
das wahrscheinlichste gehalten - das habe ich 
eben auch schon mal aufgerufen - mit Blick auf 
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einen möglichen Friedensprozess, der zu einer 
gemeinsamen Regierung führen kann, der dann 
möglicherweise zu der schwierigen Frage führt: 
Wie verhalten wir uns eigentlich in bestimmten 
inhaltlich-konzeptionellen Fragen? Also, was 
heißt es möglicherweise, wenn die Taliban in 
einer solchen Regierung durchsetzen, dass das 
Thema „Beschulung von Mädchen“ einge-
schränkt wird? Wie gehen wir damit um? 

Und wir waren uns beispielsweise im Unterneh-
men einig darüber: Normalerweise ist für uns in 
der Auftragsbeziehung das Thema Sicherheit die 
rote Linie, wo wir sagen: Also, die Sicherheits-
frage ist für uns die zentrale, an der wir ein Stück 
weit entscheiden, ob wir einen Auftrag noch an-
nehmen können oder nicht. - Also, schwierige 
Aufträge nehmen wir generell an. Aber es gibt 
sozusagen ein Momentum, wo wir sagen müssen: 
Das kriegen wir nicht mehr gemanagt. 

Und an der Stelle haben wir das erste Mal über 
die Frage diskutiert: Ist - mit Blick zum Beispiel 
auf die Frage von Beschulung von Mädchen - das 
für uns eine rote Linie oder nicht? Die Debatte ist 
geführt worden. Und das hat sozusagen ein Mo-
mentum ausgelöst. 

Zweitens die Frage: Was heißt das für die zukünf-
tige Arbeit im Land? Und wie gehen wir damit 
um? Und das hat ja Entwicklung genommen. 
Dazu gehörte unter anderem, dass die Frage, wie 
wir uns in einer Liegenschaft positionieren - - 
Also erstens: Positionieren wir uns überhaupt 
dauerhaft? Das Commitment haben wir klar im 
Einvernehmen mit der Bundesregierung getrof-
fen, - 

Jörg Nürnberger (SPD): Dazu würde ich dann im 
Anschluss gern noch eine Frage stellen.  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: - okay -, dass 
wir dort entschieden haben: Wir sind präsent. 
Das führt für uns dazu, dass wir eine Liegen-
schaft brauchen, und die setzen wir entspre-
chend auf. 

Und diese Frage ist natürlich im Lichte der 
Sicherheitsentwicklung auch diskutiert worden, 

hat sich auch im Laufe des Jahres verändert, bei-
spielsweise mit der Frage: Haben wir zukünftig 
noch einen größeren Standort in Masar-i-Scharif, 
oder ziehen wir das Personal, das entsandte Per-
sonal, ausdrücklich in Kabul zusammen? 

Und auf diesen Ebenen hat es sehr wohl Auswir-
kungen gehabt, die im Übrigen nicht dogmatisch 
waren, sondern ursprünglich waren wir der Auf-
fassung: Wir werden Masar und Kabul irgendwie 
gut managen können. Das hat sich dann deutlich 
verdichtet in Richtung Kabul und dann immer 
stärker auch auf die Green Zone. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Die Frage, 
die ich ja bereits angekündigt habe: Vielleicht 
können Sie uns noch einmal darstellen, welche 
Erwägungen getroffen wurden bei der Entschei-
dung, auch nach dem Truppenabzug die Ent-
wicklungszusammenarbeit in Afghanistan fort-
zusetzen, welche Gründe dafür- und dagegen-
gesprochen haben und wie Sie dann zu diesem 
positiven Ergebnis, das Sie ja bereits dargestellt 
haben, gekommen sind. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Sie haben 
wahrscheinlich in dem Bericht, den Sie mir ge-
rade vorgehalten haben, unter anderem wahr-
genommen, dass es dort eine Einschätzung der 
damaligen afghanischen Regierung gegeben hat, 
dass die Entscheidung der US-Amerikaner, ihre 
Streitkräfte abzuziehen, eine Vorbedingung ist, 
um am Ende zu einem Frieden in Afghanistan zu 
kommen. Diese sehr optimistische Einschätzung 
haben nicht alle uneingeschränkt in dieser Zeit - 
wahrnehmbar - gesehen. Aber sehr wohl ist da-
rüber auch diskutiert worden: Welche Optionen 
gibt es dadrin nach dem Abzug der Militärs? 

Zweitens - und das gilt ganz sicherlich für 
Deutschland; und das werden Sie mindestens 
von Herrn Dube als Sachverständigem gehört ha-
ben - hat Deutschland in Afghanistan über Jahr-
zehnte eine hohe Reputation als Partner auch in 
der Entwicklungszusammenarbeit. Und das 
Ganze gepaart mit den Bedarfen, die das Land bei 
Ernährungssicherung, Beschäftigungsaufbau, 
Ausbildung, Good Governance, Sicherheit hat, 
hat am Ende auch dazu geführt, ganz ausdrück-
lich auch vor dem Hintergrund: „Was heißt das 
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möglicherweise auch für neue Migrationssituatio-
nen?“, alles dazu geführt, dass entschieden 
wurde, im Land zu bleiben, sich weiter zu enga-
gieren, auch weil der Entwicklungsweg, der an-
gelegt wurde über die letzten Jahrzehnte, ganz 
ausdrücklich nicht abgeschlossen ist. Und ange-
sichts des möglichen Szenarios, dort vielleicht zu 
so etwas wie einer stabileren Situation zu kom-
men, weiterarbeiten zu können, hat darauf orien-
tiert und hat zu den Entscheidungen geführt. So 
haben wir es wahrgenommen, und es wäre auch 
unsere eigene Einschätzung zu dem Zeitpunkt ge-
wesen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Einige Monate später, im 
April 2020, legte die „Task Force Return Afgha-
nistan“ ihren Abschlussbericht vor. Die Quelle 
dazu ist MAT A GIZ-4.49, die Blätter 6 bis 53. 
Können Sie uns die Hintergründe für die Erstel-
lung dieses Berichtes erläutern? Warum hat man 
diesen Bericht angefordert und dann auch er-
stellt? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Wenn Sie mir 
den Bericht kurz geben können. Wir haben näm-
lich unterschiedliche, zwei, um genau zu sein. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Genau, also, das ist einer von zwei Berichten; ich 
habe es ja vorhin schon auch erwähnt. Wir haben 
zwei Auswertungen nach dem Fall von Kabul 
und sozusagen der ersten Phase der Evakuierung 
in Auftrag gegeben. Das ist eher ein Standardpro-
zess, in der Form allerdings, in dieser Aufteilung, 
erstmalig. 

Der erste Bericht, den wir in Auftrag gegeben 
haben, ist eine Aufarbeitung der konkreten Eva-
kuierungssituation unserer entsandten Kollegin-
nen und Kollegen. Sie haben in den Unterlagen 
gelesen: Dort gab es eine Komplikation, dass 
nämlich ein Kollege, ein britischer Kollege, nicht 
über die US-Streitkräfte und -Hubschrauber in 
den Flughafen abtransportiert werden konnte 
über die Botschaft, sondern durch ein sonder-
geschütztes Fahrzeug zum Flughafen gebracht 

wurde und durch britische Truppen dann an-
schließend außer Landes gebracht wurde. Und 
wir haben dort in einem sozusagen operativen 
Bericht abgearbeitet: Was hat dazu geführt? Was 
müssen wir daraus beachten? Was müssen wir 
sozusagen an Lernkurve haben? 

Das Zweite ist aber, dass wir sehr früh in Auftrag 
gegeben haben einen Lernbericht darüber, was 
wir aus dem Arbeiten im fragilen Kontext lernen, 
was das für uns bedeutet für andere fragile Kon-
texte, in denen wir aktuell arbeiten; Stichworte 
wären „Mali“, „Jemen“, „Sudan“, „Irak“. Gibt es 
etwas, was wir aus der Situation, den Instrumen-
ten lernen können, um es anschließend nicht 
sozusagen wieder nicht gut zu machen, wenn es 
denn nicht gut gelaufen ist? 

Und das war der tiefere Sinn dieses Berichtes. 
Der ist auch im Haus intensiv diskutiert worden. 
Wie gesagt, wie vorhin angekündigt: Wir werden 
diesen Bericht jetzt noch mal querlegen zu der 
Evaluierung von DEval, die vor wenigen Wochen 
vorgelegt wurde, und auch die noch mal bespre-
chen, weil für uns als Haus - und deswegen habe 
ich ausdrücklich auch vorhin am Anfang gesagt, 
dass wir die Arbeit dieses Untersuchungs-
ausschusses begrüßen - ist das Thema Lernen 
zentral: Was machen wir in Zukunft anders, um 
eine bestimmte Situation zukünftig zu verhin-
dern? Und das ist das Momentum dieses Be-
richts.  

Jörg Nürnberger (SPD): Ich glaube, es kann sich 
jetzt durchaus auch um ein Missverständnis han-
deln, weil der Bericht, auf den ich anspreche, da 
geht es darum - und der stammt ja bereits aus 
dem Jahr 2020 -, zu evaluieren, - 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ach, Entschul-
digung. 

Jörg Nürnberger (SPD): - wie sich die Situation 
entwickelt hat. 

Und ich wollte eigentlich darauf hinleiten auf die 
Frage, dass es ja damals bereits Planungen ge-
geben hat, auf dem Camp Eggers gegenüber der 
deutschen Botschaft in der Green Zone einen 
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neuen Compound zu errichten, was ja auch wie-
der ein Nachweis dessen ist, dass man geplant 
hatte, die Arbeit in Afghanistan fortzusetzen. 

Und vielleicht können wir die Frage dann darauf 
verengen, was die GIZ motiviert und bewegt hat, 
eben einen eigenen neuen Compound für die zu-
künftige Arbeit nach der Machtübernahme oder 
bzw. nach dem Rückzug der Truppen aus Afgha-
nistan zu planen. Dann sind wir nämlich, glaube 
ich, wieder auf der gleichen Schiene. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, danke 
schön, Herr Nürnberger. Ich muss gestehen, ich 
hätte auf meinen Rechtsbeistand besser hören 
sollen, der mich ausdrücklich vor dem Aus-
schuss darauf hinwies, dass ich die Unterlagen 
gründlich lese und nicht nur überfliege. Und 
hätte ich nicht nur das Inhaltsverzeichnis ge-
lesen, sondern das Deckblatt mit dem Datum, 
wäre mir der Fauxpas nicht passiert. 

Dieser Bericht ist in der Tat in derselben Logik 
das Ergebnis der Auswertung aus der Anschlags-
situation im Compound in Kabul im September 
2019, den ich vorhin schon mal angesprochen 
hatte. Auch damals hatten wir beauftragt: Was ist 
da eigentlich passiert? Was müssen wir besser 
machen? Wie gehen wir damit um? 

Und es hat in der Tat am Ende für die Liegen-
schaftsplanung, die wir für Kabul vorgesehen 
haben eben mit dem Camp Eggers, wesentliche 
Implikationen gehabt, unter anderem, dass wir 
entschieden hatten, einen externen Sicherheits-
dienstleister für die Prüfung der Liegenschaften 
und der Rahmenbedingungen zu beauftragen. Das 
ist dann auch erfolgt. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. Dann wäre 
auch dieser Komplex der Fragen für mich so weit 
abgeschlossen. - Wenn wir das jetzt bereits aus 
verschiedenen Aspekten und verschiedenen Per-
spektiven diskutierte Thema Ortskräfteverfahren 
noch einmal in den Blick nehmen, dann sehen 
wir aus den uns zur Verfügung stehenden Unter-
lagen, dass uns im Jahr 2020 eigentlich keinerlei 
Ortskräfte der GIZ bekannt sind, die eine Gefähr-
dungsanzeige gestellt haben. 

Meine Frage, die sich daran anschließt: Inwie-
weit war das Thema „Gefährdung/Gefährdungs-
anzeige“ für Ihre Arbeit als Vorstandsmitglied 
der GIZ, jetzt genau bezogen auf diesen Zeitraum 
im Jahr 2020, ein wesentlicher Aspekt Ihrer Ar-
beit? Wie sind Sie mit diesem Thema in Kontakt 
gekommen im Jahr 2020? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, direkt 
und unmittelbar, würde ich aus der Erinnerung 
sagen, gar nicht, weil ich ja mit der operativen 
Ebene von Gefährdungsanzeigen auch im Kern 
nichts zu tun habe. Da gibt es ein standardisiertes 
Verfahren zu. Insofern kriege ich grundsätzlich 
gar nicht erst mal mit, ob es einen entsprechen-
den Antrag gibt, außer es würde mir in der Rück-
sprache signalisiert; daran habe ich keine Erinne-
rung. Und der Datenbefund bestätigt das ja auch. 
Wenn Sie sagen, Sie haben in den Unterlagen 
keine gefunden, dann wird es auch in 2020 keine 
gegeben haben. Aber das hat mich sozusagen 
operativ nicht beschäftigt. 

Es hat mich unmittelbar beschäftigt insbesondere 
nach dem Fall von Kabul, weil dann viele der Be-
troffenen auch mich direkt angeschrieben haben, 
weil die Logik von E-Mail-Adressen innerhalb 
der GIZ ist sehr einfach: vorname.nachname@ 
giz.de. Insofern haben mich viele sozusagen im 
cc erreicht. Aber operativ ist das sozusagen auf 
anderen Wegen bearbeitet worden. 

Jörg Nürnberger (SPD): Dann drängt sich förm-
lich die Frage auf, wann Sie dann das erste Mal 
über den operativen Rahmen hinaus mit dem 
Thema Ortskräfteverfahren sehr direkt als für das 
Land zuständiges Vorstandsmitglied befasst wa-
ren oder befasst worden sind. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: In meiner Erin-
nerung würde ich sagen, ja. Also, das erste Mal 
dann im Rahmen der sich zuspitzenden Situation 
Ende 20/Anfang 21 mit der Frage: Wie geht insge-
samt die Sicherheitsentwicklung in Afghanistan 
weiter? - Das hat am Anfang keine sehr große 
Rolle, glaube ich, gespielt, aber hat sich dann im 
Laufe des Jahres natürlich einfach entwickelt, bis 
hin dann zum Fall von Kabul, wo wir dann ein 
großes Thema hatten.  
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Jörg Nürnberger (SPD): Ich darf Ihnen vorhalten 
MAT A GIZ-4.54, die Blätter 15 bis 17. Und zwar 
geht es da um einen Brief der Vertretung der 
Ortskräfte der GIZ in Afghanistan an den Landes-
direktor Herrn P., wo die nationalen Mitarbeiten-
den die Sorge äußern, dass der Abzug der deut-
schen Truppen aus Afghanistan eine Gefahr für 
die zurückbleibenden Mitarbeitenden sei. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Die Vertretung der Ortskräfte fordert dann ein 
vereinfachtes und beschleunigtes Ortskräfte-
verfahren und die schnelle Evakuierung von 
Personen mit einer Vereinfachung des Visums-
verfahrens, also alle diese Punkte, die sich im 
Nachhinein als schwierig herausgestellt haben, 
und für den Ernstfall Planungen wie etwa eine 
Evakuierung in andere Länder des Kontinents. 

Jetzt ist festzustellen, dass dieser Brief nicht 
direkt an Sie adressiert war. Aber ich darf Sie 
trotzdem fragen: Haben Sie - und gegebenenfalls 
wann haben Sie - von diesem Brief und den For-
derungen Kenntnis erlangt? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, wann, 
das kann ich Ihnen nicht mehr sagen; aber dieser 
Brief hat mich ganz sicherlich erreicht in den 
Diskussionen und Rücksprachen mit der Linie. 
Wir haben uns ja dazu auch positioniert, und in-
sofern: Bekannt war er mir. 

Jörg Nürnberger (SPD): Weil nämlich nach unse-
ren Unterlagen bereits zur gleichen Zeit die Vor-
bereitungen für einen gemeinsamen Brief zusam-
men mit Herrn Staatssekretär Jäger liefen, wel-
chen Sie dann am 5. Mai an die Ortskräfte 
schickten. Das bezieht sich auf MAT A GIZ-4.54, 
Blatt 9. 

Können Sie uns erläutern, was der Hintergrund 
der Erstellung dieses Briefes war und ob es eine 
Verbindung zu dem von mir vorher erwähnten 
Brief der Vertretung der GIZ-Ortskräfte gibt? 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt) 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Danke schön. - 
Also, der Hintergrund des Briefes war der, den 
ich bereits ausgeführt habe: dass wir - und an 
dieser Stelle ganz ausdrücklich wir, also es ist 
systemisch nicht ganz richtig, dass der Staats-
sekretär in seiner Rolle als Staatssekretär und ich 
als Vorstandssprecher schreiben - - Aber wir ha-
ben uns ganz bewusst entschieden, dieses Signal 
in die Belegschaft zu geben, weil es viele Fragen 
gab, ob nach den Entscheidungen zum militäri-
schen Abzug auch die deutsche EZ abzieht, also 
welche - - wie gehen wir damit um. Und diese 
Frage, die hat Unsicherheit ausgelöst. 

Und das ist ganz sicherlich auch einer der Punkte 
gewesen, wenn nicht gar der wesentliche, der 
auch zu dem Brief der nationalen Kolleginnen 
und Kollegen - - weil das war schon in Diskussio-
nen auch immer wieder wahrnehmbar, die Frage: 
Was heißt denn jetzt diese Entscheidung, dass 
die Militärs gehen, was heißt das sozusagen für 
euer Engagement in der Zukunft? 

Und es war Staatssekretär Jäger und mir wichtig, 
zu signalisieren, dass wir uns erstens aus der 
Historie wie auch den Umständen der Verant-
wortung bewusst sind, dass es eine klare Ent-
scheidung gibt, dass die deutsche EZ und ins-
besondere hier die GIZ weiterhin in Afghanistan 
aktiv und präsent ist, dass wir dazu Investitions-
entscheidungen treffen werden, die das auch aus-
drücklich unterstreichen, weil man trifft keine 
Investitionsentscheidung, wenn man anschlie-
ßend sofort gehen will. Und das war sozusagen 
insofern auch eine implizite Reaktion. Das kann 
man, glaube ich, schon so sagen. Oder es hat zu-
mindest gepasst. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Ich darf 
ein oder zwei Sätze aus diesem Brief zitieren. 
Da steht am Ende oder zumindest am Ende des 
Zitats, das mir vorliegt: 

„We will be there when you need 
us. Therefore, please stay with 
us.“ 

Das ist natürlich für jemanden als Empfänger die-
ses Briefes, nach einem objektiven Empfänger-
horizont, ein sehr weitreichendes Versprechen 
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und natürlich auch die Grundlage für seine Ent-
scheidung, ob er dann tatsächlich bleibt oder 
geht.  

Einen Monat später in einem Kurzmemo über die 
Lagebesprechung der GIZ zu Afghanistan vom 
8. Juni 2021, bei der Sie anwesend waren nach 
unseren Unterlagen - MAT A GIZ-3.05, Blatt 20 
bis 23 -, wird zu Beginn Folgendes festgehalten: 

„Politisch wäre es wichtig, das 
aktuelle Momentum zu nutzen, 
um einen Beschluss bzw. eine 
Mandatierung für ein beschleunig-
tes Verfahren für das GIZ-Personal 
zu erwirken.“ 

Welches politische Momentum war da gemeint? 
Und wie hätte es denn genutzt werden können, 
um diese Beschleunigung herbeizuführen? Ging 
es da um das Verhältnis zum BMZ oder zu ande-
ren Ressorts oder vielleicht die Bundesregierung 
als Kollektivorgan? Wen meinten Sie damit? 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, mit der 
Mandatierung ist ganz sicherlich diese kleine 
Arbeitsgruppe gemeint gewesen, die ja beauftragt 
werden sollte in diesem Treffen, wenn ich das 
richtig verstehe. Und das aktuelle Momentum ist 
ganz sicherlich die damals öffentliche Debatte 
zum Umgang mit Ortskräften, auch im öffent-
lichen Raum. So würde ich es interpretieren.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann sind wir 
am Ende dieser Runde und eröffnen die nächste. 
Herr Kollege Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Dann kann ich an der 
Stelle gleich weitermachen. - Am folgenden Tag - 
das ist dann der 9. Juni 2021; und wir kamen bei 
der vorherigen Zeugenbefragung ja auch schon 
drauf zu sprechen - hat das Referat 312 im BMZ 
eine Ministervorlage mit einem Brief an die Ver-
teidigungsministerin erstellt. Ich beziehe mich 
hier auf MAT A BMZ-4.28 VS-NfD, das Blatt 388. 

Der Brief, der dann am 11. Juni verschickt wor-
den ist, enthält eine Aussage von Bundesminister 
Müller, der sich eindringlich dafür ausspricht, 
dass an der Zweijahresfrist für die Aufnahme 
ehemaliger afghanischer Ortskräfte - da geht es 
um die zurückliegende Beschäftigung - festgehal-
ten wird. Wann haben Sie von diesem Brief er-
fahren, und können Sie Ihre Position zu dieser 
Zweijahresfrist zu diesem Zeitpunkt erläutern? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, ich muss 
passen, Herr Nürnberger, bei der Frage, wann ich 
von dem Brief Kenntnis bekommen habe. Das 
kann ich Ihnen nicht mehr sagen, wann; aber es 
ist ganz sicherlich nur nachträglich. 

Das Thema Zweijahresfrist hat verschiedentlich 
eine Rolle gespielt. Ich habe sozusagen dazu ein 
pragmatisches Verhältnis insofern gehabt, dass, 
wenn es am Ende zu der Zweijahresfrist kommt 
für ein Listenverfahren für den Worst Case - - 
Und das war ja sozusagen immer der Punkt. Es 
ging nicht darum, jetzt das Verfahren umzustel-
len, sondern zu sagen: Im Worst Case, wie gehen 
wir damit um? 

Da ein Listenverfahren mit einer solchen Frist zu 
machen, das haben wir damals, glaube ich, mit-
getragen als eine Weitung des Verfahrens, das wir 
bis zu diesem Zeitpunkt hatten, nämlich nur das 
Einzelfallverfahren mit individuellem Nachweis 
einer Gefährdungslage - - zu ersetzen für den 
Worst Case.  

Jörg Nürnberger (SPD): Und um zu sehen, dass 
diese Situation sich sehr von Tag zu Tag ver-
ändert hat, darf ich dann hinweisen auf einen 
umfangreichen Sachstand, den Sie von Herrn 
Dr. Spatz zum Ortskräfteverfahren erhalten 
haben. Da geht es um MAT A GIZ-3.05, die 
Blätter 130 bis 132. 

In der Mail berichtet er über ein Telefonat mit 
Oberstleutnant B  aus dem BMVg und ein 
Treffen des BMZ mit Vertretern Ihrer Institution 
und der KfW zum Ortskräfteverfahren. 

Ihre Reaktion - wir legen das gleich noch vor, 
damit Sie es mitlesen können - war ausdrücklich, 
wenn ich das zitieren darf: 
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„Herr … Fischer hat sich in Bezug 
auf die Arbeitsverträge für eine 
Zweijahres-Ausschlussfrist (d.h. 
bis 2019 zurück) ausgesprochen.“ 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt) 

Können Sie sich erinnern, wie die Diskussion 
zwischen Ihnen, dem BMZ auf der einen Seite 
und der KfW und dem BMZ auf der anderen 
Seite verlief? Wurden Sie als GIZ danach gefragt, 
wie Ihre Auffassung war? Können Sie uns die 
Hintergründe zu dieser Entscheidungsfindung 
erläutern? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Auf welches 
Zitat beziehen Sie sich jetzt in dem Dokument? 

Jörg Nürnberger (SPD): Insbesondere auf die 
Aussage, dass sich Herr Fischer - jetzt muss ich 
selber noch mal blättern - dafür ausgesprochen 
hat, diese Zweijahresfrist beizubehalten. Und 
zwar ist das dann Unterpunkt Ad I.2, bei meinem 
Ausdruck auf der zweiten Seite ganz oben. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja.  

(Der Zeuge liest in den ihm 
zuvor vorgelegten 

Unterlagen) 

Und Ihre Frage ist präzise nach welchem Teil? 

Jörg Nürnberger (SPD): Da geht es darum, ob 
diese Diskussion, die da zwischen den verschie-
denen Institutionen geführt wurde, dadurch 
dominiert war, dass es eine politische Willens-
bildung gab, diese Zweijahresfrist aufseiten des 
BMZ beizubehalten, so wie es ja auch aus dem 
vorher genannten Brief des Ministers Müller her-
vorgeht, oder ob es danach eine Entwicklung ge-
geben hat, wo man dieses Thema noch mal auf-
gemacht hat. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Das kann ich 
nicht beurteilen. An dem Teil der Entscheidungs-
findung und Gesprächsführung war ich persön-
lich nicht beteiligt. Da kann ich nichts zu sagen.  

Jörg Nürnberger (SPD): Wie standen Sie dann zu 
der Forderung, die in diesem Protokoll auch er-
hoben wird - das ist dann der nächste Punkt, 
Ad I.3 -, wo sich die Einschätzung oder das Ver-
halten der Bundeswehr in Bezug auf die Gefähr-
dungssituation geändert hat und man empfiehlt, 
es auch für die Mitarbeiter der GIZ entsprechend 
anzuwenden. Ich beziehe mich auf das Zitat: 

„Aus unserer Sicht wäre es gut, 
wenn sich das BMZ - für den 
Ernstfall - diesem Vorgehen an-
schließen würde. Jede Einschrän-
kung und damit verbunden jede 
Vorselektion wäre in der operati-
ven Umsetzung mit sehr großen 
Herausforderungen und Risiken 
verbunden.“ 

(Der Zeuge liest weiter in 
den ihm zuvor vorgelegten 

Unterlagen) 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich glaube, der 
Haupttreiber in dieser Phase, weil das war noch 
sehr früh - - Die Zuspitzung - - Was ich nicht 
mehr sortiert bekomme, Herr Nürnberger, ist: 
Wenn ich es richtig im Kopf habe, gab es zu-
nächst eine Entscheidung, dass es für die Orts-
kräfte der Bundeswehr und andere sicherheits-
relevante Akteure wie dem BND zunächst diese 
Zweijahresfrist gab. Und dann ist es, glaube ich, 
auf zehn Jahre ausgeweitet worden. 

Jörg Nürnberger (SPD): Zurück bis auf 2013.  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Genau. 

Jörg Nürnberger (SPD): Das wäre dann am 
16. Juni.  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Genau. - Aber 
sozusagen das Diskussionsumfeld war damals, 
glaube ich, schon in der Richtung aber sozusagen 
mitbeteiligt. Und für uns war vor allem wichtig, 
dass, wenn es zu einem Worst Case kommt, wir 
eben ein pauschales Verfahren haben mit klaren 
Regeln, damit wir es managen können, weil der 
Unterschied ist, um noch mal eine Situation aus 
der militärischen Evakuierung aufzugreifen: Die 
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KfW hatte, glaube ich, 14 Leute, übrigens über-
wiegend Doppelstaatler, die dann auch ins Camp 
Baron evakuiert wurden, was für uns nicht ging, 
weil wir halt 1 200 hatten.  

Und das ist sozusagen sofort ein Thema von - 
und ich habe ja die Situation vorhin beschrieben, 
wie wir die Anträge bearbeitet haben - Beherrsch-
barkeit dessen, was dann passieren muss. Also, 
insofern war für uns der Hauptzugang: Kriegen 
wir ein Listenverfahren, eine pauschale Entschei-
dung, oder müssen wir in die Einzelfallprüfung? 
Die Frage des Zeitraums hat an der Stelle für uns 
nicht die erste Priorität gehabt. Für uns war die 
Frage erster Priorität für den Worst Case: Listen-
verfahren statt Einzelfallprüfung? 

Jörg Nürnberger (SPD): Ihre Antwort an Herrn 
Spatz war nämlich dann, dass Sie den Herrn 
Staatssekretär Jäger in einem kurzen Telefonat 
zur Sache angesprochen hätten, dass es aber 
keine Festlegungen oder Orientierung gegeben 
habe. 

Jetzt habe ich Sie so verstanden, dass es Ihre 
Priorität war, für diesen Fall der bevorstehenden 
Evakuierung klare Regeln zu haben, dass es 
Ihnen nicht darauf ankommt, ob die Frist 15 oder 
x Jahre sind, sondern dass die Betroffenen jeden-
falls so gestellt werden, dass ihnen aus dieser 
Situation keine Nachteile erwachsen und sie 
dann auch tatsächlich in ein Verfahren aufge-
nommen werden können. Habe ich Sie insoweit 
richtig verstanden? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Insofern haben 
Sie mich richtig verstanden, ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Wurde vonseiten der 
Ortskräfte in Afghanistan an Sie die Frage heran-
getragen, warum Ortskräfte der Bundeswehr und 
des BMI und vielleicht auch des BND andere 
Regelungen - - für diese Ortskräfte andere Rege-
lungen zur Anwendung finden als für die eige-
nen Ortskräfte? Gab es diese Diskussion?  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, die Fragen 
dieser Art gab es mannigfaltig in den unter-
schiedlichsten Formaten. Einfach: Ja, die Fragen 
gab es.  

Jörg Nürnberger (SPD): An einer Stelle möchte 
ich gerne noch einen konkreten Fall mit Ihnen 
besprechen. Und zwar am 12. Juli 2021 haben Sie 
Herrn Dr. Spatz geschrieben - und zwar geht es 
da um MAT A GIZ-4.56, Blatt 67 -, nachdem Sie 
aus der Zeitung erfahren haben, dass die GIZ 
2017 eine Ortskraft entlassen haben soll, weil 
diese eine Gefährdungsanzeige gestellt habe. 

Aus den Unterlagen geht dann hervor, dass Herr 
Spatz Ihnen erläutert habe, dass deshalb so ver-
fahren werde, um den Gefährdungsgrund, die 
Arbeitsbeziehung, aus der Welt zu schaffen. War 
Ihnen diese Praxis vorher bekannt, und wie ha-
ben Sie auf diesen Vortrag von Herrn Dr. Spatz 
reagiert? 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, zu dem 
ersten Teil Ihrer Frage: Nein, das war mir bis zu 
dem Zeitpunkt nicht bekannt. Deswegen habe ich 
auch nachgefragt. Und ich habe nachgefragt - ich 
habe in relativ vielen Fällen übrigens nachge-
fragt -, weil mich auf den unterschiedlichsten 
Kanälen die Themen erreicht haben. Und Sie 
haben ja auch eine Auswertung meines E-Mail-
Postfachs bekommen. Ich habe einen eigenen 
Ordner in meinem Postfach, der heißt OKV. Da 
sind ziemlich viele Fälle drin, die mir entweder 
von Bundestagsabgeordneten oder von Betroffe-
nen selbst oder aus Medien oder sonst aus ande-
ren Kontexten zugespielt werden. 

Und in der Tat: Diese Praxis war mir bis zu 
diesem Zeitpunkt nicht bekannt. Der Hintergrund 
ist - und es hat ja auch zu kritischen Reflexionen 
im öffentlichen Raum geführt - in der Tat, dass 
im Rahmen des OKVs geprüft wird: Gibt es eine 
aus der beruflichen Tätigkeit für die GIZ begrün-
dete unmittelbare Sicherheitsgefährdung? 

Und in diesem Verfahren wird geprüft, erstens, 
ob das so ist, und zweitens, wenn man in dieses 
Verfahren geht - das ist die gängige Praxis, weil 
der Auslöser der Gefährdung die Beschäftigung 
ist, um sozusagen mitigierend zu agieren -, wird 
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die Vertragssituation gelöst, um den Ursprungs-
punkt der Gefährdung zu beenden und damit 
dann in das Verfahren zu gehen. 

Gleichzeitig wird sozusagen Lohn und Gehalt, 
ich glaube, über sechs Monate, mindestens wei-
tergezahlt, damit sozusagen da keine soziale 
Härte entsteht und man durch das Verfahren 
kommt. Aber die erste Maßnahme, neben übri-
gens der Ankündigung, dass jemand das Verfah-
ren auch zurückziehen kann, ist die Entschei-
dung, dass der auslösende Punkt der Gefährdung, 
nämlich das Beschäftigungsverhältnis, beendet 
wird. 

Ich will gestehen: Ich habe einen Moment ge-
braucht, bis ich das, sage ich mal, verarbeitet 
habe für mich, weil es im ersten Moment auch 
eine Verstörung auslösen kann. Sozusagen syste-
matisch gibt es da schon eine Begründung für, 
wenn das Beschäftigungsverhältnis der Gefähr-
dungsgrund ist, dann an der Stelle zu sagen: Wir 
lösen zunächst den Gefährdungsgrund. Wir sor-
gen dafür, dass es das Verfahren gibt, und sorgen 
auch dafür, dass es keine soziale Härte gibt, in-
dem das Gehalt einfach weitergezahlt wird, um 
an der Stelle dann auch möglichst Gefährdung zu 
verhindern. 

Aber ich weiß, dass man dieses Verfahren sehr 
wohl auch kritisch diskutieren kann. Auf der 
anderen Seite: Der auslösende Punkt für die 
Gefährdung wird damit beendet. 

Jörg Nürnberger (SPD): Haben Sie aus Anlass 
dieses oder vielleicht auch weiterer Fälle etwas 
an dieser Vorgehensweise geändert? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein. Ich habe 
gesagt: Ich habe das akzeptiert, nachvollzogen 
und nicht geändert.  

Jörg Nürnberger (SPD): Nur noch mal für mich 
zum Verständnis, weil es ja wirklich sehr schwer 
nachvollziehbar ist: Das Auflösen des Arbeitsver-
hältnisses, hatte das dann auch, weil ja dann die 
Gefährdungslage tatsächlich wegfiel, Auswirkun-
gen auf den Ausgang eines Verfahrens im Hin-
blick auf die Möglichkeit, das Ortskräfteverfahren 
erfolgreich zu beantragen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, in meiner 
Wahrnehmung ganz ausdrücklich nicht. Im 
Gegenteil: Es war ja sozusagen - - Weil das das 
Gefährdungsmomentum ist und man in das Ver-
fahren eintritt, deswegen greift man zu diesem 
Schritt. 

Jörg Nürnberger (SPD): Das heißt, nur für mich 
zum Verständnis: Tatsächlich konnte auch eine 
solche Ortskraft, deren Gefährdung durch den 
Arbeitsplatzverlust weggefallen ist oder zumin-
dest wegfallen sollte, tatsächlich auch als gefähr-
dete Ortskraft weiter anerkannt werden - 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): - und dann entsprechend 
auch eine Aufnahmezusage bekommen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Gut. Das war mir, glaube 
ich, noch wichtig, an der Stelle festzuhalten. - Ich 
würde dann gern noch einmal - und Sie haben ja 
vorhin auf verschiedene Fragen auch schon teil-
weise darauf geantwortet - zur Entwicklung der 
Sicherheitslage und zu den jeweiligen Einschät-
zungen kommen, die sich dann besonders ab 
dem Frühjahr 2021 eben dann bis zum August 
entsprechend verändert haben. 

Wenn ich Sie vorhin richtig verstanden habe, 
dann haben Sie uns ausgeführt, dass Sie neben 
der eigenen Stellungnahme des Risk Management 
Offices, das aber für sich wiederum andere Quel-
len auch mit einbezogen hat, keinen Zugang zu 
Risikoanalysen, Sicherheitsbewertungen anderer 
deutscher Dienste hatten. Habe ich Sie dort rich-
tig verstanden?  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich als Person 
nicht. Unser RMO ist im Austausch - 

Jörg Nürnberger (SPD): Genau so habe ich es 
verstanden. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: - mit den ande-
ren Diensten, und die stimmen sich ab. Und auch 
da will ich ausdrücklich sagen, weil ich das vor-
hin in der Eröffnung gemacht habe: Auch da - 
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kann ich nur sagen - ist die Zusammenarbeit, 
auch weil wir ja mal lange über die Frage zivil-
militärischer Kooperationen geredet haben - - Da, 
wo ich das beispielsweise auch im unmittelbaren 
Erleben mit der Bundeswehr in Masar-i-Scharif - 
ich hatte Gelegenheit, im November 2019 den 
Standort in Masar-i-Scharif noch besuchen zu 
können - - dass die Zusammenarbeit grundsätz-
lich zwischen der GIZ und den Diensten und den 
Militärs ausgezeichnet war.  

Jörg Nürnberger (SPD): Das ist gut zu hören. - Ich 
würde gern auf eine bestimmte Situation im Juni 
2021 eingehen, und zwar schicken Sie dort einen 
Kurzbericht an den Herrn Staatssekretär Jäger, 
unter MAT A GIZ-4.55, das Blatt 170. 

Inhalt dieses Berichtes ist, dass sich derzeit 
26 ausländische Mitarbeitende im Land aufhiel-
ten, dass die Kämpfe weiter zunähmen und dass 
ein partieller Lockdown - wir sind ja immer noch 
auch in diesen Coronanachwehezeiten - für die 
Duty Station in Taloqan City verhängt worden 
ist. Und dann schreiben Sie ausdrücklich noch 
Folgendes: 

„Die aktuelle Entwicklung wurde 
vom RMO erwartet. Überraschend 
ist jedoch die Beschleunigung der 
Dynamik. Wir befinden uns mo-
mentan in der orangen Zone des 
„Mainline-Szenarios“ ...“ 

Und zur Erklärung, es gebe diese vier Zonen 
grün, gelb, orange und rot. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Welche Indikatoren waren für Sie besonders 
wichtig, um diese Beschleunigung der Lage anzu-
nehmen? Und wir haben ja hier schon oft gehört, 
dass viele - und Sie haben das vorhin auch er-
wähnt - die Entwicklung insgesamt voraus-
gesehen haben, aber diesen zeitlichen Faktor 
unterschätzt haben. Wie war da Ihre Position, 
Ihre Wahrnehmung in diesem - - zur Zeit der 
Mittsommerwende am 21./22. Juni? Das war 
zwischen April, wo das Abzugsdatum endgültig 

feststand, und im August, wo es dann tatsächlich 
zur Übernahme von Kabul kam. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Wenn ich es 
richtig reflektiere, Herr Nürnberger, war es so, 
dass es in der ersten Phase nach der endgültigen 
Entscheidung zum Abzug eine relativ stabile, 
kurze Phase gegeben hat, in der Angriffe bei-
spielsweise aus dem Talibanlager relativ über-
schaubar waren und sich dann aber relativ bald 
die Sicherheitslage wieder zugespitzt hat, in der 
Gestalt, dass es mehr Angriffe gegeben hat und 
dass es insbesondere - das hatte ich vorhin schon 
mal gesagt - in diversen Provinzen zu einem mas-
siven Vormarsch der Taliban in den Provinzen 
gekommen ist, teilweise an die Provinzstädte 
heran und teilweise auch in Provinzstädte 
hinein, bis hin dazu, dass irgendwann auch 
Grenzübergänge von den Taliban besetzt wurden. 

Und was zu einem bestimmten Zeitpunkt - das 
kann ich Ihnen jetzt aber nicht sagen, ob das 
Ende Juni war oder Anfang Juli; das kriege ich 
mit den Daten nicht mehr zusammen - - Aber 
sozusagen das war die Dynamik dieser Entwick-
lung: In dieser Zeit wurden dann relativ viele 
Provinzen von den Taliban überrannt - man kann 
es nicht mehr anders sagen - und besetzt und 
auch mittelgroße Städte. Und das hat sozusagen 
das neue Momentum ausgelöst. 

Ich glaube, es war am Ende so, dass die Taliban 
innerhalb kürzester Zeit die Anzahl der von 
ihnen kontrollierten Regionen verdreifacht ha-
ben, innerhalb von wenigen Wochen. Und das 
war ein Hinweis dazu, dass etwas passiert. Des-
wegen auch meine Frage damals an diesem einen 
Dienstag an Herrn Rohschürmann: Was heißt das 
jetzt für Masar-i-Scharif? 

Weil eigentlich war die Einschätzung im Sommer 
immer noch, dass die großen Provinzstädte und 
die Provinzstädte, die Zentren, die urbanen Zen-
tren nicht überrannt werden, sondern dass sie 
stabil sind und wir möglicherweise eine Situa-
tion bekommen, dass die eher ländlicheren 
Regionen talibanbeherrscht sind, die anderen, die 
urbanen Zentren, eher durch die republikanische 
Regierung und dass das möglicherweise noch 
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mal ein Momentum auslöst für Friedensverhand-
lungen vor dem Winter. Und darin steckte die 
Dynamik. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir sind am Ende 
dieser Fragerunde, und Herr Kollege Röwekamp 
ist dran. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Herr Schäfer-Gümbel, der 
Kollege Stegner hat vorhin schon mit Ihnen kurz 
über die Kommunikation mit der politischen 
Ebene gesprochen. Wir haben ganz viel schon 
über Ihre Kommunikation mit Herrn Staatssekre-
tär Jäger gesprochen. 

Nun liegt uns Ihr SMS-Verkehr mit Ihrer Vor-
standskollegin, damals -sprecherin, Frau Gönner 
vor. Das ist MAT A GIZ-4.73, Blatt 90/91, und 
zwar von Mitte August 2021. Die würde ich 
Ihnen gern einmal eben vorlegen, bitte.  

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt) 

Ich dachte, Sie wollten dem Rat Ihres Rechts-
beistands folgen und die erst mal komplett lesen.  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, das tue 
ich gerne. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Also, das sind 
zwei Seiten, Blatt 90 und Blatt 91. Darauf würde 
ich mich beziehen.  

(Der Zeuge liest in den ihm 
zuvor vorgelegten 

Unterlagen) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das sind die 
kontemplativen Phasen unseres Untersuchungs-
ausschusses. 

(Der Zeuge berät sich mit 
seinem Rechtsbeistand) 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Dann können 
wir. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau. Ganz 
herzlichen Dank. - Da geht es darum: Sozu-
sagen in dieser Zeit - das ist ja am Abend des 
15. August, 20.33 Uhr ungefähr - kommunizieren 
Sie mit Ihrer Kollegin Frau Gönner. Und die 
Frage dreht sich darum, ob Sie Herrn Jäger er-
reicht haben und mit wem Sie kommunizieren. 
Können Sie uns kurz den Hintergrund erläutern, 
warum an diesem Abend Kommunikation unter 
Beteiligung von Herrn Staatssekretär Jäger, der 
Verteidigungsministerin - dann ist noch Staats-
sekretär Engelke im Gespräch aus dem BMI - - 
worum es in dieser Situation ging? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, also, jetzt 
muss ich noch mal kurz überlegen. Der 12.08. 
war das. Das müsste der Donnerstag gewesen 
sein, oder?  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ja.  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Dann ist der 
12. in der Tat der Donnerstag, genau. - Also, der 
Hintergrund ist schlicht und einfach, dass das 
der Moment - - Sie erinnern sich an meinen Hin-
weis zu meinem Gespräch mit Herrn Rohschür-
mann und der Frage Masar-i-Scharif. Uns hat an 
dem Donnerstag eben diese Meldung erreicht - 
und die hat bei uns natürlich alle Alarmglocken 
klingeln lassen -, dass, wenn die Amerikaner und 
auch die Briten ihre Botschaften schließen, wir 
wahrscheinlich sehr schnell eine ganz schwierige 
Situation bekommen. Und schlicht und einfach 
hat der Vorstand in dieser Situation - und das 
auch über die nächsten Tage - versucht, Infor-
mationen herzuholen, wo immer sie es geben 
konnte, um Einschätzungen zu bekommen da-
rüber: Welche Optionen haben wir? Welche Zeit-
fenster gibt es? Gibt es feste und verbindliche 
Einschätzungen? Gibt es eine Abstimmung, oder 
gibt es die nicht? - Das ist sozusagen das, was in 
diesen Tagen passiert ist: auf der einen Seite In-
formationen zusammenzuziehen, wie es auch 
geht, um dann darauf aufbauend auch zu Ent-
scheidungen zu kommen. - Das ist in etwa der 
Kontext.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Okay. Ich frage 
jetzt des- - 
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Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Deswegen ha-
ben - und das sehen Sie ja an dem Wechsel - Frau 
Gönner und ich sozusagen alle Register gezogen, 
die wir hatten, um Informationen zusammenzu-
ziehen. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Darf ich fragen, 
wer außer Staatssekretär Jäger bei Ihnen „alle Re-
gister“ war? Also, mit wem haben Sie sonst noch 
telefoniert? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Na, ich würde 
vermuten - auch aus dem Schriftwechsel erkenn-
bar -, dass ich mit Herrn Annen versucht habe, 
eine Einschätzung zu bekommen, ob es sozusa-
gen auf der Seite des Auswärtigen Amtes Hin-
weise zum Verhalten und Vorgehen der Amerika-
ner gibt, was das konkret bedeutet, wie stabil das 
ist und was das sozusagen operativ auch auf der 
Seite der Bundesregierung heißen könnte. Das 
war zu diesem Zeitpunkt aber nicht absehbar. 
Das war sozusagen der wesentliche Teil, mit dem 
ich dann versucht habe meinerseits noch mal 
Einschätzungen abzugleichen, während Frau 
Gönner versucht hat, dann eben die Kontakte zu 
nutzen, an die sie jetzt direkt und unmittelbar an-
docken konnte. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ja. - Frau Gön-
ner schreibt hier - das ist abgedruckt auf Blatt 91 
oben -:  

„Danke für Info, ich versuche es 
jetzt mal über AKK, bevor ich die 
Karte Kanzlerin ziehe. Hat sich 
STS Jäger im Laufe des WE oder 
heute mal bei Ihnen gemeldet?“ 

Zitat Ende. - Und dann kommt irgendwann: 

„Können wir … telefonieren?“ 

von Frau Gönner an Sie. Und dann gibt es ge-
schwärzte Antworten um 0.01 Uhr. Können Sie 
sich daran erinnern, dass Sie im Anschluss an 
den Versuch von Frau Gönner, mit der Verteidi-
gungsministerin Kontakt aufzunehmen, noch mal 
mit ihr gesprochen haben und was der Inhalt die-
ses Gesprächs war? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein, das kann 
ich nicht. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Es geht in die-
sem Verlauf auch um die Frage des Visa-on-
Arrival-Verfahrens.  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Meine Frage ist 
jetzt - Sie haben eben gesagt, in den Gesprächen 
mit Herrn Annen, mit der Verteidigungsministe-
rin und mit der Kanzlerin ging es um die Ein-
schätzung der Lage, was die Amerikaner betrifft -: 
Haben Sie auch über die Frage „Visa on Arrival“ 
auf dieser Ebene - also Minister und Staatssekre-
täre - kommuniziert? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, ich habe 
über mein Gespräch mit Herrn Annen gespro-
chen, weil sozusagen die Details der Gespräche 
von Frau Gönner mit der Kanzlerin und mit Frau 
Kramp-Karrenbauer, die kann ich Ihnen nicht 
offenlegen, weil ich nicht dabei war. Mit Herrn 
Annen habe ich sozusagen über die Frage: „Gibt 
es Einschätzungen darüber, was das jetzt konkret 
heißt für Abzugspläne etc. pp.?“ gesprochen. Das 
Thema „Visa on Arrival“ war ganz sicherlich Ge-
genstand von Gesprächen, die ich sicherlich mit 
Herrn Jäger geführt habe, und möglicherweise in 
Gesprächen - weil an der Stelle entscheidet das 
noch mal das BMI - mit dem BMI. Das entzieht 
sich jetzt aber meiner unmittelbaren Kenntnis. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Herr Kollege 
Röwekamp - wir halten bitte mal die Uhr an -, 
wir müssen unterbrechen, weil die Abstimmung 
aufgerufen worden ist und wir ja auch schon 
über drei Stunden im Gange sind mit dem Zeu-
gen und natürlich auch da eine Pause ohnehin 
angebracht gewesen wäre. Aber wir müssen auch 
unterbrechen.  

Ich würde unterbrechen bis 18.40 Uhr, und dann 
setzen wir anschließend die Sitzung fort. Für Ihre 
Verköstigung und Ähnliches ist, glaube ich, ge-
sorgt; das hoffe ich jedenfalls. Dann wird die 
Sitzung um 18.40 Uhr fortgesetzt.  
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(Unterbrechung von  
18.06 bis 18.42 Uhr) 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir fahren mit 
der Sitzung fort, und das Fragerecht hat für die 
verbleibende Zeit die Union, Thomas Röwekamp. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Vielen Dank. - 
Herr Schäfer-Gümbel, ich würde gern mit Ihnen 
noch mal auch über die vermeintlichen Unter-
schiede im Ortskräfteverfahren zwischen BMZ 
und den anderen Ressorts sprechen; da haben 
wir vorhin schon drüber gesprochen. Wenn ich 
Sie richtig verstanden habe, haben Sie gesagt: Der 
Unterschied bestand aus Ihrer Sicht darin, dass 
Sie in jedem Einzelfall diese Gefährdungsprüfung 
machen mussten - korrigieren Sie mich, wenn ich 
Sie falsch verstanden habe - und bei den anderen 
Ressorts sozusagen die Beschäftigung für die je-
weiligen Kräfte allein schon ausreichend gewe-
sen wäre, um die Gefährdung anzunehmen.  

Nun gibt es hier einen E-Mail-Verkehr innerhalb 
Ihres Hauses. Das ist MAT A GIZ-3.06, Blatt 335. 
Das würde ich Ihnen gern mal vorhalten, bitte. 
Dabei geht es mir zunächst um die Rückseite, 
also Blatt 336.  

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Meine Frage ist: Ist Ihnen dieser Vorgang bekannt 
geworden? Sie tauchen in dem Verteiler ja nicht 
auf. Also, hatten Sie von diesem Vorgang Kennt-
nis? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: In meiner Erin-
nerung nicht. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Wenn Sie sich 
das angeschaut haben, ist es ja so, dass bereits am 
12.07. der Mitarbeiter Ihres Hauses an andere 
Mitarbeiter schreibt, dass es allein im Entschei-
dungsbereich des BMZ läge, zu entscheiden, 
dass, wenn jemand Ortskraft war, er automatisch 
als gefährdet angenommen werden kann. Und 
dann heißt es oben - - schreibt dann Herr Spatz - 

über den haben wir heute schon gesprochen - in 
der Antwort:  

„… diese Option hatten wir be-
reits intensiv mit Herrn Fischer 
diskutiert. Aus seiner Sicht kann 
und sollte sie allerdings erst dann 
„gezogen“ werden, wenn der 
Ernstfall näher kommt.“ 

Zitat Ende. - Deswegen noch mal meine Frage: Ist 
von Ihren Mitarbeitern, insbesondere von Herrn 
Spatz, an Sie die Entscheidung herangetragen 
worden, ob diese Option gezogen werden soll 
oder nicht? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, ehrlich 
gesagt, ist mir erstens nicht klar, welche Option 
das sein soll, weil ich lese hier nur: „Zitat von 
Innenminister Seehofer in der Anlage“. Die An-
lage habe ich nicht. Insofern kann ich das nicht 
beurteilen. - Das ist der erste Punkt. 

Der zweite: Ich habe keine Erinnerungen daran, 
dass mir so ein Vorgang vorgelegt wurde. Und 
von daher kann ich dazu nichts sagen.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Also, das Zitat 
lautet:  

„Bundesinnenminister Horst 
Seehofer sagte der SZ hingegen, es 
sei jedem Ministerium selbst über-
lassen, ob Ortskräfte eine plausi-
bel begründete Gefährdungs-
anzeige stellen müssen oder ob, 
wie vom Bundesverteidigungs-
ministerium gefordert, eine Ge-
fährdung automatisch angenom-
men wird …“ 

Zitat Ende. - Deswegen noch mal meine Frage: 
Ist jemals die Entscheidung an Sie herangetragen 
worden, zu sagen: „Ich entscheide: Jede Ortskraft, 
die für uns tätig war, gilt als gefährdet“? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein, in meiner 
Erinnerung nicht. Ich weiß auch, ehrlich gesagt, 
nicht, Herr Abgeordneter, welche Relevanz eine 
solche Interviewaussage sozusagen faktisch hat. 
Es gab beispielsweise auch andere Aussagen des 
Bundesinnenministers, in deren Nacharbeitung 
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das Innenministerium selbst darauf hingewiesen 
hat, dass, solange die Rechtsetzung so ist, wie sie 
der Deutsche Bundestag oder über den Verord-
nungsweg die Bundesregierung erlassen hat, 
sozusagen die öffentliche Äußerung zu einem 
Gegenstand allein nicht Rechtswirksamkeit ent-
faltet. Insofern: Ich kann dazu nichts sagen. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Na ja, ich frage 
das vor dem Hintergrund, dass ja sozusagen Sie 
vorhin gesagt haben: Wir haben jeden Einzelfall 
geprüft. - Andere Ministerien haben pauschal an-
genommen: Wenn die für mich tätig war, ist sie 
gefährdet. - Hier liest es sich so, als ob das im Zu-
ständigkeitsbereich des BMZ gelegen hätte, eine 
solche Entscheidung zu treffen. Meine Frage: War 
das Inhalt von Gesprächen mit Staatssekretär 
Jäger?  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Meinerseits 
nicht. Ich kenne den Vorgang in dieser Form 
nicht. Und nochmals: Ich kann auch nicht 
dazu - - Es ist schwierig für mich als Vertreter 
einer Bundesgesellschaft, eines Bundesunterneh-
mens, zu internen Abläufen und Diskussionen 
innerhalb des BMZ und der Bundesregierung in 
dieser Form Stellung zu nehmen. 

Und noch mal: Eine Interviewaussage wäre aus 
meiner abstrakten Sicht - - das ist kein Hinweis 
auf die konkrete Situation, weil die kann ich 
nicht beurteilen - - dass die abstrakte Bemerkung 
aus einem Interview schon Rechtskraft entfaltet. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Nein, das habe 
ich auch gar nicht unterstellt.  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Gut. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Aber ich meine, 
in Ihrem Haus wird darüber gesprochen, ja?  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Und da heißt es 
dann - - In der Mitte zum Beispiel schreibt der 
Bereich „Asien, Lateinamerika, Karibik“, APLAK:  

„… besten Dank für diesen Hin-
weis, der m.E. über die kürzlich 

eingerichtete Arbeitsgruppe ans 
BMZ kommuniziert werden 
müsste.“ 

Deswegen meine Frage: Haben Sie Kenntnis da-
von, dass die GIZ diesen Hinweis an die Arbeits-
gruppe ins BMZ kommuniziert hat? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich habe davon 
keine Kenntnis.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Inwieweit sind 
Sie bis zum Schluss davon ausgegangen, dass es 
für jeden Fall im Ortskräfteverfahren eine indivi-
duelle Prüfung braucht?  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Das war die 
offizielle Mitteilung, dass wir in einem Ortskräf-
teverfahren sind, in dem ein individueller Nach-
weis erbracht werden muss, dass es eine Sicher-
heitsgefährdung aufgrund der Beschäftigung in 
der deutschen EZ, in unserem Fall der GIZ, gibt. 
Das ist mein Kenntnisstand.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Und der galt 
aus Ihrer Sicht bis wann?  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Bis zur Erset-
zung des Verfahrens durch die Listenentschei-
dung. Und die war, wenn ich es richtig weiß, 
telefonisch angekündigt am 15. oder 16. August 
und wurde verschriftlicht, glaube ich, am 17. Das 
war der Dienstag, also zwei Tage nach dem Fall 
von Kabul.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Aber was mei-
nen Sie jetzt mit „Listenentscheidung“? Vorhin 
haben Sie „Listenentscheidung“ im Zusammen-
hang mit „Visa on Arrival“ charakterisiert. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein, habe ich 
nicht. Ich habe vorhin darauf hingewiesen, dass 
es im Kern aus unserer Sicht um zwei Gegen-
stände ging. Es war erstens die Frage: Sind wir in 
einem Individualverfahren, oder wird das Indivi-
dualverfahren durch eine Pauschalentscheidung 
beispielsweise entlang des Kriteriums Jahres-
raster oder anderweitig entschieden? Das waren 
sozusagen die beiden Gegenstände, die uns be-
schäftigt haben. Und das Pauschalverfahren, das 
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als Listengenehmigung erteilt wurde, kam erst 
am 15. August, am Tag des Falls von Kabul, fern-
mündlich und zwei Tage später, am Dienstag, 
schriftlich durch das Bundesinnenministerium, 
und nicht früher.  

Und das Visa on Arrival ist noch mal ein ganz 
anderer Vorgang. Da geht es darum, dass Leute, 
die sich auf den Weg machen, dann auf dem Weg 
zur Einreise, möglicherweise sogar erst bei Ein-
reise in der Bundesrepublik Deutschland, an der 
entsprechenden Grenzpolizeistelle ein Visum be-
kommen. Und das ist keine triviale Angelegen-
heit. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Dann frage ich 
noch mal andersrum: Haben Sie in Ihren Gesprä-
chen, insbesondere mit Staatssekretär Jäger, auf 
die Veränderung des Verfahrens - individuelle 
Gefährdungsprüfung gegen Listenprüfung oder 
Listengenehmigung - hingewiesen? Also, war 
das - - 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Das war Gegen-
stand von Gesprächen mit Blick auf den Worst 
Case: dass im Worst Case wir spätestens eine 
Listenentscheidung brauchen, weil das Indivi-
dualverfahren dann nicht mehr handhabbar ist. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Und hat Staats-
sekretär Jäger Ihnen gesagt, dass das geht, oder 
hat er Ihnen gesagt, dass es nicht geht? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, wir ha-
ben keine Entscheidung darüber getroffen, weil 
das eine Abstimmungsangelegenheit war inner-
halb der Bundesregierung und nicht zwischen 
ihm und mir. Ich habe das Anliegen präsentiert, 
Herr Jäger hat das verstanden für den Worst Case 
und hat es auch so mitgenommen. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Haben Sie mit 
Herrn Spatz darüber gesprochen, dass diese Mög-
lichkeit erst gezogen werden soll, wenn der 
Ernstfall näherkommt? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Im Kern war 
das immer unsere Perspektive, ja.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Und was wäre 
der Ernstfall gewesen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Das, was am 
15. August passiert ist: dass sozusagen wir in 
eine Situation kommen, in der Kabul fällt, und 
nicht nur Kabul, sondern die gesamte Regierung, 
und wir sozusagen - - weil wir ja bis zu dem Zeit-
punkt in unserem Szenario immer darauf orien-
tiert haben, dass es möglicherweise - und das war 
ja auch das Ziel - zu einer gemeinsamen Regie-
rung aus republikanischer Regierung und Taliban 
kommt und dass auf dieser Grundlage weiter 
operiert werden kann. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): War es aus Ihrer 
Sicht - zusammenfassend noch mal gefragt - da-
her erforderlich, dieses Verfahren, also von Indi-
vidualprüfung auf Listenprüfung, vor dem 
15. August 2021 umzustellen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Die Frage sug-
geriert, wenn ich das so offen sagen darf, dass sie 
vorher angewendet wird. Das war nicht unser 
Case. Unser Case war, dass im Falle, dass es pas-
siert, klar ist, dass wir eine Listengenehmigung 
haben.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Meine Frage 
war jetzt: War es aus Ihrer fachlichen Sicht erfor-
derlich, schon vor dem 15.08. dieses Verfahren 
umzustellen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, es war 
erforderlich, Herr Abgeordneter, vor dem Worst 
Case eine Entscheidung darüber zu haben, wie 
wir im Worst Case umgehen, ja. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Und ist diese 
Entscheidung getroffen worden?  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Die Entschei-
dung ist am 15. August getroffen worden, fern-
mündlich mitgeteilt durch die Bundesregierung 
und verschriftlicht am 17., das heißt am Dienstag 
nach dem Fall von Kabul. Deswegen habe ich mir 
vorhin die Bemerkung erlaubt zu Interviews, Bot-
schaften im Vergleich zur Rechtsetzung, weil es 
klar war, dass wir als Bundesunternehmen - das 
hatte ich vorhin auch in meiner Einführung 
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schon gesagt - in besonderer Art und Weise auch 
vermessen werden davon, dass wir Regeln kor-
rekt einhalten. Kleine Nebenbemerkung: Wir hat-
ten im letzten Jahr 1 800 externe Prüfungen bei 
1 600 Vorhaben, die wir für die Bundesregierung 
umsetzen. Und insofern war für uns an der Stelle 
klar: Wir brauchen, wenn wir eine Veränderung 
im Verfahren vornehmen, eine Entscheidung. Die 
ist am 15. August gekommen. Aber sie war vor-
her nicht angekündigt. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Haben Sie die 
Entscheidung vorher angefordert? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Wann denn?  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Da kann ich 
Ihnen jetzt kein Datum sagen. Die Diskussionen 
gingen vorher um die Frage: Wie gehen wir in be-
stimmten Situationen um? Und die Diskussionen 
um das Verfahren haben sich in den wenigen 
Wochen vor dem 15. August mit Blick auf die 
verschärfte Sicherheitslage auch dynamisch ent-
wickelt. Aber ob das jetzt, sage ich mal, Ende 
Juni war oder Anfang Juli mit Blick darauf, dass 
wir diese Entscheidung brauchen oder zumindest 
gerne sozusagen in petto hätten, um damit ope-
rieren zu können für den Fall, dass der Worst 
Case eintritt, das kann ich Ihnen jetzt nicht mehr 
sagen.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Sie haben ge-
sagt, die Bundesregierung hätte diese Entschei-
dung treffen müssen. Wer konkret hätte Ihnen 
diese Entscheidung mitteilen müssen?  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Letztlich ist für 
die Sicherheitsüberprüfung die Entscheidung des 
Bundesinnenministeriums verantwortlich, wenn 
ich den Prozess richtig verstanden habe. Und ich 
glaube, dass ich ihn richtig verstanden habe. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Das heißt, Sie 
haben erst am 15.08. aus dem Bundesinnen-
ministerium die Nachricht bekommen, dass jetzt 
nicht mehr die individuelle Gefährdungsprüfung 
erforderlich ist?  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich müsste jetzt 
in den Unterlagen nachgucken, ob wir die Mittei-
lung aus dem BMZ erhalten haben oder aus dem 
Bundesministerium. Das kann ich Ihnen nicht 
sagen; das müsste ich nachfragen. Jedenfalls hat 
uns die Regierung mitgeteilt, dass die Entschei-
dung zum Listenverfahren getroffen ist.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Okay. - Die Vor-
derseite des Dokuments würde ich gerne noch 
einmal kurz mit Ihnen andiskutieren, weil wir 
über die Frage „Vorbereitung auf den Worst 
Case“ sprechen. Da schreibt Herr S  sozu-
sagen eine Mail an einen etwas größeren Vertei-
ler, wo er einen Exitplan für erforderlich hält. 
Können Sie uns zu den Hintergründen etwas 
sagen und auch zu der Frage: „Wie ist über die 
Erstellung eines Exitplans entschieden wor-
den?“? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Das kann ich 
nicht. Sie sehen ja auch, dass ich nicht in dem 
Verteiler bin. Die Frage, in welchen Szenarien 
wir operieren, die hat allerdings häufiger eine 
Rolle gespielt. Deswegen haben wir ja eine 
Szenarienplanung, die heute auch schon mehr-
fach eine Rolle gespielt hat, aufgesetzt. Wir haben 
dazu im Sommer 2021 einen Vorratsbeschluss 
getroffen, um sozusagen dem operativen Bereich 
„Asien, Pazifik, Lateinamerika, Karibik“ den ent-
sprechenden Handlungsrahmen und eine Orien-
tierung zu geben, in welchem sie sich bewegen 
können im Rahmen des Worst Case. Ein unmit-
telbarer Exitplan ist mit mir abschließend nicht 
diskutiert und auch abgestimmt worden, weil wir 
bis zu diesem Zeitpunkt von einem anderen Sze-
nario ausgegangen sind.  

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Vielen Dank. Die Zeit ist um. - Jetzt brauchen wir 
noch ganz kurz die Quellenangabe von dem Zei-
tungszitat fürs Protokoll. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): MAT A 
GIZ-3.06, Blatt 329. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Vielen Dank. - Und das Fragerecht geht zu den 
Grünen. Bitte schön. 
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Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Herr Vorsitzender. - Sehr geehrter 
Herr Schäfer-Gümbel, ich will mal beginnen, 
weil ich einen Eindruck gewinnen möchte, wie 
viel Sie von der Situation der Ortskräfte mitbe-
kommen haben, mit einer Mail, die Ihnen jetzt 
auch vorgelegt wird. Das ist MAT A GIZ-3.38, 
Blatt 987. Ich lese Ihnen den Text während-
dessen aber schon mal vor; dann können die an-
deren das ja auch verfolgen. Da schreibt Rodieck, 
Matthew von der GIZ: 

„I am writing with a disturbing 
report I have just received: 

One of our Implementing Partners 
… notified us this afternoon that 
the Project Officer associated with 
our PME activities, Mr Ahmadzai, 
has been found after being missing 
for 2 days from his home in Herat 
City. He had been tortured and 
dismembered. 

As a long-time IP for PME, our 
colleagues knew Mr Ahmadzai 
well and are shocked and devas-
tated.“ 

Haben Sie solche oder ähnliche Nachrichten in 
Ihrer Position erhalten? Also, haben Sie davon 
Kenntnis erlangt? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, es gab 
verschiedene Mails und auch Vorgänge, in denen 
über die schwierige Situation und auch Bedro-
hungslagen rund um den 15. August, danach aber 
auch vereinzelt ein oder zwei Fälle - da erinnere 
ich mich dunkel - - vor den Ereignissen schon 
kommuniziert wurde, dass es Bedrohungslagen 
gab. Es gab ja auch vier entsprechende Anzeigen 
im Rahmen des Ortskräfteverfahrens. Aber ja: 
Solche Vorgänge sind mir natürlich auch zur 
Kenntnis gebracht worden. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Und Sie haben ja vorhin halt beschrieben, wie so 
Ihre Einschätzung aus der GIZ-Sicht der Bedro-
hungslagen ist. Und Sie haben ja auch betont, 
dass es eben abweicht von der anderer Institu-
tionen oder auch Ortskräfteverfahren anderer 
Ressorts. Können Sie das noch mal einordnen in 

Bezug auf so eine Bedrohung zum Beispiel, wie 
sie sich hier realisiert hat?  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Na, wir würden 
in so einem Fall uns anschauen müssen, welche 
Rahmenbedingungen es - - also welche Rahmen-
ereignisse stattgefunden haben, damit wir es gut 
einordnen können. Weil wir müssen ja - bezogen 
auf unser Vorgehen - konkret den Nachweis lie-
fern, dass es eine konkrete Bedrohungslage aus 
der Tätigkeit der GIZ heraus ist und nicht mög-
licherweise eine Situation, die aufgrund eines 
privaten oder eines politischen Umstandes bei-
spielsweise - das nenne ich jetzt nur exempla-
risch - entsteht, der sozusagen damit zusammen-
fällt, dass es gleichzeitig eine GIZ-Tätigkeit gibt. 
Ich weiß, dass das auch sozusagen mit Blick auf 
die jeweils Betroffenen schwer erträglich ist und 
auch eine Belastung ist, damit umzugehen. Und 
im Übrigen: Das ist es auch manchmal für uns.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. - Ich würde Ihnen jetzt noch mal 
einen anderen Fall schildern - das bekommen Sie 
jetzt auch; das ist MAT A GIZ-3.38, Blatt 1248 - 
und würde Ihnen da auch kurz zitieren, damit 
auch die anderen wissen, wovon ich rede. Das ist 
eine E-Mail aus Faizabad, und da schreibt je-
mand: 

„You know that the situation of 
Afghanistan has deteriorated. I 
escaped from Mazar Sharif by 
flight when the Taliban sur-
rounded Mazar and now I am in 
Kabul with my two children … 
I would like to request you that if 
possible pls contact the depart-
ment who are authorizing/organi-
zing the travel of active GIZ staff 
to Germany and recommend me to 
be included in this list … 

I am a female Engineer who 
worked with GIZ and it has 
created a big risk for me. I escaped 
from Badakhshan to Mazar and 
then from Mazar to Kabul. From 
Kabul I have nowhere else to es-
cape. I feel so afraid and my life is 
under a big danger.” 
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(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Sie hatten vorhin ja gesagt, dass Sie 2019 in 
Masar waren. Ich war auch 2019 in Masar und in 
Kunduz und in Kabul. Deswegen weiß ich schon 
um die Distanzen und bin ja schon beeindruckt, 
dass die Dame es bis dahin geschafft hat. Meine 
Frage wäre halt: Wie würden Sie diesen Fall ein-
ordnen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ehrlich gesagt: 
Ich kann den Fall nicht einordnen, solange ich 
nicht alle Details rund um diesen Fall habe. Wir 
haben Relokierungen ermöglicht aus Provinz-
städten, in denen wir Standorte haben, um an der 
Stelle das Schutzniveau zu erhöhen. Das war mit 
Herausforderungen verbunden. Aber zum kon-
kreten Fall kann ich nichts sagen nur auf der 
Grundlage dieser E-Mail. Ich bitte um Verständ-
nis. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
auf jeden Fall. Uns verbindet ja auch das gemein-
same Aufklärungsinteresse. Insoweit sollen Sie 
eben auch nur das sagen, was Sie wissen. 

Ich hätte noch mal eine Frage: Wie war das denn 
insgesamt mit den GIZ-Kräften? Wie war das or-
ganisiert? Zum Beispiel: War das organisiert, dass 
die aus Masar nach Kabul irgendwie gebracht 
wurden? Gab es da vonseiten der GIZ Vorkehr-
maßnahmen, Organisatorisches, um eben zu er-
möglichen, über Kabul gegebenenfalls das Land 
zu verlassen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Zunächst gab 
es mal Vorgaben und auch Vorbereitungen, im 
Umfeld des Vormarschs der Taliban Relokierun-
gen innerhalb des Landes vorzunehmen. Für 
Masar galt das auch, wenngleich an dem Freitag, 
als Masar gefallen ist, sozusagen von dort aus die 
Logistikketten zusammengebrochen sind. Das ist 
zumindest meine Erinnerung. Die Weiterreise 
nach außerhalb, die war mit Blick auch auf das 
zu diesem Zeitpunkt nicht klare Verfahren und 
die Frage, wie wir das logistisch organisieren, 
rund um den 15., 16., 17. August - ich erinnere 

noch mal an die Situation am Flughafen, die ich 
vorhin schon geschildert habe -, nicht möglich.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Verstehe. - Sehr geehrter Herr Schäfer-Gümbel, 
ich hätte jetzt hier noch mal eine Vorlage. Weil 
Sie gesagt haben, Sie wollen die immer haben, 
sage ich gerade die Nummer: MAT A GIZ-4.57, 
Blatt 205 ff. Genau genommen würde ich gerne 
Bezug nehmen auf Blatt 207. Ihnen wird das vor-
gelegt. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Bis dahin will ich noch mal einordnen, was mich 
an dieser Vorlage interessiert. Und zwar geht es 
ja um das Ortskräfteverfahren. Und dort wird ge-
sprochen über eine Sonderabfindung, die an Be-
schäftigte gezahlt werden soll. Können Sie das 
noch mal einordnen für diejenigen, die sich 
damit nicht auskennen, was mit dieser dritten 
Option und der Sonderabfindung bezweckt war? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Eigentlich habe 
ich die Frage vorhin schon zweimal beantwortet 
mit Blick auf diese Abfindung, die nichts anderes 
war als Ausdruck und Anerkennung auf der 
einen Seite für geleistete Tätigkeit und zweitens 
Anerkennung dafür, dass bestimmte Kolleginnen 
und Kollegen in der Regel aus familiären Grün-
den und manche auch aus der Einschätzung, dass 
sie auch in den anderen Verhältnissen gut weiter-
arbeiten und wirken können - aber in der Regel 
aus familiären Gründen -, am Ortskräfteverfahren 
nicht teilnehmen konnten und wollten. Und wir 
haben uns als Unternehmen in diesem Punkt 
dazu entschieden, in der Tat eine Abfindung zu 
zahlen, um den Start in eine neue Situation - 
weil zu diesem Zeitpunkt war für uns auch nicht 
klar, wie es weitergehen kann - zu ermöglichen. 
Diese Abfindung ist ja öffentlich anschließend 
häufig als „Bleibeprämie“ denunziert worden. 
Der Begriff ist offensichtlich auch mal in internen 
Vorgängen gefallen. Aber der Hintergrund ist ein 
anderer.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Genau. - Schauen Sie einfach eine Seite weiter 
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auf Blatt 208, da wird er in dieser Vorlage als 
„Bleibeprämie“ beziffert. Die krasse Herausforde-
rung ist ja, dass Bleiben auch lebensgefährlich 
sein konnte. Es gibt sogar Leute, die das als 
Sterbeprämie bezeichnen. Das Krasse daran war, 
dass diese Entscheidung so absolut war, dass, 
wenn man sie getroffen hat, es keine Umkehr gab. 
War das so? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein, das war 
nicht so. Auch Leute, die diese Sonderprämie in 
Anspruch genommen hatten, konnten anschlie-
ßend - das ist auch passiert - am Ortskräfteverfah-
ren dann neu - das war wieder ein individuali-
siertes zu einem späteren Zeitpunkt - teilnehmen. 
Der Unterschied war allerdings, dass mit Blick 
darauf, dass diese Abfindung gezahlt wurde, das, 
was im normalen Verfahren ermöglicht wird, 
nämlich dass sozusagen die logistische Beglei-
tung finanziert wird durch die GIZ - - dass dieser 
Teil der finanziellen Begleitung entfallen ist. 

Lassen Sie mich, Frau Bayram, mit Blick auf das 
Thema „Sterbeprämie“ allerdings auch sagen: 
Das ist wirklich einer der Punkte, der mich emo-
tional auch angefasst hat in dieser Phase, dass - 
bei aller Akzeptanz von politischen Auseinander-
setzungen - dort teilweise im öffentlichen Raum 
dieses Thema in der Art gedreht wurde. Das hat 
bei uns viele Verletzungen ausgelöst. Ich will 
allerdings auch sagen, dass die Benutzung des 
Begriffs „Bleibeprämie“, die offensichtlich aus 
einem internen GIZ-Dokument - in Anführungs-
zeichen - stammt, genauso dämlich ist, um es mal 
auf den Punkt zu bringen, weil es an dem Thema 
vorbeigeht.  

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Danke schön. - Das Fragerecht geht zur AfD. 

Markus Frohnmaier (AfD): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Ich würde mich für die Zusam-
menarbeit der GIZ mit den Taliban interessieren, 
und ich würde Ihnen gerne dazu einen Aus-
schnitt der Informationsveranstaltung der GIZ 
zeigen, des GIZ-Vorstandes, vom 27.08.21; 
MAT A-GIZ-3.192. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Also keine Angst, die Zeit läuft nicht. Wir 

schauen, dass wir das technisch hinbekommen. 
Für alle zur Info: Das ist ein Vorhalt eines Video-
dokuments.  

(Es wird ein Video auf dem 
Medienwürfel gezeigt) 

Markus Frohnmaier (AfD): Vielen Dank an die 
Technik. - Ich würde Ihnen zudem gerne eine 
Aussage von Herrn Dr. Spatz hier im Unter-
suchungsausschuss mitteilen. Ich zitiere dazu 
das Protokoll der 44. Sitzung, Seite 104 f. - 
Zitat -: 

„Weil - das ist jetzt wahrschein-
lich hart für einige zu akzeptie-
ren - die Taliban sich an das, was 
sie sagen, halten. Zumindest, was 
die GIZ angeht, haben sie sich an 
das, was sie gesagt haben, gehal-
ten. Sie haben gesagt: Wir werden 
euch nicht verfolgen. - In den letz-
ten 24 Monaten haben sie keinen 
von uns verfolgt … 

Die Garantien, die wir bisher be-
kommen haben, waren sehr be-
lastbar. - Das war damals unsere 
Einschätzung, das ist jetzt unsere 
Einschätzung …“ 

Ich würde Sie gerne fragen: Trifft es Ihrer Kennt-
nis nach zu, dass die Taliban die Compounds, 
also die Liegenschaften, der GIZ bewacht haben, 
und können Sie auch bestätigen, dass Plünderer 
verjagt worden sind? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Herr Frohn-
maier, ich kann das aus persönlicher Wahrneh-
mung nicht bestätigen, weil ich nicht vor Ort 
war, aber habe sozusagen auch keinen Anlass, 
den Bericht aus dem RMO, der auf Bewertungen 
von vor Ort zurückgeht, sozusagen das nicht - - 
oder das zu hinterfragen. Es gibt keine Anlässe 
dazu, sondern das scheint die Situation gewesen 
zu sein, dass dort Plünderungen verhindert wur-
den - das galt übrigens nicht nur für GIZ-Com-
pounds -, dass wir auch dort bewaffnetes Per-
sonal der Taliban vor Compounds hatten, in wel-
cher Funktion auch immer. Wir wissen allerdings 
auch, dass es vorher beispielsweise in einem 
Standort im Norden auch Entwendungen von 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/72 

  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 94 von 158 

 

Fahrzeugen der GIZ durch Taliban gegeben hat. 
Aber in der konkreten Situation in Kabul war die 
Rückmeldung aus dem RMO so, wie sie erläutert 
wurde. 

Markus Frohnmaier (AfD): Danke. - Trifft es 
Ihrer Kenntnis nach zu, dass gegenüber der GIZ 
also die abgegebenen Garantien, die Sicherheits-
garantien von den Taliban eingehalten worden 
sind? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Die Antwort 
auf diese Frage hat einen öffentlichen Teil und 
einen nichtöffentlichen. Ich beantworte hier den 
öffentlichen. 

Im Untersuchungszeitraum sind die Sicherheits-
garantien der Taliban für internationales Personal 
so, wie sie angekündigt wurden, wirksam gewe-
sen, und wir haben dazu keine Erkenntnisse, 
dass sie nicht stabil waren. Wir haben - das habe 
ich, Herr Frohnmaier, vorhin bereits ausgeführt, 
als Sie noch nicht anwesend sein konnten - in 
einzelnen Fällen diese Sicherheitsgarantien auch 
verschriftlicht erhalten, was beispielsweise nach 
meinem Kenntnisstand bei Checkpointkontrollen 
eine Relevanz hat. 

Markus Frohnmaier (AfD): Diese schriftlichen 
Sicherheitsgarantien, wurden die nach Ihrer 
Kenntnis dem Untersuchungsausschuss vor-
gelegt? Wir konnten nämlich in den Beweis-
materialien der GIZ keine finden. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Das kann ich 
Ihnen nicht sagen. Das weiß ich nicht, weil ich 
nicht weiß, ob sie der Zentrale überhaupt vorlie-
gen. 

Markus Frohnmaier (AfD): Vielen Dank. - Wir 
werden in der nächsten Runde weitermachen. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Gut. - Dann geht es weiter mit der FDP. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Vielen herz-
lichen Dank. - Ich würde gerne zum Thema 
„Szenarienbildung“ noch mal zurückkommen. 
Sie hatten ja vorher gesagt, das von Ihnen ver-
folgte wahrscheinlichste Szenario war das der 

„Regierung der Nationalen Einheit“, also dass 
der Friedensprozess weitergehen würde oder zu 
einem Ergebnis führen würde. Könnten Sie bitte 
noch mal darauf eingehen, wann dieses Szenario 
für Sie als das wahrscheinlichste definiert wurde 
und wie lange Sie daran festgehalten haben sozu-
sagen? Gerne auch eine kurze Antwort.  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, das kann ich 
auch sehr kurz machen. - Die Szenarien sind im 
Kern entwickelt worden nach der Doha-Verein-
barung, weil sich daraus einfach eine neue 
Grundsatzsituation ergeben hat. Danach haben 
wir die immer weiter auch nachgeschärft und 
auch weiterentwickelt. Und wir hatten, wie ge-
sagt, bis weit hinein in den Juli eigentlich nach 
wie vor eine feste Einschätzung, eine robuste Ein-
schätzung, selbst in der Woche vor dem Fall von 
Kabul noch, dass das das wahrscheinlichste Sze-
nario ist.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Und haben 
Sie dieses Szenario auch mit dem Auswärtigen 
Amt diskutiert, insbesondere auch mit dem 
Staatssekretär dort, Herrn Annen? War das Teil 
Ihrer Diskussion? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich nicht. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. - Und 
war Ihnen die Lageeinschätzung oder - - nein, die 
Szenarienbildung des BND diesbezüglich be-
kannt, dass dort das Szenario „Emirat 2.0“ das 
wahrscheinlichste war? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, ich bin 
sicher, dass es auf Arbeitsebene Gespräche zwi-
schen den Diensten und uns gegeben hat, weil 
ich weiß, dass es solche Gespräche gegeben hat. 
Ich habe solche Gespräche nicht geführt. Mein 
Gesprächspartner war das BMZ. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. - Sie 
haben vorher gesagt, es hätte eine gute Zusam-
menarbeit vor Ort zwischen dem RMO und eben 
dem BND gegeben. Gab es da auch einen Infor-
mationsaustausch? 
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Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich gehe fest 
davon aus. Und meine Bemerkung zu guter Zu-
sammenarbeit bezog sich ausdrücklich auch auf 
mehr. Ich habe vorhin ganz bewusst auch noch 
mal auf die Zusammenarbeit mit der Bundeswehr 
in Masar-i-Scharif, aber auch in Kabul angespielt, 
auf die Bundespolizei, mit der wir einen sehr 
vertrauensvollen und sehr engagierten Austausch 
haben. Und auf Arbeitsebene weiß ich, dass die 
Verbindungen extrem stabil und konstruktiv wa-
ren. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ich zitiere 
hier das endgültige Stenografische Protokoll der 
34. Sitzung auf Seite 17. Da hatte der Zeuge 
Dr. Rohschürmann gesagt, dass er nicht die 
Sicherheitsüberprüfung gehabt hätte. Das wollte 
ich nur sagen. Also, da müssen wir gleich noch 
mal gucken. 

Dann würde ich gerne noch mal auf die Länder-
strategie Afghanistan des BMZ eingehen. Wie 
kommt diese zustande aus Ihrer Sicht, und wel-
chen Beitrag haben Sie als GIZ dazu geleistet? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Sie wird - - 
Vielleicht zu Ihrer kleinen Nebenbemerkung vor-
her: Ja, das kann gut sein, dass Herr Rohschür-
mann keine Sicherheitsfreigabe hat. Und deswe-
gen ist natürlich auch der Grad der Gespräche, 
die geführt werden, auf einem bestimmten Level. 
Bestimmte Sachen werden dann an der Stelle 
nicht geteilt. Und das ist auch gelegentlich eine 
Herausforderung. Das ist definitiv ein Thema. 

(ORRn Henrike Herz (BMZ) 
meldet sich zu Wort)  

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Die Bundesregierung wünscht das Wort. - Frau 
Herz. 

ORRn Henrike Herz (BMZ): Nur zur Länder-
strategie: Könnten Sie das vielleicht auf den 
Untersuchungszeitraum eingrenzen, die Frage? 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Selbstver-
ständlich. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, die Län-
derstrategie wird im Kern auf der Grundlage der 
politischen Orientierung durch die Bundesregie-
rung erstellt, da, wo wir sozusagen dann auch im 
operativen Lead sind, bzw. auch in Abstimmung 
mit dem entsprechenden Referat. Das ist - - ich 
würde das jetzt mal als ein fast symbiotisches 
Verhältnis bei der Entwicklung solcher Strategien 
beschreiben. Wir haben ja dann auch eine expli-
zite Teilsteuerung über die WZ-Referenten in den 
Botschaften. Und insofern: Ja, ich glaube, „sym-
biotisch“ ist, glaube ich, ein guter Begriff dafür. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ich bin nur 
vorher über Ihre Formulierung gestolpert, dass 
Sie die Entscheidung gefällt haben: „Wir blei-
ben.“ Und dann haben Sie gesagt: mit ausdrück-
licher Zustimmung des BMZ. - Das heißt ja 
eigentlich - - Für mich hat das so ein bisschen ge-
klungen, dass Sie die Entscheidung gefällt haben. 
Und deswegen wollte ich noch mal fragen. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Danke, dass Sie 
mir die Gelegenheit geben, das noch mal klarzu-
stellen, wenn das so angekommen ist. Es ist na-
türlich so, dass die Entscheidung darüber, ob wir 
in einem Land aktiv sind oder nicht, die Bundes-
regierung trifft und nicht die GIZ. Was ich zum 
Ausdruck bringen wollte, um das noch mal zu 
präzisieren, ist, dass das sozusagen ausdrücklich 
auch unsere Perspektive auf die Zusammenarbeit 
gewesen ist. Und insofern, damit da gar kein 
Millimeter an Distanz in der Entscheidung auf-
kommt, habe ich den Punkt so stark formuliert. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. - Dann 
hätte ich noch eine Frage, und zwar: Könnten Sie 
bitte mal darauf eingehen, inwiefern Sie in der 
Phase nach April 2024, also als die Abzugsent-
scheidung der Amerikaner dann klar war, noch 
Drittmittelprojekte der GIZ in Afghanistan - - 
existiert haben oder ob Sie da auch in dem Zeit-
raum welche hatten? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ganz definitiv. 
Nicht nur von der EU, aber insbesondere auch 
von der EU. Und die Interessenslage hat sich 
auch bis heute im Grundsatz nicht geändert. Es 
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gibt nach wie vor ein Interesse von Kofinanzie-
rung an Vorhaben auch der Bundesregierung; 
aber gerade auch zu dieser Zeit gab es die. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Und wie war 
das anteilsmäßige Verhältnis zwischen eben die-
ser bilateralen EZ, die Sie im Auftrag des BMZ 
gemacht haben, und den Drittmitteln in der Zeit, 
also eben nach April 2024? So über den Daumen: 
Also fifty-fifty oder 10 zu 90 oder - - 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also 10-90 war 
es sicherlich nicht, aber es war auch ganz sicher-
lich nicht fifty-fifty. Aber ich kann es Ihnen ehr-
lich gesagt jetzt nicht aus dem Kopf sagen, wie 
das Verhältnis ist. Das ist auch hochdynamisch, 
das verändert sich in den Jahrschreiben regel-
mäßig. Also, ich habe gelernt: Ich darf hier nichts 
nachreichen. Ich könnte es nachreichen. Jetzt 
kann ich es Ihnen nicht präzise beantworten.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. - Dann 
habe ich in der Runde jetzt keine Fragen mehr. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Danke schön. - Dann beginnen wir eine weitere 
Runde. Die SPD-Fraktion hat das Wort. Herr 
Kollege Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank, Herr Vor-
sitzender. - Wir hatten vorhin in der vorherigen 
Vernehmung mit der damaligen Vorstandsspre-
cherin, Vorstandsvorsitzenden eine kurze Diskus-
sion und eine Frage, die sie uns nicht wirklich 
beantworten konnte, nämlich über ein Telefonat - 
und ich muss gestehen, ich finde es jetzt nicht 
auf die Schnelle direkt -, wo es darum ging, 
dass Sie geäußert hätten, jetzt müsste dann der 
„Plan B“ gezogen werden. Und es ging, glaube 
ich, wenn ich mich recht entsinne, um die Situa-
tion irgendwann am 12. oder am 13. August, als 
Sie informiert worden sind, dass in Kabul sich 
die Lage zuspitzte. Ihre Kollegin konnte mit dem 
Begriff „Plan B“ nichts anfangen. Aber da Sie ihn 
gebraucht haben, können Sie uns vielleicht erläu-
tern, was mit dem „Plan B“ gemeint war? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, also der 
„Plan B“ ist sozusagen nicht Synonym für irgend-
einen Plan, den wir in der Schublade hatten und 

rausgezogen haben, sondern er stand schlicht 
und einfach für die Frage, dass wir jetzt noch mal 
ganz anders auch die Situation angucken müs-
sen, weil wir jetzt im Worst Case sind mit der 
Entscheidung, dass die US-Botschaft innerhalb 
von 14 Tagen geschlossen werden soll, dass die 
Briten angekündigt haben, sie gehen raus, und 
das sofort natürlich Themen hatte. Einer der Hin-
tergründe war beispielsweise, dass wir im Ge-
spräch waren zur Relokierung der internationa-
len Mitarbeitenden, mit der Perspektive aber, 
dass sozusagen ein Kernteam aus der GIZ mit 
Blick auf die Steuerung von weiteren Themen 
unter dem Sicherheitsschirm der deutschen Bot-
schaft in Kabul verbleibt. Das war sozusagen in 
Vorbereitung der „Plan B“, der unter anderem 
dann auch beinhaltet hätte, dass wir jetzt diese 
Frage des Listenverfahrens zu den Ortskräften 
ganz dringend und schnell brauchen, damit wir 
dann zu Entscheidungen kommen können. Also 
es gab sozusagen keinen haptisch-faktischen 
Plan, sondern es ist im Prinzip eine politische 
Floskel dafür: Wir müssen jetzt neu denken. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Ich kann 
inzwischen auch nachreichen, um welche Fund-
stelle es sich handelt: MAT A-GIZ 4.57, Blatt 192. 
Und nur fürs Protokoll noch: Die Antwort von 
Herrn Zeugen lautet: 

„… ich habe eben auf verschiede-
nen Ebenen telefoniert. Aus mei-
ner Sicht müssen wir morgen vor-
rangig über Plan B reden. Alles 
andere wird bei dieser Dynamik 
nicht funktionieren. Die Ministe-
rien tagen morgen um 11 Uhr zum 
vereinfachten Verfahren. Ich halte 
das nach den aktuellen Informa-
tionen für überholt. 

Im Grundsatz teilt das Sts Jäger! 
Ich sage alle Anschlusstermine 
nach unserer Runde um 14 Uhr 
ab. Herr Jäger wird ebenfalls ggf 
länger in der Runde zur Verfügung 
stehen.“ 

Vielleicht noch als Nachfrage: Welche Aktivi-
täten haben Sie nach dieser Aussage und diesem 
E-Mail-Verkehr bzw. nach diesem Austausch von 
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Informationen getätigt? Mit wem haben Sie tele-
foniert? Welche Aktionen haben Sie in Gang ge-
setzt? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, ehrlich ge-
sagt, Herr Nürnberger, das waren die Tage, wo 
Hektik angesagt war, wo jeder mit jedem telefo-
niert hat, um irgendwie eine stabile Informations-
lage zu bekommen nach der unabgestimmten 
Entscheidung der Amerikaner, die Botschaft zu 
schließen, und es den Versuch gab, sozusagen 
von allen Ecken und Enden irgendeine verwert-
bare Information zusammenzutragen, um daraus 
entscheidungsfähige Korridore zu formulieren. 
Insofern hat wirklich jeder mit jedem telefoniert 
in dieser Phase. Es war jetzt nicht nur durch-
strukturiert, wenn ich das mal auch selbstkritisch 
sagen darf, sondern es war wirklich dann auch 
ein Stück weit Ausdruck der extrem schwierigen 
Situation, dass nicht klar war, was jetzt alles pas-
siert, wie es passiert und welche Dynamiken da-
raus entstehen. Es war auch viel Unsicherheit. 

Jörg Nürnberger (SPD): An der Stelle könnte ich 
dann, weil es inhaltlich gut passt, die Frage an-
schließen, was man aus dieser von Ihnen jetzt ge-
äußerten Einschätzung, dass eben die Vorberei-
tung durch die schnelle Lageänderung vielleicht 
nicht ausreichend war - - Welche Lessons learned 
hat man daraus gezogen für ähnliche Situationen, 
die ja in Zukunft auftreten können? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, das ist 
natürlich eine der Fragen, die eine klare Konse-
quenz aus dem ist, was Sie hier auch aufarbeiten 
im Untersuchungsausschuss und was wir in un-
seren Szenarien aufgebaut haben. Ich beziehe 
mich jetzt mal auf unsere Szenarien, die inner-
halb des Berichtszeitraums eine Relevanz ent-
faltet haben. Das eine ist, dass wir die Art und 
Weise, wie wir Szenarienbildung machen, ver-
breitern, dass wir externe Expertise einbeziehen 
in der Frage von Sicherheitssystementwicklun-
gen oder Sicherheitsthemen - dazu gehört unter 
anderem das Liegenschaftsthema -, dass wir ver-
suchen, einfach auch dort unsere Sicherheits-
systeme nachzuschärfen, so gut das im Rahmen 
unserer Möglichkeiten geht. Weil bestimmte Fra-
gen, die können wir als GIZ nicht lösen, sondern 
die müssen im politischen Raum beantwortet 

werden. Das ist sozusagen das, was Sie ja auch 
tun werden mit diesem Ausschuss. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Dann wäre 
ich für die SPD-Fraktion am Ende unserer Fragen 
angelangt. Ich danke dem Zeugen sehr für seine 
umfassenden Ausführungen. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Danke schön. - Es geht weiter mit der Unions-
fraktion. Thomas Röwekamp. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Vielen Dank. - 
Herr Schäfer-Gümbel, ich möchte mit Ihnen auch 
noch mal zu der Frage „Wie war eigentlich die 
GIZ auf die mögliche Evakuierung der Ortskräfte 
vorbereitet?“ sprechen. Wir haben eben - - Ich 
weiß nicht, haben Sie es noch vorliegen, die Mail 
von Herrn - - also die Anlage 6, MAT A GIZ-3.06, 
Blatt 335, wo es um den Exit-Plan geht? Haben 
Sie das bei sich noch liegen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich habe alles 
hier noch liegen. Die Frage ist, ob ich es so 
schnell finde. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Oben rechts 
müsste eine 6.28 stehen, bei Anlage. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, ich habe sie.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau. - Da 
wollte ich noch mal sagen: Sie sind nicht in dem 
Verteiler. - Da endete die Befragung. Meine Frage 
ist jetzt: Offensichtlich war ja Hintergrund eine 
Bundestagsanfrage zum Ortskräfteverfahren. Hat-
ten Sie über diese Diskussion in Ihrem Hause, 
wonach eben darüber diskutiert wurde, ob man 
einen Exit-Plan erstellen soll oder nicht, hatten 
Sie davon Kenntnis?  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, im Kon-
kreten nicht. Es kann ohne Weiteres sein, dass 
es auch mal Gesprächspunkt war, wie wir damit 
umgehen im Rahmen der Szenarienplanung, aber 
explizit zu einem Exit-Plan nicht; habe ich keine 
Erinnerung zu. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Inwieweit gab 
es in Ihrem Hause denn für den Fall, dass Kabul 
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fällt, eine Vorbereitung im Umgang mit den Orts-
kräften? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Dazu gab es 
keine Vorbereitung im Sinne eines, wie Sie es 
eben beschrieben haben, Evakuierungsplans, 
weil - so wie ich es vorhin auch schon ausgeführt 
habe - im Grundsatz die Ortskräfte nicht Teil des 
Evakuierungsregimes im Rahmen einer solchen 
Krise sind, sondern bis zu dem Zeitpunkt wir 
angewiesen waren auf die Anwendung des indi-
viduellen Ortskräfteverfahrens im Falle einer 
individuellen Bedrohungslage, die entsprechend 
darzustellen ist. Insofern waren wir, wenn Sie es 
hart beschreiben wollen, auf diesen Teil nicht 
vorbereitet, weil er nicht Teil unserer Szenarien-
planung ist. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Nun habe ich 
das vorhin so verstanden aus Ihren bisherigen 
Schilderungen, dass Sie als Folge des zunehmen-
den Vormarsches der Taliban außerhalb von 
Kabul einen Teil Ihrer Ortskräfte auch nach 
Kabul zurückbeordert haben. Das habe ich richtig 
verstanden, ja? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, wir ha-
ben denen die Möglichkeit gegeben, für sich zu 
entscheiden, ob sie ihren Standort, auch ihren 
Heimatstandort, verlassen wollen und nach 
Kabul relokiert werden wollen, und davon haben 
ein Teil der Kolleginnen und Kollegen - ich 
glaube aber, nicht die Mehrheit - Gebrauch ge-
macht. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau, das 
wäre nämlich meine nächste Frage gewesen: 
Können Sie sagen, wie viele Menschen davon un-
gefähr betroffen waren und wie viele das Angebot 
genutzt haben? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich kann es 
Ihnen nicht sagen, was die Zahlen - - Ich weiß, 
wir haben das damals erhoben, und es ist mir 
auch vorgelegt worden, weil es mich natürlich 
interessiert hat: Was passiert da? Und deswegen 
komme ich auch zu der Einschätzung aus meiner 
Erinnerung: Es war nicht die Mehrheit, die relo-
kiert wurde. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Inwieweit hat 
eigentlich der Vormarsch der Taliban für Ihr ope-
ratives Geschäft Folgen gehabt? Also, inwieweit 
konnten Sie Ihre Projekte eigentlich vor Ort noch 
im gewohnten Umfang oder bisherigen Umfang 
fortführen, und welche Einschränkungen hat es 
gegeben? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Na ja, das 
hängt jetzt sehr von der Provinz und der Region 
ab. Aber wir mussten - - Und deswegen haben 
wir auch einen Teil-Lockdown in einigen Büros 
verhängt; wir haben ja relativ viele kleinere Bü-
ros im Norden Afghanistans gehabt. Je nachdem, 
wie der militärische Fortschritt der Taliban statt-
gefunden hat und wir eingeschränkt waren, 
konnten wir auch nur noch eingeschränkt in un-
seren Vorhaben umsetzen. Das galt insbesondere 
auch außerhalb der Städte, weil im ländlichen 
Teil in Nordafghanistan die Situation immer 
schwieriger wurde. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Inwieweit hat 
das den Bedarf an dem Einsatz von Ortskräften 
vermindert? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Das hat ihn for-
mal, also rechnerisch, natürlich reduziert, weil 
wir bestimmte Maßnahmen aussetzen mussten. 
Da zu diesem Zeitpunkt, also insbesondere zwi-
schen Juni und August, aber nicht klar war, wie 
sich die Situation weiterentwickelt - noch mal: 
wir waren immer im Szenario, dass es irgend-
wann zu einer politischen Lösung kommen 
wird -, ist sozusagen das alles in Stand-by-Modus 
gestellt worden, um wieder anfahren zu können 
in dem Moment, wo wir eine Veränderung der 
Lage bekommen.  

Und ein Teil der Ortskräfte ist zum Beispiel zu-
ständig gewesen für unseren doch relativ großen 
Fuhrpark in Afghanistan. Das sind alles sonder-
geschützte Fahrzeuge; die haben besonders ho-
hen Wartungsaufwand. Es war also nicht so, dass 
alle Ortskräfte dann nichts mehr zu tun hatten. 
Das ging schon sehr stark auch in die unter-
schiedlichen Bereiche. Und ein doch auch sub-
stanzieller Teil unserer Ortskräfte ist eben auch 
im Bereich von Logistik und sonstigen Themen 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/72 

  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 99 von 158 

 

engagiert gewesen. Aber es ist natürlich eine Be-
schränkung gewesen. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Können Sie mir 
vielleicht noch mal erklären - - Also, der Vor-
marsch der Taliban in den Provinzen führt dazu, 
dass Sie Ihre Projekte nicht vollumfänglich fort-
führen können, um es mal so zu - - in welchem 
Umfang auch immer fortführen können. Inwie-
weit - - Hat das bei Ihnen sozusagen nicht die 
Notwendigkeit verstärkt, auch für den Fall von 
Kabul bereits eine Planung zu treffen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Wir hatten den 
Fall von Kabul nicht im Szenario. Also, das ist 
das, was ich auch eingangs beschrieben habe: 
Unser Worst-Case-Szenario war „bürgerkriegs-
ähnliche Situation“. Und das ist für uns als GIZ 
als Arbeitskontext keine ungewohnte und unbe-
kannte Situation, was bedeutet: Dann ist man in 
der einen Provinz tätig, in der anderen nicht, mit 
den entsprechenden Sicherheitsvorgaben. Aber 
so wie ich es vorhin auch beschrieben habe: Un-
ser Worst-Case-Szenario war anders ausgerichtet. 
Das müssen wir uns auch vorhalten lassen, wie 
viele andere auch. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Nun kursieren 
hier ganz unterschiedliche Zahlen aus den Ver-
nehmungen, aber auch aus den Unterlagen. Ich 
habe hier wahrgenommen, dass teilweise eben 
ausgesagt worden ist, dass man bis zum Fall von 
Kabul von einer Anzahl von 30 bis 40 zu eva-
kuierenden Ortskräften ausgegangen sei. Ist 
Ihnen diese Zahl und die Entstehung dieser Zahl 
auch bekannt? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein. Also, die 
Zahl ist mir so nicht bekannt. Wir haben die Zah-
len aus dem Ortskräfteverfahren; im Sommer wa-
ren das die vier. Dann gab es mehr Anmeldungen 
aufgrund der sich verschärfenden - - Aber ich 
kann Ihnen die Zahl nicht nennen. Ich vermute, 
dass das sozusagen der Teil ist. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Dann will ich 
Ihnen gern die Aussage des Zeugen Dr. Spatz in 
seiner Vernehmung vorhalten; das ist bei uns 
Blatt 76 des endgültigen Stenografischen Proto-
kolls 20/44. Da heißt es:  

„Und hier ist es so, dass … ja 
lange unklar war, wer überhaupt 
rauskönnte. Wenige Tage vorher 
hieß es eben noch, wie gesagt: Da 
reden wir über 30, 40 Fälle, und 
nicht über 1 000 Fälle.“ 

Zitat Ende.  

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Deswegen noch mal kurz meine Frage: Aus Ihrer 
Erinnerung heraus: Von welcher Zahl von Orts-
kräften, die evakuiert oder sozusagen nach Hause 
gebracht werden sollten, sind Sie bis zum Sturz 
oder Fall von Kabul eigentlich ausgegangen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Bis zu dem 
Zeitpunkt bin ich davon ausgegangen, dass die 
alle - - also die Anzahl gar nicht feststeht, aber es 
eine kleine Anzahl ist, weil sie am Ende nur über 
das Ortskräfteverfahren mit individueller Über-
prüfung überhaupt evakuiert werden können, 
weil daraus entsteht die Aufnahmezusage. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Herr Dr. Spatz 
sagt dann in seiner weiteren Vernehmung - das 
ist in der rechten Spalte; Zitat -: 

„Und dann war es eben so, dass 
wir innerhalb weniger Tage diese 
Datenbank aufbauen mussten. 
Aber ich bin unsicher, ob man mir 
oder uns den Vorhalt machen 
kann, dass wir uns unzureichend 
vorbereitet hätten.“ 

Zitat Ende. - Ist Ihnen bekannt, wann eine Liste 
oder eine Sammlung der Daten Ihrer Ortskräfte 
für eine mögliche Evakuierung vorbereitet wor-
den ist? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, die Liste 
musste sehr schnell entwickelt werden nach dem 
Fall von Kabul und der Ankündigung, dass es ein 
Listenverfahren geben kann. Bestimmte Vorarbei-
ten hat es nach meinem Kenntnisstand vorher 
schon gegeben aufgrund der weiteren Anmel-
dung im Ortskräfteverfahren individual. Ich kann 
Ihnen aber nicht sagen, wie groß diese Anzahl ist. 
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Natürlich haben wir gleichzeitig Listen gehabt 
von Mitarbeitenden, die wir in der Firma ohne-
hin beschäftigen, die ganz sicherlich auch mit in 
den Blick zu nehmen wären, wenn es zu einem 
pauschalen Verfahren kommt. Das war sozusagen 
die Vorausschau, mit der wir operiert haben.  

Aber es ist so, wie es Herr Spatz sagt: Man wird 
uns sicherlich im Nachhinein den Vorhalt ma-
chen können - und den machen wir uns ja in 
Teilen selbst -, dass wir auf dieses Szenario nicht 
hinreichend vorbereitet waren - wie gesagt, mit 
der Einschränkung, dass die Entscheidung dazu, 
dass Ortskräfte überhaupt in dieser Form eva-
kuiert werden können, eine politische ist, die wir 
als GIZ gar nicht treffen, und regelhaft diese Ent-
scheidung auch gar nicht vorgesehen ist, sondern 
der Verbleib der Ortskräfte im Land. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ich würde gern 
bei dieser Gelegenheit noch einmal kurz auf das 
Thema „Sicherheitsgarantien durch die Taliban“ 
zu sprechen kommen. Über die Gespräche der 
GIZ mit den Taliban nach dem Fall Kabuls haben 
Sie schon bei Fragen der Kollegen geantwortet. 
Wir sind aber darauf aufmerksam geworden, dass 
Sie am 29. Juni 2021 Herrn Spatz über Gespräche 
des Auswärtigen Amtes mit den Taliban, die er 
mit initiiert hatte, informiert haben und seine 
Zuarbeit eines Sprechzettels; das ist MAT A 
GIZ-3.05, Blatt 516 bis 518. Können Sie uns noch 
mal kurz schildern, was sozusagen der Anlass 
und der Hintergrund dieser Gespräche - - oder 
was Sie davon wissen, was Anlass und Hinter-
grund dieser Gespräche des Auswärtigen Amts 
mit den Taliban war, und ging es dabei auch um 
Sicherheitsgarantien für Ortskräfte? - Wir legen 
Ihnen das kurz vor. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, ja.  

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Entschuldi-
gung, es war natürlich andersrum: Herr Spatz hat 
Sie informiert über diesen Hintergrund. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Genau. Ich war 
jetzt auch schon sehr überrascht. 

(Der Zeuge blättert in 
seinen Unterlagen) 

Also, zum eigentlichen Gehalt der Gespräche 
kann ich Ihnen keine Auskunft geben. Herr Spatz 
hat mich darüber informiert, dass es solche Ge-
spräche gibt; aber ich kann Ihnen zum Gespräch 
selbst nichts sagen. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Sie antworten 
aber immerhin: „Bin gespannt.“  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, klar bin ich 
gespannt. Ich meine, es hat eine gewisse Rele-
vanz, wenn man sozusagen auf die Frage wartet 
entsprechend unserer Szenarienplanung: Passiert 
jetzt was? Gibt es eine Art von gemeinsamer Re-
gierung? Gibt es irgendwie eine Art von Konsens-
bildung, die am Ende ja wesentlichen Einfluss 
auf unsere Arbeitsbedingungen hat? 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau. - Meine 
Frage ist jetzt: Die Spannung, hat sich die bis 
zum Schluss gehalten, oder ist die aufgelöst wor-
den durch einen Bericht über das Gespräch? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, ich erin-
nere mich an keinen Bericht aus dem Gespräch. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Okay. - Dann 
würde ich gern mit Ihnen über die Kritik an der 
GIZ kurz sprechen. Es gab einmal eine öffentliche 
Kritik in der „Frankfurter Rundschau“. Ich weiß 
nicht, ob Sie sich an den Vorgang erinnern. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Es gab so viele. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Jedenfalls 
wurde daraus ein interner Vorgang. In dem 
Zusammenhang notierte Herr Spatz am 9. Juni 
2021 - das ist MAT A GIZ-3.06, Blatt 278; Zitat -: 

„Insgesamt entsteht bei uns seit 
gestern der Eindruck, dass es sich 
um eine zunehmend orchestrierte 
Kampagne handelt, in der auf 
allen Kanälen mit falschen oder 
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zumindest stark verkürzten Aus-
sagen öffentliche Aufmerksamkeit 
erregt werden soll.“ 

Zitat Ende. - Sollen wir Ihnen auch diesen Vor-
gang vorlegen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Gerne, damit 
ich ihn einmal habe, - 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ja, okay. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: - weil es gab in 
der Zeit viele Vorgänge dieser Art. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Ja. Gelesen.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Meine Frage ist 
jetzt: Erinnern Sie sich an diesen Vorgang? Im-
merhin: Diese Einschätzung von Herrn Spatz, 
dass es sich um eine „orchestrierte Kampagne“ 
handele, ist ja an Sie persönlich geschrieben wor-
den. Haben Sie diese Einschätzung geteilt, und 
was haben Sie unternommen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, was es 
natürlich in dieser Phase gab - und ich will daran 
erinnern: es war auch Bundestagswahlphase -: Es 
gab eine zunehmende auch öffentliche Debatte 
über die Frage: Wer trägt Verantwortung, wer ist 
schuld? Und insbesondere ist die GIZ auch we-
gen der Situation der Ortskräfte unter Druck ge-
raten im öffentlichen Raum und musste sich an 
verschiedenen Stellen vorhalten lassen, dass wir 
unsensibel umgegangen sind. Das eine fing bei 
dem Thema der - in Anführungszeichen - 
„Bleibeprämie“ an, auf die Frau Bayram ja schon 
hingewiesen hat. Es ging zweitens um die Frage: 
Wie gehen wir mit über 18-jährigen Mädchen 
und Jungen um? Sind die Teil der Kernfamilie 
oder nicht? Und das wurde sozusagen bei uns als 
GIZ abgeladen.  

Das hat erstens natürlich in konkreten Fällen 
auch eine Relevanz, und es waren schwierige 
Entscheidungen. Ich mache auch vor diesem 
Ausschuss keinen Hehl daraus, dass ich in einer 

konkreten Situation in den ersten Tagen, als ich 
keine Entscheidungsorientierung hatte, in einem 
konkreten Fall angeordnet habe, dass die 18-jäh-
rige Tochter mitgenommen wird, die erst seit 
fünf Tagen 18 Jahre alt war, und ich gesagt habe: 
Das werden wir niemandem erklären können, 
dass wir an so einer Stelle eine andere Entschei-
dung getroffen haben. - Aber ich will deutlich 
sagen: Es ist ein Spannungspunkt gewesen, mit 
dem wir uns haben häufig konfrontieren lassen 
müssen.  

Das ist anschließend dann auch entschieden wor-
den auf Regierungsseite, wie damit umzugehen 
ist. Aber unser Eindruck war schon in dieser 
Zeit, dass mit Blick darauf, dass es in der Bun-
destagswahl auch noch mal ein interessantes 
Thema ist zur Frage: „Wie verhalten wir uns? 
Werden wir eigentlich unseren eigenen Stan-
dards gerecht?“, die GIZ - ich darf das so offen 
formulieren - eine geeignete Abziehfolie war, um 
diese Debatte zu führen an uns entlang, und wir 
wiederum als Bundesunternehmen ein besonders 
zurückhaltendes Verhalten im öffentlichen Raum 
haben, im Übrigen auch, weil wir uns in dieser 
Phase - - Und das war meine klare Anordnung 
ins Haus hinein: Wir konzentrieren uns jetzt da-
rauf, so viel zu erreichen wie irgend möglich und 
uns nicht mit Kraftanstrengung darum zu küm-
mern, dass wir am Ende sozusagen in den öffent-
lichen Debatten bestehen. Nichtsdestotrotz wollte 
ich beim konkreten Fall - und das war nicht der 
einzige - wissen, ob wir wirklich gut genug hin-
geguckt haben, ob wir da ordentlich unterwegs 
sind oder nicht, weil in so einem großen Laden 
gehen nun mal auch Sachen daneben. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Wenn Sie so-
zusagen diese Debatte im politischen Raum ver-
orten, gab es aber ja auch Kritik von Ortskräften. 
Am 20. August 2021 titelte der „Tagesspiegel“ 
mit dem Zitat einer Ortskraft: „Wir sind uns 
nicht sicher, ob die GIZ gerade überhaupt etwas 
tut.“ - Zitat Ende.  

Das ist ja jetzt was anderes als eine politische 
Debatte. Inwieweit ist diese Kritik an Sie heran-
getragen worden, wie sind Sie ihr nachgegangen, 
und wie haben Sie diese Kritik sachlich wider-
legen können? 
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Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Na ja, das ist 
schwierig, ehrlich gesagt, Herr Abgeordneter, 
weil die Betroffenheit der Kolleginnen und Kolle-
gen in Afghanistan - und ich finde, auch völlig zu 
Recht - einer rationalen Beschreibung der Situa-
tion und dessen, was wir tun, nicht zugänglich 
war. Dort stand wenige Tage nach dem Fall von 
Kabul für viele die Verzweiflung im Mittelpunkt: 
Was passiert mit ihnen selbst? Was passiert mit 
ihrer Familie? Und der Anspruch war, dass wir 
rausholen, egal wie. Insofern kann ich sozusagen 
auch bei dem Maß an Empathiefähigkeit, das ich 
habe, total verstehen, dass Ortskräfte uns diesen 
Vorhalt machen. Und ich kann den rational gar 
nicht widerlegen, weil ich mit rationalen Argu-
menten die Situation auch der Panik von vielen, 
die es ja in diesen Tagen gab, weil niemand ge-
nau wusste: „Was passiert jetzt?“ - - gar nicht 
bearbeitungsfähig ist. Das ist ja ausgeschlossen. 
Und gleichzeitig habe ich ein Haus, in dem wir 
wirklich binnen weniger Tage Hunderte Freiwil-
lige hatten, die bereit waren, zusätzliche Stunden 
zu kloppen, um in diesen Verfahren, in den Ab-
läufen irgendetwas Sinnvolles hinzukriegen. Und 
auch da gab es eine hohe Emotionalität und im 
Übrigen auch eine Verzweiflung nach dem 
Motto: Warum können wir gerade nicht mehr 
tun? - Die habe ich übrigens auch in vielen 
Ministerien gespürt, auch in den Rückmeldungen 
unserer Kolleginnen und Kollegen, dass das 
wahrgenommen wurde, weil die ja in einer ähn-
lichen Situation waren.  

Und das ist das Momentum, das dann, sage ich 
mal, für uns auch nur noch schwer bearbeitbar 
war. Wir haben versucht, zu strukturieren, Stabi-
lität reinzugeben. Es gibt Leute, die behaupten, 
dass ich Krise könne, weil ich sie in vielen ande-
ren Debatten und Situationen gelernt habe. Und 
das Wichtigste in diesen Phasen ist, den Teams 
Stabilität und Sicherheit zu geben, im Wissen, 
dass nicht alles rundläuft, weil in so einer Situa-
tion einfach Dinge auch schiefgehen. Und das 
zu minimieren dadurch, dass man den Leuten 
Sicherheit gibt, das haben wir versucht. Wir ha-
ben in Abstimmung insbesondere auch mit dem 
BMZ dort wirklich vieles auf den Weg gebracht, 
um möglichst viel der Kritik aufzunehmen. Ich 
habe vorhin die Zahlen, die, glaube ich, für sich 
genommen beeindruckend sind - - Aber ich kann 

gut nachvollziehen, dass in diesen Tagen auch 
Ortskräfte an uns Kritik geübt haben, weil ihre 
persönliche Situation völlig anders ist und nicht 
anschlussfähig daran ist, dass wir zum Beispiel 
Regeln einhalten müssen, die auch vorgegeben 
sind.  

Ich habe danach große Dankbarkeit - - Ich habe 
den ersten Flieger aus Islamabad persönlich in 
Leipzig in der Nacht entgegengenommen und die 
Leute und Kolleginnen und Kollegen begrüßt. 
Da war viel Dankbarkeit, und zwar bei allen. Das 
war im Übrigen auch wieder hervorragend or-
ganisiert vom Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge, von der Bundespolizei, vom Flug-
hafen in Leipzig. Also, es haben wirklich alle an 
einem Strang gezogen, zu tun, was irgend geht, 
nach einer extrem schwierigen Situation, die wir 
alle zusammen nicht vorhergesehen haben. Und 
so haben wir versucht mit dieser Situation umzu-
gehen. 

Heute würden wir möglicherweise manches an-
ders machen; aber wir sind jetzt auch drei Jahre 
weiter, wir sind schlauer. Ob wir alle Entschei-
dungen, die wir brauchen, jetzt im Voraus be-
kommen, ist eine Frage, die in den politischen 
Raum geht. Aber damals haben wir versucht, das 
Menschenmögliche in der Situation zu erreichen. 
Aber ich kann total verstehen, dass das vielen 
unserer Ortskräfte in der konkreten Situation des 
Falls von Kabul und den Tagen danach und den 
schrecklichen Bildern vom Flughafen in Kabul 
nicht gereicht hat. Ich kann niemandem sagen: 
Du irrst, du hast es nicht gesehen. - Emotional 
kann ich es nur nachvollziehen. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Vielen Dank. Die Zeit ist vorbei. - Und es geht 
weiter mit Bündnis 90/Die Grünen. Frau Kollegin 
Bayram. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Herr Vorsitzender. - Sehr geehrter 
Herr Schäfer-Gümbel, wir müssen jetzt trotzdem 
wieder zum 19. August 2021 an den Flughafen 
bzw. an die Tore des Flughafens. Und zwar inte-
ressiert mich das Thema RMO-Scouts. Da ist eine 
Vorlage, die Ihnen jetzt auch vorgelegt wird: 
MAT A GIZ-4.57, Blatt 494.  
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(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Da haben Sie eine Mail erhalten von Matthias 
Giegerich, und ich zitiere da kurz: 

„… ich bin der Meinung das ist 
komplett unverantwortlich und 
rate dringend von diesem zweiten 
Versuch ab, solange dies nicht mit 
dem zentralen Krisenstab unter 
Ägide des AA abgestimmt ist und 
unseren“  

- in Anführungszeichen - 

„"Versuchskaninchen" zugesichert 
wird, dass ihnen von der anderen 
Seite des Gates der Zugang zuge-
sichert wird. Der StS übernimmt 
für diese Tests nicht die geringste 
Verantwortung. Die GIZ und wir 
werden im Unglücksfall den Kopf 
hinhalten müssen. Ich kann, ich 
will das nicht ohne Anweisung 
von der Politik verantworten.“ 

Können Sie uns das mal kurz einordnen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, das kann 
ich. Hintergrund dieses hochemotionalen Vor-
gangs - und es ist auch Ausdruck der Belastungs-
situation in der Sprache - war schlicht und ein-
fach, dass wir den Versuch mehrfach unternom-
men haben, eine erste Gruppe von nationalen 
Kolleginnen und Kollegen am Flughafen durch-
zubringen, um sie auf die Evakuierungsflüge zu 
kriegen, um auch festzustellen: Was sind die bes-
ten Möglichkeiten? Was sind die besten Wege? 
Auf was müssen wir achten?  

Dieser Versuch ist nach vielen Stunden geschei-
tert, hat viel Frustration ausgelöst und war auch 
eine enorme Belastung für die Familien. Es wa-
ren ja nicht nur die vier RMO-Mitarbeiter, die 
anschließend eigentlich - deswegen war das die 
Gruppe, die wir als Allererstes geschickt haben - 
die Aufgabe gehabt hätten, an der Sperre, an der 
dritten Sperre zwischen afghanischen, amerika-
nischen und deutschen Truppen Identifizierung 

vorzunehmen, dass die Personen, die sich ausge-
ben als nationale Kolleginnen und Kollegen - mit 
Familien - der GIZ, auch wirklich identifiziert 
werden können und sozusagen nur berechtigte 
Personen auch durchkommen.  

Dieser Versuch ist gescheitert. Dazu kam, dass 
der „Islamische Staat“ angekündigt hatte, An-
schläge am Flughafen durchzuführen und daher 
die Sicherheitsfragen immer größer wurden und 
wir aber zwingend einen weiteren Versuch und 
am Ende, glaube ich, sogar noch einen dritten 
und einen vierten brauchten, bis wir einen Teil 
dieser Gruppe durchgebracht hatten. Und da 
lagen, sage ich mal, im Team schon auch die Ner-
ven blank. Wir waren uns aber einig - „wir“ heißt 
vor allem Martin Jäger und ich -, dass wir, wenn 
wir die nicht durchkriegen, keine Identifikations-
möglichkeit für Mitarbeitende haben und damit 
jede weitere Form der Evakuierung scheitert. 
Und das war der Spannungspunkt, über den wir 
gestritten haben.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Genau. - Dann MAT A GIZ-4.74, Blatt 38; das ist 
eine SMS von Ihnen. Ich weiß nicht, ob es reicht, 
wenn ich die vorlese, oder ob Sie die sehen wol-
len. Wir machen einfach beides, bevor wir da - - 
Genau.  

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Da schreiben Sie an Herrn Jäger: 

„Der zweite Punkt, der mir auch 
völlig neu ist, dass die Kollegen 
vom RMO zur Identifizierung vor 
das Tor ohne Schutz gehen sollen. 
Das ist für die Sicherheitsleute 
eine echte rote Linie bei der Risi-
kolage.“ 

Und der Staatssekretär Jäger schreibt: 

„Lieber Herr Schäfer-Gümbel, 
wenn es einen vom AA vorge-
schlagenen konkreten Plan gibt, 
sollten wir ihn umsetzen. Wenn 
ihre Leute nicht mithelfen wollen, 
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weitere GIZ-Leute zu identifizie-
ren, werden wir nicht vorankom-
men. Niemand wird gezwungen, 
aber wenn keiner mitmacht und 
niemand ein Risiko geht, wird es 
keine Lösung geben. Dann warten 
wir auf ein Einlenken der Taliban. 
Nicht mein Ansatz.“ 

Daraufhin antworten Sie:  

„Lieber Herr Jäger, das ist auch 
nicht mein Ansatz, aber wir müs-
sen die Chance nach dem heuti-
gen Tag haben, dass es funk-
tioniert. Das Sicherheitsrisiko 
müssen wir einbeziehen. Gute Pla-
nung bedeutet, dass auch unsere 
Leute eine gute Einschätzung dazu 
haben. Sie haben heute betont, 
dass Ihnen die Einschätzung des 
RMO wichtig ist.“ 

Können Sie mir mal sagen: Waren das die in der 
Krisenstabssitzung der Bundesregierung ange-
kündigten RMO-Scouts? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Oh, das weiß 
ich jetzt nicht, ob es jetzt konkret um diese ging. 
Ich würde vermuten: Wahrscheinlich ja. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Und ist das umgesetzt worden? Also, hat das 
wirklich funktioniert, was ich jetzt hier so an-
gekündigt habe? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, am Ende 
haben wir jetzt insgesamt 20 Leute durchgekriegt. 
Ich kann Ihnen nicht mehr sagen - - Also, es wa-
ren auf keinen Fall alle vier; ich glaube, es waren 
nur zwei oder drei der RMO-Scouts, die mit 
ihren Familien durchgekommen sind. Aber sie 
sind am Ende durchgekommen, im Übrigen auch 
wieder durch Unterstützung der US-Streitkräfte. 
Das haben wir hingekriegt. Aber in der Tat: Es 
war eine extrem schwierige, emotionale Situa-
tion. Die Nerven lagen auf allen Seiten blank. Das 
war mittendrin. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja. Vielen Dank auch nachträglich noch mal, 
dass Sie da die Kraft hatten. - Jetzt habe ich 

noch einen weiteren Vorgang; den würde ich 
Ihnen gerne vorlegen. Das ist MAT A GIZ-3.07, 
Blatt 798. Da geht es um die Evakuierung auch 
der GIZ-Ortskräfte über den Militärflughafen. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen)  

Und da zitiere ich, während der Mitarbeiter 
Ihnen da auf dem Weg das bringt: 

„Key Info: Evakuierung natio-
naler Mitarbeiter über Militär-
flughafen“ 

Und da ist die Rede von: 

„Die Sequenzierung der Reisen-
den - nur von MA, einem Ehe-
partner sowie Kindern unter 
18 Jahren - erfolgt im Losverfah-
ren.“ 

Wie muss ich mir das denn vorstellen? Wurde da 
ausgelost? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Das kann ich 
Ihnen, ehrlich gesagt, nicht beantworten. Das 
weiß ich jetzt nicht. Ich kann es Ihnen wirklich 
nicht beantworten. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja. - Das heißt, deswegen - - 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Aber natürlich 
war ganz sicherlich in dem Moment die Frage, 
wer von den Kolleginnen und Kollegen jetzt mit 
auf die Maschinen kommen kann oder den Ver-
such machen. Ich meine, wir waren ja nicht er-
folgreich. Am Ende waren es die 20.  

Ganz sicherlich eine große Schwierigkeit: Wer 
kommt denn mit, wenn wir jetzt möglicher-
weise - - Und das war ja ein Teil des Themas: 
Kriegen wir sozusagen 10 Plätze oder 20 Plätze 
oder 25 Plätze? Und wer sind die dann? Wie 
kommt man zu einer Entscheidung, dass die es 
sind? - Das war ganz sicherlich eine konkrete 
Herausforderung; also ganz objektiv war das eine 
konkrete Herausforderung. Ich kann hier aber 
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nicht konkret sagen, wie wir es hätten am Ende 
gelöst. Wir mussten es nicht lösen, weil wir nie-
manden auf die Flieger gekriegt haben, außer den 
20, die in der ersten Gruppe durchgekommen 
sind. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Dann habe ich noch eine Frage zum Vorgang 
MAT A GIZ-4.57, Blatt 857. Das ist eine E-Mail 
von Julius Spatz an Sie, und da sagt er:  

„… siehe Anhang für den Fall, 
dass Ihnen dieser Brief der GIZ 
Mitarbeitendeninitiative an BM 
Müller und StS Jäger noch nicht 
bekannt ist. Insbesondere die 
letzte Einlassung zum „Charakter“ 
finde ich nicht glücklich.“ 

Das ist eine Mail vom 24.08.2021.  

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Können Sie diesen Brief einordnen? Worum ging 
es da den GIZ-Mitarbeiter/-innen? Und was war 
sozusagen der Hintergrund? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, die Mit-
arbeitendeninitiative ist eine Initiative, die vor-
her entstanden ist, in der, ich glaube, zu dem 
Zeitpunkt 2 000, 2 500 Kolleginnen und Kollegen 
sich zusammengeschlossen haben, um an be-
stimmten Anlässen zu helfen, zu unterstützen, 
beispielsweise im Ahrtal, aber auch an dieser 
Stelle. Und die Mitarbeitendeninitiative, die 
sozusagen eine ehrenamtliche Initiative ist, keine 
offizielle Gruppe der GIZ, hat einen Sprecher-
kreis, und der hat ganz sicherlich mit Blick auf 
die Ereignisse diesen Brief geschrieben an den 
Bundesminister, um um stärkere Unterstützung 
zu bitten. Ich bin sicher, dass ich den Brief ge-
sehen habe, weil er hat eine Rolle gespielt. Aber 
ich kann Ihnen jetzt nicht mehr sagen, was im 
Detail am Ende drinstand. Wenn Sie ihn haben, 
gucke ich ihn mir gerne noch mal an. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Verstehe. - Aber mich interessiert halt eine Mail 
oder eine SMS von der Tanja Gönner an Sie - und 

vielleicht hilft Ihnen das bei der Erinnerung; das 
ist MAT A GIZ-4.73, Blatt 96 -, und da sagt sie: 

„Lieber Herr Schäfer-Gümbel, hier 
braut sich ein Problem zusammen, 
die Mitarbeiterinitiative will einen 
Brief an Minister und STS schi-
cken und stimmt den schon breit 
ab. Damit bekommen wir aus mei-
ner Sicht ein großes Problem. Und 
ich gebe zu, dass ich mich frage, 
ob eigentlich FK uns zugehört 
haben gestern ...... Bis später! 
Herzliche Grüße …“ 

Können Sie das einordnen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, das kann 
ich. Die GIZ hat gelegentlich folgendes Problem - 
das bezieht sich nicht nur auf diesen Vorgang, 
sondern an anderer Stelle -: Wir haben eine ex-
trem hoch motivierte und intrinsisch motivierte 
Belegschaft. Und manchmal haben wir als Ma-
nagement und auch als Führungskräfte - das ist 
die Abkürzung „FK“ - das Problem, dass die un-
terschiedlichsten Initiativen, die bei uns im Haus 
existieren, die eine große Bereicherung für die 
Kultur im Haus sind, aber nicht verstehen, dass 
wir kein politischer Organismus sind. Wir sind 
keine NGO, wir sind keine Stiftung, wir sind 
keine Partei, wir sind ein politisches Neutrum. 
Wir sind ein Bundesunternehmen, das politische 
Aufträge übersetzt. Und deswegen hat das Ma-
nagement - das gilt für Frau Gönner, das gilt für 
mich, das gilt aber auch für die anderen Vor-
standskolleginnen heute - ein Problem damit, 
wenn sozusagen Mitarbeitendeninitiativen, die ja 
einen quasiformalen Eindruck erwecken, weil sie 
eben eine Initiative aus der GIZ sind, wenn die 
sich in politische Debatten einmischen. Das fin-
den wir regelhaft schwierig, weil es uns zusätz-
lich in Erklärungssituationen bringt. Das ist der 
Hintergrund. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen herzlichen Dank. - Jetzt habe ich noch mal 
eine MAT A GIZ-3.08, Blatt 1218, und da geht es 
um ein Rechtsgutachten der GIZ zur sogenannten 
Bleibeprämie. Die Frage, die sich halt stellt, ist - - 
Ich kann da auch noch mal den Teil zitieren, der 
für mich interessant ist: 
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„1. Zusammenfassung 

 Eine rechtssicher umzuset-
zende Möglichkeit, eine In-
anspruchnahme geplanter Son-
derzahlungen bei Verbleib im 
Land von einem dauerhaften 
und unwiderruflichen Ver-
zicht auf Teilnahme am Orts-
kräfteverfahren abhängig zu 
machen, besteht nicht. Eine 
der gerichtlichen Überprüfung 
sicher standhaltende Möglich-
keit und Freiwilligkeit des 
Verzichts ist insbesondere an-
gesichts der Koppelung von 
Verzicht und Zahlung nicht zu 
gewährleisten.“ 

Die Frage, die sich mir stellt, ist: Warum wurde 
dieses Gutachten zu diesem Teil in Auftrag ge-
geben, und gab es denn jemanden, der so eine 
Koppelung, die ja rechtlich nicht möglich war, 
haben wollte? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, das ist in 
Auftrag gegeben worden schlicht und einfach we-
gen der Frage, ob das, was wir dort als Angebot, 
so wie ich es vorhin skizziert habe, gemacht ha-
ben, abrechnungsfähig ist. Wir sind eine GmbH, 
wir haben Aufträge des Bundes, wir sind im We-
sentlichen gemeinnützig und müssen deswegen 
in besonderer Weise kaufmännische Grundsätze 
und auch steuerrechtliche Grundsätze und des 
Preisrechts einhalten, und deswegen haben wir 
eine Einschätzung der Stabsstelle „Recht“ in Auf-
trag gegeben, ob wir dieses Format auch wählen 
können und ob das sozusagen im Rahmen unse-
rer Mechanik geht. Und dazu brauchten wir mit 
Blick auf externe Prüfungen - das ist ein sehr 
normaler Vorgang, der gilt für vieles - - erstellen 
lassen. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Die Zeit ist - - 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Eine letzte Frage vielleicht noch, ganz kurz. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Eine allerletzte, okay. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Genau. - Heißt das dann, dass nach der Prüfung 
und nachdem Sie festgestellt haben, das geht 
nicht, das eben eigentlich gar nicht zur Anwen-
dung kam? Habe ich das richtig verstanden? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, jetzt 
müsste ich das Gutachten im Detail lesen, ob Ihre 
Schlussfolgerung die richtige ist, weil in der Re-
gel kriegen wir aus unserer Stabsstelle „Recht“ 
Gutachten, die auch die Korridore beschrieben, 
in denen es geht. Ich bin nämlich ziemlich 
sicher, dass wir diese Abschlagszahlungen zu-
mindest in einem bestimmten Umfang geleistet 
haben. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Vielen Dank. - Dann geht es weiter mit der AfD. 
Herr Frohnmaier. 

Markus Frohnmaier (AfD): Ja, vielen Dank. - Ich 
würde gerne zunächst einmal zusammenfassen. 
Wir können also festhalten, dass die Bundes-
regierung die Entwicklungszusammenarbeit in 
Afghanistan weiterführen wollte. Herr Dr. Spatz 
hatte das ja ausgeführt, dass von Tag eins nieder-
schwellige Sicherheitsdialoge geführt worden 
sind, und die Vertreter der Bundesregierung 
haben auch in Doha selber mit Vertretern der 
Taliban verhandelt. 

Wir können auch festhalten, dass die Taliban die 
abgegebenen Sicherheitsgarantien - so wurde es 
geschildert - eingehalten haben und die Einrich-
tungen der GIZ geschützt worden sind. Und es 
gab auch keine spezifische Gefährdung von Orts-
kräften der Entwicklungszusammenarbeit durch 
die Taliban, die über das übliche Gefahrenpoten-
zial in Afghanistan hinausgingen. Und es wurden 
auch wieder neue Ortskräfte in Afghanistan für 
die Entwicklungszusammenarbeit eingestellt. 

Ich will Ihnen - weil ich halte das für wirklich 
wichtig - an der Stelle auch noch mal etwas prä-
sentieren. Da geht es um die, man kann sagen, 
Privilegierung der Ortskräfte, wenn es um die 
Sicherheit und den Schutz geht. Hier hat die GIZ 
am 27.08. selber festgestellt und ist zu der Auf-
fassung gelangt, dass die Ortskräfte der Entwick-
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lungszusammenarbeit im Vergleich zur allgemei-
nen afghanischen Bevölkerung sogar noch viel 
besser geschützt waren. Dazu würde ich gerne 
darum bitten, dass die Technik den Beitrag 
MAT A-GIZ 3.193 präsentiert. 

(Es wird ein Video auf dem 
Medienwürfel gezeigt) 

Ich fasse das noch mal zusammen: Die Ortskräfte 
der GIZ waren besser geschützt als die normale 
afghanische Bevölkerung. Und ich weiß, Herr 
Schäfer-Gümbel, dass die GIZ als bundeseigenes 
Unternehmen und als Durchführungsorganisa-
tion die Beschlüsse der Bundesregierung nur aus-
führt. Und da mir das ganze Thema in Teilen wi-
dersprüchlich erscheint, will ich Sie dann doch 
noch mal konkret fragen: Können Sie mir sagen, 
wer die politischen Entscheidungen getroffen 
hat? Sie haben schon selber das kurz angespro-
chen. Wer hat die politische Entscheidung getrof-
fen, alle - und die Betonung liegt auf „alle“ - 
afghanischen Ortskräfte der GIZ im Rahmen des 
Ortskräfteverfahrens nach Deutschland ausreisen 
zu lassen, die politische? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Herr Frohn-
maier, das ist jetzt eine pädagogische Frage; aber 
da Wiederholung ja auch ein pädagogisches Prin-
zip ist, will ich es gerne noch mal beantworten. 
Entlang des Staatsaufbaus der Bundesrepublik 
Deutschland obliegen solche Entscheidungen der 
Politik, im konkreten Fall der Bundesregierung, 
und so ist es auch erfolgt. Ob ich an der Stelle die 
Aussage von Herrn Spatz, dass unsere Mitarbeiter 
besser geschützt seien als andere, teile, darüber 
müsste ich jetzt noch mal intensiv nachdenken, 
insbesondere mit Blick auf die Gesamtsituation 
in Afghanistan. Aber bezogen auf Ihre Kernfrage: 
„Wer hat die Entscheidung getroffen?“: Die Ent-
scheidung zum Ortskräfteverfahren und des Um-
gangs damit ist eine Entscheidung der Bundes-
regierung. Das folgt aus dem Staatsaufbau.  

Markus Frohnmaier (AfD): Können Sie dann an 
der Stelle vielleicht auch noch mal skizzieren, 
welche Rolle der Staatssekretär Jäger bei dieser 
Entscheidungsfindung Ihrer Kenntnis nach ge-
spielt hat? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Die Frage, wel-
che Rolle wer gespielt hat, ist nicht die Aufgabe 
von Herrn Schäfer-Gümbel als Zeuge in diesem 
Untersuchungsausschuss. Das dürfen Sie gern in 
Ihrem Abschlussbericht beleuchten. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das ist zutreffend. 

Markus Frohnmaier (AfD): Zwei Minuten müsste 
ich noch haben. Ich würde mich noch mal für die 
sogenannten Bustransfers interessieren, inwie-
fern die GIZ hier Kenntnis hatte und wer auch 
von der GIZ in diesen Bussen mitgenommen wor-
den ist. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Welche Bus-
transporte meinen Sie? Es gab viele. 

Markus Frohnmaier (AfD): Bei der Evakuierung 
der Ortskräfte. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Von Kabul 
nach Pakistan? 

Markus Frohnmaier (AfD): Genau. - Also, da 
wurde ja teilweise vorgetragen, dass beispiels-
weise mit Unterstützung der Taliban Ortskräfte 
evakuiert worden sind. Haben Sie davon Kennt-
nis? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, die For-
mulierung ist irreführend. Wir haben Relokierun-
gen und Evakuierungen vorgenommen in Afgha-
nistan, im Herrschaftsbereich der De-facto-Auto-
ritäten; das sind die Taliban. 

Und insofern haben wir das auch im Wissen der 
Taliban getan, im Übrigen weil die Taliban ange-
kündigt hatten, dass Personen, die im Besitz von 
gültigen Papieren sind, natürlich das Land auch 
verlassen können. Und insofern wussten die Tali-
ban, dass wir im Rahmen der Aufnahmeorganisa-
tion auch mit Bussen ganz regulär an die afgha-
nisch-pakistanische Grenze gefahren sind, den 
Grenzübertritt dort gemanagt haben und auf der 
pakistanischen Seite in anderen Bussen die Mit-
arbeitenden weitergefahren haben nach Islama-
bad und von dort aus dann entsprechend der Ent-
scheidungen auch nach Deutschland gebracht ha-
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ben. Insofern: Ja, die Taliban als De-facto-Auto-
ritäten wussten, dass es solche Transporte gibt, 
weil, ehrlich gesagt, alles andere wäre auch ziem-
lich leichtsinnig und gefährlich. 

Markus Frohnmaier (AfD): Ich würde dann mit 
Blick auf die Uhr an der Stelle beenden. - Vielen 
Dank. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Fragerecht 
geht zur FDP. Frau Kollegin Dr. Jurisch. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Ich möchte gerne noch mal 
zu dem Punkt zurückkommen mit den Szenarien 
und auch eben Ihrer Vorstellung, dass eben die 
Friedensverhandlungen weitergeführt würden. 
Können Sie bitte darauf eingehen, inwieweit Sie 
im Zeitraum April bis Juni/Juli 2021 mit dem 
Auswärtigen Amt das ventiliert haben und wie 
dort die Einschätzung war, dass die Friedens-
verhandlungen zu einem positiven Abschluss 
kommen würden? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, wie 
schon mehrfach ausgeführt, habe ich ja im We-
sentlichen mit Martin Jäger und dem BMZ über 
diese Fragen geredet und einzelne, wenige Ge-
spräche unter anderem mit Niels Annen dazu 
geführt, um Einschätzungen einzuholen. Insofern 
gab es da mit dem Auswärtigen Amt keinen sys-
tematischen Austausch, sondern das waren Ein-
schätzungen, die dann über das BMZ und auf Ar-
beitsebene in den entsprechenden Arbeitsrunden 
eingeholt wurden. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Und was kam 
da bei Ihnen an? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ja, dass wir alle 
zusammen die Hoffnung haben, dass das noch 
was wird. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay, danke. - 
Dann meine letzte Frage ist: Was sind Ihre 
Lessons learned? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, ich kann 
auch das nur wiederholen. Der erste und wich-

tigste Teil ist: Wir müssen unsere Sicherheitssys-
teme schlicht und einfach - und das haben wir 
auch getan - nachrüsten. Wir müssen eine grö-
ßere Offenheit haben, wenn wir über Worst-Case-
Szenarien reden, über, nennen wir es jetzt mal, 
den „Worst Worst Case“, um sozusagen zumin-
dest szenarienhaftig auch den Totalausfall mit 
einfach auch im Blick zu haben. 

Wir brauchen einfach ein vorausschauendes auch 
Abstimmungsmomentum mit der Bundesregie-
rung. Das haben wir. Ich habe vorhin ja nicht 
ohne Grund das Beispiel Sudan erwähnt als 
eines, das wirklich beispielhaft und gut funktio-
niert hat. Wir waren extrem reaktionsschnell, 
extrem wirksam, extrem zuverlässig. Da kann 
man einfach nur sagen: Chapeau! Da haben wir 
auch im internationalen Standard echt zusam-
men etwas abgeliefert, was uns zwei Jahre vorher 
niemand zugetraut hätte. 

Und gleichzeitig müssen wir mit Blick auf die 
Kolleginnen und Kollegen, die im Land zurück-
bleiben, unsere Systeme stärken. Auch da gucken 
wir drauf. Und wir müssen natürlich konzeptio-
nell vor allem überlegen: Wie gehen wir eigent-
lich im fragilen Kontext - und da sind wir auch 
im konzeptionellen Austausch - vor? Welche 
Form von Arbeit, Instrumenten, Zielsetzung 
brauchen wir, um so etwas wie Resilienzfähigkeit 
von Staaten und Gesellschaften zu erreichen, um 
solche Totalverluste wie am 15. August mög-
lichst auch in Zukunft die Ausnahme sein zu 
lassen und nicht zum Wiederholungsfall zu 
werden? Das sind die Kernkonsequenzen. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Vielen herz-
lichen Dank. 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Ich danke 
Ihnen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Damit sind wir am 
Ende dieser Runde. - Ich habe verstanden, es gibt 
nur noch Restfragen. Ich eröffne die nächste 
Runde. - Die SPD-Fraktion hat keine Fragen 
mehr. Die Unionsfraktion? - Herr Kollege Röwe-
kamp. 
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Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Gerne. - Herr 
Schäfer-Gümbel, ich würde noch gern einen 
Sachverhalt mit Ihnen erörtern, der eben schon 
kurz angesprochen worden ist. Nämlich nach 
dem Ende der militärischen Evakuierungsopera-
tion hat es ja weitere Bemühungen und Erfolge 
der GIZ gegeben, weitere Ortskräfte mit Aufnah-
mezusagen nach Deutschland außer Landes zu 
bringen, über die Landgrenze, wenn ich das rich-
tig verstanden habe. In diesem Zusammenhang 
liegt uns vor eine E-Mail von Herrn Spatz unter 
anderem an Sie vom 2. September 2021; das ist 
MAT A-GIZ 3.39, Blatt 519, unser Dokument 
6.54. Da heißt es - ich zitiere mal eben kurz - - 
geht es um Befassung Innenministerkonferenz 
und dann steht da: 

„• Der u. g. Beschluss der Innen-
ministerkonferenz wird vom 
AA nicht mitgetragen. Auf 
Veranlassung des AA wurden 
alle parlamentarischen Anfra-
gen mit Ortskräftebezug ange-
halten. Es wird nicht erwartet, 
dass hierzu in den nächsten 
Tagen eine abschließende Klä-
rung zum Umgang mit Fami-
lienangehörigen von Ortskräf-
ten der dt. EZ folgen wird.“ 

Weiter heißt es: 

„• Der ressortabgestimmte Brief 
an die Ortskräfte, den wir auf 
Bitten des BMZ am Freitag an 
unsere nationalen Mitarbeiten-
den übersandt hatten, wurde 
von der Leitung des AA nach-
träglich angehalten und ent-
sprechend nicht an die Deut-
schen Botschaften in den 
Nachbarländern und die eige-
nen Ortskräfte weitergeleitet.“ 

Zitat Ende. - Meine Frage ist: Können Sie uns 
über diese sozusagen Einwendungen des Aus-
wärtigen Amtes, wie die zustande gekommen 
sind und wie die gelöst worden sind, vielleicht 
noch einige Angaben tätigen aus Ihrer Kenntnis? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, aus mei-
ner Erinnerung ging es, glaube ich, um zwei Vor-
gänge; aber ich bin nicht ganz sicher. In dem 
einen Fall bin ich ziemlich sicher, in dem ande-
ren Fall nicht. Bei dem Vorgang, bei dem ich mir 
relativ sicher bin, dass es dort ein richtiges Ab-
stimmungsthema gab mit dem Auswärtigen Amt, 
war die Frage, wie stark die Botschaften in den 
Nachbarländern ähnlich wie die GIZ-Büros bei 
Ankunft von Ortskräften in den Botschaften zur 
konsularischen Begleitung und Abwicklung des 
Verfahrens helfen können oder nicht. Das war ein 
Thema, das uns sehr beschäftigt hat.  

Sie wissen, dass es intensive Diskussionen in der 
Vergangenheit gab, auch aktuell immer noch, 
über die Frage: Wie stark sind die Konsularabtei-
lungen in den Botschaften, wie stark können sie, 
wie intensiv können sie da mitarbeiten? Und die 
Idee, die existierte, war, grundsätzlich einfach 
dafür zu sorgen, dass die Umlandsbotschaften die 
Aufgaben leisten können und leisten sollen, die 
in einem normalen Verfahren nicht geleistet wer-
den können. Und da gab es, wenn ich es richtig 
verstanden habe, damals den Hinweis des Aus-
wärtigen Amtes, dass man grundsätzlich gerne da 
unterstützt, aber dass es auch einfach Restriktio-
nen in den Kapazitäten gibt. 

Das Problem gab es vorher schon, weil nach dem 
Anschlag auf die deutsche Botschaft in Kabul 
und die Zerstörung vor allem auch der Konsu-
larabteilung konsularische Dienstleistungen ver-
legt wurden insbesondere nach Islamabad und 
praktisch nicht mehr in Afghanistan geleistet 
werden konnten. - Und das war sozusagen der 
eine Kontext.  

Der zweite Kontext war das, wie wir - wenn ich 
es richtig erinnere, da bin ich mir aber nicht 
mehr ganz sicher; das war das Thema auch der 
Innenministerkonferenz -, wie wir - also, zumin-
dest glaube ich das, dass es das war, aber ich bin 
da nicht mehr sicher, dass es um das Thema 
ging - - welchen Familienbegriff legen wir jetzt 
an bei den Genehmigungen? Und das war hoch 
konfliktiv die ganze Zeit. Aber ich bin wirklich 
nicht ganz sicher, dass es der letzte Punkt war. 
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Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Hat es nach 
Ihrer Kenntnis nach diesem Termin und nach 
dieser Ressortabstimmung, die ja Anlass für den 
Bericht war, tatsächlich zu Schwierigkeiten ge-
führt bei der Evakuierung auf dem Landweg in 
der zweiten Phase, sage ich jetzt mal, mit dem 
Auswärtigen Amt und den deutschen Auslands-
vertretungen? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, mir ist 
davon nichts bekannt. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): In dem Zusam-
menhang nur beiläufig eine Frage. Wir haben vor-
hin kurz einleitend über politische Kommunika-
tion gesprochen. Meine Frage ist jetzt: Haben Sie 
in dieser Zeit über das Thema „Evakuierung von 
Ortskräften“ auch mit dem Außenminister ge-
sprochen und/oder dem Vizekanzler? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein. Also, in 
meiner Erinnerung nicht. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Haben Sie öfter 
schon mal mit dem Außenminister gesprochen in 
dieser Untersuchungsausschussphase? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Also, mit dem 
Außenminister habe ich ausgesprochen selten ge-
sprochen. Das habe ich aber nicht nur in diesem 
Zeitraum nicht, sondern habe es auch davor und 
ansonsten - - weil mein persönliches Verhältnis 
zu Heiko Maas war immer ein superstabiles, aber 
eines, das von wenigen Kontakten gelebt hat, und 
zwar über viele Jahre, aber trotzdem ein stabiles 
ist. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ich frage nur 
deswegen, weil wir vorhin ja drüber gesprochen 
haben, dass Ihre Kollegin Frau Gönner mit der 
Bundeskanzlerin Kontakt hatte, mit der Vertei-
digungsministerin Kontakt hatte, Sie mit den 
Staatssekretären Kontakt hatten. Und wenn sol-
che Probleme auftauchen - deswegen frage ich 
nur -, haben Sie das zum Anlass genommen, den 
Außenminister direkt zu kontaktieren? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Die Frage ist 
ausdrücklich legitim, aber ich muss sie vernei-
nen. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Okay, gut. Vie-
len Dank. - Dann würde ich abschließend jetzt für 
mich noch einmal versuchen, von Ihnen zu er-
fahren: Wir haben jetzt ja die Situation, dass wir 
aus unterschiedlichen Ressorts Ortskräfte mit 
unterschiedlichem Erfolg in unterschiedlicher 
Anzahl vor sozusagen dem Fall oder dem Ende 
der militärischen Evakuierungsoperation außer 
Landes bringen konnten. Man kann, glaube ich, 
sagen, ohne zu sehr zu werten, dass sowohl no-
minal als auch anteilig die Ortskräfte der GIZ - - 
dass es am wenigsten gelungen ist, die außer Lan-
des zu bringen, bis sozusagen zum Abschluss der 
militärischen Evakuierungsoperation. Sie haben 
ja vorhin die beeindruckenden Zahlen für die 
Zeit danach genannt. 

Mir geht es jetzt um den Stichtag Ende Evakuie-
rung. Wenn Sie da jetzt noch mal reflektieren 
und sagen: Was sind aus Ihrer Sicht die wesent-
lichen Gründe dafür gewesen, dass es nicht ge-
lungen ist, mehr ehemalige Ortskräfte im regu-
lären Verfahren außer Landes zu bringen? Also, 
nur Tatsachen frage ich ab. Welche Gründe ha-
ben dazu geführt, dass die GIZ es nicht geschafft 
hat, mehr Ortskräfte zu evakuieren? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Na, der erste 
und wesentliche Grund ist, dass wir für die abso-
lute, überwiegende Mehrzahl unserer Mitarbei-
tenden zum Zeitpunkt Fall von Kabul, also den 
Morgenstunden, für diese gar keine Aufnahme-
zusage hatten fürs Land. Insofern hätten wir gar 
nicht operieren können. So. Die Entscheidung, 
das anschließend zu öffnen, hat sozusagen den 
formalen Zugang gemacht. Aber es war ja nichts 
vorbereitet an der Stelle, was wir hätten dann un-
mittelbar übersetzen können. 

Das Zweite waren die absoluten Zugangsschwie-
rigkeiten zum Flughafen und - jetzt kann ich nur 
spekulieren, und das ist eigentlich nicht meine 
Rolle -, - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das sollten Sie als 
Zeuge bitte auch nicht tun.  

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: - dass mög-
licherweise die sicherheitspolitische Begleitung 
anderer Personen stärker begleitet war als unsere, 
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auch weil es eine andere Sicherheitseinschätzung 
gab. Das sind, glaube ich, die beiden zentralen 
Punkte. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Dann muss ich 
doch noch mal nachfragen bei dem zweiten 
Punkt. Inwieweit ist Ihnen denn bekannt, dass 
der Zugang für Ihre Ortskräfte zum Flughafen im 
Rahmen der militärischen Evakuierungsoperation 
erschwert war? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Er ist objektiv 
erschwert gewesen, weil wir einfach sozusagen 
einer von vielen vor dem Flughafen waren, und 
deswegen haben wir die 20 Leute am Ende 
durchgebracht. Wir haben ja darüber auch vorhin 
geredet. Aber es war jetzt sozusagen nichts, wo 
wir sozusagen als zusätzliches Beschwer in die-
ser Zeit wahrgenommen haben. Wie gesagt, das 
war eine spekulative Antwort, die hätte ich mir 
verkneifen sollen. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Okay, dann 
frage ich noch einmal abschließend anders. 
Haben Sie Erkenntnisse darüber, - 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): - dass es eine 
Benachteiligung der Ortskräfte des GIZ oder des 
BMZ gegeben hat? 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Nein. Ganz 
ausdrücklich nein. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Vielen Dank. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann geht das 
Fragerecht zu Bündnis 90/Die Grünen. Haben Sie 
noch Fragen? - Dann zur AfD. Haben Sie noch 
Fragen?  

Markus Frohnmaier (AfD): Nein. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die FDP hat auch 
keine Fragen mehr. Dann sind wir am Ende die-
ser Befragung angekommen, Herr Zeuge. Ich be-
danke mich bei Ihnen dafür, auch für Ihre Kondi-
tion. 

Für die Befragung weise ich darauf hin, dass die 
Befragung formal noch nicht abgeschlossen ist, 
sondern dass Sie das Protokoll bekommen, 
14 Tage Zeit haben, gegebenenfalls Korrekturen 
anzubringen, wenn die erforderlich sind, und 
dass dann der Ausschuss hinterher formell erst 
das Befragungsende feststellen wird.  

Ich bedanke mich bei Ihnen, wünsche Ihnen 
noch einen schönen Abend - 

Zeuge Thorsten Schäfer-Gümbel: Herzlichen 
Dank. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - und unterbreche 
die Sitzung für zehn Minuten, bevor wir fortfah-
ren mit dem nächsten Zeugen.  

(Unterbrechung von  
20.26 bis 20.37 Uhr) 
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Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir setzen die Sitzung wieder fort und 
hoffen, dass wir die kleine Konditionsschwäche 
hier rechts gleich wieder ausgeglichen kriegen. 
Aber ich habe die fünf Minuten noch mit Mehr-
wertsteuerzuschlag.  

(Jörg Nürnberger (SPD): 
Aber den ermäßigten! - 
Vereinzelt Heiterkeit) 

- Genau. 

Vernehmung der Zeugin 
Gisela Hammerschmidt 

Ich begrüße unsere dritte Zeugin, Gisela 
Hammerschmidt, die bereits Platz genommen 
hat.  

Ich stelle fest, dass die Zeugin hier ordnungs-
gemäß geladen ist. Frau Hammerschmidt, Sie 
haben den Erhalt der Ladung am 28. Dezember 
2023 bestätigt. Ich heiße Sie herzlich willkom-
men und bedanke mich, dass Sie dem Ausschuss 
als Zeugin zur Verfügung stehen, und bitte um 
Verständnis, dass Sie ein bisschen warten muss-
ten.  

Neben Ihnen sitzt Ihr Rechtsbeistand, Rechts-
anwalt Professor Ignor, der heute schon den gan-
zen Tag das Vergnügen hat, uns zu begleiten.  

(Vereinzelt Heiterkeit)  

Ich meine das ohne jede Ironie. 

Frau Hammerschmidt, ich bin zunächst gehalten, 
Sie über Ihre Rechte und Pflichten als Zeugin 
aufzuklären. Diese Belehrung schreibt mir das 
Gesetz für jeden Zeugen und jede Zeugin vor.  

Sie sind als Zeugin geladen worden. Als Zeugin 
vor einem Untersuchungsausschuss sind Sie ver-
pflichtet, die Wahrheit zu sagen. Das heißt, Sie 
müssen richtige und vollständige Angaben ma-
chen, dürfen nichts weglassen, was zur Sache 
gehört, und nichts hinzufügen, was der Wahrheit 
widerspricht. 

Wer vor einem Untersuchungsausschuss vorsätz-
lich falsche Angaben macht, kann sich nach 
§ 162 in Verbindung mit § 153 des Strafgesetz-
buches strafbar machen. Solch eine uneidliche 
Falschaussage kann eine Geldstrafe oder eine 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jah-
ren nach sich ziehen. 

Auf bestimmte Fragen dürfen Sie allerdings die 
Antwort verweigern. Das gilt zum einen für Fra-
gen, deren Beantwortung Sie oder einen Ihrer 
Angehörigen der Gefahr zuziehen würde, einer 
Untersuchung nach einem gesetzlich geordneten 
Verfahren ausgesetzt zu werden. Das können Ver-
fahren wegen einer Straftat oder einer Ordnungs-
widrigkeit sein, aber auch Disziplinar- oder be-
rufsgerichtliche Verfahren.  

Darüber hinaus dürfen sogenannte Berufsgeheim-
nisträger und ihre Gehilfen grundsätzlich die 
Auskunft in Bezug auf Dinge verweigern, die 
ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut oder be-
kannt gegeben worden sind. 

Haben Sie dazu noch Fragen? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Nein.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann möchte ich 
Sie darauf hinweisen, dass eine Tonaufnahme ge-
fertigt wird, um die Protokollierung der Sitzung 
zu erleichtern. Deshalb ist es wichtig, dass Sie Ihr 
Mikrofon einschalten und, wenn Sie das Wort er-
greifen, laut und deutlich sprechen. Die Auf-
nahme wird nach Abschluss der Protokollerstel-
lung gelöscht. Das Protokoll wird Ihnen vor der 
endgültigen Fertigstellung übersandt. 

Sollten Sie während Ihrer Vernehmung zu der 
Auffassung gelangen, dass Sie als VS-Vertraulich 
oder höher eingestufte Informationen oder sons-
tige Dinge zur Sprache bringen müssen, deren 
öffentliche Erörterung überwiegende schutzwür-
dige Interessen verletzen würde, bitte ich um 
einen Hinweis. Der Ausschuss hätte dann über 
den Ausschluss der Öffentlichkeit sowie den 
Geheimhaltungsgrad der Sitzung zu beschließen. 
Es handelt sich hierbei jedoch um ein Regel-Aus-
nahme-Verhältnis. Der Öffentlichkeitsgrundsatz 
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für Beweiserhebungen in Untersuchungs-
ausschüssen hat nach Artikel 44 des Grundgeset-
zes Verfassungsrang. Die Gründe für eine Aus-
nahme müssen daher von besonderem Gewicht 
sein, und es ist der Ausschuss, der darüber be-
schließt.  

Haben Sie zu diesen Hinweisen Fragen? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Nein.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann komme ich 
jetzt zum Ablauf der Vernehmung. Ich werde Sie 
eingangs kurz zu Ihrer Person befragen. Zu Be-
ginn der Vernehmung zur Sache haben Sie dann 
nach § 24 Absatz 4 des Untersuchungsausschuss-
gesetzes Gelegenheit, zum Beweisthema im Zu-
sammenhang vorzutragen, wenn Sie das wün-
schen. Anschließend oder wenn Sie darauf ver-
zichten, werden Sie von den Mitgliedern des 
Ausschusses befragt. Die Fragezeit richtet sich 
nach dem Stärkeverhältnis der Fraktionen.  

Haben Sie zum Ablauf Fragen?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Auch nicht. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann darf ich Sie 
nun bitten, sich dem Ausschuss zu Beginn Ihrer 
Ausführungen mit Ihrem Namen, Ihrem Alter, 
Ihrem Beruf und einer ladungsfähigen Anschrift 
vorzustellen. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Mein Name ist Gisela 
Hammerschmidt. Ich bin 64 Jahre alt. Ich bin 
von Hause aus Diplom-Ingenieurin und seit 1990 
im BMZ tätig. Seit 2014 leite ich die Unterabtei-
lung „Asien“ - die Asienbeauftragte - und bin 
damit verantwortlich für die bilaterale staatliche 
Zusammenarbeit mit den Ländern Afghanistan, 
Pakistan, Indien, Bangladesch, Nepal, Vietnam, 
Laos, Kambodscha, Indonesien, Mongolei, Usbe-
kistan, China, aber auch für den ASEAN-Staaten-
verbund, für die Mekong River Commission und 
Zentralasien.  

Insgesamt sind mir circa 40 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter unterstellt. In der Hochzeit vom 
OKV - Ortskräfteverfahren - kamen noch circa 

20 Kolleginnen und Kollegen dazu, die in der 
Taskforce waren, und dann, zwar abgeordnet ans 
Auswärtige Amt, circa 20 WZ-Referenten, die in 
den oben genannten Ländern für das BMZ tätig 
sind.  

Meine Ladungsadresse ist BMZ Berlin oder Bonn, 
so wie Sie möchten. - Vielen Dank.  

Und ich habe keine sozusagen Anführungen oder 
so, sondern wir können mit den Fragen beginnen.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das ist in Ord-
nung, Frau Zeugin, und wir suchen uns die An-
schrift, die uns am besten gefällt.  

Wenn Sie Vorhalte aus Akten gemacht bekom-
men, kann Ihnen und wird Ihnen der Fragesteller 
oder die Fragestellerin diese Akten auf Wunsch 
vorlegen. Und mein Hinweis an die Kolleginnen 
und Kollegen gilt, wie zu Beginn jeder Zeugen-
vernehmung: Denken Sie an die MAT-Nummern, 
und fragen Sie so, dass es die anderen nachvoll-
ziehen können! 

Dann beginnen wir mit den Fragen. - Und das 
Fragerecht beginnt mit der SPD-Fraktion und der 
Kollegin Yüksel.  

Gülistan Yüksel (SPD): Ja, vielen Dank, Herr Vor-
sitzender. - Guten Abend, Frau Hammerschmidt, 
und vielen Dank, dass Sie heute hier sind, um 
uns unsere Fragen zu beantworten. Ich würde Sie 
gerne zuerst mal fragen, ob Sie uns kurz berich-
ten können, wie Sie sich auf die heutige Sitzung 
vorbereitet haben.  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das mache ich 
gerne. - Ich habe das, was Ihnen, glaube ich, als 
Untersuchungsausschuss zugegangen ist, also die 
einzelnen Unterlagen, die habe ich noch mal an-
geguckt - und Leitungsvorlagen, die relevant wa-
ren. Also insofern alle Unterlagen, die ich dachte, 
die relevant sein könnten für heute, habe ich 
noch mal angeguckt, weil der Untersuchungszeit-
raum ist ja mittlerweile über - - oder fast vier 
Jahre her, bei manchen über vier Jahre. Und in-
sofern, glaube ich, musste man da an der einen 
oder anderen Stelle noch mal nachlesen.  
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Gülistan Yüksel (SPD): Das ist selbstverständ-
lich, ja. - Vielen Dank.  

Wenn ich das eben richtig verstanden habe, sind 
Sie ja über den gesamten Untersuchungszeit-
raum - und sind es auch heute noch - Asien-
beauftragte des BMZ. Und ich würde Sie bitten, 
ob Sie uns noch mal erläutern können, welche 
Aufgaben und Verantwortlichkeiten Sie mit die-
ser Funktion haben, wie die - - Ja, wenn Sie dazu 
mal kurz drauf eingehen könnten.  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ja, sehr gerne. - 
Wie ich sagte, seit 2014 bin ich Leiterin der Un-
terabteilung „Asien“ für die genannten Länder 
und für die staatliche bilaterale Zusammenarbeit, 
das heißt sozusagen, alles das, was über die KfW, 
GIZ, aber auch PTB und BGR umgesetzt wird und 
dann eben in dem Zusammenhang mit der Part-
nerregierung sozusagen vereinbart wird. - Reicht 
das?  

Gülistan Yüksel (SPD): Ja, vielen Dank. - Ich 
habe gesehen, dass Sie auch ab Oktober auch un-
ter anderem für das Referat 312 zuständig sind. 
Können Sie hier vielleicht mal kurz die zentralen 
Zuständigkeiten in Bezug auf Afghanistan viel-
leicht noch mal beschreiben?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also ich war die 
ganze Zeit für 312 zuständig in diesem Zeitraum, 
also seit 2014. Die Nummern haben sich nur im-
mer wieder zwischendurch durch Reorganisatio-
nen verändert. Aber ich bin die ganze Zeit dafür 
zuständig gewesen. Und da ist eben das, was ich 
sagte, was für die anderen Länder gilt, für die 
staatliche Zusammenarbeit: bilaterale Zusam-
menarbeit für Pakistan und Afghanistan. Es gab 
auch Zeiten, wo Zentralasien noch dazugehört 
hatte. Das ist aber durch eine Reorganisation jetzt 
wieder herausgelöst worden.  

Gülistan Yüksel (SPD): Sie haben ja sicher auch 
regelmäßig Kontakt gehabt, und ich würde gerne 
wissen, mit welchen Personen im BMZ, im BMI 
oder auch im Auswärtigen Amt, im BMVg und 
im Bundeskanzleramt Sie quasi im ständigen 
Austausch, regelmäßigen Kontakt standen und zu 
welchen Sachverhalten Sie sich da ausgetauscht 
haben.  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: In Sachen 
Afghanistan meinen Sie?  

Gülistan Yüksel (SPD): Ja, bitte.  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Genau. - Also, 
ich habe regelmäßige Jours fixes mit meinen 
Counterparts im Auswärtigen Amt - immer, also 
bis zum heutigen Tag, auch zu allen anderen 
Ländern; also das ist gleichermaßen egal, ob jetzt 
Afghanistan, Indien oder wie auch immer -, also 
mit den Beauftragten, die eben im Auswärtigen 
Amt sind, aber auch mit anderen, wo wir zusam-
menarbeiten, zum Beispiel BMU - da habe ich 
einen engeren Kontakt - oder BMWK, aber sozu-
sagen nicht so sehr mit dem BMVg oder BMI, 
weil das sozusagen nicht die Zusammenarbeit ist, 
die ich jetzt als Unterabteilungsleiterin Austau-
sche habe, sondern eher mit dem Auswärtigen 
Amt und Kanzleramt - wenn, dann sozusagen auf 
Referats- oder Gruppenleiterebene, aber nicht 
speziell sozusagen für Afghanistan, sondern 
wenn, dann machen wir so ein Tour d‘Horizon, 
wenn Sie so wollen.  

Gülistan Yüksel (SPD): Sie haben ja auch an res-
sortübergreifenden Besprechungen teilgenom-
men. Können Sie vielleicht auch noch mal sagen, 
wie häufig diese stattfanden und welche Bespre-
chungsformate es da gegeben hat?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Mache ich sehr 
gerne. - Es waren unterschiedliche Besprechungs-
formate. Wenn Sie jetzt das auf Afghanistan be-
ziehen: Ich habe vielleicht zwei- oder dreimal an 
Staatssekretärsrunden Afghanistan teilgenom-
men. Ansonsten ist das in der Regel durch die 
Referatsleitung oder/und meistens noch für den 
zuständigen Referenten, der dabei war - - Aber, 
wie gesagt, zwei-, dreimal habe ich den Staats-
sekretär begleitet in dieser Angelegenheit, an-
sonsten zu Ressortrunden, wenn es um gerade 
Lessons learned ging oder: „Wie geht es weiter 
mit Abstimmung in der EZ?“, also da, in dem Zu-
sammenhang, aber hauptsächlich: wenn, dann 
mit dem Auswärtigen Amt.  

Gülistan Yüksel (SPD): Hat es in der Zeit, wo Sie 
auch dabei waren, oder auch so - - Haben Sie das 
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mitbekommen, ob aus Ihrer Sicht es Spannungs-
verhältnisse in der ressortübergreifenden Zusam-
menarbeit in dem Zeitraum vor Beginn der Eva-
kuierungsoperation gegeben hat, und, wenn ja, 
können Sie sich vielleicht noch erinnern? Und 
welche?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, „Span-
nungsverhältnisse“ ist ja immer ein Wort, was 
man definiert. Dass man über bestimmte Dinge 
diskutiert hat, gerade im Vorfeld: „Wie wollen 
wir uns aufstellen?“, als die Sicherheitslage 
schwieriger wurde: Da sozusagen haben wir 
drüber diskutiert; aber ich würde das nicht als 
Spannungsverhältnis bezeichnen, sondern als 
offenen Dialog, wo wir eben auch geprüft haben 
dann: „Wo haben wir Gemeinsamkeiten?“, gerade 
weil der Übergang ja humanitäre Hilfe, die das 
Auswärtige Amt macht, und dann eben die Pro-
jekte, die wir machen, wo wir gleichermaßen die 
Rahmenbedingungen natürlich angucken - - Da 
sind wir manchmal vielleicht zu unterschiedli-
chen Einschätzungen zu Beginn gewesen; aber 
wir haben uns am Ende eigentlich immer ver-
ständigt, dass wir das gleiche Ziel hatten mit 
Afghanistan, wie wir mit Afghanistan zusammen-
arbeiten. Also von Unstimmigkeiten oder Zwis-
tigkeiten würde ich da nicht sprechen wollen.  

Gülistan Yüksel (SPD): Vielen Dank. - Vielleicht 
können Sie auch noch mal kurz zu den Abstim-
mungen, wenn Sie das mitbekommen haben, mit 
Abteilungsleiterin 3, also Professor Dr. Warning, 
und dem Staatssekretär Jäger beschreiben, wie da 
die Abstimmungen untereinander waren.  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, Frau War-
ning hat sich sozusagen in diesem Zeitraum häu-
figer mit dem Staatssekretär und Minister ausge-
tauscht, als wir das in der Arbeitsebene getan ha-
ben - das mit Sicherheit. Wir waren bei einigen 
Runden mit dabei gewesen - also „wir“, sage ich 
jetzt mal: die Arbeitsebene inklusive Referatslei-
tung und meiner Wenigkeit. Und dann sozusagen 
gibt es ja regelmäßige Runden, die sowieso mit 
den Abteilungsleitungen und Staatssekretär wö-
chentlich stattfinden, und da war Afghanistan 
dann sowieso immer ein Thema gewesen.  

Und natürlich: In dieser Hochzeit gab es auch 
regelmäßige Runden, die Frau Warning - dann 
Telefonate mit dem Staatssekretär oder auch mit 
dem Minister - hatte. Wir haben an zwei konkre-
ten Runden teilgenommen, und zwar in dem Zu-
sammenhang, als sich die Lage verschlechterte, 
und da sozusagen sogenannte Jours fixes zusam-
men mit Herrn Schäfer-Gümbel, Staatssekretär, 
und dann eben sozusagen runtergebrochen von 
Abteilungsleiterebene, Unterabteilungsleiter-
ebene, Referatsleiter und Arbeitsebene.  

Gülistan Yüksel (SPD): Ich würde jetzt gerne auf 
den 15. August zu sprechen kommen und würde 
Sie bitten, ob Sie aus Ihrer Sicht beschreiben 
können, wie Sie die letzten Tage vor dem Fall 
Kabuls, also am 15. August 2021, wahrgenom-
men haben. Wie war so die Stimmung in Ihrem 
Haus? Wie war aus Ihrer Sicht die Beschreibung? 
Wie haben Sie die Stimmung im Haus wahr-
genommen? Und wie ist das in den ressortüber-
greifenden Besprechungen, an denen Sie teil-
genommen haben - - wie ist es da angenommen 
worden, aufgenommen worden?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Wir haben die 
Verschlechterung der Sicherheitssituation in 
Afghanistan natürlich wahrgenommen. Wir 
hatten Diskussionen, wie wir unser Portfolio an-
passen können, sollten, also das, was sozusagen 
galt, dann immer stärker in Fernsteuerung, regie-
rungsfern und bevölkerungsnah; das waren im-
mer die Stichworte für uns gewesen. Und wir 
haben natürlich überlegt: Wie müssen wir uns 
vorbereiten auf diesen Worst Case?  

Wir hatten ja verschiedene Leitungsvorlagen - 
ich denke, die haben Sie in den Unterlagen ge-
sehen -, wo wir verschiedene Szenarien auch 
schon ein Jahr vorher gemacht haben: Was ver-
ändert sich mit dem Doha-Abkommen? Was kam 
dann sozusagen mit Beginn der Friedensverhand-
lungen? Wie verändert sich die ganze Situation? - 
Und dann haben wir verschiedene Szenarien, zu-
sammen auch natürlich mit unseren Durchfüh-
rungsorganisationen, vorbereitet und haben die 
der Leitung vorgelegt. Und uns war klar, dass 
sozusagen das, was - - ja, dass sich die Situation 
immer stärker verschlechtert eigentlich mit dem 
Doha-Abkommen.  
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Und letztendlich war dann sozusagen die Situa-
tion so, dass wir uns überlegt haben: Was müssen 
wir machen, um regierungsfern arbeiten zu kön-
nen? Und das sozusagen waren dann eigentlich 
auch die letzten Tage. Es gab ja auch die Auffor-
derung dann zum Beispiel an die Ortskräfte, ihre 
Papiere in Ordnung zu bringen, weil wir gesagt 
haben, es kann sein, dass der Worst Case eintritt. 
Und wie müssen wir dann damit umgehen? - 
Also solche Dinge haben wir dann schlicht und 
ergreifend vorbereitet sozusagen und auch be-
sprochen.  

Und der 15. August war dann wirklich so, dass 
uns der Fall von Kabul überrascht hat. Denn 
noch zwei Tage vorher ist ja auch von den USA 
noch gesagt worden, 30 bis 90 Tage wird es noch 
dauern, bis Kabul eingenommen wird. Also das 
sozusagen war ja eine Fehleinschätzung eigent-
lich von - - Egal wo man hingeguckt hat, egal ob 
USA oder andere Dienste: Diese Fehleinschät-
zung, glaube ich, die hatten alle gemeinsam.  

Gülistan Yüksel (SPD): Sie sagten ja eben, Sie 
haben ja verschiedene Szenarien miteinander be-
sprochen usw. Und jetzt kam ja der 15. August. 
Und viele waren ja anscheinend dann überrascht. 
Wie überraschend war das für Sie, die Macht-
übernahme durch Taliban? Was ging Ihnen dann 
durch den Kopf? Weil Sie haben das ja lange Zeit 
miteinander besprochen, und auf einmal ist es 
dann da. Was ging Ihnen da durch den Kopf?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das ist natürlich 
lange her. Ich kann mich genau an den Nachmit-
tag erinnern und dass wir dann noch eine Schalte 
gemacht haben, also eine Telko, mit sowohl der 
KfW als auch GIZ und mit meinem Referatsleiter 
und dem Team, dass wir uns verständigt haben 
und sagen: Was machen wir jetzt? - Und wir 
haben unsere Abteilungsleiterin mit einbezogen 
und hatten dann noch eine Telefonkonferenz, 
dass wir gesagt haben: Was sind jetzt die nächs-
ten Schritte? Was müssen wir tun? - Also das 
sozusagen. 

Und, ja, dann haben wir vom Prinzip her den Ab-
lauf, der dann eben passiert, also: Welche Listen 
brauchen wir? Was können wir tun? Mit wem 

müssen wir uns abstimmen? Mit dem Auswärti-
gen Amt usw. - Also das ist sozusagen der nor-
male Ablauf gewesen.  

Gülistan Yüksel (SPD): Noch mal eine Frage: 
Kam es für Sie auch sehr überraschend, weil Sie 
doch so viel Vorarbeit, also so viel, gemacht hat-
ten? War das für Sie vor Ort wirklich so über-
raschend?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, ich glaube: 
Dass die Möglichkeit besteht, dass die Taliban 
bis nach Kabul gehen, das war klar. Aber diese 
Schnelligkeit, das war, glaube ich, für alle wirk-
lich eine Überraschung gewesen, weil wir auch 
darauf vertraut haben - - Die Dienste und das 
BMZ sozusagen sind ja nicht in diesen Sicher-
heitsfragen sozusagen relevant. Diese Einschät-
zung machen wir ja nicht, sondern wir haben 
darauf vertraut: die Dinge, die uns durch die 
Dienste, aber insbesondere auch durch die USA 
und durch befreundete Partner eigentlich ein-
geschätzt worden sind. Und darauf haben wir 
schlicht und ergreifend vertraut.  

Gülistan Yüksel (SPD): Ja, dann ist man, glaube 
ich, umso überraschter, wenn es doch dann pas-
siert. - Gut, vielen Dank erst mal bis hierhin.  

Ich würde jetzt gerne zur Evakuierung der Orts-
kräfte noch ein paar Fragen stellen, und ich 
würde gerne wissen: Wie wurden die Ortskräfte 
der Entwicklungszusammenarbeit über die Ver-
einfachungen im Ortskräfteverfahren, wie zum 
Beispiel die Härtefallregelung für Angehörige 
außer der Kernfamilie, in Kenntnis gesetzt? Und 
wir würden uns auch freuen, wenn Sie uns ein-
fach noch mal kurz erläutern können, wie das in 
der Praxis läuft - ich meine, wir kennen die 
Sprachbarrieren und andere Barrieren -, wie das 
unter diesen Voraussetzungen gelaufen ist.  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, vom Prin-
zip her sozusagen - die Details hätten Sie, glaube 
ich, mit Herrn Schäfer-Gümbel oder mit den an-
deren von der GIZ besprechen können - gab es 
sogenannte Open Spaces, die die GIZ mit ihren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, also mit den 
lokalen, durchgeführt hat. Das war in kürzeren 
Abständen, alle zwei, drei Tage. Und gerade als 
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es um den Fall von Kabul - - Da wurden die Orts-
kräfte in diesen sogenannten Open Spaces, wo 
auch einer von Herrn Schäfer-Gümbel geleitet 
wurde, informiert, wie die Situation ist. Da wa-
ren wir als BMZ nicht dabei, sondern das ist 
sozusagen die Verantwortung der GIZ gewesen, 
die Ortskräfte zu informieren, zu sagen, wo sie 
sich, wenn, einzufinden haben.  

Und wie ich ja schon sagte, ist die GIZ schon seit 
Mai dran gewesen und hat immer wieder die 
Ortskräfte darum gebeten, ihre Papiere in Ord-
nung zu bringen, wie es immer so schön hieß, 
also heißt, alle Reisedokumente, und nicht nur 
für sich, sondern auch für die Kernfamilie, so-
dass, wenn der Tag X eintreffen sollte, dann 
sozusagen alles parat ist. Und insofern sozu-
sagen: Das war eigentlich durch diesen Open 
Space, der da regelmäßig zur Verfügung gestellt 
wird. Dieser Informationsfluss an die Nationalen 
war dadurch eigentlich gegeben.  

Gülistan Yüksel (SPD): Meine Frage noch mal: 
Wie ist man mit den Sprachbarrieren umgegan-
gen? Können Sie da auch vielleicht was sagen?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ich gehe davon 
aus - also ich war nicht dabei -, dass die GIZ ihre 
nationalen Mitarbeiter in ihrer Sprache infor-
miert hat. Also, wir hatten ja auch Papiere für die 
Mitarbeiter vorbereitet gehabt, dass sozusagen - 
die haben wir ja auch mit zur Kenntnis bekom-
men -, wenn sie eben sich später, als die Evakuie-
rung war - - die dann eben in den einzelnen Lan-
dessprachen dann auch zur Verfügung gestellt 
worden sind, damit sie das vorzeigen können. 
Also sozusagen mit einer englischsprachigen Be-
scheinigung kann man ja in Afghanistan sozusa-
gen dann nichts anfangen. Also das sozusagen ist 
auch in der lokalen Sprache dann verfasst wor-
den.  

Gülistan Yüksel (SPD): Ich würde vielleicht in 
dem Zusammenhang auch gerne wissen, wie die 
Durchführungsorganisationen - vielleicht können 
Sie dazu auch was sagen -, GIZ und KfW, durch 
das BMZ bei der Evakuierung der Ortskräfte un-
terstützt wurden. Können Sie dazu was sagen?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also ich kann 
vielleicht so viel sagen, dass wir mit Fall von 
Kabul jeden Morgen um 8 Uhr, in der Regel unter 
meiner Leitung, eine sogenannte Lagerunde hat-
ten, wo sowohl die KfW als auch die GIZ - und 
da auch das RMO - mit am Tisch oder mit am 
Bildschirm saßen und wir uns ausgetauscht ha-
ben zu der Situation: Wie ist die Lage vor Ort? 
Wie sozusagen kommen die Leute, wenn denn 
überhaupt? Wie ist die Situation am Flughafen? 
Welche Papiere brauchen sie? Wie müssen wir 
uns organisieren sozusagen? - Und dann wurde 
gemeinsam beraten: Was ist der beste Weg? - Und 
gerade, insbesondere das RMO hat dann eben im-
mer eine Lageeinschätzung gegeben, aber auch 
die KfW, die gesagt hat, was mit ihren Ortskräf-
ten ist usw.  

Also das hat jeden Morgen ab dem 15. - - Oder 
am 16. dann sozusagen haben wir das jeden Mor-
gen und, ich glaube, bis Ende August, sozusagen 
bis der Anschlag dann am 26. August war, regel-
mäßig durchgeführt, und dann egal ob Samstag 
oder Sonntag; also da waren immer alle an Bord.  

Gülistan Yüksel (SPD): Vielen Dank. - Ich würde 
jetzt gerne noch mal auf den 21. August kommen, 
in dem Sie der Abteilungsleiterin, Frau Warning - 
da beziehe ich mich auf MAT A BMZ 4.40 
VS-NfD, Blatt 451 - - dass die erste Gruppe der 
KfW-Ortskräfte am Flughafen eingetroffen ist und 
ein Flugzeug für sie bereitsteht. Waren also erst 
sechs Tage nach dem Fall Kabuls - Sie haben ja 
gesagt, Sie haben ja jeden Tag da was zu getan - 
Ortskräfte des BMZ bereit zur Evakuierung? Wie 
kam es dazu?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ich kenne jetzt 
das - - Also, ich weiß jetzt nicht - -  

Gülistan Yüksel (SPD): Wir können Ihnen das 
gerne vorlegen, wenn Sie möchten.  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das können Sie 
machen; ich kann Ihnen erst mal sozusagen da so 
drauf antworten. - Es war ja nicht das Problem 
gewesen, die Ortskräfte sozusagen - - also einen 
Flugplatz in dem Sinne zu bekommen, sondern 
der Weg zum Flughafen war das Problem.  
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(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt) 

Es waren chaotische Verhältnisse gewesen, und 
da sozusagen war eher das Problem, die Orts-
kräfte mit ihren Familien zum Flughafen zu be-
kommen. Also die Straßen waren verstopft, das 
waren Tausende von Menschen da gewesen, und 
wir hatten immer wieder Familien, denen wir ge-
sagt haben, also mit Scouts: „Ihr kommt dorthin“, 
und dann musste wieder umgedreht werden, 
weil einfach die Situation so volatil war, dass wir 
ansonsten das Leben der Ortskräfte aufs Spiel ge-
setzt hätten. Also das sozusagen hing damit zu-
sammen.  

Also, Sie können sich vorstellen, dass wir jeden 
Morgen auch immer gesagt haben: Noch nicht 
sind sie drangekommen. - Und dann war ja auch 
die Situation gewesen, dass die KfW ihre Orts-
kräfte in das Camp Baron unterbringen konnte, 
aber auch erst nach Tagen und durchge-
schleustert. Also jeder hat versucht, in irgend-
einer Art und Weise die Ortskräfte dorthin zu 
bekommen, aber das war wirklich ein riesiges 
Sicherheitsproblem letztendlich auch.  

Ich gucke mir das aber gerne noch mal an.  

(Die Zeugin liest in den ihr 
zuvor vorgelegten 

Unterlagen) 

- Genau, das ist ja dieses Camp Baron, was ich 
eben gerade auch gesagt habe. Also da stimmte 
meine Erinnerung sozusagen.  

Es war, wie gesagt, total schwierig gewesen, 
überhaupt an den Flughafen zu kommen. Und 
dann nicht nur das! Das war das erste Problem. 
Aber dann auch durch das Gate in den Flughafen 
zu kommen: Das war die nächste Hürde gewesen, 
also auch das sozusagen. - Und da gab es oft dann 
Situationen, dass dann die Gruppe auch wieder 
zurückgeführt werden musste, um nicht sie in 
Gefahr zu bringen. Also das war wirklich eine 
sehr, sehr schwierige Situation. 

Und ich kann Ihnen nur sagen: Als die ersten 
Ortskräfte dann endlich mal in Flieger gestiegen 

sind, da waren wir alle am Telefon, und wir ha-
ben geweint, weil wir das - - Für uns auch, jeden 
Morgen immer wieder zu hören: „Wir haben es 
wieder nicht geschafft, wir mussten zurück-
gehen.“: Also das war, die wir da alle 24/7 an 
Bord waren - - war das auch eine Situation: Sie 
sind außen und können nichts tun und immer 
nur hoffen, dass die Scouts, die auch unter eige-
ner Lebensgefahr sozusagen die Menschen dort-
hin gebracht haben, immer wieder gesagt haben: 
Wir müssen wieder umdrehen, und wir kommen 
da nicht weiter - - Also die Tage waren wirklich 
für uns alle total furchtbar gewesen, diese Hilf-
losigkeit.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechselt die 
Befragung zur Union. - Herr Kollege Erndl.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Sehr geehrte Frau Hammer-
schmidt, wir waren jetzt schon sozusagen im 
Zeitraum da, in der heißen Phase im August. Ich 
würde gerne noch mal etwas zurückgehen in das 
Jahr 2020 und erst mal verstehen, wie denn das 
BMZ zu einem Lagebild gekommen ist. Sie haben 
vorher schon kurz angedeutet, dass Sie verschie-
dene Quellen hatten. Vielleicht können Sie das 
noch mal beschreiben, wie das dann in Ihrem 
Haus zusammengesetzt wurde zu einem Lagebild 
und zu einer Lageeinschätzung.  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Vom Prinzip her 
bekommen wir unsere Informationen sowohl von 
den - - also a) von den Diensten, wenn es um 
Sicherheitssachen geht, aber natürlich auch von 
der Botschaft vor Ort, aber natürlich auch gleich-
zeitig von den Durchführungsorganisationen, die 
vor Ort waren. Also, wir haben sozusagen alle In-
formationen zusammengeführt, und es ist ja auch 
so, egal ob das jetzt Afghanistan oder ein anderes 
Land ist, wenn wir zum Beispiel Vorbereitungen 
zu Regierungsverhandlungen haben, dass wir 
dann sozusagen alle, die in dem Land tätig sind, 
einladen zu sogenannten Vorgesprächen. Das 
heißt, da sind auch NGOs mit dabei, politische 
Stiftungen, die, die alle in dem Land sind, und 
dann sozusagen bespricht man: „Wie ist die Lage-
einschätzung?“, die natürlich unterschiedlich ist, 
je nachdem, in welchem Tätigkeitsbereich man 
unterwegs ist.  
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Thomas Erndl (CDU/CSU): Vielen Dank. - Ich 
möchte ganz konkret Bezug nehmen auf eine La-
gebeurteilung für den Herrn Bundesminister vom 
26. Februar 2020 - das findet sich unter MAT A 
BMZ-3.42 VS-NfD_Austausch, Blatt 5 bis 7 - und 
würde dann gleich noch ein weiteres Dokument 
mit einbeziehen, eine Leitungsvorlage vom 
30. März, also ein paar Wochen später; die findet 
sich auf MAT A BMZ-3.42 VS-NfD_Austausch, 
Blatt 34 bis 40. 

In der Lagebeurteilung für den Minister wird 
schon dargestellt, dass - also da geht es um Fol-
gen Doha-Abkommen - ein Truppenabzug ohne 
Friedensschluss zu einem Auseinanderfallen der 
afghanischen Armee führen wird, und dann eben 
ein paar Wochen später in der Leitungsvorlage, 
dass ein dauerhafter Konflikt oder eine Macht-
übernahme durch die Taliban die wahrschein-
lichsten Szenarien seien. Haben Sie damit schon 
2020, mit einem Zusammenbruch der bestehen-
den staatlichen Strukturen, in Ihrem Haus ge-
rechnet, und wie haben Sie dann dieses Bild 
auch zusammengebracht mit dem Bild, das zum 
Beispiel das Auswärtige Amt hatte zu diesem 
Zeitpunkt?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ohne, dass 
ich - -  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Wir können Ihnen die 
Dokumente auch gerne vorlegen.  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Genau; ich kann 
da gerne noch mal reingucken.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay, dann machen 
wir das gerne.  

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Genau. - Also 
vom Prinzip her haben wir die einzelnen inter-
nationalen Sachen, die passiert sind, sozusagen 
analysiert. Das ist, glaube ich, das Normale, was 
man dann in dem Apparat macht, und wir haben 
uns gleichzeitig ausgetauscht natürlich mit unse-
ren Durchführungsorganisationen, aber auch mit 

dem Auswärtigen Amt, dass wir geguckt haben: 
Was wäre, wenn?  

Und natürlich: Durch das Doha-Abkommen war 
klar gewesen, dass die - oder ist ja dann auch 
passiert - Gewalt immer stärker zugenommen hat, 
die Sicherheitssituation sich verschlechtert hat 
und wir dann überlegt haben - - und wir haben 
gleichzeitig immerzu - vielleicht ist das auch 
noch mal ein guter Aspekt - - Wir haben immer 
wieder unser Portfolio evaluiert. Also wir haben 
ständig geguckt und uns auch durch unabhängige 
Gutachter spiegeln lassen: Wie sind denn über-
haupt unsere Projekte? Sind wir damit gut aufge-
stellt? Und was wäre dann, wenn sich die Situa-
tion zuspitzt, die Taliban gegebenenfalls immer 
stärker vorrücken? Was bedeutet das für unsere 
Arbeit, und wie können wir dann letztendlich 
überhaupt noch tätig sein, unter welchen Bedin-
gungen?  

Also, das war sozusagen das, was wir durchge-
spielt haben, und wir haben dadurch dann auch 
unser Portfolio robuster gemacht, dass wir gesagt 
haben: Okay, wir gehen eher in die Provinzen, 
gucken da sozusagen, wo die bevölkerungsnahen 
Projekte - - Und dementsprechend haben wir halt 
dann auch die entsprechenden Vorschläge ge-
macht - aber natürlich auch immer mit der Ein-
schätzung in Zusammenarbeit mit dem Auswärti-
gen Amt. Die politische Lage eben vor Ort: „Wie 
ist es mit der legitimierten Regierung Ghani? 
Welchen Einfluss hat sie denn überhaupt noch, 
wenn die Taliban immer weiter vorrücken?“, und 
so.  

Also das war sozusagen eine normale Analyse, 
die wir im Zusammenhang auch mit dem Aus-
wärtigen Amt, aber auch insbesondere mit unse-
ren Durchführungsorganisationen, die ja dann 
eben vor Ort sind und die Lage in der Regel 
besser einschätzen können als vom Schreibtisch 
aus - - Also insofern: Diese Diskussionen haben 
immer wieder stattgefunden und nicht nur ein-
fach zweimal im Jahr, sondern wirklich sehr, 
sehr häufig, insbesondere auf der Arbeitsebene, 
aber dann auch sozusagen regelmäßig auch dann, 
indem sozusagen - - mit mir sozusagen, wo wir 
dann überlegt haben: „Was ist denn notwendig?“, 
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und dann sozusagen entsprechend auch unsere 
Leitung informiert haben.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Vielen Dank. - Kön-
nen Sie sich erinnern, ob andere Ressorts zu die-
sem frühen Zeitpunkt, Anfang 2020, auch diese 
ungünstige Prognose geteilt haben, oder war das 
eine Position, die eher nur das BMZ vertreten 
hat?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, ich glaube, 
dass sich die Situation in Afghanistan ver-
schlechtert hat, das war, glaube ich, für alle er-
sichtlich gewesen, und welche Konsequenzen 
das letztendlich durch das Doha-Abkommen und 
auch die Friedensverhandlungen hatte, das war 
eigentlich für alle erkennbar. Und es gab ja auch 
die Geberkoordinierungsrunden, Gebertreffen, 
wo das natürlich auch ein Thema war, dass sich 
die Situation insgesamt in Afghanistan ver-
schlechtert hat und welche Konsequenzen das 
denn letztendlich haben wird für unsere Arbeit.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Wenn wir bei den 
Konsequenzen bleiben: Das BMZ wollte in jedem 
Fall die Entwicklungszusammenarbeit fortsetzen, 
unabhängig von der Frage, welches Szenario 
dann tatsächlich Realität wird? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ja, selbstver-
ständlich. Das BMZ ist ja in vielen Krisenländern 
unterwegs, und das zeichnet das BMZ ja auch 
aus. Wir können ja nicht aus allen Ländern, die 
kritisch sind, rausgehen. Also da, glaube ich, ha-
ben wir das Selbstverständnis als BMZ, dass wir 
sagen: Wir wollen da mit der Bevölkerung zu-
sammenarbeiten, wir wollen die Bevölkerung 
nicht im Stich lassen. - Das war immer unser 
Credo gewesen, und das ist es auch noch bis zum 
heutigen Tag.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Wie hat dann diese 
Vorbereitung ausgesehen für den Fall „Szenario: 
Taliban übernimmt die Regierung“? Was wurde 
da konkret dann vorbereitet für eine mögliche 
Zusammenarbeit mit einer Talibanregierung?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Na gut, wir ha-
ben uns überlegt, welche Bedingungen - - oder 
was sind sozusagen die Minimalforderungen, 

unter denen wir überhaupt nur arbeiten können, 
also dass wir sagen: Also die Rechte von Frauen 
und Minderheiten dürfen nicht beschnitten sein, 
wir müssen für die Sicherheit für unsere Orts-
kräfte und auch für die Internationalen, die da 
zwar schon stark reduziert waren - - aber dass wir 
gesagt haben, es muss auch für die Sicherheit der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gesorgt sein, 
und wir brauchen eine legitimierte Regierung 
letztendlich, wenn wir in dem Sinne Regierungs-
verhandlungen und staatliche Zuschüsse geben 
wollen. Also das sozusagen sind so Grundvoraus-
setzungen gewesen.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): In dem Zeitraum, 
zweites Quartal 2020, ging es ja auch um die 
Vorbereitung möglicher Friedensverhandlungen 
zwischen der afghanischen Regierung und den 
Taliban. Haben Sie, hat das BMZ da auch Ent-
wicklungszusammenarbeit als Mittel gesehen, 
um die afghanische Regierung auch in den Ver-
handlungen zu unterstützen?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also wir waren 
ja bei den - - Das BMZ war ja bei den Friedens-
verhandlungen nicht dabei; wir haben da nie am 
Tisch gesessen. Wir sind wenn, dann durch das 
Auswärtige Amt informiert worden. Aber wir 
haben da auch keinerlei Einfluss gehabt, und wir 
haben auch nicht gesehen, dass die EZ ein Hebel 
für die Friedensverhandlungen sein soll.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay. - Gut, dann 
würde ich noch mal weitergehen: 21. Dezember 
2020 - weitere Vorlage, die sich auf MAT A 
BMZ-4.26 VS-NfD, Blatt 525 bis 529 befindet -: 
Dort machen Sie, macht das Referat 312 Staats-
sekretär Jäger den Vorschlag, dass das BMZ ge-
meinsam mit dem Auswärtigen Amt in Doha auf 
die Taliban zugehen und versuchen soll, mehr 
Kooperation bei den Friedensverhandlungen zu 
erreichen. Wenn ich das richtig sehe, ging es 
darum, den Taliban auch klarzumachen, dass die 
EZ nicht automatisch weiterläuft, sondern eben 
an die Bedingungen geknüpft ist, wie Sie das 
schon richtig geschildert haben.  

Ist es richtig, dass das Auswärtige Amt dann eben 
dieses Thema auch in die Gespräche mit den 
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Taliban eingebracht hat? Haben Sie da Informa-
tionen zu dem Zeitpunkt erhalten?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, mir ist die 
Vorlage natürlich bekannt, und ich kann mich 
auch an die vorbereitenden Gespräche erinnern. 
Das Auswärtige Amt ist an uns herangekommen 
und hat gesagt: Die Taliban, falls die irgendwie 
Teil der Regierung werden sollten - - Also auch 
das sozusagen, um vielleicht auch Ihre vorigen 
Fragen - - Wir haben immer überlegt: „Was wäre, 
wenn?“, sozusagen. Diese Frage haben wir stän-
dig gestellt, und genauso war dann eine Frage ge-
wesen: Was passiert denn, wenn Taliban Teil der 
Regierung sein würden?  

Und da ist das Auswärtige Amt an uns heran-
getreten und hat gesagt: Also, wir sind ja in Doha, 
und ist es nicht möglich, wenn wir da Gespräche 
führen, dass ihr den Taliban überhaupt erklärt: 
Was ist denn EZ? Was ist darunter zu verste-
hen? - Die glauben wahrscheinlich, wenn sie an 
der Macht sind, egal unter welchen Umständen, 
dass das dann alles so weitergeht und dass die 
Mittel, die die Bundesregierung zur Verfügung 
stellt, dann automatisch an sie weitergehen. - 
Und das sozusagen war die Idee gewesen, dass, 
wenn man dort mit Taliban zusammentrifft, die 
EZ erklärt wird und auch vor allem die Bedin-
gung, woran die EZ geknüpft ist, erklärt wird.  

Aber, wie gesagt, das war damals auch ein Vor-
schlag vom Auswärtigen Amt gewesen, den wir 
hin und her überlegt hatten, weil das natürlich 
immer mit großen Risiken gleichzeitig auch ver-
bunden ist, mit den Taliban sich hinzusetzen 
und irgendwelche Dinge zu erklären, aber letzt-
endlich haben wir gesagt: „Na ja, Nichtreden hilft 
ja auch nicht“, und das - - zu erklären, dass die 
von vornherein wissen: Wir haben Bedingungen 
und wir haben Kriterien, wonach wir unsere Ar-
beit durchführen. 

Und dann haben wir eben dem Staatssekretär 
entsprechend diesen Vorschlag unterbreitet, dass 
unser damaliger WZ-1, der Henning Plate, dann 
den Taliban unsere ganzen Regularien sozusagen 
erklären könnte. Und das hatte der Staatssekretär 
dann auch aufgenommen gehabt und hat gesagt, 
wenn es denn dazu käme, dann sozusagen wäre 

das eine Möglichkeit, dass er zusammen mit dem 
Sonderbeauftragten das Gespräch führt, aber das 
ist letztendlich nicht zustande gekommen.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay. - In der Vorlage 
heißt es noch - Zitat -:  

„Es verbietet sich für uns als 
Repräsentanten einer zwar inte-
ressengeleiteten, aber auch werte-
orientierten Entwicklungszusam-
menarbeit jedwede Instrumentali-
sierung deutscher Unterstützung 
zur Forcierung schneller Ergeb-
nisse bei den Friedensverhandlun-
gen.“ [?] 

Hatten Sie den Eindruck, dass dann die EZ auch 
instrumentalisiert wird und dass das eine Rich-
tung einschlägt, die Sie nicht unterstützt hätten?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das ist das, was 
ich davor sagte. Also, wir wollten nicht, dass die 
Entwicklungszusammenarbeit als Faustpfand 
sozusagen miteingesetzt wird, so nach dem Motto 
„Wenn ihr hier bei den Friedensverhandlungen 
schneller zurande kommt, dann ist euch die Ent-
wicklungszusammenarbeit gewiss“. - Also diesen 
Zusammenhang, den wollten wir nicht sehen 
und haben wir auch nicht gesehen.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Wenn man aber in 
der Vorbereitung so ein Gespräch mit verschie-
denen Szenarien auch vorbereitet: Wie war die 
Vorstellung, dass so ein Gespräch Wirkung erzie-
len kann, wenn man dann eigentlich den Taliban 
gar nichts anbietet?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ehrlich gesagt, 
glaube ich, wussten wir das nicht, sondern das 
war die Idee gewesen, ins Gespräch zu kommen, 
zu erklären, was unter Entwicklungszusammen-
arbeit zu verstehen ist, welche Bedingungen wir 
haben, und wir haben ja auch insgesamt unsere 
Entwicklungszusammenarbeit auch mit der 
Ghani-Regierung konditionalisiert. Also auch da 
sozusagen gab es Bedingungen. Und all diese 
Dinge wollten wir einfach erklären, dass nicht 
sozusagen die Taliban davon ausgehen, falls sie 
an die Macht kommen, dass sozusagen die Ent-
wicklungszusammenarbeit für Nulltarif zu haben 
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ist. Also, das war, glaube ich, die Vorstellung ge-
wesen, die wir seinerzeit hatten.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Wenn wir bei diesem 
Szenario bleiben, dann sahen ja die Überlegun-
gen vor, dass man eben bestimmte Projekte aus-
setzt und bestimmte weitermacht. Können Sie 
kurz beschreiben, welche Projekte in welcher 
Kategorie dann eingeordnet wurden?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Wir hatten 
natürlich ganz unterschiedliche Projekte gehabt, 
und das war auch zum Beispiel ein Ergebnis 
von einer Evaluierung, die seinerzeit Professor 
Z , der uns, glaube ich, über ein Jahrzehnt 
begleitet hat und immer wieder unsere Entwick-
lungszusammenarbeit auf den Prüfstand gestellt 
hat - - und gesagt hat: Habt nicht das, was ja alle 
Internationalen eigentlich hatten, habt nicht so 
hehre Ziele, sondern ihr müsst von den Rahmen-
bedingungen ausgehen, und es ist vielleicht bes-
ser, auf Provinzebene zu arbeiten und das, was 
wir heute auch als bevölkerungsnah - und das 
hatten wir ja damals dann schon angepasst - - 
Bevölkerungsnah ist also das, wo unmittelbar 
erkennbar ist, wo die Bevölkerung was von hat, 
egal ob das jetzt ländlicher Wegebau ist, ob das 
Schulen sind, ob das Zugänge zu Gesundheits-
dienstleistungen sind, also das, was sozusagen 
greifbar und erkennbar ist. Das waren Dinge ge-
wesen, wo wir gesagt haben, wo die Bevölkerung 
am stärksten von profitiert - - und nicht im 
Governance-Bereich mit der Zentralregierung zu 
arbeiten. Das sozusagen haben wir dann eher 
auch nach hinten gestellt, weil wir gesagt haben: 
Das ist sozusagen so ein hohes Level, was man 
dann vielleicht nicht mehr machen kann.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): In den Akten taucht 
da immer wieder der Begriff einer regierungs-
fernen Umsetzung auf. Was bedeutet das genau? 
Können Sie das kurz erläutern?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das ist das, was 
ich sagte: dass man halt nicht im Governance-
Bereich oder Beratung der Ministerien arbeitet, 
sondern eher wirklich sozusagen Basisarbeit be-
treibt.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay. - Vielen Dank.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechseln 
wir zum Bündnis 90/Die Grünen. Frau Kollegin 
Bayram.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Sehr geehrte 
Frau Hammerschmidt, ich möchte beginnen mit 
einer E-Mail, MAT A BMZ-3.127 VS-NfD_Aus-
tausch, Blatt 164, und ich zitiere daraus:  

„Mir ist ganz angst und bange was 
passiert, wenn AFG im Chaos ver-
sinkt. Vieles, was ich lese, deutet 
darauf hin, dass sich AFG mit gro-
ßen Schritten und viel schneller, 
als ich noch vor wenigen Wochen 
mir hätte vorstellen können, dem 
Abgrund nähert. Dann gehen nicht 
nur unsere Errungenschaften der 
letzten 20 Jahre „den Bach run-
ter“, sondern wir werden dann 
auch einen Großteil „unserer 
Leute“ nicht mehr in Sicherheit 
bringen können. Da helfen uns 
auch all die „Alternativszenarien“ 
im OKV wenig, denn wenn vier 
Ressorts sich einigen sollen, von 
denen wenigstens zwei mit AFG 
bereits mehr oder weniger abge-
schlossen haben, und dann auch 
noch darüber lamentiert wird, ob 
die Federführung für das von 
BK’in Merkel eingeforderte „alles 
menschenmögliche zu tun“ nun 
beim AA oder beim BMI liegt, ist 
mein Vertrauen dahingehend, 
dass hier jemand Entscheidungen 
trifft und Verantwortung über-
nimmt, nicht sonderlich groß.“ 

Ich vermute, Sie kennen die Mail. Das ist eine 
Mail, die an Sie gerichtet war, aus dem Juli 2021. 
Meine erste Frage wäre: Wie haben Sie eigentlich 
auf diese Mail reagiert?  

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt)  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: So, wie ich das 
normalerweise mache, wenn ein Referatsleiter 
mir eine derartige erschreckende Mail schreibt, 
dass ich sage: Bitte Rücksprache. - Und die findet 
in der Regel nicht nur mit dem Referatsleiter 
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statt, sondern auch mit dem Team, dass wir da-
rüber sprechen: Welche Konsequenzen hat es 
dann letztendlich? 

Das war ja der Hinweis, wo Herr Fischer sich 
drauf bezieht, aus dem Bericht von der Botschaft 
Kabul, die sozusagen dramatische Situation in 
Afghanistan geschildert haben. Dann haben wir 
halt beraten, wie wir damit umgehen. Ich bin mir 
jetzt nicht sicher, ob wir dann im Anschluss mit 
Sicherheit auch mit Frau Warning, also mit unse-
rer Abteilungsleiterin, dadrüber gesprochen ha-
ben und gesagt haben, wie wir damit umgehen.  

Ich sehe auch, Herr Fischer hat Herrn S  
mit in cc genommen, weil er, Herr S , na-
türlich für die Notfallplanung Afghanistan, also 
Krise, zuständig ist. Das heißt sozusagen, so ist 
der Mechanismus, dass, wenn wir eine Situation 
als besonders kritisch ansehen, man sich berät 
und dann guckt, welche Arbeitseinheiten wir im 
Haus noch miteinbeziehen können, und dann, 
wie wir unsere Hierarchie dann einbinden in 
diese Erkenntnisse, was wir dann - -  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Genau, das interessiert mich nämlich auch, die 
Hierarchie. Also, Frau Warning haben Sie schon 
erwähnt, haben aber gesagt: Ich weiß es nicht ge-
nau. - Wissen Sie denn, ob Sie den Staatssekretär 
Jäger auch informiert haben?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ich gehe davon 
aus, dass wir das getan haben. Also, bei dieser 
Art von Mail würde ich hundertprozentig davon 
ausgehen, dass wir das getan haben.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Und in der Mail schreibt Herr Fischer ja auch, 
dass eine Art Taskforce eingerichtet werden 
müsste. Ist das erfolgt?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das ist die 
Taskforce, die dann zum Ortskräfteverfahren 
letztendlich eingerichtet worden ist, also das 
Szenario, wo wir gesagt haben, wenn - - Wir 
hatten ja bis zum Sommer 2021 kaum Gefähr-
dungsanzeigen. Im Verhältnis gesehen zu den 
circa 1 600 Ortskräften, die wir hatten, hatten 

wir, glaube ich, bis Sommer 60 oder 70 Gefähr-
dungsanzeigen. Das ist ja im Verhältnis nicht viel 
für ein gutes halbes Jahr. Wenn sich aber die 
Situation so verschlechtert, waren wir natürlich 
davon ausgegangen, dass dann auch eine Gefähr-
dung gegebenenfalls für die Ortskräfte zunimmt, 
egal ob jetzt subjektiv oder objektiv, aber dass wir 
darauf vorbereitet werden müssen. Und das war 
mit dem Personal, was unter normalen Umstän-
den die Ausstattung ist, nicht möglich. Also, das 
hat sozusagen - -  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Verstehe. Danke schön. - Haben Sie denn die in 
der Mail zum Ausdruck gebrachte Einschätzung 
von Herrn Fischer geteilt, dass Entscheidungen 
und Verantwortungsübernahme nicht zu erwar-
ten seien?  

(Die Zeugin liest in den ihr 
zuvor vorgelegten 

Unterlagen) 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Können Sie mir 
noch mal die Zeile sagen? Dann muss ich nicht 
alles noch mal lesen, wo er das geschrieben hatte. 
Damit ich weiß, welche Verantwortung er meint.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
das ist auf der Seite 163 der dritte Absatz; der 
fängt an mit: „Mir ist ganz angst und bange“, und 
dann ist das der Teil, in dem halt gesagt wird:  

„wenn … beim AA oder BMI liegt, 
ist mein Vertrauen dahin gehend, 
dass hier jemand Entscheidungen 
trifft und Verantwortung über-
nimmt, nicht sonderlich groß.“  

Ist also der letzte Satz, wenn Sie so wollen.  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, ich weiß 
nicht, was Herr Fischer jetzt damit meinte. Aber 
letztendlich: Verantwortung haben wir, glaube 
ich, alle übernommen. Also insofern war sicher-
lich eher die Frage, wo die Verantwortung liegt. 
Aber das kann ich jetzt so nicht konkret beant-
worten, was er jetzt, wen er da in Verantwortung 
jetzt nicht gesehen hat.  
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Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Müssen Sie auch nicht; ich habe nur gefragt. 

Herr Fischer drückt in der E-Mail seine Sorge 
darüber aus, dass - Zitat - „unsere Leute“, also 
die Ortskräfte, „nicht mehr in Sicherheit“ ge-
bracht werden können. Was wurde denn über-
nommen, um darauf hinzuwirken, dass die Orts-
kräfte in Sicherheit gebracht werden konnten? 
Das ist übrigens auch in dem Absatz: mit den 
Leuten, die nicht in Sicherheit gebracht werden 
können.  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Wir hatten na-
türlich auch - - Das ist ja das, was ich sagte: dass 
die Papiere in Ordnung zu bringen sind; dass 
wir sagen, im Worst Case - wenn das Land nicht 
mehr zu retten ist - kann man natürlich über-
legen, ob die Leute dann sozusagen eine Gefähr-
dungsanzeige schreiben oder sagen, sie sind ge-
fährdet, sie wollen außer Landes gebracht wer-
den, oder auch nicht. Also, das weiß ich jetzt 
nicht im Detail.  

Also, ich würde das jetzt nicht überbewerten: 
dass die Leute in Sicherheit zu bringen sind. Wir 
hatten ja auch Vorkehrungen getroffen, indem 
wir sagen: Also, wo bestimmte Provinzen gefal-
len sind in dem Sinne, dass die Mitarbeiterin-
nen/Mitarbeiter dann in Homeoffice erst mal ge-
gangen sind, weil wir ja nicht wussten, wie sich 
die Situation entwickelt; wir haben da auch zum 
Teil von Überwinterung gesprochen, also erst 
mal abtauchen, sich ruhig verhalten - - Das war 
auch eine Situation gewesen, die - - Ich glaube, 
dass Herr Fischer das damit gemeint hat: Also: 
„In Sicherheit bringen“ heißt nicht unbedingt 
außer Landes, sondern gegebenenfalls auch: sich 
zurückziehen, aufs Dorf zurückziehen, und nicht 
ins Büro zu kommen, solche Sachen dann eben 
auch.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
verstehe, Frau Hammerschmidt.  

Dann hätte ich noch eine Frage, und dazu kön-
nen wir Ihnen auch vorlegen MAT A BMZ-3.142 
VS-NfD_Austausch, Blatt 121; das ist eine Lei-
tungsvorlage von Herrn Fischer an Frau Warning 
vom 6. August 2021, und da bittet er darum, bei 

Herrn Jäger darauf hinzuwirken, dass das Perso-
nal für das Ortskräfteverfahren aufgestockt wird, 
damit man für den Worst Case vorbereitet sei und 
damit seiner Fürsorgepflicht für die Ortskräfte ge-
recht werde. Das BMZ habe für den Worst Case 
noch keine abschließende Lösung, wie die an-
tragstellenden Personen im Verantwortungs-
bereich des BMZ ein Visum erhalten können 
bzw. ausreisen sollten. - Das war neun Tage vor 
dem Fall Kabuls.  

Können Sie mir erläutern, wie es kam, dass im 
August 2021 - so, wie es scheint - noch keine 
Vorbereitungen für diesen Worst Case getroffen 
wurden?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, so würde 
ich das, glaube ich, nicht sagen: dass keine Vor-
bereitungen getroffen worden sind; sondern ich 
würde es anders formulieren wollen: Wir sind 
immer der Auffassung gewesen, dass wir in der 
Entwicklungszusammenarbeit bleiben wollen, 
dass wir in dem Land bleiben wollen, dass wir 
die Ortskräfte für die Umsetzung der Vorhaben 
brauchen und dass wir Afghanistan und die Be-
völkerung nicht im Stich lassen. Also, das heißt 
sozusagen, da war der Punkt gewesen.  

Der Worst Case, das war wiederum das, was ich 
sagte: dass die Durchführungsorganisationen ihre 
Lokalen aufgefordert haben, ihre Papiere in Ord-
nung zu bringen, falls das Land komplett zusam-
menbricht in Bürgerkrieg oder was auch immer - 
wir wussten es ja nicht, was da passiert -, dass 
man dann notfalls die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter evakuieren kann, also dass sie dann 
entsprechende Papiere haben und dann über 
die Grenze, auch in Nachbarländer, erst mal, 
vorübergehend, in Sicherheit gehen.  

Und mit der Taskforce, das war in der Tat so ge-
wesen: dass, was ich sagte, je nachdem - - Wir 
haben gesagt, das ist eine Situation, die mit der 
normalen Personalausstattung nicht zu bewälti-
gen ist, und deshalb, sozusagen, war das der 
Hilfeschrei, wenn Sie so wollen, zu sagen: Das ist 
jetzt eine Sondersituation, und da brauchen wir 
ad hoc mehr Personal und letztendlich eben 
diese Taskforce - die ja dann auch innerhalb 
kürzester Zeit von Herrn Jäger entschieden wurde 
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und eingesetzt wurde, noch bevor sozusagen 
Kabul gefallen ist.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Am 
Samstag, den 14. August, also einen Tag vor dem 
Fall Kabuls, schrieben Sie in einer Mail an Herrn 
S  und Julius Spatz von der GIZ - das ist 
MAT A BMZ-4.39 VS-NfD, Blatt 18 - - Darin 
schildern Sie, dass ein Telefonat mit der Bundes-
kanzlerin zu den Ortskräften stattgefunden hat. 
Können Sie das mal einordnen, was da passierte, 
was in dem Telefonat besprochen wurde?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Diese Telko hat 
sozusagen nicht in unserem Beisein stattgefun-
den, sondern das war eine Telefonkonferenz, die 
die Bundeskanzlerin, ich glaube, mit dem Minis-
ter geführt hat, und dann gab es hinterher nur die 
Aufgabe für uns, dass man eine Liste eben er-
stellt, welche Ortskräfte, die am stärksten gefähr-
det sind - - dass man die hat, die gegebenenfalls 
dann als Erste ausgeflogen werden sollten. Das 
sozusagen war eine Aufgabe, die wir aus dem 
Leitungsbereich bekommen haben. Ob wir die 
vom Minister oder Staatssekretär bekommen ha-
ben, das kann ich Ihnen nicht sagen, aber das war 
jedenfalls das, was ich dann sofort weitergegeben 
habe.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herzlichen Dank. - Das ist für mich auch nicht 
zwingend relevant, von wem Sie die bekommen 
haben. Aber Sie bitten dann in einer E-Mail die 
GIZ darum, eine Prioritätenliste von 300 Orts-
kräften zu erstellen, die, falls es zu dem Flug 
kommt, als Erste ausgeflogen werden sollten. War 
das eine Anforderung, die in Absprache mit der 
Bundeskanzlerin so an die GIZ gestellt wurde?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ich gehe davon 
aus, wenn ich das so aufgeschrieben habe - da 
gibt es ja nichts weiter zu -, dass das sozusagen 
von der Leitung an mich herangetragen wurde 
und ich dann eben die GIZ entsprechend auf-
gefordert habe. Also, ich weiß, dass an dem Tag 
eine Telko gewesen ist - das hatte ich auch in den 
Akten jetzt noch mal gelesen gehabt -, aber ich 
habe das sozusagen - - Also, diese E-Mail hatte 
ich gar nicht irgendwo gesehen, kann ich mich 
nicht bewusst dran erinnern. Aber wir haben 

diese Telko in jedem Fall vorbereitet, und welche 
Aufgabe denn dadraus entstanden ist, das ist mit 
Sicherheit diese gewesen, die ich dann eben als 
Aufgabe an die GIZ gegeben habe. Und das sind 
ja Ortskräfte, die unter Vertrag bei der GIZ waren, 
und die können natürlich am besten einschätzen, 
welche Ortskraft in welchem Projekt am stärksten 
sichtbar und gefährdet sein könnte. Also deshalb 
sozusagen auch von dort die Einschätzung. Das 
können wir von BMZ-Seite ja gar nicht einschät-
zen.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Sie haben keine 
Sprechpause gemacht, Frau Kollegin. Ich wollte 
sie nicht unterbrechen, dabei haben Sie andert-
halb Minuten Zuschlag bekommen; das ist eine 
einmalige Ausnahme.  

(Heiterkeit der Abg. Canan 
Bayram (BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN)) 

Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort.  

Markus Frohnmaier (AfD): Vielen Dank. - Der 
erste Bereich, in dem ich Sie gerne befragen 
würde, da geht es um die Gefährdung von Orts-
kräften; Sie hatten das schon teilweise angespro-
chen. Ich wollte Sie noch mal konkret fragen, ob 
Sie Kenntnisse über politisch motivierte Über-
griffe oder vielleicht sogar Tötungen von Orts-
kräften der EZ im Untersuchungszeitraum erlan-
gen konnten. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Nein. Uns sind 
keine aus der Tätigkeit, in unseren Projekten, 
Tötungen bekannt. Das ist auch bis zum heutigen 
Tag so. Also, die sozusagen - - Aufgrund der 
Tätigkeit in den Projekten der Entwicklungs-
zusammenarbeit gab es keine Tötungen, die da-
mit sozusagen im Zusammenhang zu sehen sind.  

Markus Frohnmaier (AfD): Hatten Sie nach Ihrer 
damaligen Auffassung, ja, eine Art latente Ge-
fährdung von Ortskräften durch die Taliban fest-
stellen können?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Können Sie die 
Frage präzisieren? Also latente Gef- -  
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Markus Frohnmaier (AfD): Also, resultierend aus 
der Tätigkeit für die deutsche EZ?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ich würde sagen, 
nein, weil letztendlich die Ortskräfte - - Das ist 
natürlich immer: Sie müssen eine subjektive und 
eine objektive Gefährdung sehen, und subjektiv 
kann man sicherlich eine Gefährdung sehen. 
Aber objektiv hat sich ja auch im Nachhinein 
herausgestellt, dass die Ortskräfte objektiv nicht 
gefährdet gewesen sind, die in unseren Vorhaben 
tätig waren.  

Markus Frohnmaier (AfD): Wie wichtig war hier 
die Arbeit des RMO bei der Beurteilung der Ge-
fährdung für Sie als GIZ? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das RMO hat 
insgesamt ja auch die Sicherheitseinschätzung 
vorgenommen und kannte sich natürlich aus und 
hat ja auch Hinweise für die Projekte gegeben, 
wenn irgendwelche Situationen sich vor Ort ver-
ändert haben. Also, da sozusagen - - Das RMO ist 
der Gratmesser für alles gewesen.  

Markus Frohnmaier (AfD): Vielen Dank. - Dann 
ein zweiter Komplex: Hier geht es um die Orts-
kräfteverfahren. Da würde mich insbesondere die 
Genese der Ortskräfteverfahren im BMZ interes-
sieren. Wir wissen, dass es bereits vor dem Fall 
Kabuls am 15.08.21 Überlegungen seitens des 
BMZs und der GIZ gab, das Ortskräfteregelverfah-
ren zu beschleunigen. Hierzu haben Sie aus-
gehend vom Beweismaterial am 30.07.21 eine 
Telefonkonferenz mit Vertretern der GIZ ab-
gehalten - die Quelle ist die MAT A BMZ-3.142 
VS-NfD, Blätter 26 und 27 -, und in dem Zusam-
menhang wollte ich Sie noch mal bitten, darzu-
stellen, welche Grundüberlegungen es im BMZ 
zum Ortskräfteverfahren gab.  

Aus einer zwischen dem BMZ und dem Aus-
wärtigen Amt abgestimmten Stellungnahme - 
auch hier: ich würde zitieren, MAT A BMZ-4.30 
VS-NfD, Blätter 615 bis 618, mit Stand vom 
22.07.21 - ist ersichtlich, dass die Bundesregie-
rung die Entwicklungszusammenarbeit auch 
in den von Taliban kontrollierten Gebieten im 
Grundsatz fortsetzen wollte. Und da wollte ich 

von Ihnen konkret wissen, ob Sie das Spannungs-
verhältnis von Lieferfähigkeit der EZ auf der 
einen Seite und Schutz der Ortskräfte aus der 
damaligen Wahrnehmung noch mal erläutern 
können.  

(Die Zeugin berät sich mit 
ihrem Rechtsbeistand) 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Kann ich das 
Dokument sehen? Weil da gab es ja eine Telefon-
konferenz; da muss es ja dann irgendwelche vor-
bereitenden Unterlagen gegeben haben.  

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

In dem ersten Dokument sind ja auch die Risiken 
selber benannt worden. Also, die hatten wir ja 
auch aufgelistet gehabt, welche Risiken zu be-
fürchten sind, wenn wir die Projektarbeit in den 
von Taliban kontrollierten Gebieten sozusagen 
fortsetzen würden. Da ist es dann natürlich egal, 
ob jetzt Terrorismusfinanzierung oder eben, dass 
die Taliban davon profitieren können - - Dass 
eine Vereinnahmung auch durch die Taliban 
stattfinden könnte, das haben wir ja schon als 
Risiko erkannt; das sozusagen ist völlig klar ge-
wesen.  

Und dass natürlich immer - das war, glaube ich, 
eine ähnliche Frage vorhin schon - Reputations-
schäden entstehen können, wenn wir mit den 
Taliban in irgendeiner Art und Weise zusammen-
arbeiten, egal ob man jetzt die EZ erklärt oder 
hier eben zusammenarbeitet, das ist auch klar. Es 
ist immer eine Abwägung: Was nutzt der Bevöl-
kerung, und wo geht man bestimmte Dinge dann 
als Risiko ein? Also das sozusagen vielleicht 
dazu. Und ansonsten - - Das war der erste Teil 
Ihrer Frage. 

Den zweiten Teil habe ich, ehrlich gesagt - - 
Spannungsverhältnis zwischen - -  

Markus Frohnmaier (AfD): Genau, Spannungs-
verhältnis zwischen der Lieferfähigkeit der EZ 
auf der einen Seite und dann auch noch mal dem 
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Schutz der Ortskräfte, aus Ihrer damaligen Wahr-
nehmung heraus.  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Okay. - Wir hat-
ten ja keine Gefährdungsanzeigen. Also, die Orts-
kräfte, wenn die sich gefährdet gefühlt hätten, 
dann hätten wir mehr Gefährdungsanzeigen ge-
habt, und ich sagte ja, wir hatten im ersten Halb-
jahr, ich glaube bis Juli 2021, in diesen sieben 
Monaten, ein bisschen über 60 Gefährdungs-
anzeigen. Das ist ja, glaube ich, auch ein Indiz, 
dass man sagt: Wenn da eine Gefahr ausgegangen 
wäre oder auch das Subjektive, dann hätten die 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter eine Gefährdungs-
anzeige gestellt. Also das war in dem Sinne nicht 
so der Fall gewesen.  

Markus Frohnmaier (AfD): Okay. - Dann viel-
leicht zuletzt noch aus einer von Ihnen gebillig-
ten Leitungsvorlage an Bundesminister Müller 
vom 12.08.21 - ich empfehle auch Vorlage 
MAT A BMZ-3.142 VS-NfD, die Blätter 206 bis 
208 - - Da ist von der grundsätzlichen Aussetzung 
der Entwicklungszusammenarbeit die Rede und 
davon, dass das Auswärtige Amt und das BMI 
einen Vorschlag für ein vereinfachtes und be-
schleunigtes Ortskräfteverfahren erarbeiten für 
den Fall eines sogenannten Triggerbeschlusses. 
Und da wollte ich Sie dazu fragen, ob Sie mir sa-
gen können, also wie und weshalb dieser Wandel 
im BMZ von „Wir bleiben mit der EZ vor Ort“ 
hin zu „Wir wollen jetzt alle Ortskräfte der EZ 
rausholen“ vonstattenging. Gab es den in der Lei-
tungsvorlage erwähnten Triggerbeschluss? Wenn 
ja, wann wurde der getroffen nach Ihrer Kennt-
nis?  

(Die Zeugin berät sich mit 
ihrem Rechtsbeistand) 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Genau. Erstens 
würde ich das Dokument gerne sehen. Aber dann 
sozusagen, glaube ich nicht, dass wir gesagt ha-
ben zu dem Zeitpunkt, dass wir rausgehen aus 
Afghanistan. Das kann ich mir, ehrlich gesagt, 
nicht vorstellen, weil wir immer gesagt haben: 
Wir bleiben, wir bleiben in Afghanistan. - Das 
war ja sozusagen auch die Grundlage gewesen, 
dass wir gesagt haben, wir wollten keine Abwei-
chung von der Zweijahresfrist usw.  

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt)  

Also, das muss ich jetzt nachlesen, weil das ist, 
glaube ich, nicht die korrekte Darstellung. Ich 
lese das gleich und komme noch mal zurück.  

(Die Zeugin liest in diesen 
Unterlagen) 

Also, hier in der Leitungsvorlage - das ist genau 
das, was ich ja auch sagte - steht nämlich genau 
die Eingrenzung:  

„In Gebieten, in denen es im Zuge 
der sich ausweitenden territo-
rialen Kontrolle der Taliban zu 
Kampfhandlungen kommt oder 
die unter Kontrolle der Taliban 
stehen, werden Maßnahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit 
grundsätzlich ausgesetzt.“ 

Also, das heißt, in diesem konkreten Bereich, 
aber nicht grundsätzlich. Grundsätzlich haben 
wir diese Entscheidung nicht getroffen, sondern 
das Aussetzen ist erst später erfolgt. Das sozusa-
gen war jetzt die Einschränkung, die Sie nicht in 
Ihrer Befragung drin hatten, die ich jedenfalls 
nicht gehört habe.  

Markus Frohnmaier (AfD): Mir ging es um - -  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich jedenfalls 
muss jetzt sagen, dass die Zeit zu Ende ist, und 
das Fragerecht wechselt zur FDP-Fraktion. Frau 
Kollegin Jurisch.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Danke, Herr 
Vorsitzender. - Schönen guten Abend, Frau Ham-
merschmidt! Ich habe zwei kurze Rückfragen zu 
dem, was bisher gesagt wurde. Sie hatten vorher 
geschildert, wie bei Ihnen die Lagebilder, vor 
allem auch im Zusammenhang mit Regierungs-
verhandlungen, zum Beispiel durch politische 
Stiftungen, durchs Auswärtige Amt, durch an-
dere Ressorts und durch die Durchführungsorga-
nisationen, bei Ihnen zusammenfließen. Mich 
würde interessieren, an welcher Stelle denn das 
Lagebild bei Ihnen in der Unterabteilung konso-
lidiert wird. 
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Zeugin Gisela Hammerschmidt: Sie meinen, 
wann das sozusagen weiter nach oben gereicht 
wird?  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Nee, Sie ha-
ben ja geschildert, dass Sie von verschiedenen 
Seiten Informationen erhalten; jeder sagt sozusa-
gen, wie er die Lage einschätzt. Und was machen 
Sie dann damit, um ein konsolidiertes Lagebild 
im Untersuchungszeitraum zu erhalten?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Dann ist die 
Aufgabe der Referentinnen und Referenten, das 
sozusagen zusammenzuführen und eine entspre-
chende Lageeinschätzung sozusagen zu machen, 
sich im Zweifel mit dem Referatsleiter zu ver-
ständigen. Es gab auch Rücksprachen mit mir, 
dass gesagt wurde: Wir hätten gerne eine gemein-
same Rücksprache, auch zusammen noch mal 
mit den DOs. - Und dann ist da ein Bericht ent-
standen.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Wie oft haben 
Sie sich dann im Untersuchungszeitraum Lage-
bilder, also konsolidierte Lagebilder, aus dem 
Referat erstellen lassen?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ich glaube, so 
pauschal kann man das nicht sagen, sondern das 
Referat - und damit meine ich sowohl die Refe-
rentinnen und Referenten als auch den Referats-
leiter -, wenn die das für nötig erachten, die 
Leit- - die Hierarchie zu informieren, dann kom-
men sozusagen die automatisch auf die Hierar-
chie zu und sagen: „Wir brauchen eine Rückspra-
che“, oder die schreiben ein Papier und sagen: 
„Dazu hätten wir gerne eine Rücksprache“, oder 
wenn ein Papier erstellt wird, kommt es eben 
auch vor, dass eben die Hierarchie selber - egal 
ob das jetzt der Staatssekretär ist, die Abteilungs-
leitung oder auch ich - sagt: Dazu hätte ich gerne 
noch mal einen Austausch.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Gab es wäh-
rend des Untersuchungszeitraums bei Ihnen im 
Haus oder außerhalb Ihres Hauses einen Prozess, 
der die Lagebilder zusammengeführt hat?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Na gut, es gab 
ja die Staatssekretärsrunden, und in den Staats-
sekretärsrunden gab es ja von den unterschied-
lichen Ministerien, aber auch natürlich von den 
Diensten jeweils die Lagebewertung, und dann 
sozusagen ist das zusammengeflossen. Diese 
Berichte lagen uns ja vor, und dann hat jedes 
Ressort für sich und dann wiederum im Aus-
tausch BMZ/Auswärtiges Amt sich ausgetauscht 
mit dem BMVg, wo wir ja auch eine Verbin-
dungsbeamtin seinerzeit hatten. Also, diese 
Austausche haben regelmäßig stattgefunden, 
insbesondere natürlich auf Referatsebene.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Sie haben ja 
vorher schon mal erwähnt, dass Sie, glaube ich, 
an zwei Staatssekretärsrunden teilgenommen ha-
ben. Welche thematischen Schwerpunkte hatten 
denn die Staatssekretärssitzungen, an denen Sie 
teilgenommen haben?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das kann ich 
Ihnen jetzt so im Detail nicht sagen. Also, das 
waren normale Staatssekretärsrunden, wo dann 
immer gesagt wurde: „Wer nimmt teil?“, und 
wenn ich dann in Berlin war - ich habe meinen 
Hauptsitz ja in Bonn -, dann war ich mit dabei, 
oder wenn jetzt irgendeine besondere Situation 
war. Aber ansonsten ist in der Regel sozusagen 
der Referatsleiter plus Referent oder Referentin 
mitgegangen. Das ist auch im Referat rotierend 
gewesen immer; wir hatten ja mehrere Afghanis-
tan-Referentinnen-Referenten. Jeder hat dann 
eine Staatssekretärsrunde vorbereitet, und dann 
sozusagen wurde entschieden: Wer nimmt denn 
daran teil? - Also, das war nicht jetzt themen-
abhängig oder zu irgendwelchen Sachen; deshalb 
kann ich mich da - - Wenn Sie jetzt sagen: „Zu 
welcher Staatssekretärsrunde haben Sie teilge-
nommen?“, muss ich passen.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Aus Ihrer Er-
innerung: Während des Untersuchungszeitraums, 
bei den Staatssekretärsrunden, an denen Sie teil-
genommen haben, wurde dann am Ende eine 
Entscheidung darüber gefällt, wie das Lagebild 
konsolidiert aussieht?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Nein. Also vom 
Prinzip her gab es da so eine feste Regel. Also, 
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ich glaube, als Erster hat BND berichtet, dann gab 
es eine politische Einschätzung vom Auswärtigen 
Amt, dann kamen die einzelnen Ministerien 
dran, also Verteidigung, die dann gesagt haben, 
wo sie stehen, das Innenministerium, das BMZ. 
Also es gab eine bestimmte Reihenfolge, wo jeder 
aus seiner Sicht eben die Lage eingeschätzt hat, 
und da gab es natürlich jeweils Rückfragen von 
den anderen Ressorts. Aber dass man am Ende 
gesagt hat: „So ist jetzt die Lageeinschätzung von 
uns allen“, das gab es nicht. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. - Aber 
Sie hatten ja am Anfang gesagt, das wäre so für 
Sie der Ort gewesen, wo ein konsolidiertes Lage-
bild erstellt wird. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Genau, weil je-
der - - Da hatten Sie vom Prinzip her aus allen 
Zuständigkeiten die einzelnen Lagebilder, und 
dann hat man natürlich automatisch gesagt: 
Okay, wenn die Situation sicherheitstechnisch 
immer schwieriger wird, was bedeutet das dann 
für uns? - Also, aus jedem Bericht zieht ja jeder 
dann wieder für sich die Konsequenzen für seine 
spezielle Zuständigkeit und Verantwortungs-
bereich. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Aha. Okay. - 
Und in Ihrer Erinnerung, während des Zeitraums, 
in den Sitzungen, an denen Sie da teilgenommen 
haben: Wie umfangreich wurden denn strategi-
sche Optionen diskutiert und konsolidiert und 
entschieden?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, eine 
Entscheidung in dem Sinne sozusagen - - oder 
konsolidiert in der Staatssekretärsrunde wurde 
eigentlich nicht, sondern diese Runden wurden 
ja vorbereitet auf Referatsleiterebene; das heißt, 
die Referatsleiter von den einzelnen Ressorts ha-
ben diese Staatssekretärsrunden vorbereitet. Und 
da sozusagen fand der Austausch auch viel stär-
ker statt, wo man dann auch Gemeinsamkeiten 
gesucht hat, also weniger jetzt sozusagen dass die 
Staatssekretäre dann eine Entscheidung getroffen 
haben.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Also, es war 
ein Austauschgremium. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Richtig, so 
würde ich das bezeichnen.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. - Dann 
würde ich gerne zu einer Ressortbesprechung 
vom 30. Juli 2021 zu sprechen kommen; das ist 
MAT A BMZ-4.38 VS-NfD, Blatt 28. Können Sie 
sich zufällig spontan daran erinnern? Sonst 
würde ich Ihnen das MAT vorlegen.  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Würde ich gerne 
sehen.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ja, gerne. 
30. Juli. - Haben wir das? 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Gut, da ist aber 
nur die Teilnehmerliste. Insofern: Das sagt mir 
jetzt nichts über den Inhalt.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Dann gucke 
ich gerade mal, was in den anderen - -  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, als Thema 
steht da „Ressortbesprechung Ortskräfteverfah-
ren“, und dann steht die Teilnehmerliste - - aber 
nicht sozusagen, worum es da jetzt speziell ging. 
Deshalb - -  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Kommt; Ent-
schuldigung. 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 

liest in diesen Unterlagen - 
Gülistan Yüksel (SPD): 

Können Sie die Blattzahl 
noch mal nennen?) 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ich glaube, das 
ist noch nicht das richtige Dokument, wenn ich 
das - - Also, das ist ja eine Ressortbesprechung 
vom 30.07., und hier haben Sie mir dann jetzt 
vom BMI ein Papier vorgelegt mit unterschied-
lichen Alternativszenarien. Also, da gab es mit 
Sicherheit eine Vorbereitung aus dem BMZ für 
die Sitzung. Also das passt nicht zusammen.  
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Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Dann ziehe 
ich die Frage jetzt hiermit zurück und stelle 
Ihnen eine andere Frage - das ist auch noch mal 
eine Rückfrage zu dem, was am Anfang gespro-
chen wurde -, und zwar hatten Sie gesagt, es habe 
Informationen seitens der USA gegeben, also 
kurz vor der Evakuierung, dass Kabul frühestens 
innerhalb von 30 bis 90 Tagen fallen würde. 
Könnten Sie vielleicht darauf noch mal eingehen, 
wer vonseiten der USA Ihnen diese Information 
übermittelt hat?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, uns als 
BMZ ja sowieso nicht, sondern wir haben die 
Information von der Botschaft bekommen bzw. 
wenn die Ressortrunden gewesen sind oder 
Geberkoordinierung, weil das war eben die In-
formation, die wir von der Botschaft bekommen 
haben, und das war auch Teil von einer Leitungs-
vorlage, die wir an unsere Leitung gegeben ha-
ben, wo wir dann auch das schriftlich gemacht 
haben, dass die USA davon ausgehen, 30 bis 
90 Tage - da muss es auch eine Vorlage zu ge-
ben -, dass innerhalb dieser Zeit nicht mit der 
Einnahme von Kabul zu rechnen ist.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Und das war 
dann für Sie die maß- - also eine wichtige Ent-
scheidungsgrundlage, diese Information?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das war zu-
mindest - - Ich meine, wir haben uns da ja auch 
darauf gestützt, weil die Amerikaner waren ja 
am besten eigentlich vernetzt und haben die 
Truppen dort gestellt. Also, wenn die das nicht 
wussten, wer hätte es sonst wissen sollen? Also 
natürlich haben wir uns darauf gestützt.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Gut, danke. - 
Dann wäre es das in dieser Runde.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das heißt, wir 
sind am Ende der Runde. - Das Fragerecht geht 
zur SPD-Fraktion. Frau Kollegin Yüksel.  

Gülistan Yüksel (SPD): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Frau Hammerschmidt, ich würde gern 
am 21. August weitermachen, wo wir aufgehört 
haben. Und zwar schreiben Sie am 21. August an 

das Staatssekretärsbüro und Frau Warning Fol-
gendes aus den Lagebesprechungen mit Durch-
führungsorganisationen des BMZ vor Ort - da 
beziehe ich mich auf MAT A BMZ-4.40 VS-NfD, 
Blatt 375 -:  

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

„Vertrauen in DEU sinkt, auch 
weil EU und F seine Leute „raus-
holt“ bzw auf den Flughafen 
bringt und wir damit auch Unruhe 
schüren (man glaubt uns nicht, 
dass wir unsere OK wirklich raus-
holen …)“ 

Und: 

„große Lücke zwischen politi-
schen Statements und das was vor 
Ort ankommt/umgesetzt wird (z.B. 
Gespräch Gönner-AKK, das Rohr-
schürmann mit Oberstleutnant 
P  sprechen kann/soll erfolgt 
nicht, weil das Gespräch vor Ort 
abgelehnt wird - „ich reagiere auf 
keine fremde Handynummer“)“ 

Wird gesagt.  

„Empfinden, das polit Zusagen 
nicht umgesetzt werden“ 

Könnten Sie uns vielleicht erläutern, wieso die 
Ortskräfte nicht oder nicht mehr darauf vertrau-
ten, von Deutschland außer Landes gebracht zu 
werden, und vielleicht auch, welchen Hinter-
grund das Gespräch Gönner-AKK hatte, das wohl 
zum Hintergrund hatte, zwischen Rohschürmann 
als Leiter des RMO, der GIZ Afghanistan und 
Oberstleutnant P  [?] ein Telefonat in die 
Wege zu leiten?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ja, kann ich. Das 
ist sozusagen eine von diesen Runden, wo ich 
sagte, dass wir mit dem Fall von Kabul jeden 
Morgen uns um 8 Uhr - egal ob Samstag, Sonn-
tag - mit den Durchführungsorganisationen 
morgens um 8 zusammengeschaltet haben, um 
einfach zu sagen: Wie ist die Lage? - Und dann 
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habe ich, weil ich diese Lagerunden geleitet 
habe, immer das Staatssekretärsbüro und Frau 
Warning informiert, dass die einfach wussten, 
wie die Stimmung ist. Das war sozusagen der 
Hintergrund gewesen.  

Der Punkt hier war, dass es halt Probleme gab. 
Die Ortskräfte, wenn die bis zum Flughafen ge-
kommen sind, mussten die ja in den Flughafen 
hineinkommen, und die Bilder, glaube ich, die 
haben wir alle irgendwie im Kopf: Da waren 
Pulks von Menschen, Tausende von Menschen. 
Dann war es schwierig gewesen, die in den Flug-
hafen zu bekommen.  

Dann war die Idee, dass die Scouts sozusagen 
von der Bundeswehr reingeholt werden, also 
wenn sie dann die Ortskräfte bei sich hatten, dass 
sie reingeholt werden. Und um zu besprechen, 
wie man das machen kann - das war sozusagen 
die Bitte gewesen, die Frau Gönner mit der da-
maligen Verteidigungsministerin besprochen 
hatte - - dass mit dem Oberstleutnant P  [?], 
der damals dort der Verantwortliche war, spre-
chen kann, wie man das bewerkstelligen kann, 
dass sozusagen die Scouts die Ortskräfte durch 
das Tor bekommen. Das war eine Reaktion ge-
wesen, dass Herr Rohschürmann, der Leiter des 
RMO, seinerzeit angerufen hat und dann Oberst-
leutnant P  [?] so reagiert hat, weil er natür-
lich - - Diese Information wurde an ihn nicht 
weitergegeben, und dann hat er natürlich gesagt, 
er geht nicht an eine fremde Handynummer dran. 
Also das war sozusagen eine normale Reaktion, 
glaube ich, zu dieser Zeit, weil sehr, sehr viele 
Leute angerufen haben, und die Information, dass 
er einen Anruf von Herrn Rohschürmann be-
kommt, die ist an ihn nicht herangetragen wor-
den. Also deshalb war seine Reaktion auch völlig 
normal, dann auf eine Handynummer nicht zu 
reagieren. Und deshalb hatten wir oder ich dann 
eben die Empfehlung an den Staatssekretär gege-
ben, dass er mit Herrn Rohschürmann telefoniert 
und dass er dann gegebenenfalls direkt über die 
Lageschwierigkeiten, die vor Ort sind, den O-Ton 
sozusagen hört.  

Gülistan Yüksel (SPD): Ich würde gerne wissen, 
ob Sie uns sagen können: Wer hätte denn die 

Information weitergeben müssen? - Wenn Sie sa-
gen, das ist nicht an ihn weitergetragen, also an 
ihn nicht vermittelt worden; deswegen ist er 
nicht an das Telefon gegangen; weil er die 
Nummer nicht kannte und nicht wusste - - 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das kann ich 
Ihnen nicht sagen. Also, die Frau Gönner hat 
jedenfalls ihren Apparat sozusagen informiert. 
Und inwieweit jetzt die Verteidigungsministe-
rin - - welche Schritte da sind, die Frage kann ich 
Ihnen nicht beantworten, welche Leute sie hätte 
informieren müssen. Aber sozusagen jeder hat ja 
von seinem Strang - - So, wie Frau Gönner die In-
formation am Ende bis an Herrn Rohschürmann 
gegeben hat, hätte in irgendeiner Art und Weise 
das Ergebnis von dem Telefonat auch an Oberst-
leutnant P  [?] herangetragen werden müs-
sen.  

Gülistan Yüksel (SPD): Also, ich verstehe Sie 
so, dass Sie sagen, dass es nicht weitergegeben 
wurde und dass dann die Reaktion ist, dass er da 
so reagiert hat.  

Können Sie mir noch mal vielleicht sagen oder 
beschreiben, wie die Zusammenarbeit zwischen 
der GIZ und dem BMVg vor Ort am Kabuler Flug-
hafen war? Können Sie das vielleicht so ein biss-
chen beschreiben?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das kann ich 
Ihnen nicht so direkt beschreiben. Aber in jedem 
Fall war es so, dass das RMO und die GIZ auch 
einen sehr engen Austausch dann nachher hat-
ten. Ich glaube, das war dann auch so gewesen, 
dass der Staatssekretär mit Herrn Rohschürmann 
telefoniert hat und dass man daraus dann auch 
Schlüsse gezogen hat und hinterher dann ja auch 
Leute reingeholt worden sind. Also dass sozusa-
gen diese Pannen passieren, gerade bei dem 
Durcheinander und bei der volatilen Situation, 
die vor Ort war, dass da dann auch Missverständ-
nisse passieren und solche Missgeschicke, das, 
glaube ich, ist normal.  

Aber insofern: Hinterher, das hat gut geklappt, 
dass wir sozusagen auch Leute dann reinbekom-
men haben. Also, es sind ja auch Soldaten mit 
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rausgegangen und haben Ortskräfte von uns rein-
geholt, unter - man muss wirklich sagen - - ihr 
eigenes Leben eigentlich in Gefahr zu bringen. 

Gülistan Yüksel (SPD): Ich würde noch mal 
gerne von Ihnen wissen: Frau Warning reagierte 
ja auf Ihr Lage-Update mit einer Kritik, mit der 
sie sich an den Staatssekretär Jäger gewendet hat. 
Da beziehe ich mich auf MAT A BMZ-4.40 
VS-NfD, Blatt 400. Da steht: 

„… die Verabredung ist, dass wir 
Quoten auf den Flügen bekommen 
und dann die Menschen zum 
Flughafen senden. Wir haben 
intern mit den Do“  

- Durchführungsorganisationen - 

„einen Schlüssel abgesprochen, 
damit wir eine „gerechte" Vertei-
lung der Plätze im EZ Kontingent 
haben. Wir wollten damit vermei-
den, dass sich Menschen unnötig 
der Gefahr aussetzen, zum Flug-
hafen zu kommen. Offensichtlich 
hat diese Verabredung keinen Be-
stand, eine sogenannte „Aus-
lösung" für EZ Personal ist bisher 
nicht erfolgt. … Die KfW hat sich 
an unsere Verabredung (wir infor-
mieren, sobald wir Plätze bekom-
men) nicht gehalten und zur 
Selbsthilfe gegriffen. Hoffentlich 
wird es diesem Kontingent heute 
gelingen, in den Flughafen und 
raus aus Kabul zu kommen.“ 

Können Sie die Kritik von Frau Warning als 
Reaktion auf Ihr Lage-Update vielleicht uns noch 
mal näher erläutern? Und vielleicht können Sie 
auch noch mal sagen: Wie ist die Auslösung von 
EZ-Personal zu verstehen? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ich kenne die 
Mail gar nicht von Frau Warning. Insofern ist ja 
gut, wenn man weiß, dass die Vorgesetzten dann, 
wenn man selber einen Lagebericht schreibt, 
auch damit dann weiter was anfangen. Das freut 
mich jetzt im Nachhinein.  

Also insofern: Es ist so gewesen - und das haben 
Sie vielleicht auch aus anderen Akten gesehen -, 
dass die KfW ja dann auf eigene Faust sozusagen 
Ortskräfte zum Camp Baron geholt hat, weil wir 
einfach so verzweifelt waren. Also jede Durch-
führungsorganisation war einfach verzweifelt 
und wollte die Ortskräfte in irgendeiner Art und 
Weise zum Flughafen - - also nicht zum Flug-
hafen, sondern in den Flughafen bekommen. Und 
deshalb sozusagen, glaube ich, ist es jetzt in dem 
Sinne keine Kritik von Frau Warning an der 
Selbsthilfe der KfW, sondern einfach nur das, 
was eben passiert, wenn wir keine gerechte Ver-
teilung haben.  

Grundsätzlich war - - Deshalb verstehe ich den 
Zusammenhang eigentlich nicht, weil letztend-
lich war es so gewesen, dass klar war, wir haben 
ein bestimmtes Kontingent, also wenn es Flüge 
gibt, dass jedes Ressort und nicht nur das Res-
sort, sondern auch die politischen Stiftungen, 
alle, die da vor Ort waren - - Es gab einen Schlüs-
sel, wonach Ortskräfte Plätze auf den Fliegern be-
kommen haben. Aber die Plätze waren vom Prin-
zip her nicht das Problem, sondern das Problem 
war, die Menschen in den Flughafen zu bekom-
men. Das sozusagen hat alle, ich kann fast sagen, 
wirklich machtlos gemacht, und wir kennen ja 
alle den ersten Flug, der irgendwie mit unter 
zehn Leuten rausgegangen ist, wo wir alle ent-
setzt waren, wie viele Menschen die Amerikaner 
in ihrem Flieger hatten, und danach ging es ja 
auch besser. Aber es waren die Anfangsschwie-
rigkeiten; die waren schon bemerkenswert.  

Gülistan Yüksel (SPD): So haben Sie jetzt auch 
wenigstens mitbekommen, dass es Kritik an 
Ihrem Lage-Update gab. Ich bin jetzt erst mal 
fertig und übergebe dann an meinen Kollegen. - 
Vielen Dank von meiner Seite. 

Jörg Nürnberger (SPD): Guten Abend, Frau Ham-
merschmidt, auch von meiner Seite! - Wir gehen 
in der Zeit ein bisschen voran und blicken auf 
den 22. August 2021, in dem auch die Bundes-
kanzlerin Merkel sich eingeschaltet hat und eine 
Entscheidung getroffen hat, dass auch für die 
Ortskräfte des BMZ eine Beschäftigung seit 2013 
maßgebend sein soll. Nach unserer Aktenlage - 
MAT A BMZ-3.43 VS-NfD_Austausch, Blatt 553 
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und Folgeblatt 557 - erging dazu am 23. August, 
also am Tag danach, Ressortprinzip, eine Wei-
sung von Herrn Staatssekretär Jäger, die Erweite-
rung des Berechtigtenkreises eng auszulegen und 
auf Härtefälle zu begrenzen. Haben Sie eine Erin-
nerung, welche Auswirkungen diese Weisung auf 
entsprechende Fälle, die in Ihrem Referat auf-
geschlagen sind, hatte? Können Sie uns auch 
erläutern, was aufgrund dieser Weisung ein 
Härtefall war, und können Sie uns das vielleicht 
an Beispielen näher erläutern? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, die Ent-
scheidung der Kanzlerin - - Wir hatten ja davor - - 
Diese Ausweitung der zwei Jahre galt ja vorher 
nicht für das BMZ, und für uns war 2013 auch 
nicht das entsprechende Datum, sondern das 
BMZ war seit 2001 tätig in Afghanistan. Das 
heißt, für uns hatte das Datum 2013 nicht die 
gleiche Bedeutung, wie es für das Verteidigungs-
ministerium hatte. Mit der Entscheidung - - Und 
deshalb gab es ja auch diese Diskussion inner-
halb - - oder wo das BMZ lange gesagt hat: Die 
Aufweichung der Zweijahresfrist ist für uns nicht 
so bindend wie für andere, weil wir einfach an-
dere Zeiträume haben. 

Die Entscheidung von der Bundeskanzlerin, das 
war seinerzeit ein Anruf, wo sie unseren Minister 
angerufen hat und gesagt hat: So, für euch gilt 
jetzt auch die längere Frist bis 2013. - Staats-
sekretär Jäger hatte, glaube ich, mit seinen Härte-
fällen - - Das ist ja so ein bisschen aus dem Satz 
gegriffen. Einerseits hatte er gesagt: Also a), wir 
haben eine andere Sachlage. - Und es war so: Für 
diese zwei Jahre gab es ja das sogenannte Listen-
verfahren. Das heißt, alle die Ortskräfte, die in 
den letzten zwei Jahren tätig gewesen sind oder 
noch tätig waren, die hatten wir ja alle in soge-
nannten Masterlisten aufgeführt gehabt, dass wir 
wussten sozusagen: Wer ist für uns tätig? - Das 
waren ungefähr diese 1 600 Leute gewesen. Und 
die, die davor waren, die waren ja nicht für die 
Listen, sondern individuelle Auslegung. Das 
heißt, jeder von 2019 bis 2013 musste eine indi-
viduelle Gefährdung kundtun letztendlich.  

Ich glaube, das, was Staatssekretär Jäger - aber Sie 
werden den Staatssekretär ja auch noch befra-
gen - damit meinte, ist einfach: Wie waren ja mit 

unserem System - - Wir haben ja schon die Leute, 
die sozusagen noch im Arbeitsverhältnis standen, 
also wirklich, wenn man von einer Gefährdung 
ausgeht, sicherlich exponierter waren als andere, 
die schon seit Jahren nicht mehr fürs BMZ tätig 
waren und keine Gefährdung bislang angezeigt 
hatten - - dass die weniger infrage kommen und 
nicht so schnell rausmüssen als diejenigen, die 
da jetzt noch aktiv waren. Und ich glaube, das 
hat er seinerzeit damit gemeint. Und wir sind 
dann auch entsprechend vorgegangen, dass die, 
die in dem Listenverfahren waren, unsere oberste 
Priorität hatten. So würde ich das jetzt jedenfalls 
interpretieren.  

Jörg Nürnberger (SPD): Da stellt sich mir natür-
lich die Frage, aufgrund welcher Kriterien Sie 
davon ausgehen, dass Personen, die früher be-
schäftigt waren, automatisch - so haben Sie es ja 
gerade dargestellt - oder zumindest hinreichend 
wahrscheinlich weniger gefährdet sind als Perso-
nen, die aktuell im Dienstverhältnis zu einer der 
Durchführungsorganisationen standen.  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Weil jeder, der 
sozusagen vorher aus dem Arbeitsverhältnis aus-
geschieden ist, der konnte ja, wenn er sich ge-
fährdet gefühlt hat, in dieser Zweijahresfrist, die 
immer schon galt in dem Ortskräfteverfahren - - 
hätten diese Personen ja schon eine Gefährdungs-
anzeige senden können. Und diese Gefährdungs-
anzeige bezog sich ja nicht auf die Gefährdung 
insgesamt in Afghanistan, sondern in Verbindung 
mit dem Vorhaben, wo sie tätig waren, und das 
waren sie ja nicht mehr. Und insofern: Wenn sie 
eben vor ein paar Jahren nicht durch das Projekt 
gefährdet waren, warum sollten sie das jetzt sein? 
Also dann waren die, die noch im aktiven Dienst 
waren, da war ja eh die Verbindung zu dem Pro-
jekt - - als jemand, der da 2013 oder 2015 tätig 
war.  

Also das war die Erklärung, die wir uns gemacht 
hatten, zumal es ja sozusagen - - Eine Gefähr-
dungsanzeige konnten die Menschen ja trotzdem 
stellen. Aber wenn Sie nur eine bestimmte An-
zahl haben, die Sie rausbringen können, dann 
konzentrieren Sie sich doch auf die, wo Sie sel-
ber einschätzen: Die sind sozusagen im Moment 
mehr oder stärker gefährdet als diejenigen, wo 
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die Beschäftigung wieder weiter zurücklag. Es 
ging nicht um die Gefährdung in Afghanistan 
selbst - da gab es ja später auch noch andere Lis-
ten, Menschenrechtslisten usw. -, sondern es ging 
darum: Wo ist der Bezug zu unseren Vorhaben? - 
Und das waren eben diejenigen, die - - wo die Tä-
tigkeit länger zurücklag. Die waren natürlich aus 
unserer Sicht erst mal weniger gefährdet. Das war 
unsere Einschätzung.  

Jörg Nürnberger (SPD): Haben Sie in Ihre Über-
legungen einbezogen, dass sich ja die tatsäch-
liche Sicherheitslage in Afghanistan durch die 
Machtübernahme der Taliban in vielen regiona-
len Hauptstädten, in vielen Zentren tatsächlich 
derart geändert hat, dass dort eben andere Macht-
verhältnisse und andere Sicherheitssituationen 
herrschten als zu dem Zeitpunkt, als dieses Ar-
beitsverhältnis damals vielleicht beendet worden 
ist, und auch nach Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses wieder neue Gefährdungen entstehen 
konnten? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ja, wo wir gro-
ßen Wert drauf gelegt haben, war - - Ich bestreite 
nicht, dass eine Gefährdung, egal ob subjektiv 
oder objektiv, durch [sic!] viele Menschen in 
Afghanistan war, aber für uns war immer ent-
scheidend: in Verbindung mit dem Projekt, also 
wo sie tätig gewesen sind. - Und das haben wir in 
dem Zusammenhang nicht gesehen.  

Wo wir großen Wert drauf gelegt haben, war, dass 
wir eine Erweiterung der Ortskräfte vorgenom-
men haben. Also, wir haben nicht nur die Orts-
kräfte der GIZ und KfW, sondern wir haben auch 
sozusagen eine Erweiterung vorgenommen, in-
dem wir gesagt haben: Auch die Ortskräfte, die 
für politische Stiftungen, für deutsche NGOs tätig 
waren, Consulting-Firmen, die mit Wissen und 
Wollen der Bundesregierung, wo also Mittel aus 
dem deutschen Bundeshaushalt eingeflossen 
sind - - Diese Gruppe haben wir erweitert. Das 
war sozusagen auf Initiative des BMZ, wo wir 
gesagt haben: Wir wollen alle Ortskräfte, die für 
uns mit dem Wissen und Wollen dort tätig wa-
ren, die wollen wir gleichbehandeln. Das war für 
uns sozusagen wichtiger gewesen. Und dass die, 
die in den letzten zwei Jahren für uns tätig wa-
ren - -  

Das war die prioritäre Liste, und die anderen 
haben wir nach hinten gestellt. Also, das war für 
uns einfach: Wir mussten Prioritäten setzen. Es 
war ja nicht sozusagen so, dass wir gesagt haben: 
Die kommen nicht in irgendeiner Art und Weise 
in das Verfahren. - Aber wenn ich sage: Ich kann 
nur - - Wir haben ja schon die Leute, die 1 600 
mit ihren Kernfamilien - - Da sind Sie ja dann so-
wieso schnell bei 10 000. Die haben wir ja schon 
nicht rausbekommen. Und Sie haben die Enttäu-
schung - das war ja auch aus den Lageberichten, 
die ich da jeden Morgen dann geschrieben 
habe - - Die Enttäuschung, dass nicht gleich 
Hunderte von Menschen ausgeflogen werden 
konnten, die war ja ohnehin schon groß, und so 
hätten Sie ja noch mehr Hoffnung geschürt, die 
Sie definitiv nicht erfüllen konnten.  

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Ich ver-
stehe Ihre Aussagen, und Sie haben dann ja auch 
offensichtlich eine Vorlage geschrieben, nachdem 
Sie Herr Fischer gebeten hat, diese interne Billi-
gung der von der Kanzlerin beschlossenen Aus-
weitungen auch für Ihr Haus herbeizuführen. 
Diese Vorlage ging dann auch an die Frau Profes-
sor Dr. Warning, wurde von ihr gebilligt. Dazu 
steht in MAT A BMZ-3.143 VS-NfD_Austausch3, 
Blatt 46: 

„… wir werden als Bureg“  

- Bundesregierung -  

„immer stärker in die Kritik kom-
men, wenn unsere Listen (die wir 
als BMZ gut händeln und zusam-
men stellen können) immer um-
fangreicher werden, aber im Ver-
gleich keine signifikante Größe an 
Menschen evakuieren. Wir kön-
nen zwar immer wieder betonen, 
dass diese Listen keine Evakuie-
rungslisten sind, aber die Men-
schen werden das immer damit 
verbinden. Wir schüren damit 
Hoffnung, die wir am Ende nicht 
erfüllen werden.“ 

Sie haben jetzt - - Frage ich andersherum: Teilten 
Sie diese Bedenken an dieser weiteren Auswei-
tung der Liste der Berechtigten? 
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Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also ich glaube, 
das ist ja die Erklärung, die ich auch gegeben 
habe, dass wir nicht in der Lage waren, so viele 
Menschen rauszubekommen, wie wir hätten 
gerne die Möglichkeit gegeben rauszukommen. 
Also wir kamen nicht ins Flughafengelände. Die 
Flugzeuge waren nicht voll usw. Und hinterher 
mit dem Verfahren sozusagen haben wir ja das 
auch erst entwickeln müssen, über Landwege 
dann rauszukommen. Das war ja dann das, was 
wir danach gemacht haben. Aber wenn Sie den 
Zeitraum bis zum 26. August sehen, bis zum 
Selbstmordattentat, wo ja dann auch der Flug-
hafen dichtgemacht worden ist, da haben wir mit 
Sicherheit dann auch sozusagen Hoffnungen ge-
schürt, wenn das noch größere Listen gewesen 
wären, die wir nicht hätten erfüllen können. Und 
deshalb war es wichtig gewesen, dass wir eben 
die Ortskräfte, die innerhalb dieser zwei Jahre 
erst mal, wo das Listenverfahren war - - dass wir 
uns erst mal vorrangig um diese Leute geküm-
mert haben. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Damit endet das 
Fragerecht und geht zur Union. Herr Kollege 
Erndl.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Vielen Dank. - Frau 
Hammerschmidt, wir sind in meinem Fragepfad 
noch etwas weiter hinten, und zwar noch im 
Frühjahr 2021. Wir haben ja vorher schon über 
die Überlegungen zur künftigen Ausrichtung der 
Entwicklungszusammenarbeit gesprochen und 
eben über die Frage, dass das Ministerium das in 
jedem Fall, in jedem Szenario auch plant fortzu-
setzen. Sie haben vorher auch dann die Stan-
dards angesprochen, Menschen-, Frauenrechte, 
Schutz von Mitarbeitern usw. Für wie realistisch 
haben Sie damals dann eine Umsetzung bei die-
sen Kriterien gehalten angesichts zunehmenden 
Machtgewinns der Taliban? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, wir gehen 
natürlich immer davon aus, wenn wir Projekte 
machen, dass die in einer gewissen Art und 
Weise umsetzbar sind. Wir haben ja das Portfolio 
auch angepasst. Wir haben es ja sozusagen robus-
ter gemacht, dass wir die Projekte angepasst ha-
ben, kleiner gemacht haben, bevölkerungsnäher 
gemacht haben, nicht mehr - das, was ich, glaube 

ich, auch eingangs sagte - in der Zentralregierung 
angesiedelt waren, sondern eher auf Provinz-
ebene. Also waren wir dann schon davon über-
zeugt, dass wir das umsetzen können. Also das 
definitiv, sonst hätten wir das ja nicht gemacht. 
Das wäre ja ansonsten Verschwendung von 
Steuergeldern gewesen.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Gab es irgendein In-
diz oder eine Erkenntnis, dass auch vonseiten der 
Taliban Interesse besteht, diese Projekte weiter-
zuführen? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also die Taliban 
waren ja im Land, und das, was sozusagen im 
Land passiert, das wussten die mit Sicherheit, 
und wenn ein Brunnen gebaut wird oder wenn 
ein ländlicher Weg entsteht, dann war das mit 
Sicherheit auch Interesse von denen gewesen, 
weil das Land sich ja dadurch auch weiterent-
wickelt hat. Also insofern glaube ich schon, dass 
das immer beobachtet worden ist und damit auch 
sozusagen auf eine gewisse Art und Weise viel-
leicht anerkannt worden ist, dass es dem Land 
weiterhilft.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Aber die Überlegung 
auf deutscher Seite - und das fand ja in verschie-
denen Häusern auch in ähnlicher Weise statt -, 
dass man auf alle Fälle einen Fuß in der Tür be-
halten kann, weil die Taliban auf Unterstützung 
angewiesen sind und die auch benötigen, das war 
dann möglicherweise nur Wunschdenken auf un-
serer Seite, oder gab es eben irgendeine Art von 
Information, dass die Taliban dieses Interesse 
auch zum Ausdruck gebracht haben? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, wir haben 
nicht mit den Taliban geredet, wenn Sie das mei-
nen. Das haben wir nicht. Also insofern ist es 
sozusagen eine Annahme von uns gewesen; aber 
die Taliban waren für uns ja in dem Sinne nicht 
entscheidend, sondern die legitimierte Regie-
rung. Also insofern: Die Taliban gab es in dem 
Land, aber die waren für uns jetzt weder An-
sprechpartner noch irgendwie für uns relevant, 
unsere Projekte entsprechend auszusuchen und 
durchzuführen. Also das spielte für uns keine 
Rolle. 
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Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay. Vielen Dank. - 
Dann würde ich auch gern auf den Themen-
bereich Ortskräfte kommen und noch mal auch 
die grundsätzliche Frage adressieren, die da im 
Sommer 2021 vor allem herrschte über die unter-
schiedlichen Vorgehensweisen und die Frage: 
Die einen sagen: „Wir müssen raus“, und die an-
deren sagen: Wir wollen dableiben. - Und dabei 
hat dann EZ oder BMZ unter anderem ja auch die 
Position vertreten, dass es falsche Signale setzt 
und vor allem auch die Regierung schwächt. Wie 
haben Sie das damals wahrgenommen und vor 
allem auch die Aktivitäten des Verteidigungs-
ministeriums da eingeschätzt?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Die Aktivitäten 
des Verteidigungsministeriums?  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Ja, also Pauschal-
aufnahme, Charterflüge vor allem. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Okay, ich weiß 
jetzt nicht, ob ich Ihre Frage richtig verstanden 
habe. Ich versuche mal, was zu beantworten, und 
wenn es dann nicht dem entspricht sozusagen, 
dann können Sie ja noch mal nachfragen. Also 
für uns waren zu dem Zeitpunkt, wo Sie sag-
ten - - Jetzt im Juli waren für uns, auch für das 
Auswärtige Amt, Charterflüge keine Alternative, 
weil es gab normale Linienflüge. Also man 
konnte aus Afghanistan raus. Wenn man entspre-
chende Papiere hatte, dann konnte man ausrei-
sen. Also deshalb war das Thema Charterflug für 
uns kein Thema. Und jedes Ressort ist ja für sei-
nen Verantwortungsbereich selber zuständig, und 
insofern hat das Verteidigungsministerium mit 
Sicherheit andere Aufgaben in Afghanistan ge-
habt, als wir das hatten. Und deshalb kann ich 
da auch kein Urteil drüber abgeben, welche Auf-
gaben das Verteidigungsministerium hatte, son-
dern ich kann nur antworten zu den Aufgaben, 
die wir als BMZ dort hatten und haben.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay. - Ich will trotz-
dem noch mal auf die Charterflüge eingehen, 
weil dann eben das Verteidigungsministerium 
oder auch die Verteidigungsministerin zumindest 
zwei symbolische Charterflüge einsetzen wollte. 

Sie schreiben auf einer entsprechenden Unter-
lage - das findet sich unter MAT A BMZ-4.28 
VS-NfD, Blatt 778 bis 781 -: 

„Damit kommt unser Minister im-
mer mehr in Erklärungs- Rechtfer-
tigungszwang. Er sollte vorbereitet 
sein …“ 

Was haben Sie damit gemeint, und was war der 
Erklärungszwang des Ministers in dieser Lage? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das habe ich ge-
schrieben? - Okay, ja, ja. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): So nehme ich das 
hier wahr. Aber wir legen es Ihnen am besten 
gerne vor. 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Gut, also ich 
kenne jetzt den Zusammenhang, und ich glaube, 
das war sozusagen meine oder ist auch meine 
Aufgabe als Unterabteilungsleiterin, wenn ich 
sehe, dass unterschiedliche Ministerien unter-
schiedlich reagieren, dass ich meinen Minister 
schützen muss sozusagen. Und das habe ich in 
dem Fall getan, indem ich gesagt habe: Also 
wenn eine Ministerin sagt: „Wir möchten Char-
terflüge haben“, dann ist völlig klar, dass - egal 
wer - das Parlament oder die Presse fragt: Warum 
sagt der eine Minister, Ministerin: „Charterflüge 
machen Sinn“, und der andere Minister sagt: 
„Machen keinen Sinn“? - Und deshalb habe ich 
gesagt hier, er sollte vorbereitet sein, und das war 
dann die klare Aufgabe für meine Kollegen dann 
auch, dass wir sagen: Also hier müssen wir den 
Minister vorbereiten, wenn er gefragt wird: „Wa-
rum möchtest du keine Charterflüge?“, dass er 
dann auch die Antworten hat. Das ist sozusagen 
meine Aufgabe als Unterabteilungsleiterin, dann 
da entsprechend auch zu reagieren. Also ich bin 
da nur meiner Aufgabe gerecht geworden.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Ich frage auch nur. - 
Haben Sie noch in Erinnerung, wie die Vorberei-
tung inhaltlich dann sich ausgestaltet hat? 
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Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ich gehe davon 
aus, dass wir eine Leitungsvorlage gemacht ha-
ben und dass wir dem Minister gesagt haben, also 
seine Kabinettskollegin befürwortet Charterflüge, 
und wir würden ihm davon abraten, also a) aus 
den - - Also wir waren da auch nicht alleine, son-
dern das Auswärtige Amt hat es genauso gese-
hen, dass wir gesagt haben, bis zu dem Zeit-
punkt, und geteilt auch von den Durchführungs-
organisationen: Solange Linienflüge möglich 
sind, sollte man die Linienflüge nutzen, wenn 
das denn notwendig ist.  

Also wir haben ja auch, glaube ich, in dem Zu-
sammenhang von einer sogenannten Sogwirkung 
gesprochen. Denn welches Signal hat man denn, 
wenn man sagt: „Also, wir setzen jetzt vermehrt 
Charterflüge ein“? Das heißt ja eigentlich: Rette 
sich, wer kann. - Und das sozusagen ist ein Sig-
nal, was wir definitiv nicht aussenden wollten, 
nicht nur nicht wollten, sondern auch nicht als 
notwendig angesehen haben, sondern die EZ ist 
da, wo es kritisch wird, und deshalb wollten wir 
das Land sozusagen auch nicht im Stich lassen, 
die Bevölkerung nicht im Stich lassen, und des-
halb haben wir dem Minister empfohlen, keine 
Charterflüge für Ortskräfte des BMZ in Betracht 
zu ziehen, weil wir das auch nicht als notwendig 
angesehen haben. Also das war unsere Empfeh-
lung an den Minister.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Vielen Dank. - Über 
die Gefährdungseinschätzung haben wir schon 
ein bisschen gesprochen, und es waren von ver-
schiedenen Kollegen dazu auch Fragen. Ich habe 
mir diese ressortgemeinsamen Fact Sheets zum 
Ortskräfteverfahren einmal angesehen, und da ist 
mir aufgefallen, dass zwischen März 2020 und 
Anfang August 2021 gerade mal 30 Ortskräfte aus 
der EZ eine Gefährdungsanzeige gestellt haben, 
und von den 30 waren dann am Ende nur drei 
konkret und acht latent gefährdet, also in diesem 
Zeitraum eigentlich nur 11 festgestellte Gefähr-
dungen im BMZ-Bereich. War das auch die 
Grundlage für die Einschätzung, dass die EZ-
Ortskräfte nicht gefährdet oder nicht vergleichbar 
gefährdet sind wie jetzt die Ortskräfte des BMVg 
und der anderen Ressorts, Polizei? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ja, das würde 
ich genau so sehen, weil letztendlich das - - Ich 
sagte ja auch, noch in 21, also die ersten sieben 
Monate von 21, hatten wir 60 Gefährdungs-
anzeigen im Verhältnis zu 1 600 Ortskräften, die 
dort tätig waren, also nix vom Prinzip her. Und 
deshalb waren wir auch davon ausgegangen, dass 
unsere Ortskräfte, dass unsere Projekte anerkannt 
sind, der Bevölkerung zugutekommen und auch 
die Nützlichkeit gesehen wird - - und keine Ge-
fährdung gesehen haben. Es war ja auch das, was 
wir hinterher wahrgenommen haben: Keiner von 
unseren Ortskräften ist aufgrund seiner Tätigkeit 
im Projekt in irgendeiner Art und Weise zu Scha-
den gekommen. Also insofern hat uns das ja 
letztendlich auch die Praxis im Nachhinein be-
stätigt, dass da unsere Arbeit anerkannt war und 
akzeptiert war und dann somit keine Gefährdung 
von unseren Projekten ausgegangen ist. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Das war ja ein we-
sentliches Thema da im Sommer 2021, und in 
dem Zusammenhang, auch Aufhebung Zwei-
jahresfrist durch die Kanzlerin usw., hat das 
Referat 312 eine Vorlage erstellt. Die findet 
sich auf MAT A BMZ-3.40 VS-NfD_Austausch, 
Blatt 136 bis 140; bringen wir am besten gleich 
nach vorne. 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Darin heißt es: Es ist nicht nachvollziehbar, 
warum Ortskräfte der Entwicklungszusammen-
arbeit weniger gefährdet sein sollen als die der 
Bundeswehr und Polizei. - Umgekehrt formuliert 
heißt das ja, die Ortskräfte der Entwicklungs-
zusammenarbeit sind genauso gefährdet wie die 
von Bundeswehr und den Polizeiprojekten. Hat-
ten Sie damals eine Einschätzung, dass sich im 
Sommer 21 die Gefährdung der Ortskräfte im EZ-
Bereich erhöht hat? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ich glaube, das 
ist etwas komplizierter, würde ich sagen, weil 
letztendlich - - Das steht ja hier auch noch mal in 
der Stellungnahme, dass natürlich eine Gefähr-
dung der Ortskräfte der Bundeswehr oder von 
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dem Polizeiprojekt auch nicht anders zu bewer-
ten ist als Ortskräfte, die bei einem Anschlag, 
beim Minenräumen sozusagen ums Leben kom-
men. Wir wollten nur - und da haben wir immer 
großen Wert drauf gelegt -, dass die Ortskräfte 
gleichermaßen behandelt werden, also dass man 
nicht von einer stärkeren oder schwächeren Ge-
fährdung ausgeht. Also wir wollten immer, dass 
unsere Ortskräfte a) die gleichen Plätze, Anteil 
der Plätze in Flugzeugen bekommen, dass die Ge-
fährdung genauso ernst genommen wird wie von 
anderen - also je nachdem, wie wir das einge-
schätzt haben -, dass unsere Ortskräfte in keinster 
Weise benachteiligt werden gegenüber den Orts-
kräften von den anderen Ressorts. Das, glaube 
ich, ist damit zum Ausdruck gebracht worden. 

Also eine Gefährdung - und das zeigen ja dann 
wieder die Gefährdungsanzeigen, die wir hatten - 
war nicht, aber wir wollten nicht, dass der Ein-
druck entsteht, dass wir grundsätzlich bei allem, 
was die Bundesregierung insgesamt beschlossen 
hat, hinten runterfallen, weil die Ortskräfte von 
uns nicht gefährdet waren. Also es war einfach 
nur, dass wir wollten gleiche Bedingungen für 
alle.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Das ist einerseits 
nachvollziehbar, aber andererseits natürlich ein 
gewisser Widerspruch, den wir wahrscheinlich 
hier dann so stehen lassen müssen.  

Charterflüge haben wir schon ausführlich bespro-
chen, wobei da noch ein Aspekt mich interes-
siert, weil ja nicht nur das Verteidigungsministe-
rium, sondern dann auch im Juli 2021 die Bun-
deskanzlerin sich ausgesprochen hat, Sonder-
flüge für Ortskräfte wohlwollend zu prüfen. Und 
Ihre Unterabteilung hat da auch Sprechpunkte 
dann für die Kabinettsitzung vorbereitet. Die fin-
den sich auf MAT A BMZ-4.18 VS-NfD, Blatt 945 
bis 951. Da geht es auch um das, was Sie eben ge-
schildert haben: Es gibt noch kommerzielle Flüge 
usw. usf. - Wenn die Bundeskanzlerin trotzdem 
so eine Prüfbitte äußert, wie ist da im BMZ dann 
so ein Vorgang? Können Sie schildern, was diese 
Prüfbitte im BMZ in Ihrem Bereich ausgelöst hat? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das war ja eine 
Prüfbitte, die wir sozusagen im Zusammenhang 

schon mit den Charterflügen vom Verteidigungs-
ministerium geprüft hatten, also das heißt, der 
Sachverhalt hat sich ja nicht geändert. Der Sach-
verhalt war für uns gleich, und deshalb haben 
wir die gleichen Empfehlungen ausgesprochen 
wie schon, als wir den Minister vorbereitet haben 
für die Frage, wenn die denn käme: Warum ha-
ben andere Charterflüge ins Spiel gebracht, und 
du, Entwicklungsminister, möchtest die Charter-
flüge nicht? - Also der Sachverhalt war für uns 
der gleiche, egal, von wem der jetzt kommt. Also 
deshalb brauchten wir nicht noch mal neu prü-
fen, sondern der Sachverhalt war für uns einfach 
der gleiche. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Also auch eine Kanz-
lerinnenbitte kann man wegargumentieren.  

(ORRn Henrike Herz 
(BMZ): Das ist eine 

Unterstellung!) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das müssen Sie 
nicht kommentieren. Das war ein Kommentar des 
Abgeordneten.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Nein, das müssen Sie 
selbstverständlich nicht kommentieren. Das war 
keine Frage.  

(Canan Bayram (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ein 

Selbstgespräch!) 

Bei dem Thema Charterflüge war es aber dann 
auch so, dass andere Nationen, etwa die Briten 
und die Franzosen, ja dann doch in größerer An-
zahl Personen ausflogen. Hat das zum damaligen 
Zeitpunkt zu einer Bewertung, zu einer Neu-
bewertung geführt, weil die Argumentation, fal-
sches Signal aussenden, war ja dann zumindest 
durch die französischen und britischen Flüge 
irgendwo ausgehebelt? Hat das irgendeinen Ein-
fluss auf die Diskussionen in Ihrem Bereich ge-
habt? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ich kann mich 
da jetzt nicht mehr bewusst dran erinnern, aber 
ich glaube, wir sind ja der zweitgrößte Geber ge-
wesen, und wir hatten die größte Anzahl an Orts-
kräften da, und wir haben ganz andere Projekte 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/72 

  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 139 von 158 

 

gemacht. Also insofern kann man das, glaube ich, 
nicht vergleichen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die Zeit ist zu 
Ende. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir wechseln zu 
Bündnis 90/Die Grünen. Frau Kollegin Bayram. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Herr Vorsitzender. - Sehr geehrte 
Frau Hammerschmidt, ich würde gerne mit Ihnen 
da weitermachen, wo ich aufgehört habe, und 
versuchen, meine Erinnerungshilfe - - Das ist 
MAT A BMZ-4.39 VS-NfD, Blatt 18. Da geht es 
noch mal um die Telko mit der Bundeskanzlerin 
zum Thema OK, inklusive Flüge, und ich möchte 
abfragen, was Sie eigentlich - - Also ich zitiere 
erst mal: 

„Lieber Herr S , würden 
Sie uns bitte berichten, wie die 
OK heute auf unser Angebot der 
Abfindungen reagiert haben und 
ob die Schätzung (30 bis 60%) 
stimmt, die ggfs nicht ins Verfah-
ren gehen.“ 

Vielleicht können Sie das mal aufklären, worum 
es da ging, bei der Abfindung und bei der Schät-
zung von 30 bis 60 Prozent. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Kann ich das 
vielleicht mal sehen, im Zusammenhang, was 
das - -  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das 
liegt schon bei Ihnen. Das ist MAT A BMZ-4.39 
VS-NfD, Blatt 18. Das ist so ganz fein geschrie-
ben, ein größerer Schriftzug ist die Blattzahl 11 
auf dem Blatt. 

(Die Zeugin sucht in den 
vor ihr liegenden 

Unterlagen) 

Das ist eine Mail von Ihnen, gesendet am 14. 
August 2021 an Herrn S  und Herrn Spatz. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Bei diesen an-
schaulichen Schilderungen muss man das Doku-
ment ja finden, Frau Kollegin.  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ich habe es ge-
funden, ja, ja, genau. - Es war die Idee seinerzeit, 
dass wir - - Also a), wir hatten diese 300 Orts-
kräfte, die sozusagen besonders gefährdet sind, 
wo die die Einschätzung geben sollten, und dann 
hatte die GIZ im Open Space gesagt: Es gibt ja 
Menschen, die nicht ausreisen wollten. - Und das 
war ja zu Beginn noch gewesen, also vor dem 
Fall von Kabul, und da war das einfach diese 
grobe Schätzung gewesen, 30 bis 60 Prozent, weil 
die Ortskräfte haben ja gerne in ihren Projekten 
gearbeitet, die haben sich verantwortlich gefühlt. 
Und gleichzeitig haben wir halt überlegt: Was 
passiert denn, wenn es zum Zusammenbruch 
kommt und man gegebenenfalls überwintern 
muss oder wir eine bestimmte Zeit aussetzen 
müssen? Wie können wir die Ortskräfte unter-
stützen, dass sie eben diese Zeit überstehen?  

Und da war sozusagen die Überlegung, dass man 
eine bestimmte Anzahl an Monatsgehältern, also 
auch, wenn sie nicht ins Büro kommen kön-
nen - - dass die Bezahlung erst mal weitergeht 
usw. Und da war einfach die Frage gewesen, als 
sie das den Ortskräften vorgeschlagen haben: 
Also wenn ihr jetzt erst mal irgendwo überwin-
tern - das war ein fester Begriff - wollt und wir 
euch Abfindungen zahlen - „Abfindungen“ ist 
auch wieder ein falsches Wort, sondern eben Un-
terstützung, um diese Zeit zu überbrücken; wir 
waren ja irgendwie davon ausgegangen, das geht 
irgendwie weiter, und es ist nur eine Art Über-
brückungsgeld -, wer würde dann überhaupt 
einen Antrag stellen, ausreisen zu wollen? - Also 
es waren alles auch wieder von diesen Was-wäre-
wenn-Situationen. Also, wir wollten einfach auf 
alles vorbereitet sein.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Verstehe. Aber, Frau Hammerschmidt, Sie haben 
ja die Mail vorliegen, ne? Die ist vom 14. August 
2021. Das ist ja der Zeitpunkt, über den wir jetzt 
gerade reden, und die Frage, die sich stellt, ist - 
das haben wir heute mit Herrn Schäfer-Gümbel 
auch schon besprochen - die Bleibeprämie. War 
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das eine Bleibeprämie? Geht es um diese Abfin-
dung? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Es war - - Genau. 
Es gehörte alles zusammen. Also, wir haben meh-
rere Dinge überlegt. Also Bleibeprämie, das ist 
auch dieses Wort, was eigentlich suggeriert, dass 
wir wollten, dass die Leute bleiben und dafür 
eine Art Geld bekommen, dass sie im Land blei-
ben und keinen Antrag stellen, auszureisen. Das 
war nicht die Intention gewesen, sondern wir 
wollten einfach Möglichkeiten bieten, wenn - - 
egal, wer aus welchen Gründen nicht das Land 
verlassen möchte, dass der eine Möglichkeit hat, 
über einen längeren Zeitraum über die Runden 
zu kommen.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Verstehe. Vielen Dank so weit. - Dann will ich 
Sie - das können wir auch vorlegen - ansprechen 
auf eine Nachricht, die Sie erhalten haben, 
MAT A BMZ-4.43 VS-NfD, Blatt 171. Das ist 
ein Vermerk, der ist an Sie gerichtet von dem 
Herrn Fischer, und in dem letzten Absatz, also 
Seite 171 - steht da ganz klein drauf, in Rot 169; 
lassen Sie sich nicht verwirren davon - ganz 
unten, letzter Absatz - - Fängt an mit - - Also es 
ist die vierte Zeile von unten: 

„Dabei ist von der GIZ vertraglich 
sicherzustellen, dass mit der In-
anspruchnahme der „Sonder-
abfindung“ ein Anspruch auf 
spätere Aufnahme in das Orts-
kräfteverfahren verbindlich und 
unwiderruflich erlischt.“ 

Was heißt das? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Die Regelung 
war ja nachher eine andere. Also das ist ja 
sozusagen diskutiert worden, dass die verschie-
denen Optionen letztendlich - - Und es ging 
nicht. Also alle, die auf der Liste standen, die 
hatten alle die Aufnahmezusage bekommen. Also 
ich weiß nicht, welches Datum da jetzt ist. - Der 
13. August. Aber mit dem Listenverfahren und 
mit dem sogenannten Triggerbeschluss, der ja 
sozusagen durch den 15. August dann selber 
gekommen ist, ohne dass den jemand bis dahin 
entschieden hätte, dieses Listenverfahren - - Alle, 

die dort draufstanden, hatten alle einen An-
spruch auf die Aufnahme.  

Und dann ging es über die Bezahlung, die soziale 
Unterstützung oder wie immer Sie das nennen 
wollen - ich glaube, jedes Wort hat irgendwie 
seine Vor- und Nachteile, was man da benutzt -, 
wo man sagt: Diejenigen, die auf der Liste stan-
den, hatten alle den Anspruch, aufgenommen zu 
werden, egal wie. Wer jetzt aber die finanziellen 
Mittel in Anspruch genommen hat, der musste 
sozusagen, wenn er danach den Aufnahmeantrag 
noch stellt, selber sehen, wie er über die Grenze 
kommt. Also entweder hat man die finanziellen 
Mittel zur Verfügung gestellt bekommen, oder 
man hat die unterstützte Ausreise bekommen, 
also mit allem, was dazugehört: raus aus Afgha-
nistan, Unterbringung dann in Pakistan und dann 
der Flug nach Deutschland usw. Also entweder 
man buchte das eine Paket oder das andere, aber 
an der Aufnahmezusage - - Das hat daran nix ge-
ändert, sondern die Aufnahmezusage hatten alle, 
die auf der Liste standen. Also das sozusagen - -  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Aber, liebe Frau Hammerschmidt, was war denn 
dann diese Aufnahmezusage wert, wenn man 
dann selber dafür sorgen musste, dass man dann 
weiterkommt? Also ich verstehe diese Trennung 
jetzt noch nicht - die ist nicht selbsterklärend -, 
dass man trennt zwischen: Du hast zwar grund-
sätzlich eine Zusage der Aufnahme, aber wie du 
da rankommst, musst du selbst organisieren. - Ich 
verstehe es noch nicht. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Nein, also jeder 
konnte ja sagen: Ich nehme die Aufnahmezusage, 
und ich möchte, dass ihr auch dafür sorgt, dass 
ich hier rauskomme. - Aber es gab auch Leute, 
die wollten ja gar nicht raus, aber diese Aufnah-
mezusage ist nicht erloschen damit, wenn ich die 
finanziellen Mittel genommen habe. Und das 
sozusagen war der Unterschied gewesen. Viele 
haben sich ja auch dafür entschieden, das Geld 
nicht zu nehmen und dafür sozusagen die Garan-
tie zu haben: Wir sorgen dafür - - wo der Zeit-
raum nicht feststand, weil wir ja erst diese Land-
wege überhaupt eruieren mussten nachher, auch 
die Sicherheit. Es hat ja erst lange gedauert, ehe 
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dann überhaupt die Busse über Torcham rausge-
gangen sind und so. Das dauerte ja alles, und wir 
wussten nicht, wann das passieren wird. Und 
dann gab es eben einige, die gesagt haben: Ich 
schlage mich hier irgendwie selber durch, ich 
komme schon irgendwie über die Grenze; ich 
nehme lieber das Geld und kann damit mehr an-
fangen. - Also diese Option sollte jeder für sich 
haben. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Also der Zeuge Schäfer-Gümbel, den wir ja heute 
auch vernommen haben, der hat ausgesagt, dass 
die GIZ-Ortskräfte durch die Annahme der Son-
derabfindung nicht auf ihren Anspruch auf Auf-
nahme in das OKV verzichtet hätten. Würden Sie 
das auch bestätigen? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Genau. Ja.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die 
haben nur selber das Geld bekommen, um den 
Weg dann - -  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Richtig.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
War denn das Geld dann zu dem Zeitpunkt, wo 
es dann gefährlich wurde, überhaupt ausreichend 
so als Weg - - Also bei den Linienflügen verstehe 
ich ja, dass man sagt: Solange euch das offen-
stand. - Aber konnte man sich denn selbst orga-
nisieren, um da rauszukommen? Waren Sie da-
von überzeugt, dass das ging auch zu diesem 
Zeitpunkt noch, wo es komplizierter wurde?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ja, natürlich, 
also sonst hätten wir ja diesen - - Es gab immer 
Wege, um aus dem Land zu kommen, die sicher-
lich schwierig waren, und wir kannten zwar die 
Wege nicht, aber die Menschen haben dort ja ge-
lebt und hatten ja sozusagen ihre eigenen Wege, 
und insofern waren wir davon schon überzeugt. 
Also wenn jemand sagt: „Ich nehme lieber das 
Geld“ - und es waren, glaube ich, ja irgendwie 
zwölf Monatsgehälter, was ja nicht wenig war - 
„und schlage mich selber durch oder besteche da 
irgendwelche Leute, um dann über die Grenze zu 
kommen“, das war dann sozusagen nicht in dem 
Sinne mehr in unserer Verantwortung. Aber, wie 

gesagt, für uns war wichtig gewesen, dass die 
Aufnahmezusage damit nichts zu tun hatte, son-
dern die blieb bestehen.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Dann hätte ich nur die Frage: Gab es denn ver-
gleichbare Regelungen auch in den anderen Res-
sorts in dem Ortskräfteverfahren, oder war das 
was Singuläres, was jetzt für Ihre Ortskräfte galt? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Meines Erach-
tens nach war das nur bei uns der Fall. Die an-
deren Ressorts hatten ja gar nicht mehr so viele 
Ortskräfte vor Ort. Also insofern war das da kein 
Thema gewesen. Aber da will ich mich jetzt nicht 
festlegen.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
habe Sie ja auch nur gefragt, was Sie wissen. Sie 
müssen jetzt nicht spekulieren.  

Wissen Sie denn, wie viele Anspruchsberechtigte 
insgesamt tatsächlich davon Gebrauch gemacht 
haben? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Die Frage kann 
ich auch nicht beantworten.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Und wissen Sie denn, ob diese Entscheidung, 
also diese Bedingung für das Bleiben, also die 
sogenannte Bleibeprämie - manche sagen ja auch 
bösartigerweise „Sterbeprämie“ - - dass man da-
durch den Anspruch ein Stück weit erschwert 
hat, tatsächlich über das Ortskräfteverfahren 
rauszukommen, dass das im Widerspruch stehen 
könnte zur Verfassung? Rechtlich?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das würde ich 
jetzt nicht sagen, sondern das ist ja geprüft wor-
den. Sowohl von der GIZ als auch im BMZ ist es 
durch unsere jeweiligen Justiziariate geprüft wor-
den. Deshalb bin ich davon ausgegangen, dass 
das in Ordnung ist. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir sind am Ende 
der Zeit bei Ihnen, und außerdem war die Frage 
reichlich suggestiv gestellt, wenn ich das nur mal 
sagen darf. Ich bitte doch darum, Fragen offen zu 
formulieren. Das erlaubt der Zeugin eher, nach 
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ihrem Wissen zu antworten und nicht sich ge-
drängt zu fühlen, anders zu antworten. Ich bitte 
darum, offen zu formulieren. Die letzte Frage war 
eine Suggestivfrage.  

Jetzt geht es zur AfD, bitte. 

Markus Frohnmaier (AfD): Vielen Dank. - Ich 
wollte noch mal an das Vorherige anknüpfen. Ich 
hatte Sie zum Thema Triggerbeschluss befragt. 
Sie waren gerade auch noch mal darauf eingegan-
gen. Herr Fischer, der Referatsleiter 312, sagte 
hier im Untersuchungsausschuss am 27.04.23 zur 
Umstellung des Regel-OKV zum Listenverfahren 
aus - Sie können im endgültigen Stenografischen 
Protokoll 20/34, Seite 81, nachlesen; ich zitiere -: 

„Und nach meiner Erinnerung 
heraus ist eine solche Entschei-
dung … für das BMZ … nicht 
mehr formal getroffen worden, 
sondern am 15. August war jedem 
klar: Jetzt … wenden wir dieses 
vereinfachte und beschleunigte 
Verfahren an …  

… wir haben dann ab dem 
15. August so gearbeitet, in der 
Annahme, dieser Beschluss ist 
quasi unausgesprochen … ge-
troffen worden …“ 

Da die konkrete Frage: Ich kann es mir schwer 
vorstellen, dass so wichtige Entscheidungen 
nicht formal getroffen werden. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Genau. Was ist 
konkret jetzt Ihre Frage? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Sie nehmen mir 
das ab. 

Markus Frohnmaier (AfD): Gab es denn keinen 
formalen Beschluss darüber? Hier wird ja selber 
ausgeführt, dass man quasi in der Annahme, dass 
dieser Beschluss unausgesprochen getroffen 
wurde, so verfahren ist, wie man verfahren ist. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Der Abgeordnete 
meinte: Gab es einen solchen Beschluss? - So 
habe ich Ihre Frage verstanden. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Okay. - Diesen 
formalen Beschluss gab es nicht. Ich glaube, den 
gab es nachher irgendwie. Wir sind - - Also, 
irgendwo war nachher niemand so sicher. Der 
Triggerbeschluss hätte auch nicht speziell für das 
BMZ gegolten, sondern für die Bundesregierung 
insgesamt. Also, es ging ja - - Listenverfahren, ja 
oder nein? Ab wann gibt es dieses Listenverfah-
ren? Und das galt nicht nur für das BMZ, sondern 
für alle Ressorts. Und dieser Beschluss sozusagen 
ist nicht gefasst worden, jedenfalls nicht bis zum 
15. August. Und in dem Moment, wo Kabul gefal-
len ist und alles, dann war klar: Okay, jetzt ist die 
Gefährdungslage so groß, jetzt tritt er automatisch 
in Kraft.  

Ich glaube, der ist im Nachhinein noch irgendwie 
zwei Tage später formalisiert worden, aber im 
Vorfeld ist der nicht getroffen worden. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Halten Sie bitte 
die Uhr an. - Ich weiß, es ist fast 23 Uhr; aber ich 
will doch noch mal sagen, weil uns das das Ge-
schäft einfach erleichtert: Wenn man fragt: „Gab 
es denn keinen … ?“, „Finden Sie nicht auch 
… ?“ und ähnliche Dinge, wie ich sie jetzt ein 
paar Mal gehört habe, dann sind das Fragen, die 
nicht geeignet sind, unserem Auftrag hier nach-
zukommen. Wenn man die Frage offen stellt, so-
dass das Fragezeichen am Ende berechtigt ist, 
dann ist es für die Zeugin am einfachsten, wahr-
heitsgemäß nach ihrem Kenntnisstand zu ant-
worten. Das ist unser Ziel hier, auch noch um 
23 Uhr, und ich wäre dankbar, wenn wir das ge-
meinschaftlich so praktizieren könnten. - Fahren 
Sie bitte fort. 

Markus Frohnmaier (AfD): Vielen Dank. - Ich 
würde dann zum Themenbereich Einzelfall-
entscheidungen gehen wollen, hier konkret, was 
die Anfragen an Bundesminister Müller damals 
betraf. Und zwar haben Sie zu einem Vorgang an 
Ihre Abteilungsleiterin geschrieben - siehe 
MAT A BMZ-4.40 VS-NfD, Blatt 123; ich würde 
zitieren -:  

„Liebe Frau Warning, 

Wir werden ja Bombardier mit 
derer-Ei Anfragen. Wollen Sie BM 
nochmal sagen, dass wir keine 
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Ausnahmen von der Regel ma-
chen? Soll heißen, wenn wir alle 
Briefe die an BM gehen positiv auf 
Listen nehmen, sind wir angreif-
bar und können das nicht mehr 
erklären. Ich kann auch gerne mit 
Frau W  telefonieren.“ 

Meine Frage hierzu wäre, ob Sie sich erinnern 
können, wie solche Anfragen bzw. Fürsprachen 
zugunsten mutmaßlicher Ortskräfte an Minister 
Müller gerichtet wurden, also insbesondere aus 
dem politischen Raum? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Darf ich fragen, 
von wann diese Mail war? 

Markus Frohnmaier (AfD): Die müsste - - Sie 
wird vorgelegt. Einen Moment. 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Gut. Ich glaube, 
das beantworten zu können, und zwar dahin 
gehend, dass wir natürlich während dieser Zeit 
sehr, sehr viele Anfragen bekommen haben. Also 
nicht nur unser Minister hat von seinen Kollegen 
Anfragen bekommen, sondern ganz viele Abge-
ordnete, die auch irgendwo Verbindungen hatten 
zu Familien, die dort jemanden kannten in 
Afghanistan, und wo diese Bitten eingegangen 
sind. Und deshalb eben auch meine Bemerkung: 
Wir werden bombardiert von derlei Anfragen. - 
Das ist generell der Fall, und ich wollte einfach, 
dass wir grundsätzlich gleiche Kriterien haben, 
also das heißt, nicht, wenn jemand einen Abge-
ordneten oder einen Minister kennt, darüber 
sozusagen schneller auf eine Liste kommt, son-
dern dass wir objektive Kriterien haben. Das war 
sozusagen mein Anliegen. 

Markus Frohnmaier (AfD): Können Sie so grob 
sagen, wie viele dieser Fürsprachen von Parla-
mentariern quasi in dieser Zeit so Ihnen zur 
Kenntnis gelangt sind? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, wenn ich 
hier von „bombardiert“ spreche, dann sozusa-
gen - - Wir hatten ja mit dem Team generell - - 

also Anfragen auch von der Presse, von jedem. 
Also es gab ganz, ganz viele Anfragen, und das 
hat uns vom Prinzip her ja auch abgehalten, den 
regulären Weg zu gehen. Also insofern kann ich 
Ihnen da keine Angaben machen, sondern nur, 
dass es sehr viele waren.  

Markus Frohnmaier (AfD): Ich will es einfach 
gerne nachvollziehen: Wie darf man sich das vor-
stellen? Da sind dann von allen Seiten - Sie be-
schreiben es - diese Anfragen gekommen, und 
gab es dann eine konkrete Stelle, die priorisiert 
hat, oder? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Nein, also 
wenn - sozusagen egal, ob jetzt an den Minister 
oder an Staatssekretäre oder wen auch immer - 
diese Anfragen kommen, dann werden die so, 
wie das hier ja auch vermerkt ist - - gibt es einen 
Stempel von dem jeweiligen Büro, und dann geht 
es eben, wie das in so einer Behörde ist, automa-
tisch an den Arbeitsbereich mit dem konkreten 
Auftrag, dazu Stellung zu nehmen. Und das ist 
das normale Verfahren, was eben in jeder Be-
hörde ja eigentlich auch der Fall ist. 

Markus Frohnmaier (AfD): Sie waren am 
29.06.21 bei der letzten Regierungsverhandlung 
zur EZ mit der Islamischen Republik Afghanistan 
dabei, haben sie mit geführt und auch im Auftrag 
des BMZ diese Verhandlungen teilweise geleitet. 
Sie waren also nah dran an den politischen Ak-
teuren auf der afghanischen Seite. Ich wollte Sie 
fragen, welchen Eindruck die afghanische Seite 
damals bei diesen Verhandlungen auf Sie ge-
macht hat und ob Sie die Wahrnehmung hatten, 
dass diese ausreichend politischen Rückhalt in 
der afghanischen Bevölkerung hatten. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also bei den 
Regierungsverhandlungen - - das ist nicht nur bei 
Afghanistan, sondern die werden in der Regel 
durch die Referatsleitung geführt, und dann 
sozusagen gibt es aber immer die Eröffnung, die 
in dem Fall Staatssekretär Jäger gemacht hat, und 
das Abschlussstatement, was von mir gehalten 
wurde, und die Unterzeichnung da mit in dem 
Moment. Derjenige, der das Abschlussstatement 
hält, unterzeichnet in der Regel auch. Also das 
heißt, die Regierungsverhandlungen geführt hat 
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mit Sicherheit der Herr Fischer, und sozusagen 
ich habe die unterzeichnet und das Abschluss-
statement gehalten, weil das danach auch geht, 
wer das Eingangsstatement hält, wo die politi-
schen Botschaften abgehalten - - Das versuchen 
wir immer sehr, sehr hochrangig wahrzunehmen, 
also durch einen Staatssekretär, manchmal auch, 
je nachdem, welche Länder das sind, durch eine 
Ministerin oder durch unsere parlamentarischen 
Staatssekretäre, und die Unterzeichnung manch-
mal auch. Und ich habe da halt die Unterzeich-
nung vorgenommen. Aber die Verhandlungen 
selber hat Herr Fischer geführt, und deshalb kann 
ich Ihre Frage, welchen Eindruck ich von der Re-
gierung hatte, nicht beantworten. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich kann die Frage 
beantworten, wer jetzt dran ist, nämlich die FDP. 

Peter Heidt (FDP): Vielen Dank, Herr Vorsitzen-
der. - Frau Hammerschmidt, ich versuche noch 
mal so ein bisschen das mit diesem Trigger-
beschluss nachzuvollziehen. In den Unterlagen 
haben wir gesehen: Ende Juli/Anfang August 
haben die Ressorts über ein Alternativszenario 
gesprochen. Da gibt es auch wohl, wie ich es ver-
standen habe, vom BMI so eine Aufstellung - das 
ist MAT A BMZ-4.38 VS-NfD, Blatt 33 -, wo ein 
Alternativszenario beschrieben wird. Da steht 
dann auf Seite 1: „Start mit sog. ‚Trigger-Be-
schluss‘“. Und ich verstehe Sie jetzt so, dass 
von keinem der Ressorts irgendwann mal er-
arbeitet worden ist: Was ist eigentlich der Trig-
gerbeschluss, und wie soll der denn aussehen? - 
Das ist also nie erarbeitet worden? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Der Trigger-
beschluss war schon definiert, indem man gesagt 
hat: Der Triggerbeschluss muss kommen, wenn 
die Situation so sicherheitsgefährdend ist, dass 
wir zu diesem Listenverfahren für alle übergehen 
müssen, also dass die Gefahr wirklich so groß ist. 
Das war sozusagen der Triggerbeschluss. Deshalb 
musste das nicht definiert werden, sondern jeder 
wusste: Wenn die Lage aussichtslos ist, dann 
muss der Triggerbeschluss gefällt werden. 

Peter Heidt (FDP): War denn klar, welches Res-
sort dafür zuständig ist oder theoretisch dafür 

hätte zuständig sein sollen, diesen Trigger-
beschluss sozusagen zu initiieren? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das war nicht 
klar, aber vom Prinzip her diejenigen, die die 
Lagereinschätzung geben. Also am Ende hätte das 
auch zum Beispiel das Kanzleramt sein können.  

Peter Heidt (FDP): Ja, Kanzleramt, gute Idee. Man 
hätte auch darüber nachdenken können, dass es 
der BND ist, ne? Da hätte man ja auch drüber 
nachdenken können.  

Ich habe hier eine Mail vom 5. August 2021; 
MAT A BMZ-4.38 VS-NfD, Blatt 152. Da infor-
mierten Sie Kollegen über ein Telefonat mit der 
Abteilungsleiterin B. des BMI - Zitat -: 

„Frau Busch wollte sich beraten 
zu der Frage „worst case“ Szena-
rio und wer legt das fest. Wir 
stimmten überein, dass das nicht 
jedes Ressort für sich tun kann, 
sondern es eine ressortabge-
stimmte Entscheidung geben muss 
… 

Sie bat das BMZ hier auch um 
Unterstützung, da wir durch 
unsere Dos“  

- Durchführungsorganisationen - 

„und NROs“ 

- Nichtregierungsorganisationen - 

„nah an der ZG“ 

- Zivilgesellschaft - 

„sind und eher den „Zeitpunkt 
und/oder Kriterien“ erkennen 
würden/könnten.“ 

Das kam jetzt vom BMI. Hat Sie das eigentlich 
verwundert, dass das BMI Sie jetzt das fragt, oder 
konnten Sie das nachvollziehen? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ich konnte das 
nachvollziehen, weil letztendlich waren wir mit 
den meisten Ortskräften vor Ort; wir hatten das 
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größte Portfolio. Von den Mitteln, die die Bun-
desregierung Afghanistan zur Verfügung gestellt 
hat, 430 Millionen insgesamt, kamen 250 Millio-
nen aus dem BMZ-Haushalt. Also sprich: Wir 
waren in der Breite auch im Land sozusagen ver-
treten; das BMZ war dort ja auch mit Nichtregie-
rungsorganisationen unterwegs, also nicht nur 
mit der staatlichen EZ. Also wir waren eigentlich 
am breitesten vertreten im Verhältnis zu allen 
anderen, und insofern, wenn das BMI sagt: „Ihr 
kennt euch da am besten aus, ihr seid auch am 
dichtesten an der Bevölkerung, ihr könnt am 
ehesten entscheiden“, war das für mich eigent-
lich eher eine Anerkennung unserer Arbeit, also 
völlig normal, dass sie sagen: Da kennt ihr euch 
am besten aus, und am besten ist, ihr sagt Be-
scheid. - Also ich fand das nicht sonderbar.  

Peter Heidt (FDP): Wissen Sie, ob Frau Busch 
auch noch andere Ressorts diesbezüglich ange-
fragt hat, oder ist Ihnen das nicht bekannt? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das kann ich 
nicht sagen. 

Peter Heidt (FDP): Haben Sie dann eigentlich 
noch mal mit anderen Ressorts sich irgendwie 
abgestimmt, oder war das dann einfach so, dass 
Sie das dann halt quasi einfach umgesetzt haben, 
dieses Alternativszenario vom BMI? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Dazu müsste ich 
die Unterlage lesen, was Sie da - - was da jetzt 
konkret drinsteht: Alternativszenario.  

Peter Heidt (FDP): Sie haben das noch nicht 
bekommen?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also ich habe 
hier so einen Stapel. Wenn ich jetzt - -  

Peter Heidt (FDP): Wir können es Ihnen auch ein-
fach noch mal geben.  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das wäre super.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das ist super, 
wenn wir das so machen. Das ist immer ein-
facher. 

Peter Heidt (FDP): Die FDP hat die Unterlage 
selbst und der Mitarbeiter, extra deswegen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich finde das groß-
artig, Herr Kollege.  

Peter Heidt (FDP): Vielen Dank.  

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das liegt hier in 
meinem Stapel, also das schon; aber ansonsten 
kann ich mich, ehrlich gesagt, an die Unterlage 
nicht erinnern. Also, da steht ja ganz konkret 
drin: die Vorbereitung von den Ortskräften usw., 
also welche Listen, Visum. - Das sind alles BMI-
Sachen, deshalb haben die das auch erstellt. Das 
war also sozusagen deren Hoheit gewesen, nicht 
jetzt vom BMZ. Also insofern kann ich das jetzt 
nicht sagen. Also wir haben das so mit Sicherheit 
nicht bei uns jetzt umgesetzt. Also ich kenne das 
so nicht. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Frau Zeugin, das 
müssen Sie auch nicht, hier durch die Unterlagen 
pflügen sozusagen, sondern das ist eine Bring-
schuld der Fragesteller. Insofern machen wir das 
so. - Bitte schön. 

Peter Heidt (FDP): Haben Sie denn, nachdem Sie 
sozusagen für sich ja diesen Art Triggerbeschluss 
gezogen haben, das dann so ähnlich auch umge-
setzt, oder wie sind Sie vorgegangen?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ohne dass ich 
das jetzt hier im Einzelnen lesen konnte - da bitte 
ich um Nachsicht, dass ich sozusagen nicht mit 
einem Blick jetzt alles sehe -: Also in dem Mo-
ment - - Wir haben ja selber unsere Vorbereitun-
gen getroffen, so wie ja alle anderen auch. Und 
wir hatten unsere Masterlisten, das heißt, wir 
hatten Listen, dass wir wussten, welche Orts-
kräfte sind vor Ort. Mit dem Listenverfahren hat-
ten wir auch dann zum ersten Mal die Namen 
von allen Ortskräften. Und dann sozusagen ha-
ben wir zusammen mit GIZ und KfW überlegt, 
wie wir damit weiter vorgehen. Also sozusagen 
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diese Dinge haben wir dann entsprechend unse-
rer Zuständigkeit für unsere Ortskräfte umgesetzt, 
also, ohne dass ich jetzt hier gelesen habe, wie 
das BMI das wollte, sondern wir hatten die 
Listen weitergegeben an BMI. Die haben ja alle 
Listen gesammelt, und damit wurden formal 
dann alle, die auf diesen Listen standen, in das - - 
Die Aufnahmezusage haben die bekommen usw. 
Also das war automatisch mit unseren Listen, die 
wir vorher mit unseren DOs erstellt haben und 
auch mit der Zivilgesellschaft, also alle, die sozu-
sagen - - die mussten - - Das war nicht in meinem 
Bereich, weil ich für die staatliche EZ zuständig 
bin, aber alle, die vom BMZ Mittel bekommen 
haben und zu den Antragsberechtigten - - gewe-
sen sind, von denen hatten wir alle Listen und 
haben diese Listen komplett sozusagen auch ans 
BMI übermittelt. 

Peter Heidt (FDP): Sie haben jetzt Ihr Licht ein 
bisschen unter den Scheffel gestellt. Ich habe, 
wenn ich das so gelesen habe, schon das Gefühl 
gehabt, dass es für Ihre Mitarbeiter und auch für 
die angeschlossenen Organisationen sehr wichtig 
war, dass Sie auch gesagt haben: Jawohl, jetzt ist 
das Go, wir machen jetzt das Alternativszenario. - 
Würden Sie Ihre Rolle auch so sehen, dass das 
für Ihre Leute wichtig war, dass Sie persönlich 
auch sagen: „Jawohl, jetzt ist das Go da“?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ja, das ist ja 
meine Aufgabe. Also natürlich habe ich das Go 
nicht alleine gefällt, sondern habe mit Sicherheit 
da mit Frau Warning drüber gesprochen und 
habe gesagt: Also jetzt ist der Triggerbeschluss 
für uns da, und wir machen das jetzt. - Also ja. 
Aber im Rahmen meiner Zuständigkeit über-
nehme ich auch Verantwortung, selbstverständ-
lich. 

Peter Heidt (FDP): Sehr schön. - Ich würde jetzt 
kein neues Thema mehr anfangen, weil wir hät-
ten noch ein anderes Thema, aber das vielleicht, 
wenn wir noch eine Runde haben. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann machen wir 
das. Wir eröffnen die nächste Runde, und das ge-
schieht durch den Kollegen Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender, und mit Blick auf die Uhr auch nur noch 
eine kurze Runde.  

Wenn wir uns jetzt den Evakuierungsvorberei-
tungen zuwenden: Am 14. August 2021 berichtet 
die Leiterin aus dem Büro des Staatssekretärs 
Jäger von einer Telefonkonferenz. Beteiligt waren 
die Kanzlerin und die Bundesminister zu Afgha-
nistan. Ich beziehe mich auf MAT A BMZ-3.142 
VS-NfD_Austausch, Blatt 268. Da steht drin:  

„Ortskräfte des BMZ werden bei 
den aktuellen Evakuierungs-
planungen mit eingeplant (in 
Höhe von 1500 Personen, dh OK 
inkl. Angehörige).“  

Auslassung.  

„Flugkapazitäten“ 

- das haben Sie auch vorhin bereits öfters er-
wähnt -  

„müssen allerdings noch geklärt 
werden, das soll möglichst im 
Laufe der Woche erfolgen.“ 

Sie kommentieren daraufhin - das haben wir in 
MAT A BMZ-4.39 VS-NfD, Blatt 12, gefunden -, 
dass es gut sei, dass das BMZ gleichgleichwertig 
behandelt würde, aber Sie führen auch an, dass 
das BMZ nicht 300, sondern 1 500 Ortskräfte 
hätte. Ich zitiere: 

„Wir haben 1500 OK, ob die alle 
berechtigt sind, wissen wir nicht, 
wird aber geprüft, solange noch 
das OKV aufrecht erhalten werden 
kann.“ 

Also wir reden immer noch vom 14. August 
immerhin. 

„Im schlechtesten Fall sind sie es 
aber. Wir hoffen, dass durch die 
Abfindungen diese Zahl sinkt - 
wie gesagt Schätzungen zw 30 bis 
60%.“ 
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Also deren Berechtigung für das OKV noch ge-
prüft werde.  

Jetzt sehe ich darin durchaus einen gewissen Wi-
derspruch; aber vielleicht können Sie mir helfen, 
ihn aufzuklären. Die Diskrepanz zwischen 1 500 
tatsächlich berechtigten Ortskräften, die Sie an-
nehmen, und den 300 plus die Familienangehöri-
gen, die zufälligerweise die gleiche Zahl ergeben. 
Können Sie das aufklären? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also definitiv 
hatten wir circa 1 500, ich glaube, 1 600 Orts-
kräfte. 1 000, ein bisschen über 1 000 Ortskräfte 
hatte schon alleine die GIZ, dann kamen irgend-
wie, ich glaube, 200 oder 250 Ortskräfte von der 
KfW dazu, dann kamen die Consultants, Nicht-
regierungsorganisationen usw. Also alle, die mit 
Wissen und Wollen von uns sozusagen im Land 
tätig waren, das waren ca. 1 600. Also die 300, 
weiß ich jetzt nicht, wo die herkommen; also die 
Zahl ist definitiv nicht richtig, sondern wir sind 
immer in unseren Rechnungen - - Da gab es auch 
eine Übersicht, wie viel insgesamt auf alle aufge-
teilt sind, aber unsere - und die nachher auch auf 
der Liste waren - waren irgendwie zwischen 
1 500 und 1 600 Ortskräfte, definitiv. 

Jörg Nürnberger (SPD): Die Anzahl der jeweils 
noch berechtigten Familienangehörigen, die zur 
Ausreise ebenfalls berechtigt waren, haben Sie in 
jedem Einzelfall tatsächlich nach den Gegeben-
heiten erfasst oder pauschalisiert? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Wir sind immer 
von einer Kernfamilie von circa vier bis fünf Per-
sonen ausgegangen, also das, was sozusagen nach 
dem Aufnahmeprogramm galt, nämlich die Ehe-
frau und alle minderjährigen Kinder, und da kam 
man dann eben im Schnitt auf diese, genau, vier 
bis - - Und deshalb musste man diese 1 500 oder 
1 600 mal vier oder fünf nehmen. Also deshalb 
kamen wir nachher - - Am Ende haben wir ge-
sagt, es sind ungefähr 10 000 Menschen, mit 
denen wir rechnen müssen.  

(Jörg Nürnberger (SPD) 
macht eine Handbewegung) 

Jörg Nürnberger (SPD): Für das Protokoll: Ich 
habe die Geste gemacht: Pi mal Daumen. - Jetzt 
haben wir uns ja vorhin auch bereits drüber un-
terhalten, dass es aus Ihrer Sicht dringend not-
wendig war, aufgrund der begrenzten Kapazi-
täten und der Kalamitäten mit der Durchführung 
der Evakuierung Priorisierungen einzuführen. 
Können Sie uns vielleicht noch einmal ganz kurz 
erläutern, welche Kriterien der Priorisierung für 
Sie die wichtigsten waren und in welcher Abstu-
fung? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ich weiß jetzt 
nicht, welche Priorisierung Sie meinen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich kann Ihnen inso-
fern eine Hilfestellung geben, und zwar am 
15. August gibt es eine Nachricht von Ihrer 
Abteilungsleiterin Warning; ich beziehe mich 
hier auf MAT A BMZ-3.142 VS-NfD_Austausch, 
Blatt 275. Dort schreibt sie, 

„dass wir Grundlisten haben 
(Antragsberechtigte für Zusage 
Visa upon Arrival) und wir da-
rüber hinaus PrioListen“  

- priorisierende, Prioritätslisten-  

„(an denen gestern schon gearbei-
tet wurde) mit Quoten (GIZ, KfW, 
andere) für eventuell freie Plätze 
auf BW organisierten Evakuie-
rungsflügen bereit halten.“ 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ich kann mir 
das nur so erklären, dass da wiederum - - Hier 
war ja irgendein Papier, wo diese 300 Menschen 
standen, wo, ich glaube, der Minister oder Staats-
sekretär - ich habe es vergessen jetzt - - hier je-
denfalls in dem Papier, wo drinstand, wir mögen 
bitte eine Liste zusammenstellen von den am 
stärksten gefährdeten Menschen. Aber das war 
ja sozusagen vor dem Fall von Kabul. In dem 
Moment, wo der Triggerbeschluss war, waren 
sozusagen alle, die auf den Listen standen, 
gleichermaßen - da gab es keinen Unterschied 
mehr - - und dann hat man halt die Leute eben so 
genommen, wie sie denn auch in den Flughafen 
gekommen sind, und danach sozusagen, ja, wer 
dann verfügbar war usw. 
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Jörg Nürnberger (SPD): Eine Frage, die mir jetzt 
ganz spontan einfällt: Wie zuverlässig waren die 
Listen, die von Ihrem Haus erstellt worden 
sind? - Wir haben nämlich - und das ist der Ge-
danke, der dahinterliegt -, bei den Vernehmun-
gen von Zeugen der Bundeswehr, die damit 
beschäftigt waren, Menschen am Flughafen zu 
identifizieren, in der vordersten Linie, häufig 
gehört, dass es Unklarheiten bei der Schreibung 
von Namen, bei der Identifizierung von Personen 
anhand der Personaldokumente im Verhältnis zu 
den Listen gab und dass sich auch die Listen 
öfters mal geändert hätten und nicht unbedingt 
immer aktuell gewesen seien. Haben Sie dazu 
Erkenntnisse? Ist das Ihnen zurückgespiegelt 
worden ins BMZ? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also die Listen 
sind ja von den jeweiligen Organisationen, 
Durchführungsorganisationen, erstellt worden. 
Also die sind ja nicht vom BMZ erstellt worden, 
sondern jeder Arbeitgeber - sprich: GIZ, KfW, 
Consultings, die für uns - - Nichtregierungsorga-
nisationen usw. Also von allen, die Arbeitgeber 
waren - das BMZ ist ja nicht der Arbeitgeber ge-
wesen -, sind diese Listen erstellt worden. Und 
ich kann mich auch dran erinnern, dass wir sozu-
sagen auch bei den NGOs - - dass Frau Warning 
da noch mal, die auch zuständig war für die 
zivilgesellschaftliche Zusammenarbeit, die nicht 
sozusagen - - Sie hatte drei Unterabteilungen - 
eine für die bilaterale staatliche lag bei mir -, aber 
sozusagen die Zusammenarbeit mit politischen 
Stiftungen und Kirchen und NGOs war auch bei 
ihr, und da hatte sie explizit auch noch mal alle 
NGOs, Zivilgesellschaft angeschrieben und hat 
gesagt: Ihr seid verantwortlich, wenn ihr die Lis-
ten uns übergebt, ihr, der das unterschreibt - und 
da wollte sie nicht, dass das irgendwer macht, 
sondern eine Hierarchiestufe -, seid verantwort-
lich, dass diese Listen stimmen. Das können wir 
nicht überprüfen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Jetzt haben Sie in einem 
Halbsatz erwähnt, dass die Listen dann bei Ihnen 
im Haus gesammelt worden sind. Habe ich das 
richtig verstanden? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ja, ja. Die Listen 
sind von uns denn gesammelt ans BMI gegangen, 

völlig klar, weil ja die Aufnahmezusage dann 
sozusagen vom BMI erteilt worden ist.  

Jörg Nürnberger (SPD): Das ist für uns wichtig, 
weil wir auch in anderen Zusammenhängen mit 
der ELEFAND-Liste Unklarheiten hatten, wie die 
Listen dann letztendlich tatsächlich zu den zu-
ständigen Soldatinnen und Soldaten vor Ort in 
Afghanistan gelangt sind. Deswegen werden wir 
auch demnächst das BMI fragen, wie das dann da 
weiterging. 

Mit dem Fall von Kabul am 15. August schreibt 
Herr Fischer an Herrn Dr. Spatz von der GIZ, und 
zwar in MAT A BMZ-4.44 VS-NfD, Blatt 157, 
dass die GIZ vom BMZ angewiesen wird,  

„Verträge mit Charterunterneh-
men (Fluggesellschaften) im Rah-
men einer Direktvergabe abzu-
schließen, die zur Evakuierung 
dieser Ortskräfte und ihrer jewei-
ligen Kernfamilien erforderlich 
sind.“ 

Können Sie sich erinnern, wie es zu dieser Wei-
sung des BMZ gekommen ist und warum zu die-
sem Zeitpunkt? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das war der 
15. August?  

Jörg Nürnberger (SPD): Ja. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Genau. - Also 
wir waren ja vorher davon ausgegangen, bis da-
hin - - Bis zum Tag vorher gab es Linienflüge, 
und dann war sozusagen klar: Jetzt gibt es keine 
Linienflüge mehr, also brauchen wir Charter-
flüge. - Und dann haben wir natürlich die GIZ, 
die ja insgesamt für die Bundesregierung, muss 
man ja wirklich sagen, die unterstützte Ausreise 
auch umgesetzt hat, beauftragt, eben entspre-
chende Charterflüge auch zu organisieren, weil 
jeder natürlich daran interessiert war, in diesem 
Zeitraum so viele Ortskräfte wie möglich nach 
draußen zu bekommen, die nach draußen woll-
ten. 

Jörg Nürnberger (SPD): Noch drei abschließende 
Fragen: Auch Ihr Minister, Herr Müller, wollte 
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nun verstärkt Ortskräften die Ausreise erleich-
tern. Er reagiert am 19. August - in MAT A 
BMZ-4.40 VS-NfD, die Blätter 36 und 37 - positiv 
auf eine Aussage des Bundesministers Seehofer, 
die Regelung zur Kernfamilie zu erweitern. In 
einem Brief an die Verteidigungsministerin AKK 
vom 9. Juni 2021 - hier geht es um MAT A 
BMZ-4.28, Blatt 389 bis 392 - wandte er sich 
noch gegen eine Aufhebung der Zweijahres-
grenze für das Ortskräfteverfahren, da so der Per-
sonenkreis für Antragsberechtigte auf mehr als 
50 000 Menschen ausgeweitet werden würde. 
Wie bewerten Sie den Wandel, oder wie erklären 
Sie sich - - Nein, falsche Frage. Haben Sie diese 
Änderung in der Einschätzung vonseiten der 
Hausleitung mitbekommen?  

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Na ja, wir sind ja 
im ständigen Austausch gewesen, und insofern: 
Natürlich. Aber es sind ja zwei völlig unter-
schiedliche Zeiträume, auch wenn sie nicht so 
weit auseinander sind; aber das eine war eben im 
Juni gewesen, als die Verteidigungsministerin die 
Aufweichung der Zweijahresgrenze haben wollte, 
wo wir gesagt haben: Für uns trifft das Jahr 2013 
nicht zu, sondern wir müssen zurückgehen, 
wenn, dann bis zum Jahr 2001. - Und damals 
kam dann diese Zahl von 50 000 zustande, wenn 
man alle Ortskräfte zusammenzählt. Da hatten 
wir nämlich, wenn wir von 2001 bis 2021 rech-
nen, 10 000 Ortskräfte; mal diese berühmten 
vier/fünf sind Sie bei 50 000. Und dann am 
19. August war natürlich der Fall von Kabul. Alle 
haben die Bilder vom Flughafen im Fernsehen 
täglich gesehen, das große Leid, die wirklich, ja, 
verheerende Situation; und deshalb die andere 
Entscheidung. Also insofern innerhalb von weni-
gen Wochen eine komplett andere Situation. 

Jörg Nürnberger (SPD): Es gab dann aber auch 
folgende Reaktion auf diese Aussage des Bun-
desministers, und zwar schreibt Herr Fischer 
an Ihre Vorgesetzte, die Abteilungsleiterin, am 
19. August, also gleich am Tag unmittelbar - 
MAT A BMZ-4.40 VS-NfD, Blatt 36 -: 

„...hat Minister Müller das schon 
gesagt???“ 

Drei Fragezeichen. 

„Dann erweitert sich der Kreis um 
hunderte, wenn nicht tausende 
Personen. Und dann kommen 
bald auch die Eltern, die Onkel 
und Tanten, die Nichten und 
Neffen etc. dazu. Zum Schluss 
kippt die Zweijahresgrenze und 
wir bitten das BMI um Aufnahme-
zusagen für 100.000 Menschen.“ 

War das eine realistische Einschätzung von Herrn 
Fischer? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das kann ich 
Ihnen nicht sagen, ob die realistisch ist, aber in 
jedem Fall brauchten wir feste Regeln. Das war es 
sozusagen. Bisher war es so gewesen: Kernfami-
lie. Und die Kernfamilie war konkret definiert.  

Wir haben die Härtefallregelung ja auch in der 
Definition erweitert, also, wir haben die groß-
zügig ja auch zum Teil ausgelegt. Aber das war 
sozusagen im Ermessen nachher, als wieder die 
individuelle Gefährdungsprüfung kam, dass man 
dann gesagt hat: Okay, für uns ist es nicht - - Alle 
minderjährigen Kinder. - Normalerweise heißt es 
im § 22: Eine Frau. - Wenn aber die zweite Frau 
sozusagen minderjährige Kinder dann mithat, 
dann haben wir auch gesagt: Dann zählt für uns, 
auch wenn wir das nicht nachvollziehen kön-
nen - - gehört die Zweitfrau mit dazu, weil wir 
können ja nicht ihre Kinder mit dem Mann mit-
schicken. Das ist ja - - Also insofern sozusagen: 
Das ist immer eine Abwägung auch gewesen. 
Also, wir haben schon eine Auslegung gemacht, 
indem wir uns das wirklich individuell ange-
guckt haben.  

Aber generell eine Pauschalisierung, dass man 
sagt: „Alle unverheirateten Männer auch über 18, 
volljährige“, das wäre uns zu weit gegangen, son-
dern wir haben es definiert, indem wir gesagt ha-
ben: „… wo eine Abhängigkeit zur Ortskraft 
war.“ Also, wir haben immer das Verhältnis zur 
Ortskraft letztendlich gesehen, um dann die Aus-
nahme zu machen, aber keine Pauschalisierung, 
weil sonst - - Wo wollen Sie anfangen und sagen: 
„Okay, unverheiratete Männer; welches Alter?“? - 
Sie müssen irgendwas ja festlegen. Also, Sie ma-
chen sich ja angreifbar, indem Sie einfach eine 
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Pauschale machen. Da findet jeder eine Aus-
nahme dann. 

Jörg Nürnberger (SPD): Das, was Sie jetzt gerade 
ausgesagt haben, deckt sich auch mit dem - - Der 
Zwischenschritt war noch, dass die Abteilungs-
leiterin Warning diese Aussage von Herrn See-
hofer bestätigt hat und hinzufügt, dass auch eben 
der Herr Minister das wirklich ausdrücklich so 
gesagt hätte, also ihr Minister und der Minister 
Seehofer. Sie fragen dann an dieser Stelle Folgen-
des - auf demselben Blatt, also die gleiche Fund-
stelle, und Sie haben es ja bereits auch angedeu-
tet -:  

„… eigentlich gilt § 22 AufenthG. 
… sollen wir aktiv beim BMI 
nachfragen. M.E. wäre das gut, um 
etwas schriftliches zu haben“  

Haben Sie die Nachfrage gestellt, und was kam 
dabei heraus? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, ich glaube, 
wir haben die Nachfrage nicht gestellt, weil die 
Frage nicht gestellt werden sollte, und vom Prin-
zip her, weil wir diese Definition hatten aus dem 
Paragrafen. Also insofern: Herr Seehofer hat sich 
da, glaube ich, auch nie erklärt, was er darunter 
verstanden hat.  

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank für Ihre Aus-
sagen. - Wir würden an der Stelle gern unsere Be-
fragung beenden. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechseln 
wir noch mal zur Union, zum Kollegen Erndl. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Vielen Dank. - Ich 
habe auch noch ein paar abschließende Fragen. 
Wir haben uns vorher mit der Vorlage zu einer 
Kabinettssitzung Mitte Juli 2021 befasst. Ich 
zitiere noch mal die MAT-Nummer: MAT A 
BMZ-4.18 VS-NfD, Blatt 945 bis 951; haben wir 
Ihnen vorher schon vorgelegt. Da geht es eben 
auch noch mal um die Sprechpunkte zu dem 
Thema Sonderflüge, und da steht unter anderem, 
dass es im BMZ keine Kapazitäten für solche 
Flüge gibt. Ganz konkret steht da: 

„… keine Kapazitäten vorhanden, 
um die Anbahnung und Durch-
führung von Sonderflügen zu 
unterstützen.“ 

Können Sie uns das noch mal ganz kurz erläu-
tern? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, ohne dass 
ich das jetzt hier in dem Stapel - - Jetzt bitte ich 
um Nachsicht. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay. - Haben wir 
noch ein Exemplar? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Sondern ich 
mache es einfach so. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Wir haben noch ein 
Exemplar. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Haben Sie noch 
ein Exemplar? - Letztendlich sind wir ja sozusa-
gen nicht für die Beauftragung von Charterflügen 
zuständig, sondern das hat, wenn, dann die GIZ 
im Rahmen der unterstützten Ausreise für uns 
gemacht; aber das BMZ selber hat keine Flüge ge-
bucht. Also, das sozusagen macht das BMZ nicht.  

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Ich frage deshalb, 
weil es ja dann später - Sie haben es ja gerade be-
schrieben - zu der Situation kam, nachdem die 
Linienflüge eingestellt wurden, dass man sich 
noch mal mit der Charterflugthematik befasst hat: 
Waren dann genügend Kapazitäten da, um die 
Anbahnung und Durchführung von Sonderflügen 
zu unterstützen? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ich sehe gerade 
diese E-Mail, die Sie mir hier vorgelegt haben. 
Die ist ja vom 20. Juli, und das war ja der Zeit-
raum, als wir der Meinung waren, Charterflüge 
sind nicht notwendig und haben eine Sogwir-
kung usw. Also insofern - - 
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Thomas Erndl (CDU/CSU): Genau. Aber Sie 
sagen ja dann - - Also, das eine ist die Argumen-
tation; haben wir schon besprochen. Aber hier 
sagen Sie ja: Praktisch ging es auch nicht, weil 
wir das gar nicht umsetzen konnten. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Genau. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Meine Frage war 
jetzt: Nachdem da das Thema doch auf die Tages-
ordnung kommt Mitte August, wurden dann 
auch Kapazitäten irgendwo eingerichtet, um 
diese organisatorischen Fragen für Sonderflüge 
dann auch im BMZ bewältigen zu können? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das hat die GIZ 
für uns getan. Das ist eben das, was ich sagte, 
also die ganze unterstützte Ausreise, egal ob - - 
Das war ja irgendwo auch die Frage gewesen: 
Charterflüge beauftragen? Das hat die GIZ für uns 
gemacht, genauso wie nachher im späteren Ver-
lauf, als der Flughafen dicht war, dann die unter-
stützte Ausreise per Land. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Dann habe ich nur 
noch eine letzte Frage. Wir bleiben bei der glei-
chen Vorlage. Da ist ja auch eine Übersicht drin, 
wie die einzelnen Ressorts zu dieser Frage Son-
derflüge stehen, und da findet sich dann beim 
BMI die Beschreibung: 

„Im BMI scheint derweil ein Um-
denken stattzufinden. Die Sicher-
heitslage habe sich in den letzten 
Wochen in Afghanistan weiter 
verschärft und der dauerhafte 
Weiterbetrieb des Flughafens 
Kabul sei ungewiss.“ 

Damit gab es ja zwei Lager in Sachen Sonder-
flüge: AA und BMZ auf der einen Seite und BMI 
und Verteidigungsministerium auf der anderen 
Seite. - Das ist jetzt in der Vorlage einfach auf-
geführt. Aber gab es dazu einen Austausch, zu 
diesen unterschiedlichen Einschätzungen? Und 
wie ist man bei diesem Austausch verblieben? 
Also, war das eine Position, mit der man zu die-
sem Zeitpunkt dann auch arbeiten konnte, wenn 
in einer fundamentalen Frage so unterschiedliche 
Positionen innerhalb der Bundesregierung da 
vorhanden waren? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: In der Vorlage 
steht ja auch sozusagen, dass das AA unsere Hal-
tung geteilt hat, und wir hatten ja sozusagen die 
meisten Ortskräfte da. Also insofern kann man da 
sicherlich unterschiedlicher Meinung sein; aber 
jeder hat dann eben für seine Sache dann da so 
gestanden. Also, ich kann mich nicht erinnern, 
dass wir da irgendwie Konsens haben wollten 
oder so was. Also, da kann ich mich nicht mehr 
dran erinnern. Tut mir leid. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Gut. Vielen Dank. - 
Dann beende ich hiermit meine Befragung. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Danke schön. - 
Dann wechseln wir noch mal zu Bündnis 90/Die 
Grünen. Frau Kollegin Bayram. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen herzlichen Dank. - Mich würde noch mal 
interessieren, liebe Frau Hammerschmidt, eine 
E-Mail von Staatssekretär Jäger vom 23. August 
2021, MAT A BMZ-4.43 VS-NfD, Blatt 202. Da 
heißt es von Herrn Jäger: 

„Morgen sollten wir bitte spre-
chen über die künftige Anwen-
dung des revidierten OKV. Die 
Dinge scheinen mir hier im Res-
sortkreis aus dem Ruder zu laufen. 
Wir laufen Gefahr, dass am Ende 
zu viele und die falschen nach 
Deutschland kommen. 

Wir werden deshalb Härtefälle 
weiterhin eng auslegen. Über Bei-
spiele und Fallgruppen müssen 
wir reden.“ 

Können Sie das erst mal einordnen, was so der 
Kontext dieser Mail ist? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ich denke, das 
ist zurückzuführen auf die Entscheidung der 
Bundeskanzlerin, dass diese Erweiterung bis zu 
2013 zurückgeht, also dass sozusagen nicht nur 
die zwei Jahre, sondern bis 2013. Das war sozusa-
gen die Auslegung, und deshalb wahrscheinlich 
dann dieser erste Satz von Staatssekretär Jäger. 
Aber da müssten Sie ihn dann noch mal genauer 
selbst nach fragen.  
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Aber, wie gesagt, das war genau der Tag danach, 
nachdem die Kanzlerin unseren Minister angeru-
fen hat und gesagt hat: „Also, ab sofort gilt auch 
die Ausweitung bis 2013 für das BMZ“, worauf 
wir dann eben gesagt haben: „Wir müssen - - Und 
das war wiederum, was ich eingangs auch aus-
geführt habe, wo wir gesagt haben: Wir waren 
schon nicht in der Lage, diejenigen, die innerhalb 
der zwei Jahre sozusagen auf unseren Listen stan-
den, aus Afghanistan herauszubringen, die das 
wollten, und damit schüren wir sozusagen neue 
Hoffnungen, und dass wir uns erst mal um die 
kümmern. - Und für alle, die dann in der Zeit da-
nach - - war ja dann auch wieder das Normale: 
individuelle Gefährdungslage.  

Also, das Listenverfahren galt nur für die zwei 
Jahre sozusagen und dass man die eben sozusa-
gen als Erste nimmt. Und „die Härtefälle … eng 
auslegen“, das sozusagen, glaube ich, hing damit 
auch zusammen, dass er gesagt hat: Wir küm-
mern uns erst mal um die Ersten.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Die Frau Professorin Warning hatte ihm ja in 
einer Mail dargelegt - insbesondere will ich den 
Punkt 7 - - das ist auf der Seite 203; aber lassen 
Sie sich nicht von der roten 201 irritieren - - hat 
sie ihm ja geschrieben unter Nummer 7: 

„7. Die Verlegung des Cut-off Ter-
mins von 219 auf 213 [sic!] um 
am Ok Verfahren teilnehmen 
zu dürfen, wird für uns eine 
neue logistische und kommu-
nikative Aufgabe. Wir halten 
es für plausibel, dass dadurch 
weitere 4.000 OK grundsätz-
lich antragsberechtigt werden, 
was inklusive Familie auf 
20.000 Personen zu rechnen 
wäre.“ 

Das ist dann der Faktor fünf - ne? - mit 4 000 und 
der Faktor fünf.  

 „Wir haben heute in den 
Datenbanken die in diesem 
Zeitraum zusätzlich geförder-
ten NGO eruiert.“ 

Was heißt das jetzt konkret? Also, die Kanzlerin 
hat etwas erweitert, die Abteilungsleiterin sagt 
dann, was das bedeutet, und der Staatssekretär 
kann das dann alles stoppen, weil er sagt: Sind 
zu viele und dann auch noch die Falschen. - 
Verstehe ich das richtig, oder habe ich jetzt ir-
gendeinen Gedankenfehler? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Für das Protokoll: 
Die Fragestellerin meinte die Jahre 2019 und 
2013. - Sie haben das falsch - -  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
19 und 13, genau. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Genau. Also, ich 
meine, Sie werden dazu sicherlich noch Staats-
sekretär Jäger befragen. Vom Prinzip her hat Frau 
Warning hier in ihrer E-Mail an Staatssekretär 
Jäger nur aufgelistet, was diese neue Entschei-
dung, die die Kanzlerin dann auch für das BMZ 
getroffen hat - - was das bedeutet. Und das sozu-
sagen war eben diese erhebliche Erweiterung und 
damit Erweiterung des Personenkreises, was 
dann eben noch mal eine Vielzahl mehr an Per-
sonen bedeutet, und das ist das, was sie einfach 
sachlich aufgeschrieben hat, ohne dass da in dem 
Sinne - -  

Sie hat ja nicht geschrieben, wie viel das von den 
zusätzlich geförderten NGOs noch sind, sondern 
das sind ja erst mal nur die, die durch KfW und 
GIZ dann infrage kommen, also hauptsächlich 
GIZ. Und für mich ist da eigentlich dann nur die 
Entscheidung drin, dass wir sagen: Wir kümmern 
uns um die Ersten, und die anderen kommen 
dann danach. Also, ich würde da jetzt nicht - - 
Ich verstehe jetzt Ihren Punkt nicht. Also für 
mich - -  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay, dann herzlichen Dank, dass Sie mir da den 
Hinweis geben. - Das gibt mir die Gelegenheit, 
den nächsten Absatz vorzulesen, in dem drin-
steht:  

„Neu ankommende Anträge, die 
jenseits der Zweijahresfrist liegen, 
nehmen wir bis auf weiteres nur 
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entgegen und bearbeiten sie so-
weit möglich, leiten sie bis auf 
weiteres aber nicht (!) an AA und 
BMI weiter.“  

Sie stehen ja in dem Verteiler, an den das auch 
geht. Wie war denn das zu verstehen? Also: „Die 
Kanzlerin hat was entschieden, aber wir machen 
es einfach nicht“? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, diese Mail 
hat ja Frau Warning an den Staatssekretär ge-
schrieben, und da kann ich Ihnen jetzt wirklich 
nicht sagen, was sie da jetzt im Speziellen mit 
gemeint hat. Also, für uns war nur entscheidend 
gewesen: Die Kanzlerin hat den Kreis erweitert, 
also den Zeitraum erweitert, damit auch den 
Kreis, und es war völlig klar, dass die ersten zwei 
Jahre auf der Liste stehen. Das waren die Listen, 
die sozusagen auch an das BMI gegangen sind, 
und diese Erweiterungen wurden dann zum 
späteren Zeitpunkt bearbeitet. Es sind alle Orts-
kräfte, die berechtigt waren, inzwischen auch be-
arbeitet worden und geprüft worden; aber da war 
nach dem Thesenpapier dann ab dem 9. Septem-
ber sowieso wieder eine individuelle Überprü-
fung notwendig. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Mich interessiert schon dieser Zeitpunkt, in dem 
Jäger, Martin auch Ihnen eine E-Mail schreibt 
und dort eben sagt: Neu ankommende Anträge 
werden halt nicht bearbeitet und nicht weiter-
geleitet. - Wie konnte man das denn sonst verste-
hen als „Das, was die Kanzlerin sagt, machen wir 
jetzt einfach nicht“, oder? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, so haben 
wir das auch nicht praktiziert, sondern alle, die 
sozusagen antragsberechtigt waren, auch von 
2019 bis 2013, sind ja später bearbeitet worden, 
aber eben nicht vorrangig, sondern vorrangig sind 
die bearbeitet worden, die eben von 2021 bis 
2019 sozusagen in der Liste waren. Also, deshalb 
würde ich das nicht teilen, dass wir nicht das 
umgesetzt haben, was die Kanzlerin entschieden 
hat. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Sie haben das jetzt 
selbst so beantwortet. Aber wir sollten die Zeu-
gen auch nicht zu Schlussfolgerungen drängen, 
sondern offen fragen, wie sie es selbst gesehen 
haben. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
vielen Dank, Herr Vorsitzender. - Aber die Frage, 
die ja im Raum steht, ist: Wenn da eine Entschei-
dung getroffen wurde und dann sozusagen die 
Leitung des Hauses darüber informiert wird, wel-
che Folgen das hat, ist es ja schon interessant, 
wie dann die Auslegung in dem Haus zu diesem 
Zeitpunkt stattgefunden hat. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich habe auch 
nicht den Inhalt der Frage kritisiert, sondern nur 
die Form.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Richtig. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Deswegen würde mich doch halt wirklich inte-
ressieren, was denn, nachdem diese Mail Sie er-
reicht hat, veranlasst wurde. Also, gab es danach 
dann eine Reaktion auf diese Mail? Von dem 
Herrn Jäger die Mail meine ich. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Wir haben das 
vom Prinzip her umgesetzt, indem wir weiter erst 
mal die Listen, also von 2021 bis 2019, abgearbei-
tet haben und sozusagen die anderen dann da-
nach. Also, das sozusagen - - Wir haben die vor-
rangig - - Wir mussten ja eine Priorisierung vor-
nehmen und damit - und das hatte ich auch ein-
gangs gesagt - - Die, die noch als Ortskräfte tätig 
waren oder in den letzten zwei Jahren - - haben 
wir als mehr gefährdet angesehen als die ande-
ren.  

Deshalb: Die sind nicht verloren gegangen; die 
haben wir nach wie vor sozusagen gehabt. Wir 
haben die Listen nicht einfach nicht erstellt oder 
beiseitegetan, sondern nur unterschiedlich abge-
arbeitet. Und es ist ja auch eine Taskforce ein-
gerichtet worden, wo sozusagen alle abge- - ja, 
bearbeitet wurden, alle Fälle. Das kann ich nur 
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sagen. Also, alle Menschen, die berechtigt ge-
wesen sind, sind inzwischen auch bearbeitet 
worden.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Entschuldigung, vielleicht ist es auch spät und 
so. Aber was ich noch nicht verstehe, ist: Wenn 
man sagt: „Der Kreis wird räumlich verlängert, 
erweitert“, dann fragt man das doch ab. Also, ich 
finde, die Frau Professorin Warning hat das ja so 
schön aufgeführt, halt zu sagen: Dann wären so-
undso viele zusätzlich - - Und sie sagt ja auch: 
Soll ich die informieren? Sollen wir dem nach-
gehen? - Wurde das dann gemacht oder nicht? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das wurde 
selbstverständlich gemacht. Also über die GIZ, 
durch die Durchführung - - Also, alle, die wir de-
finiert haben - - Wir haben ja für uns den Begriff 
„Ortskräfte“ auch erweitert, also nicht - - Alle, 
die mit Wissen und Wollen sozusagen in Pakis-
tan - Entschuldigung; es ist doch schon spät -, in 
Afghanistan tätig waren - - haben wir sozusagen 
erweitert, diese Definition der Ortskräfte. Und 
die sozusagen sind durch ihre Organisation, in-
dem das sozusagen dann wieder an die Organi-
sation herangetreten war - - Und die waren ja Ar-
beitgeber für diese Menschen, und das ist dann 
weitergegeben worden, also ne? 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Genau. - Was ich auch noch nicht ganz verstan-
den habe, ist: Sie sagen ja: Das war ein anderes 
Prüfverfahren. Das haben wir bis zu einem gewis-
sen Punkt gemacht, und dann sind wir zu dem 
Prüfverfahren gekommen, wie wir es vorher ge-
macht haben. - Also, wo war denn das zeitliche 
Fenster, in dem dieser Switch beim Prüfverfah-
ren war, weil Sie sagen ja: „Die sind nicht ver-
loren gegangen; die haben dann nachher nur ein 
anderes Verfahren durchlaufen“? Und ich habe 
das, ehrlich, noch nicht verstanden, was der Un-
terschied war in diesen beiden Prüfverfahren. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Na ja, nicht dass 
es ein anderes Verfahren - - sondern wir sind mit 
dem Thesenpapier, mit dem 9. September - das 
war ein Beschluss sozusagen der Bundesregie-
rung insgesamt - wieder zurückgekehrt zur indi-
viduellen Gefährdungslage. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ah, 
jetzt dämmert es mir so ein bisschen. - Haben Sie 
denn dann auch die Bundesregierung und alle 
Personen darüber informiert, dass Sie aber zwi-
schenzeitlich das eine nicht umgesetzt haben in 
dem BMZ? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, die Listen 
gab es nur für diese zwei Jahre. Das war sozusa-
gen - - Und alle, die nachher die Erweiterung wa-
ren: Da war nachher dann automatisch wieder 
die individuelle Gefährdungslage. Das steht auch 
sozusagen in dem Thesenpapier drin. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Dann habe ich aber nicht verstanden, was denn 
der Herr Jäger dann eigentlich verhindert hat. 
War das dann letztlich egal, dass er das gemacht 
hat, weil es da eh nichts gab an Listen, was man 
hätte machen müssen? Also, mir leuchtet noch 
nicht ein, warum er dieses andere Verfahren 
gewählt hat, wenn Sie es jetzt so darstellen, als 
wenn das gar keinen Unterschied gemacht hätte. 
Oder habe ich da einen Denkfehler? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, ich komme 
jetzt da auch nicht mehr mit, aber vom Prinzip 
her war das für - - Also für mich sozusagen ist es 
klar. Vielleicht drücke ich mich da auch nicht 
klar genug aus. Also, es gab das Listenverfahren, 
was mit dem sogenannten Triggerbeschluss, mit 
dem 15. August in Kraft getreten ist. Das heißt, 
alle, die zu diesem Zeitpunkt in Afghanistan tätig 
waren diese zwei Jahre, die sozusagen kamen auf 
diese Listen. Das war ja sozusagen die Abfrage 
gewesen, und für die galt das Listenverfahren. 
Für alle anderen, die dann sozusagen erweitert 
wurden, da galt nachher wieder diese indivi-
duelle Betrachtungsweise. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich fürchte, Frau 
Kollegin - abgesehen davon, dass Sie deutlich am 
Ende der Zeit sind -, aber, dass wir das den Zeu-
gen Jäger fragen müssen. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
aber eine letzte Frage, wenn ich die noch stellen 
darf. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Bitte.  
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Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen herzlichen Dank, Herr Vorsitzender. - 
Können Sie mir denn sagen, ob der andere Teil, 
den Herr Jäger in seiner Mail geschrieben hat - 
gegebenenfalls Aufnahmezusagen wieder zurück-
zunehmen -, ob das erfolgte? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also alle, die 
eine Aufnahmezusage bekommen haben, die 
haben die erst mal formal bekommen, und dann 
sozusagen erfolgte ja auch eine Überprüfung. Das 
heißt, wir haben ja nicht sozusagen als BMZ ir-
gendwelche Visa erteilt usw. Das ist ja sozusagen 
im Nachhinein dann passiert. 

Die Überprüfung ist ja dann - - Das war ja Visa on 
Arrival gewesen. Also wenn sie dann in Deutsch-
land waren, fand ja die Überprüfung statt. Das 
konnten sie ja in diesem Zeitraum - - Wir wollten 
ja nur erst mal die Leute raushaben, die sozusa-
gen gefährdet waren, aber dann sozusagen die 
Überprüfung der einzelnen Personen - ob nach-
her am Ende eine wirkliche Aufnahme zum Tra-
gen kommt -, das ist ja erst im Nachhinein pas-
siert.  

Ich meine, es gab wenige Ausnahmen. Die haben 
keine Berechtigung bekommen, einfach weil sie 
die Sicherheitsüberprüfung nicht bestanden ha-
ben. Also, das ist ja im Nachhinein erst passiert. 
Das konnte man ja in diesem kurzen Zeitraum gar 
nicht erreichen. Also insofern - - Ich weiß nicht, 
ob das Ihre Frage beantwortet oder ein bisschen 
mehr Klarheit ins Dunkel bringt. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich glaube, weiter 
kommen wir heute nicht mehr. - Herr Abgeordne-
ter Frohnmaier.  

Markus Frohnmaier (AfD): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Ich hätte noch mal eine Frage im 
Bereich der Probleme mit der Korruption in 
Afghanistan. Sie hatten es selber vorhin ausge-
führt, dass in Afghanistan zu dieser Zeit die EZ 
konditionalisiert war, also an Bedingungen von 
deutscher Seite geknüpft. Und ein Hauptinstru-
ment der finanziellen Zusammenarbeit war der 
ARTF, und in einer Vorbereitung für den Staats-
sekretär Jäger vom 02.07.21, die Sie auch gebilligt 

haben, heißt es in Bezug auf die letzte Regie-
rungsverhandlung - MAT A BMZ-4.29 VS-NfD, 
Blatt 524; ich zitiere -: 

„… Bereitstellung weiterer 
70 Mio. Euro für den Afghanistan 
Reconstruction Trust Fund 
(ARTF) ist an Reformfortschritte 
der AFG Regierung geknüpft … 

Punkte von DEU Seite zur Men-
schenrechtlage, zu Korruptions-
bekämpfung und der besorgnis-
erregenden Schwächung der Fach-
ressorts innerhalb der afghani-
schen Regierung; Operative Pro-
bleme im Portfolio der bilateralen 
Zusammenarbeit wurden offen 
diskutiert.“ 

Ich wollte von Ihnen gerne wissen: Was waren 
denn die konkreten Auszahlungsbedingungen 
und die Reformerwartungen von deutscher Seite, 
und gab es da auch messbare Benchmarks? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ja, es gab diese 
Kriterien, die Sie ja genannt haben. Das waren 
Kriterien. Beim ARTF kamen die zum Tragen, 
und ich kann Ihnen sagen, dass es dann auch 
nicht zur vollständigen Auszahlung kam, wenn 
die afghanische Regierung - damals ja noch sozu-
sagen die Regierung unter Ghani - die Reformfort-
schritte, die wir erwartet haben, nicht erfüllt hat. 
Also, es gab die Situation, dass sozusagen nicht 
die volle Auszahlung erfolgte. 

Markus Frohnmaier (AfD): Und Ihre Wahrneh-
mung damals unter dieser Regierung: Gab es da 
glaubwürdige Fortschritte in der Korruptions-
bekämpfung? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Also, die ent-
sprechenden Vorbereitungen wurden natürlich 
getan. Also, ich meine, ansonsten hätte ja gar 
nichts ausgezahlt werden dürfen. Also, das 
wurde gemessen; da wurden Kriterien festgelegt. 
Also, ich kann Ihnen jetzt nicht den Projektfort-
schritt sagen, weil ich das sozusagen - - weil ich 
da so im Detail nicht drinsteckte. Aber ja, wir 
haben diese Kriterien festgelegt. Und ich kann 
Ihnen auch versichern, dass wir nicht nur ein-
mal, sondern - in Afghanistan gab es ja jährliche 
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Zusagen - dass wir jedes Jahr den ARTF auf den 
Prüfstand gestellt haben bzw. die Reformfort-
schritte und dass wir auch dann nicht alle Gelder 
zur Auszahlung gebracht haben. 

Markus Frohnmaier (AfD): Ist Ihnen da noch 
erinnerlich, welche operativen Probleme es im 
Portfolio gab? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Da kann ich 
mich jetzt nicht dran erinnern. 

Markus Frohnmaier (AfD): Okay. - Dann ein 
letzter Punkt. Da geht es um die sogenannten 
Sonderzahlungen für die Ortskräfte. Da liegt uns 
eine GIZ-interne Mail vor, aus der hervorgeht, 
dass es zwischen Ihnen und der Abteilungs-
leiterin einen Dissens gab - das ist die Unterlage 
MAT A GIZ-4.58 VS-NfD, Blatt 104 -:  

„Im BMZ ist zur Frage der Sonder-
zahlung … für die nationalen Mit-
arbeitenden in Afghanistan ein 
offener Machtkampf zwischen 
Frau AL Warning und Frau UAL 
Hammerschmidt ausgebrochen. 
Frau AL Warning stellt sich - trotz 
wiederholter und deutlicher Bera-
tung ihrer Linie - auf den Stand-
punkt, dass „diese Sonderzahlung 
tot sei“ … Frau AL Warning hat 
hierzu als vorbereitende Unterlage 
für das heutige Telefonat zwi-
schen Herrn StS Jäger und Ihnen 
ein Papier geschrieben, das sie - 
mit Verweis auf den kommenden 
Untersuchungsausschuss - Herrn 
StS Jäger nur händisch übergeben 
und nicht mit Frau UAL Hammer-
schmidt teilen wird. Herr StS 
Jäger scheint offen für die Position 
von Frau AL Warning zu sein.“ 

Mich interessiert hier insbesondere, ob es im 
BMZ Ihrer Kenntnis nach öfter vorkam, dass 
wichtige Unterlagen mit Verweis auf den kom-
menden Untersuchungsausschuss nur händisch 
übergeben worden sind. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das, was Sie da 
vorgelesen haben, ist mir komplett neu. Das habe 

ich noch nie gehört, also wusste ich auch nicht. 
Mehr kann ich dazu nicht sagen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich möchte Sie 
noch mal darauf aufmerksam machen, dass Sie 
das Recht haben, das einzusehen, wenn Sie sich 
dazu äußern. 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Ja, vielen Dank. - 
Ich bin da, ehrlich gesagt, ein bisschen überfragt. 
Also, mir ist das neu und, ja - - Also, zu den Son-
derzahlungen haben wir viele, viele Diskussio-
nen gehabt, und für uns sozusagen war klar, 
dass - - Also, ich würde das hier - - „Offener 
Machtkampf“ usw., das finde ich auch, ehrlich 
gesagt, übertrieben, also - - Frau Warning und 
ich, wir haben ein gutes Verhältnis gehabt, und 
wir haben Dinge - das kann man mit Frau War-
ning - sehr outspoken ausgesprochen, und dann 
war aber auch gut. Also insofern: Von „Macht-
kampf“ würde ich da überhaupt nicht sprechen. 
Das finde ich auch, ehrlich gesagt, völlig über-
zogen und unangemessen. 

Markus Frohnmaier (AfD): Danke. - Ich hatte ja 
bemerkt, dass es mir tatsächlich jetzt nicht um 
die Frage eines offenes Machtkampfes ging, son-
dern tatsächlich eher um die Praxis im Hause, ob 
hier wichtige Leitungsunterlagen mit Verweis auf 
den Untersuchungsausschuss dann nur händisch 
übergeben worden sind. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Sind mir nicht 
bekannt. 

Markus Frohnmaier (AfD): Vielen Dank. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechseln 
wir noch ein letztes Mal: zur FDP. Herr Kollege 
Heidt. 

Peter Heidt (FDP): Vielen Dank. - Ich muss mal 
am Anfang eine ganz kleine rhetorische Frage 
stellen. Die Afghanistan-Referate, sitzen die in 
Berlin, oder sitzen die in Bonn? 
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Zeugin Gisela Hammerschmidt: Die sitzen in 
Berlin. 

Peter Heidt (FDP): Okay. Habe ich mir fast ge-
dacht. - Sie haben ja dann im Juni eben überlegt: 
Wir brauchen vielleicht noch mehr Personal. 
Und gemäß MAT A BMZ-4.38 VS-NfD, Blatt 151, 
haben Sie bzw. eines Ihrer Referate Mitte Juni 
Unterstützungskräfte bei Ihrer Verwaltung des 
BMZ beantragt. Können Sie sich daran erinnern, 
und wissen Sie noch, wie viel Aushilfskräfte Sie 
damals beantragt haben? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das kann ich 
nicht genau beantworten, aber wenn man ahnt, 
dass mehr zu tun ist. Und es war ja sozusagen 
absehbar, dass wir wahrscheinlich mehr Arbeit 
bekommen mit den individuellen Anfragen, und 
da gab es auch eine Übersicht - Frau Warning 
wollte das seinerzeit von uns haben -: Wie lange 
braucht es dann von der Beantragung, und wel-
che Arbeitsschritte müssen bei uns erledigt wer-
den? - Dass man gesagt hat: Also einen Antrag zu 
bearbeiten, sind acht Stunden, also ein voller Ar-
beitstag sozusagen. Und das haben wir einfach so 
hochgerechnet und haben gesagt: Also, wenn die 
Situation in Afghanistan sich verschärft, werden 
wir mit Sicherheit mehr Gefährdungsanzeigen 
bekommen, und das bedeutet auch, dass, wenn 
wir dem ordentlich nachkommen wollen, wir 
dann auch mehr Personal brauchen. Das war 
sozusagen der Hintergrund, und dann haben wir 
da entsprechend reagiert.  

Und dann später, als sich die Situation gen 
15. August zugespitzte, haben wir ja noch mal 
eine Art Hilferuf - - Da gibt es ja diese E-Mail von 
Herrn Fischer, die Sie, glaube ich, auch schon 
häufiger zitiert haben, wo dann durch Staats-
sekretär Jäger entschieden wurde, diese Taskforce 
einzurichten, damit wir vorbereitet sind. Und am 
12. August ist da schon eine Ausschreibung ins 
Haus gegangen, wo Jäger dann gesagt hat: Bis zu 
20 Personen sollen - - Wenn dieser Worst Case 
eintritt - da haben wir noch nicht gewusst, dass 
es drei Tage später der Fall sein wird -, müssen 
wir vorbereitet sein, damit wir dann der Flut der 
gegebenenfalls ankommenden Gefährdungsanzei-
gen Herr werden und die Fragen auch entspre-
chend beantworten können. - Also, es wurde ein 

Postfach eingerichtet, wo Ortskräfte auch Fragen 
stellen konnten, die dann beantwortet werden. 
24/7 waren diese Stellen besetzt gewesen. Und 
das waren nachher bis zu 20 Leute gewesen. 

Peter Heidt (FDP): Sie brauchten diese Kräfte für 
das Ortskräfteverfahren? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Richtig. 

Peter Heidt (FDP): Das ist ja jetzt - - Ich zitiere 
aber aus Juni, dieser Beginn. Das Ende haben Sie 
jetzt gerade beschrieben, aber bis dorthin: Wissen 
Sie noch, wie der Prozess zur Einstellung der 
Aushilfskräfte ablief? 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Das waren keine 
Aushilfskräfte, sondern also - - Die, die in der 
Taskforce waren, das waren BMZ-Mitarbeiter. Da 
war ein Aufruf gewesen, und - - haben gesagt: 
Kollegen - - Wir haben auch eine Art Mittags-
gespräch gemacht, wo wir gesagt haben: „Wie 
verändert sich die Situation in Afghanistan?“, ha-
ben also das Haus informiert, unsere Kolleginnen 
und Kollegen, und haben gesagt: „Wer unter-
stützt uns?“ Und dann waren Kolleginnen und 
Kollegen abgeordnet, manche für drei Wochen, 
manche für drei Monate. Also, die konnten sich 
freiwillig melden, um dann entsprechend da 
sozusagen zu reagieren. Aber das war im Juni 
noch nicht, sondern die Taskforce für die Orts-
kräfte. 

Peter Heidt (FDP): Ich gebe Ihnen das jetzt mal, 
dass Sie das vielleicht nur noch mal ein bisschen 
genauer aufdröseln.  

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Sie haben völlig recht: Am Schluss diese 
Taskforce, das waren Mitarbeiter. Aber im Juni 
ging es um Aushilfskräfte - AHK Afghanistan. 
Und hier gibt es diese E-Mail dann vom 
5. August, die Sie an die Frau Professorin War-
ning geschickt haben, und da kommentieren Sie 
mit den Worten: … bei diesem Tempo keine gute 
Figur als BMZ abgeben werden. - Deshalb würde 
ich gern noch mal Sie bitten, dass Sie vielleicht 
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auch noch mal hier fürs Protokoll erklären, wo-
rum es damals ging, nämlich um Aushilfskräfte, 
und wie dieser Ablauf gewesen ist. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: Genau, also Aus-
hilfskräfte. Da kann man sehen: Ich habe immer 
deutliche oder klare Worte geführt. Ich bin wenig 
diplomatisch.  

Ja, vom Prinzip her sozusagen Aushilfskräfte. Das 
BMZ hat einen Aushilfskräftetitel, und für einen 
bestimmten Zeitraum, für eine Sonderaufgabe, 
die man sieht, kann man dann einen Antrag stel-
len, wo man dann diese Aufgabe genau beschrei-
ben muss. Diese Aushilfskräfte können bis zu 
zwei Jahre dann in einem bestimmten Bereich 
tätig sein. Und da aufgrund der Mail von Herrn 
Fischer, die er mir geschickt hat und sagt: „Das 
wird sich entwickeln“, haben wir dann sozusa-
gen diesen Antrag gestellt und brauchten dazu 
aber erst die Billigung von unserer Abteilungslei-
tung, dass sie diesen Antrag auch mit unterstützt, 
wenn wir damit an die Verwaltung rangehen und 
sagen: Hier, wir brauchen dafür, was absehbar ist, 
für diese Aufgabe zusätzliches Personal. - Und da 
gibt es dann auch ein besonderes Auswahlverfah-
ren nur für Aushilfskräfte, die dann eben nach 
diesem Zeitraum, ob es ein Jahr ist oder bis zu 
zwei Jahre ist, dann auch wieder das BMZ verlas-
sen.  

Peter Heidt (FDP): Ich entnehme dieser E-Mail, 
dass aber diese Aushilfskräfte, obwohl es im Juni 
beantragt worden ist, wohl erst - hier steht - nicht 
vor Ende des Jahres eine Einstellung bekommen. 
Also, über dieses AHK-Verfahren hätten Sie 
keinen Erfolg gehabt, weil erst Ende des Jahres 
eingestellt worden wäre. 

Zeugin Gisela Hammerschmidt: So ist das bei 
AHKs manchmal. 

Peter Heidt (FDP): Ist immer schön, wenn es eine 
Notlage ist, dass man dann die Bürokratie ein-
hält. - Vielen Dank. Ich habe dann auch keine 
Fragen mehr.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann sind wir am 
Ende der heutigen Befragung angekommen. Ich 
bedanke mich bei Ihnen auch für die Kondition, 

und will sagen, dass die Befragung formell erst 
abgeschlossen ist, wenn der Ausschuss es festge-
stellt hat. Sie haben 14 Tage Zeit, gegebenenfalls 
Fehler im Protokoll zu korrigieren. Alles Gute für 
Sie! 

Allen anderen teile ich mit, dass Sie besonders 
große Vorfreude haben können; denn es dauert 
bis zur nächsten Sitzung etwas länger. Die 
nächste öffentliche Beweisaufnahmesitzung ist 
am Donnerstag, den 16. Mai 2024, ab 12 Uhr.  

Ich schließe unsere Sitzung um 0.03 Uhr und 
bedanke mich bei allen für diesen doch sehr 
erfolgreichen Vernehmungstag heute. 

(Beifall) 

(Schluss: 0.03 Uhr) 

 


